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Hampelmann

Oh du, mein Hampelmann,

mein Hampelmann, mein Hampelmann,

oh du, mein Hampelmann,

mein Hampelmann bist du.

So lauten die Worte eines volkstümlichen Kinderliedes. Gemeint ist
eine durch Fäden in ihren Gelenken verknüpfte Puppe, die, an die Wand
an einen Nagel oder Haken gehängt, mithilfe einer Fadenverlängerung zu
hampelnden und spreizenden Bewegungen manipuliert werden kann. Dabei
erweckt sie nicht selten durch entsprechend geschickte Handhabung den
Eindruck eines tanzenden und hüpfenden Narren oder Clowns.

Wird nun die Manipulation geschickt genug verborgen, wird die
Aufmerksamkeit des Betrachters oder zufälligen Beobachters wesentlich
durch den Eindruck einer sich frei bewegenden Figur an der Wand
bestimmt. Nicht zuletzt ist es eine latente Orientierungsnot, die den
Menschen dazu veranlaßt, Dinge und Verhältnisse anders zu sehen als
sie es tatsächlich sind. So etwas prädestiniert schlußendlich die
Aufmerksamkeit im allgemeinen und manchmal auch im besonderen für
Täuschungen und Selbsttäuschung.

Dabei ist der Hampelmann in seiner Funktion naturgemäß noch leicht zu
durchschauen und für jedermann an seinem Zugfaden zu erkennen. Viel
schwieriger wird es jedoch bereits, wenn statt eines Fadens ein
Gebäude an der ins Auge gefaßten Figur hängt wie beispielsweise ein
Weißes Haus.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. März 2019
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KOHLEALARM/580: Klimakampf und Kohlefront - Lausitzer Intitiative marschiert mit ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 19. März 2019

Lausitzer nehmen an kohlekritischem Sternmarsch im Rheinland teil



Cottbus, 19.03.2019. Am Sonnabend nimmt eine Delegation von Lausitzer
Bürgerinitiativen am Sternmarsch der Dörfer im Tagebaugebiet Garzweiler
(Nordrhein-Westfalen) teil. Die Fahrt ins Rheinland wird von der
Umweltgruppe Cottbus der GRÜNEN LIGA organisiert.

"Der Lausitzer Widerstand gegen neue Tagebaue hat sich über zehn Jahre bei
einem Sternmarsch der vom Tagebau Jänschwalde-Nord bedrohten Dörfer
getroffen - jetzt sind Atterwasch, Kerkwitz und Grabko gerettet. Wenn nun
erstmals im Rheinland ein Sternmarsch der Dörfer stattfindet, darf eine
Delegation aus der Lausitz nicht fehlen." sagt René Schuster von der GRÜNEN
LIGA.

Um am Sternmarsch teilzunehmen, beginnt die Fahrt aus der Lausitz bereits
gegen vier Uhr morgens in Cottbus.

Am 23. März organisiert das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" einen Sternmarsch
der vom Tagebau Garzweiler betroffenen Dörfer, deren Umsiedlung teilweise
bereits begonnen wurde.

Bereits seit 2006 haben sich die Initiativen der Tagebaubetroffenen beider
Reviere immer wieder gegenseitig besucht und sich bei Menschenketten,
Kundgebungen und Tagungen unterstützt. So hatte im Herbst 2016 eine
Lausitzer Delegation in Kuckum einen typischen Lausitzer Apfelbaum
("Gubener Warraschke") gepflanzt und dafür eine rheinische Apfelsorte
("rheinische Schafsnase") mit nach Proschim genommen.

Allerdings müssen sich die Lausitzer Aktiven am Sonnabend aufteilen: In
Berlin diskutiert die Bundesmitgliederversammlung der GRÜNEN LIGA
zeitgleich neben anderen Themen ebenfalls den Stand der Braunkohlepolitik
in Deutschand.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.03.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/579: Klimakampf und Kohlefront - öffentlicher Appell ignoriert ... (LoB)


Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" - 17. März
2019

Stommelner Appell: LoB wartet auf Antwort



Offensichtlich ignoriert Ministerpräsident Laschet ein Anliegen vieler
Bürger im rheinischen Braunkohlerevier. Das Aktionsbündnis Stommelner
Bürger "Leben ohne Braunkohle" (LoB) hatte bereits im Januar einen offenen
Brief an Ministerpräsident Laschet gesendet und wartet bisher vergeblich
auf Antwort. Mit dem Brief war der sogenannte Stommelner Appell mit den
Unterschriften von über 600 Bürgern und mit Unterstützung zahlreicher
Gruppierungen übersendet worden.[1]

Mit Hinweis auf Vereinbarungen im Koalitionsvertrag wird der
Ministerpräsident darin aufgefordert, sich der Problematik der Folgeschäden
des Braunkohleabbaus anzunehmen.

Auslöser des Stommelner Appells war ein Informationsabend des
Aktionsbündnis mit dem Titel: "Die Spätfolgen der Braunkohle - Wer zahlt
die Zeche?"

Dabei wurde darüber informiert, dass der Braunkohleabbau neben den
aktuellen Problemen auch in Zukunft nach seinem Ende ungeklärte Risiken
schafft.

Dazu zählen neben den nicht reparablen Landschaftsschäden und weiter
auftretenden Bergschäden auch die drohende Schädigung und der weitere
Verlust von Millionen Kubikmetern wertvollen Grundwassers

Um Schaden von der Umwelt abzuwehren wird es unumgänglich sein, auch nach
Tagebauende dauerhaft Sümpfungen aufrechtzuerhalten, um zu vermeiden, dass
Schadstoffe die jahrzehntelang in ausgekohlten Tagebauen deponiert wurden,
in das wieder ansteigende Grundwasser gelangen.

Bisher existiert weder für die Beseitigung von Bergschäden noch für den
Schutz des Grundwassers eine Regelung.

Angesicht der Tatsache, dass der Bergbaubetreiber hohe Entschädigungssummen
für sein vorzeitiges Ende verlangt, fordert das Aktionsbündnis, dass hier
eine Gegenrechnung aufgemacht werden muss , um die verursachten Schäden
auszugleichen

Während im Bereich des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier nicht. Um die Folgekosten für Mensch und
Umwelt nicht auf unsere Kinder und Enkel abzuwälzen, ist es an der Zeit,
den Verursacher dafür jetzt in die Pflicht zu nehmen.

Deshalb hatte das Aktionsbündnis Herrn Laschet und seine Landesregierung in
dem Brief gefragt:

"Welche Vorkehrungen treffen Sie, um Schäden von den Betroffenen jetzt und
in Zukunft abzuwenden?"

Da bisher keine Antwort aus Düsseldorf vorliegt, hat das Aktionsbündnis
seinen Appell nun auch online gestellt. Jetzt können auch bundesweit Bürger
den Appell unterstützen [2].

 * 


Stommelner Appell 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

der Braunkohletagebau hinterlässt schon seit Jahrzehnten großflächige,
nicht wiederherstellbare Schäden. Dazu gehören neben nur unzulänglich
reparablen Landschaftsschäden und Bergschäden durch Bodenabsenkungen
auch die Gefährdung des nun wiederansteigenden Grundwassers durch
Altlasten wie Kraftwerksaschen, Restmüll, Munitionsrückstände etc.
Diese seit mehr als fünfzig Jahren teilweise nicht sachgerecht
gesicherten Rückstände stellen eine permanente Gefahr für die
kommenden Jahrzehnte dar.

Wer für diese Schäden in Zukunft - auch nach dem Ende des
Braunkohleabbaus - aufkommt, ist völlig ungeklärt. Während im Bereich
des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier bisher nicht. In Ihrer
Koalitionsvereinbarung von 2017 heißt es unter anderem: "Wir wollen
die Rechte aller Bergbaubetroffenen schützen." Um auch die
nachfolgenden Generationen - also unsere Kinder und Enkel - vor
unübersehbaren Belastungen wenigstens finanziell zu schützen, fordern
wir folgende Maßnahmen,


	Möglichst lückenlose Erfassung aller deponierten Altlasten

	Sanierung aller Deponien, die das Grundwasser potentiell gefährden können

	Verpflichtung des Bergbaubetreibers, alle dafür erforderlichen Maßnahmen umzusetzen

	Einrichtung eines Fonds, vergleichbar der RAG-Stiftung im Steinkohlebergbau, um die Ewigkeitslasten zu kompensieren.



Herr Ministerpräsident wir appellieren an Sie, nehmen Sie sich
persönlich des Problems an.

Mit freundlichen Grüßen

Unterzeichner:

Name Adresse Unterschrift


Link zum Appell

https://weact.campact.de/petitions/stommelner-appell-folgen-des-braunkohletagebaus-transparent-machen


Anmerkung:

[1] siehe im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / Umwelt → Brennpunkt →

KOHLEALARM/540: Klimakampf und Kohlefront - Finanzierungsversicherung ... (LoB)

 * 

Quelle:

Presseinformation, Stommeln 17.03.2019

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"
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KOHLEALARM/578: Klimakampf und Kohlefront - Kirche an die Front ... (Antje Grothus)


GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG - 18. März 2019

"Die Kirche(n) im Dorf lassen"

Unterschriftenaktion zum Schutz bedrohter Dörfer und deren
Bewohner*innen adressiert an die Katholische Kirche



Erkelenz / Kerpen, 18.03.2019. Auch über ein Jahr nach der Zerstörung des
Immerather Doms sind die erschütternden Bilder vom Abriss der Kirche
unvergessen. Schaufelradbagger des Tagebaus Garzweiler fressen sich weiter
mit großer Eile insbesondere auf noch bewohnte Ortschaften zu.

RWE schafft in den Dörfern, die der Energiekonzern für die Kohleförderung
vernichten will, ungehindert weiter Fakten, obwohl die Kohlekommission der
Bundesregierung ihre Empfehlungen vorgelegt hat und die Regierung im Laufe
des Jahres 2019 die für den Ausstieg notwendigen Rahmenbedingungen
beschließen wird. Der Erhalt sieben weiterer Ortschaften und ihrer fünf
Kirchengebäude am Rande der Tagebaue Garzweiler und Hambach (Keyenberg,
Kuckum, Berverath, Ober- und Unterwestrich sowie Morschenich und Manheim)
ist mit dieser Empfehlung gut möglich und zur Vermeidung sozialer und
wirtschaftlicher Härten unabdingbar.

Der katholischen Kirche kommt dabei eine Schlüsselrolle zu: Weigert sie
sich, ihre Gotteshäuser zu veräußern, zu entwidmen und damit zum Abriss
frei zu geben und lässt sie sich gegebenenfalls auf ein
Enteignungsverfahren ein, könnte sie die Zerstörung der betroffenen Kirchen
und Dörfer aufgrund des beschlossenen Kohleausstieges höchstwahrscheinlich
ganz verhindern.

Auf Initiative von Bewohner*innen der betroffenen Dörfer und mit
Unterstützung des Katholikenrats der Region Düren, des Diözesanrats im
Bistum Aachen, der Initiative "Kreativ gegen Kohle" sowie engagierter
Einzelpersonen wurde deshalb ein Appell an die Verantwortlichen der
katholischen Kirche, stellvertretend an die Bischöfe Dr. Dieser und Dr.
Wölki, verfasst. "Es ist höchste Zeit, dass die katholische Kirche sich
schützend vor die betroffenen Anwohner*innen stellt", meint Antje Grothus:
"Immer größer wird die Zahl der Menschen, die entsetzt reagieren, wenn sie
begreifen, in welchem Ausmaß der Braunkohle-Abbau mitten in NRW die Umwelt,
die Kultur und das Herz der Heimat bedroht und zerstört - und welche Rolle
die Bistümer Aachen und Köln und die betroffenen Pfarreien dabei spielen."
Unterstützt wird die Unterschriftenaktion, die in der Bevölkerung auf
großen Zuspruch stößt, mittlerweile auch vom Katholikenrat der Bistumsregion
Mönchengladbach und dem Institut für Theologie und Politik (ITP) aus
Münster.

Der Appell ist keine Online-Petition mit großen Unterschriftenzahlen, doch
hinter jeder der inzwischen fast dreitausend in Handarbeit gesammelten
Unterschriften steht ein persönliches Gespräch, stehen persönliche
Geschichten und Erinnerungen.

Leider sind bis jetzt weder der Bischof von Aachen noch der Erzbischof von
Köln bereit, diese Unterschriften persönlich entgegenzunehmen und sich mit
der Betroffenheit der Menschen aus den Dörfern in einem Gespräch
auseinanderzusetzen.

"Schon als kleines Kind hatte ich das Gefühl, in meiner Keyenberger Kirche
an einem besonderen Ort zu sein", sagt Ingo Bajerke, engagierter Katholik
und Lektor aus Keyenberg. "Wenn mich Sorgen plagen, setze ich mich in die
Kirche und finde dort meine Ruhe. Das Gefühl, an einer Stelle zu sein, die
schon Menschen vor 1300 Jahren aufgesucht haben, um auch um Hilfe zu
bitten, macht mich ehrfürchtig. Diesen Seelenort zu verlieren, ist für mich
unvorstellbar und ich bete, dass es nicht dazu kommen mag."

Die Menschen aus den Dörfern und Kirchengemeinden, die ihr Zuhause erhalten
möchten, fordern die katholische Kirche auf, das jahrzehntelange Schweigen
zugunsten des Braunkohlekonzerns RWE endlich zu beenden und sich auch um
die Schicksale der tagebaubetroffenen Anwohner*innen zu kümmern.

Alle sind eingeladen, diese Aktion zu unterstützen und sich am 23.03.2019
beim Sternmarsch "Alle Dörfer bleiben" ein eigenes Bild über die Lage in den
Dörfern zu machen. Selbstverständlich werden auch an diesem Tag weitere
Unterschriften gesammelt.


Weitere Informationen sowie die Unterschriftenlisten mit dem
Original-Appell an die Kirchen-Verantwortlichen finden Sie unter:

http://verheizte-heimat.de/2018/07/08/unterschriftenaktion-die-kirchen-im-dorf-lassen-findet-grossen-zuspruch-mit-listen-zum-download/

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 18.03.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/577: Klimakampf und Kohlefront - Sternmarsch gegen fortgesetzten Kohleabbau ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir 

Gemeinsame Pressemitteilung zum Sternmarsch am 23. März 2019

Unsere Zukunftsperspektive: Alle Dörfer und Hambacher Wald bleiben!



Nach der Empfehlung der Kohlekommission ist die Rettung der bedrohten
Dörfer und des Hambacher Waldes nicht nur wünschenswert und möglich - sie
ist notwendig. Mit dem von der Kommission vorgeschlagenen Einstieg in den
Kohleausstieg werden zusätzlich zur bereits umgesetzten
Sicherheitsreserve weitere Kapazitäten an Braunkohlestrom aus dem Markt
genommen, so dass eine deutliche Verkleinerung der Tagebaue Hambach und
Garzweiler wirtschaftlich und ökologisch konsequent ist.
RWE forciert aktuell Umsiedlungen und zerstört bestehende Dörfer. Wer jetzt
noch so handelt, wer jetzt noch Natur und Lebensraum verheizt, der ist
nicht an der Zukunft unserer Gesellschaft, unserer Kinder und Enkel und
erst recht nicht an der Zukunft unserer Erde mit all ihren Geschöpfen
interessiert.

Für den Hambacher Wald haben sich hunderttausende Menschen engagiert. Der
Hambi bewegt ganz Deutschland und weit darüber hinaus - längst ist der Wald
zu einem Symbol für die stark wachsende Klimabewegung geworden. Aber noch
ist der Wald nicht endgültig gerettet. Und die bedrohten Dörfer benötigen
die gleiche Aufmerksamkeit und unsere Unterstützung - bleiben sie, dann ist
das ein gutes Zeichen für das Klima und für unsere Zukunft. Fallen sie,
dann hat sich das alte, graue, zerstörerische System durchgesetzt.

Angesichts der verstörenden Botschaften aus der Landespoltiik sagen wir in
aller Klarheit: Dörfer und Wald lassen sich nicht spalten! Wenn wir
Menschen überleben wollen, dann muss das Klima und damit alle Dörfer und
der Wald gerettet werden. Wir erwarten seitens der Landesregierung endlich
klare Botschaften:


	Sofortiger Stopp aller Abriss- und Rodungsarbeiten

	Auf Wunsch von Betroffenen sofortiges Aussetzen von Umsiedlungsverhandlungen (Enteignungsverfahren und Umsiedlungsverhandlungen für Bleibewillige)

	Echte Beteiligung der Betroffenen und der Zivilgesellschaft insgesamt an der Entwicklung der neuen Leitentscheidung mit flexiblen Optionen

	Stillhalteabkommen Hambacher Wald: Verzicht auf Räumungen und damit Rodungen

	Verpflichtung des Bergbaubetreibers auch nach dem Ende des Abbaus für alle Folgeschäden aufzukommen.



Dafür zeigen wir am 23. März als HAMBI-SOLI-STERNSCHWEIF unsere Solidarität
und laden alle UnterstützerInnen ein mitzumachen.


Startpunkt Immerath

14 Uhr Versammeln und Beginn der Auftaktkundgebung an den
Domfundamenten

15 Uhr Start der gut 5 Kilometer langen Demostrecke nach Keyenberg

Auf der Auftaktkundgebung sprechen Menschen aus Immerath, der Region sowie
Menschen aus unterschiedlichen Akteursgruppen der Klimabewegung rund um den
Hambi.

Wir empfehlen ein Lunchpaket und ausreichend zu Trinken.




Die UnterzeichnerInnen der Pressemitteilung:

Alle Dörfer Bleiben / Aktionsbündnis "Stop Westcastor" / AntiAtom Bonn /
BUND NRW / BUND Rhein-Erft / Bundjugend NRW / Dachverband Kritische
Aktionärinnen und Aktionäre / Das Gelbe Band / Die Grünen Rhein-Erft / DIE
LINKE. Rhein-Erft / FKU e.V. / Ev. Gemeinde Düren / Fossil Free Aachen /
Fossil Free Hochsauerland / Fridays for Future Aachen / HambiCamp 2.0 /
Hambi-Support Aachen / Hambi-Support München / Initiative 3 Rosen e.V. /
Initiative Buirer für Buir /
Katholikenrat der Region Düren / Kirchenkreis Jülich / Klimaforum Detmold /
Leben ohne Braunkohle / NABU Kreisverband Düren / pax christi Gruppe
Erftstadt / P.R.O.e.V. (REGIOOEL) / Regionalratsfraktion DIE LINKE.

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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TREFF/1345: Frankfurt - "Europa-Salon", Claus Leggewie, "Europa zuerst! Eine Unabhängigkeitserklärung", 02.04.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im April 2019

Di 02.04., 19.30 h

Pulse of Europe mit Claus Leggewie

Gastveranstaltung!

In der Reihe "Europa-Salon"



Europas Wahljahr gemeinsam prägen

Es steht viel auf dem Spiel bei der Europawahl im Mai: In vielen
Ländern wächst der Druck durch Rechtspopulisten - der Brexit ist ein
prominentes Beispiel hierfür. Doch statt entsetzt zuzusehen, wie die
Europäische Union ausgehöhlt wird, können und müssen die
proeuropäischen Bürger die Gestaltung "ihres" Europas selbst in die
Hand nehmen. Basisdemokratisch, kosmopolitisch, bürgernah und sozial
gerecht werde die Gemeinschaft daher in Zukunft sein, prognostiziert
der Politikwissenschaftler Claus Leggewie in seinem Buch "Europa
zuerst! Eine Unabhängigkeitserklärung" (Ullstein). Wie das konkret
aussehen kann, stellt er an diesem Abend vor und diskutiert die Ideen
mit einem Moderator der Bürgerinitiative "Pulse of Europe" und dem
Publikum. In jedem Fall sollten Zukunftsvisionen die europäische
Gesellschaft mehr beschäftigen als Horrorfantasien, fordert Leggewie.
Perfektes Motto für das Wahljahr.

Der Eintritt ist nach Anmeldung im Kartenshop des Literaturhauses
frei. Spenden für den Veranstalter Pulse of Europe sind erwünscht.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im April 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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VORTRAG/8448: Bad Münstereifel - Astronomische Vorträge 2019 - 03.04.-23.10.2019


Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 19.03.2019

Astronomische Vorträge 2019 in Bad Münstereifel



Am 3. und am 24. April 2019 findet die ersten beiden Vorträge der
diesjährigen Astronomie-Reihe in Bad Münstereifel statt, die vom
Max-Planck-Institut für Radioastronomie (MPIfR) gemeinsam mit der
Kurverwaltung und der Stadt Bad Münstereifel veranstaltet wird.

Bis zum November 2019 sind es insgesamt acht Vorträge zu unterschiedlichen
astronomischen Themen an, von der Erforschung Schwarzer Löcher bis zu
großflächigen Kartierungen des Himmels bei Radiowellenlängen.

Wir möchten Sie einladen, die Gelegenheit für Fragen an die Referenten zu
nutzen, oder vielleicht auch zum 100-m-Radioteleskop bei Effelsberg zu
fahren, um das immer noch größte Radioteleskop Europas aus der Nähe zu
sehen.

Das Max-Planck-Institut für Radioastronomie bietet seit einer Reihe von
Jahren in Zusammenarbeit mit der Kurverwaltung/Tourist-Information eine
öffentliche Vortragsreihe in Bad Münstereifel an. Die Vorträge finden
zwischen April und November einmal pro Monat jeweils an einem Mittwoch
(meist der 1. Mittwoch im Monat), statt und beginnen um 19:30 Uhr.

Die Vorträge werden im Rats- und Bürgersaal im 1. Stock des Rathauses von
Bad Münstereifel (Marktstraße 15) durchgeführt.

Der Eintritt zu den Vorträgen ist frei.

Das Programm für 2019 umfasst eine Vielzahl von unterschiedlichen Themen,
die von der Beteiligung des 100-m-Teleskops am Projekt Insight (Landung
einer Raumsonde auf dem Mars) bis zur Erforschung der Zentralquelle
unserer Milchstraße mit der Bezeichnung Sagittarius A* reichen. Es wird um
das große Teleskopnetzwerk ALMA in Chile gehen, um den Einsatz des
Satelliten e-ROSITA bei der Erforschung des Himmels in
Röntgenwellenlängen, sowie um neue Offensiven bei SETI, der Suche nach
möglicher extraterrestrischer Intelligenz. Ein weiterer Vortrag
beschäftigt sich damit, wie man ein Bild der unmittelbaren Umgebung eines
Schwarzen Lochs erhalten kann. Der Einführungsvortrag zum diesjährigen
Programm am Mittwoch, 3. April, gibt einen Überblick über aktuelle
Forschung am Max-Planck-Institut für Radioastronomie.

Neben den Themenvorträgen in Bad Münstereifel finden ab 2. April auch
wiederum Vorträge für Besuchergruppen in einem Pavillon in direkter
Sichtweite des 100-m-Radioteleskops statt. Sie werden von dienstags bis
samstags für Besuchergruppen ab acht Personen durchgeführt (Anmeldung
unter 02257-301101, Mo-Fr vormittags). Vom Besucherpavillon aus führt ein
Zugangsweg zum Aussichtsplateau unmittelbar vor dem großen Teleskopspiegel
von 100 Metern Durchmesser sowie über einen kurzen Waldpfad bis zum
zweiten Radioteleskop vor Ort, der Effelsberg-Station des europäischen
LOFAR-Teleskopnetzwerks.

Die Eröffnung der diesjährigen Vortragssaison findet bereits am Wochenende
davor, am Samstag, 30. März, statt. Anlässlich des bundesweiten
Astronomietags 2019 wird es von 10:00 Uhr bis 17:00 Uhr ein Programm mit
sechs astronomischen Themenvorträgen im Besucherpavillon des
Radioteleskops geben.


Vortragsprogramm Bad Münstereifel 2019

3. April 2019 

Dr. Norbert Junkes:

Von der Nachbarschaft der Sonne bis zu fernen Galaxien - Aktuelle Forschung
am MPIfR

24. April 2019 

Dr.-Ing. Reinhard Keller:

Insight: Ein 'Rocket Girl' in Effelsberg

29. Mai 2019 

Priv.-Doz. Dr. Silke Britzen:

Schwarze Löcher - das erste Bild

10. Juli 2019 

Dr. Gunther Witzel:

Sagittarius A*: wie füttert man das Schwarze Loch?

7. August 2019 

Priv.-Doz. Dr. Rainer Mauersberger: 

ALMA - In der Atacamawüste auf der Suche nach unseren kosmischen Ursprüngen

4. September 2019 

Priv.-Doz. Dr. Jürgen Kerp: 

e-ROSITA: ein Satellit zur Kartierung des Röntgenhimmels

2. Oktober 2019 

Prof. Dr. Karl M. Menten: 

SETI, die Suche nach extraterrestrischer Intelligenz: altes Thema, neue
Offensiven

23. Oktober 2019 

Dr. Wolfgang Reich:

Kartierungen des Radiohimmels


Weitere Informationen unter:

https://www.mpifr-bonn.mpg.de/mitteilungen/2019/4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1664

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Radioastronomie, 19.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





AFRIKA/252: Somalia - Zivile Opfer durch US-Drohnen- und Luftangriffe


Amnesty International - 20. März 2019

Somalia: Zivile Opfer durch US-Drohnen- und Luftangriffe



Der neue Amnesty-Bericht "The Hidden US War in Somalia" dokumentiert die
Tötung von 14 Zivilpersonen bei fünf Luftangriffen, die Amnesty
beispielhaft genauer untersucht hat. Diese Angriffe stehen unter dem
Verdacht, gegen das humanitäre Völkerrecht verstoßen zu haben. Die
Militärschläge in Somalia haben sich unter Präsident Trump verdreifacht.
Amnesty fordert eine offizielle Untersuchung.

Recherchen von Amnesty International haben stichhaltige Beweise dafür
zutage gefördert, dass die immer aggressiveren Luftangriffe der USA in
Somalia zahlreiche zivile Todesopfer gefordert haben. Im Gegensatz zu den
bisherigen Aussagen der USA, weist der neue Amnesty-Bericht "The Hidden US
War in Somalia" [1] nach, dass es bei US-Militärschlägen zivile Opfer gab.

Bei den fünf von Amnesty genauer untersuchten Luftangriffen wurden 14
Zivilpersonen getötet. Bei diesen Militärschlägen wurden Reaper-Drohnen und
Kampfflugzeuge eingesetzt, um Ziele in der Provinz Unter-Shabelle zu
bombardieren, eine mehrheitlich unter der Kontrolle der bewaffneten Gruppe
Al-Shabaab stehende Region südlich der somalischen Hauptstadt Mogadischu.

Es besteht der Verdacht, dass diese Luftangriffe gegen das humanitäre
Völkerrecht verstoßen haben. Einige von ihnen könnten möglicherweise sogar
als Kriegsverbrechen eingestuft werden. Insgesamt flogen die USA in diesem
Zeitraum mehr als 100 Luftangriffe.

Mitarbeiter von Amnesty International führten in Somalia mehr als 150
Gespräche mit Augenzeugen, Familienangehörigen, Binnenvertriebenen und
Experten, darunter auch Angehörige des US-Militärs. Zudem analysierte die
Organisation unterstützendes Beweismaterial wie zum Beispiel
Satellitenbilder, Munitionsfragmente und fotografische Aufnahmen im
Nachgang von Luftangriffen.

Amnesty International legte der US-Kommandozentrale für Afrika (AFRICOM)
ihre Rechercheergebnisse vor, woraufhin AFRICOM erneut abstritt, dass durch
die Militäreinsätze in Somalia Zivilpersonen getötet worden seien.

"Die Ergebnisse unserer Recherchen stehen im direkten Gegensatz zu den
Behauptungen des US-Militärs, es gäbe in Somalia keine zivilen Todesopfer.
Diese Behauptungen erscheinen auch deshalb fragwürdig, da die USA seit 2016
die Zahl der Luftangriffe in Somalia verdreifacht hat", so Mathias John,
Rüstungsexperte bei Amnesty International in Deutschland.

US-Dekret erklärte Somalia zum "Gebiet aktiver Kampfhandlungen"
Die Anzahl US-amerikanischer Militärschläge in Somalia ist in die Höhe
geschnellt, nachdem Präsident Trump am 30. März 2017 ein Dekret
unterzeichnete, das Somalia als "Gebiet aktiver Kampfhandlungen" auswies.

So verkündete AFRICOM beispielsweise nach einem Angriff auf das kleine Dorf
Farah Waeys, dass "alle verletzten oder getöteten Personen Mitglieder oder
Anhänger von Al-Shabaab" gewesen seien.

Amnesty International dokumentierte jedoch, dass zusätzlich zu der Tötung
von Mitgliedern oder Anhängern von Al-Shabaab auch noch zwei männliche
Zivilpersonen getötet und fünf Frauen und Kinder verletzt wurden. In einem
anderen Fall wurden bei einem US-amerikanischen Militärschlag auf
Ackerflächen in der Nähe des Dorfes Darusalaam am frühen Morgen des 12.
November 2017 drei vor Ort lebende Bauern getötet.

Um etwa drei Uhr morgens wurden sie ohne Vorwarnung aus der Luft
angegriffen. Dorfbewohner, die im Morgengrauen die Leichen der getöteten
Männer bargen, beschrieben deren entsetzlich verstümmelten Körper. Amnesty
International hat fotografische Aufnahmen der Leichen analysiert und
festgestellt, dass diese sich mit den Zeugenaussagen decken. Zwei der
Männer waren stark entstellt.

Personen in Somalia, die von US-Militärschlägen betroffen sind, haben so
gut wie gar keine Aussicht auf Gerechtigkeit. Für die Betroffenen ist es
beinahe unmöglich, einen getöteten oder verletzten Familienangehörigen oder
Bekannten zu melden, da es sich um sehr entlegene Gegenden handelt und das
mit einer Anzeige verbundene Sicherheitsrisiko sehr hoch ist.

"Die US-Regierung muss sicherstellen, dass alle glaubwürdigen Vorwürfe über
zivile Opfer angemessen untersucht werden. Die für
Menschenrechtsverletzungen Verantwortlichen müssen zur Rechenschaft gezogen
und die Opfer und Überlebenden entschädigt werden", so Mathias John.


Anmerkung:

[1] https://www.amnesty.de/sites/default/files/2019-03/Amnesty-Bericht-Somalia-US-Militaereinsatz-Maerz2019.PDF

 * 

Quelle:

Meldung vom 20. März 2019

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/somalia-somalia-zivile-opfer-durch-us-drohnen-und-luftangriffe

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/987: Dem Bundestag mehr als 40.000 Unterschriften gegen Rassismus und Flüchtlingsfeindlichkeit übergeben (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 20. März 2019

Die Toten Hosen und PRO ASYL übergeben dem Deutschen Bundestag mehr als
40.000 Unterschriften gegen Rassismus und Flüchtlingsfeindlichkeit



Bei 37 Konzerten der »Laune der Natour« und online bezogen 41.501 Menschen
mit ihrer Unterschrift Stellung gegen rassistische Stimmungsmache und für
den Flüchtlingsschutz. Die Unterschriften für die Aktion »Wir geben keine
Ruhe - Gemeinsam gegen Rassismus« [1] wurden heute von den Toten Hosen und
PRO ASYL der Vizepräsidentin des Deutschen Bundestags, Claudia Roth,
übergeben. Die Unterstützerinnen und Unterstützer der Aktion fordern vom
Deutschen Bundestag:


	Aktives Eintreten der Politik gegen rassistische Stimmungsmache und Flüchtlingsfeindlichkeit

	Konsequente Aufklärung und Ahndung rassistisch motivierter Gewalt

	Bleiberecht für die Opfer rassistischer Attacken

	Keine Asylrechtsverschärfungen in Deutschland und Europa



»Vor Europas Toren sterben Tausende auf der Flucht - und diejenigen, die
sie retten wollen, werden massiv daran gehindert«, sagt Breiti von den
Toten Hosen. »Und in Deutschland werden in sogenannten AnkER-Zentren
Menschen unter unwürdigen Bedingungen an Stadträndern und in
Massenunterkünften isoliert und ihrer grundlegenden Rechte beraubt. Das
muss ein Ende haben.«

»Deutschland muss in einem zerbröselnden Europa der Fels in der Brandung
sein und das Recht auf Asyl verteidigen«, fordert Günter Burkhardt,
Geschäftsführer von PRO ASYL. Anstatt zu versuchen, in hohen Zahlen
Schutzsuchende nach Griechenland, Italien, Spanien und andere Länder
zurückzuschicken, muss Deutschland Solidarität mit den EU-Grenzstaaten und
den dort angelandeten Schutzsuchenden zeigen. Sonst wird die anti-
europäische Stimmung, die Salvini in Italien bereits gnadenlos ausnutzt,
noch weiter wachsen. Auf rassistische Hetze folgte in Ungarn der Versuch,
das Land zu einer flüchtlingsfreien Zone zu machen. Rechtsextremisten und
Nationalisten zielen auf die Zerlegung Europas ab.

Anschlägen auf Flüchtlingsunterkünfte, rassistischer Hetze und Gewalttaten
gegen Asylsuchende und Migrantinnen und Migranten [2] muss entschiedener
entgegengetreten werden. Die Abschiebepraxis trägt mitunter dazu bei, dass
Betroffene, die Opfer einer Attacke wurden, abgeschoben werden - ohne dass
ihre Zeugenaussage aufgenommen wurde und die Attacke strafrechtlich
geahndet werden kann. PRO ASYL fordert deshalb ein Bleiberecht für die
Opfer rassistischer Gewalt.


Anmerkungen und weitere Informationen:

[1] https://www.proasyl.de/thema/rassismus/

[2] https://www.ulla-jelpke.de/wp-content/uploads/2019/03/KA-19_8002-Proteste-%C3%9Cbergriffe-Fl%C3%BCchtlingsunterk%C3%BCnfte-IV-2018klein.pdf


Link zur vollständigen Rede von Günter Burkhardt bei der
Unterschriftenübergabe im Deutschen Bundestag:

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/Wir-geben-keine-Ruhe-Rede-G%C3%BCnter-Burkhardt-am-20.M%C3%A4rz.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 20. März 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/986: Demonstration und Kundgebung zu Newroz-Fest in Frankfurt am Main angekündigt (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V. -
19.03.2019

Presseerklärung der Demokratischen Föderation der Gesellschaften Kurdistans
e.V.

Demonstration und Kundgebung zu Newroz-Fest in Frankfurt am Main
angekündigt 



"Jedes Jahr feiert die kurdische Gesellschaft in Deutschland das
Neujahrsfest Newroz. In diesem Jahr findet am 23. März in Frankfurt eine
bundesweite Demonstration mit. Angemeldet wurde die Demonstration und
Kundgebung mit dem Motto "Newroz, das Fest der Freiheit - Freiheit für
Abdullah Öcalan" von der Demokratischen Föderation der Gesellschaften
Kurdistans e.V (KAWA). Die Veranstalter erwarten mehrere tausend Teilnehmer
aus dem gesamten Bundesgebiet. Mehmet Emin Deniz, Ko-Vorsitzender von KAWA,
lädt die Frankfurter Bürgerinnen und Bürger zum Newroz-Fest ein: "Newroz
ist ein Fest des Friedens. Wir erwarten ein friedliches und buntes Fest am
kommenden Samstag. Wir wollen mit unserem Newroz-Fest in diesem Jahr aus
Deutschland ein Zeichen für einen friedlichen und freiheitlichen Mittleren
Osten entsenden. In diesem Sinne laden wir alle Menschen, die ihre Hoffnung
für Frieden und Freiheit mit uns vereinen wollen, dazu ein, mit uns das
diesjährige Newroz-Fest zu feiern."

Das Newroz-Fest findet auf dem Rebstockgelände (Messe Frankfurt) statt.
Zuvor wird es von der Bockenheimer Warte und von der Alten Oper aus zwei
parallele Demonstrationszüge zum Ort der Abschlussveranstaltung geben. Die
Auftaktkundgebungen der Demonstrationen beginnen um 10 Uhr. Um 11 Uhr
setzen sich die Demonstrationszüge dann in Richtung Rebstockgelände in
Bewegung, wo sie um voraussichtlich 13 Uhr zur Abschlusskundgebung
zusammenkommen. Als Redner bei der Abschlussveranstaltung sind unter
anderem die HDP-Abgeordnete aus Istanbul Filiz Kerestecioglu, der
Vizepräsident des Hessischen Landtags Dr. Ulrich J. Wilken (MdL DIE LINKE)
sowie Vertreter weiterer deutscher Parteien und zivilgesellschaftlicher
Einrichtungen vorgesehen.

Dieses Jahr findet Newroz vor dem Hintergrund des anhaltenden Hungerstreiks
der HDP-Abgeordneten Leyla Güven statt, die seit 132 Tagen mit ihrer Aktion
die Aufhebung der Isolation des kurdischen Repräsentanten Abdullah Öcalan
fordert. Die Politikerin fordert eine Verbesserung der Bedingungen von
Öcalan, unter denen er als Vorsitzender einer legitimen Bewegung frei leben
und arbeiten kann, um so zur Lösung der kurdischen Frage beitragen zu
können. Bereits im Jahr 2012 hatte ein mehr als zweimonatiger Hungerstreik
in den Gefängnissen der Türkei dazu geführt, dass türkische Staatsvertreter
letztlich Friedensgespräche mit Abdullah Öcalan begannen. Nach bisheriger
Kenntnis schlossen sich vor 90 Tagen 331 politische Gefangene dem Protest
an. Am 1. März wurde der unbefristete Hungerstreik auf alle türkischen
Gefängnisse ausgeweitet. Damit hat die Zahl der hungerstreikenden Gefangenen
7.000 erreicht.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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STANDPUNKT/186: In Europa droht ein atomarer Rüstungswettlauf (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 1 / 2019

Magazin der DFG-VK

In Europa droht ein atomarer Rüstungswettlauf

Friedensbewegung muss von USA + Russland die Rettung des INF-Vertrags
fordern

Von Andreas Zumach



Nachdem Anfang Februar zunächst die Trump-Administration und dann auch
die Regierung Putin den Austritt aus dem INF-Mittelstreckenabkommen
von 1987 angekündigt haben, droht ein atomarer Aufrüstungswettlauf in
Europa.

Er könnte noch weit gefährlicher werden, als die Aufrüstung mit
sowjetischen SS-20 sowie US-amerikanischen Pershing 2 und Cruise
Missiles in den 70er und 80er Jahren des letzten Jahrhunderts.
Entsprechende Ankündigungen, Drohungen und Forderungen sind bereits zu
hören aus Washington, Moskau sowie in der innenpolitischen Debatte in
Deutschland und anderen europäischen Nato-Staaten.

Die Debatte wird mit zum Teil wortgleichen Behauptungen,
Rechtfertigungen und Argumenten geführt wie die Kontroverse Ende der
70/Anfang der 80er. Damals demonstrierten in der bis dato größten
Friedensbewegung seit dem Zweiten Weltkrieg Millionen von Menschen in
Westeuropa - darunter auch in der Schweiz - in den USA und schließlich
auch in der DDR und anderen osteuropäischen Ländern gegen "Geist,
Logik und Politik der atomaren Aufrüstung und Abschreckung" und
blockierten die Stationierungsorte für atomare Raketen.

Diese Friedensbewegung trug wesentlich dazu bei, dass die Präsidenten
der USA und der damaligen Sowjetunion, Ronald Reagan und Michail
Gorbatschow, am 7. Dezember 1987 das INF-Abkommen über das Verbot
landgestützter, mit Atomsprengköpfen bestückbarer Kurz- und
Mittelstreckenraketen und Marschflugkörper mit Reichweiten von 500 bis
5 Kilometer unterzeichneten. In Umsetzung dieses Abkommens
verschrotteten Washington und Moskau ihr gesamtes, fast ausschließlich
auf dem eurasischen Kontinent stationiertes Arsenal von insgesamt rund
2700 Atomwaffen dieser Kategorie.

Noch bleibt Zeit zur Rettung des INF-Vertrages. In Kraft treten die
Austrittsankündigungen der USA und Russlands allerdings erst am 2.
August. Bis dahin sind noch sechs Monate Zeit, diesen hochgefährlichen
Rückschritt in eine Zukunft mit wieder erhöhter Atomkriegsgefahr noch
zu verhindern. Das kann - wenn überhaupt - aber nur gelingen, wenn die
Friedensbewegung politischen Druck macht auf beide Seiten - sowohl auf
die Regierungen der USA und der europäischen Nato-Verbündeten wie auf
die Regierung Putin in Moskau. Das Wichtigste ist hierbei die
Forderung nach einer möglichst baldigen umfassenden, seriösen
Überprüfung der gegenseitigen Vorwürfe aus Washington und Moskau. Denn
diese Vorwürfe sind auf beiden Seiten bislang nur Behauptungen, die
weder überzeugend belegt noch widerlegt sind. Zur Überprüfung sollten
die Regierungen Trump und Putin die weitreichenden Inspektions- und
Kontrollmechanismen des INF-Abkommens wieder in Kraft setzten und
anwenden. Mit diesen im Dezember 1987 für die Laufzeit von 13 Jahren
vereinbarten Mechanismen überwachten sich beide Seiten gegenseitig
zunächst beim Abzug und später der am 31. Mai 1991 abgeschlossenen
Verschrottung aller unter das INF-Abkommen fallenden Atomwaffen. Und
in den folgenden zehn Jahren bis zum 31. Mai 2001 dienten diese
Mechanismen der Sicherheit und dem Vertrauen beider Seiten, dass die
jeweils andere Seiten keine neuen Typen der unter das INF-Verbot
fallenden Kategorie von Atomwaffen entwickelt.

Dieses gegenseitige Vertrauen hielt auch noch für weitere 13 Jahre
vor. Erst 2014 erhoben die USA noch unter Präsident Barack Obama -
erstmals informell den Vorwurf, Russland verstoße mit der Entwicklung
einer neuen Mittelstreckenrakete gegen das Abkommen. Die Regierung
Putin machte denselben Vorwurf gegen die inzwischen mit Unterstützung
der Nato vollzogene Stationierung von "Raketenabwehrsystemen" der USA
in Rumänien und Polen.

Blinde Vasallentreue der europäischen NATO-Regierungen. Die
Regierungen der europäischen Nato-Verbündeten haben die Vorwürfe der
USA an die Adresse Moskaus ohne ausreichende Prüfung übernommen. Bei
der Nato-Außenministertagung Anfang Dezember 2018 stellten sie sich
hinter das 60-Tage-Ultimatum, mit dem US-Außenminister Mike Pompeo die
Regierung Putin damals aufforderte, die behaupteten Vertragsverstöße
bis zum 2. Februar zu korrigieren. Und nur wenige Stunden nach der
Ankündigung des Austritts der USA durch Pompeo am 1. Februar stellten
sich die Nato-Verbündeten in einer gemeinsamen Erklärung sofort hinter
diesen Schritt.

Mit dieser vorschnellen, vasallentreuen Soldaritätsadresse haben die
europäischen Regierungen ihre Einflussmöglichkeiten sowohl in
Washington wie in Moskau zunächst einmal sehr geschwächt. Und
angesichts dieser Solidaritätsadresse mit der Trump-Administration
sind die Beteuerungen des sozialdemokratischen deutschen
Außenministers, Heiko Maaß, und anderer Mitglieder europäischer
Nato-Regierungen, sie seien "gegen die Stationierung neuer
Mittelstreckenraketen" in ihren Ländern wenig glaubwürdig.

Und ganz wie in den 1980er Jahren kritisieren PolitikerInnen von
CDU/CSU in Deutschland sowie konservativen Parteien in anderen Ländern
derartige Beteuerungen als "grundfalsch" und als "Verrat an der
Bündnistreue in der Nato". Sie fordern "alle Optionen, inklusive der
Stationierung neuer atomarer Mittelstreckenraketen in Europa" müssten
jetzt auf den Tisch. Nur auf diese Weise sei Russland zu
"Konzessionen", zu "Verhandlungsbereitschaft" und zur "Korrektur der
Verstöße gegen den INF-Vertrag" zu bewegen.

Déjà-vu der 70er und 80er Jahre. Der deutsche grüne
Außenpolitiker und ehemalige Umweltminister Jürgen Trittin ist bislang
einer der wenigen, der auch die Vorwürfe Russlands an USA und Nato
berücksichtigt.

Trittin forderte "eine Abrüstungsinitiative, um den Verzicht auf
atomare Mittelstreckenraketen in Europa zu sichern", und regte eine
neue Variante des Doppelbeschlusses von 1979 an. Die Nato solle
Russland anbieten, auf die US-Raketenabwehrsysteme in Europa zu
verzichten und die taktischen Atomwaffen der USA aus Deutschland und
anderen europäischen Staaten abzuziehen.

Im Gegenzug müsse Russland ebenfalls bei den bereits in Kaliningrad
stationierten Iskander-Raketen (die mit Reichweiten von knapp 500
Kilometern auch die Nato-Mitglieder Polen sowie die drei baltischen
Staaten erreichen können) sowie bei Marschflugkörpern abrüsten.

Hochgefährliche Atomwaffen in der Pipeline für ein neues
Wettrüsten. In den 70er Jahren erregten zunächst im Westen die
sowjetischen Mittelstreckenraketen vom Typ SS-20 besondere Sorge, weil
sie in großer Zahl westlich des Ural stationiert waren. In der
Reichweite der SS-20 lagen das gesamte Territorium der damals
ausschließlich westeuropäischen Nato-Staaten. Die Nato reagierte Ende
1979 mit ihrem "Doppelbeschluss", der die Stationierung neuer
Pershing-2-Raketen und von Cruise Missiles androhte, falls Moskau die
SS-20-Arsenale nicht abrüste.

Ab Ende 1983 wurden die Atomwaffen der USA in Deutschland, Italien,
Belgien, den Niederlanden und Großbritannien stationiert. Die bereits
lange vor dem Doppelbeschluss entwickelte Pershing 2 hätte wegen ihrer
hohen Geschwindigkeit und Präzision acht Minuten nach Abschuss von
ihren drei Stationierungsorten in Baden-Württemberg Ziele bei Moskau
erreichen und zerstören können. Mit einer ausreichenden Zahl von
Pershing 2 hätten die USA einen Enthauptungsschlag gegen sowjetische
Raketenstellungen führen können.

Entsprechende Befürchtungen wurden noch bestärkt durch
Strategiekonzepte aus der damaligen Administration von US-Präsident
Ronald Reagan, in denen eine solcher Enthauptungsschlag und das
Szenario eines auf Europa begrenzten Atomkrieges erörtert und
befürwortet wurden.

Die Waffensysteme, die jetzt in den USA und Russland in der Pipeline
sind für einen neuen atomaren Rüstungswettlauf in Europa, lassen die
Pershing 2 und die SS 20 alt aussehen. Der US-Kongress bewilligte der
Trump-Administration bereits für das Haushaltsjahr 2018 eine erste
Tranche von 500 Millionen Dollar zur Entwicklung einer neuen
landgestützten Mittelstreckenrakete, die die technologischen
Fähigkeiten der Pershing 2 deutlich übertreffen soll hinsichtlich
Geschwindigkeit, Präzision, Zerstörungskraft, Steuerungsfähigkeit und
der Möglichkeit, nicht nur feste, sondern auch bewegliche Ziele zu
treffen.

Denselben "Fortschritt" bringen auch die bereits in der Produktion
befindlichen Nachfolgemodelle für die atomaren Fallbomben vom Typ
B61-12, die die USA ab 2020 auf ihren Militärbasen im deutschen Büchel
in der Eifel, sowie in den Niederlanden und Belgien stationieren
wollen.

Diese "Modernisierungsmaßnahme" wird von allen Nato-Bündnispartnern
der USA ausdrücklich unterstützt. Hinzu kommen neue Atomwaffen mit
niedrigerer Sprengkraft - sogenannte "Mininukes" - deren Produktion
und Stationierung in Europa US-Präsident Donald Trump bereits Anfang
2018 angekündigt hatte.

Laut Trump sollen diese Waffen mit einer Sprengkraft von immerhin noch
einem Mehrfachen der Hiroshima-Bombe, eine derzeit angeblich
bestehende "Abschreckungslücke" gegenüber Russland schließen. Moskau
müsse überzeugt werden, dass die USA selbst bei einem rein
konventionellen Angriff Russlands etwa auf Polen oder die baltischen
Staaten (eine Gefahr, die von der Nato seit der völkerrechtswidrigen
russischen Annexion der Krim behauptet wird) bereit und in der Lage
sind, atomar zu reagieren.

Der russische Präsident Wladimir Putin und Verteidigungsminister
Sergey Schoigu kündigten Anfang Februar die Entwicklung und
Stationierung neuer landgestützter Mittelstreckenraketen an sowie von
Abschussgeräten für Kalibr-Raketen, die bislang auf Schiffen
stationiert sind und daher nicht unter das Verbot des INF-Vertrages
fielen.

Die neuen Raketen und Abschussgeräte sollen bis Ende 2021
einsatzbereit sein. Außerdem betreibt Russland laut Putin die
Entwicklung von Hyperschallraketen mit größerer Reichweite, die mit
mindestens fünffacher Schallgeschwindigkeit auf ihr Ziel zusteuern.
Den Prototyp einer neuen Interkontinentalrakete mit
Hyperschallgeschwindigkeit hatte Russland bereits 2018 vorgestellt.

Das endgütige Ende des INF-Vertrages würde aber nicht nur zu einem
neuen gefährlichen atomaren Rüstungswettlauf der USA und Russlands in
Europa führen, sondern auch global. Die Chance, dass sich Washington
und Moskau dann noch auf ein Nachfolgeabkommen für den 2021
auslaufenden Start-Vertrag mit zahlenmäßigen Obergrenzen für
strategische Atomsprengköpfe und ihre Trägersysteme
(Interkontinentalraketen, U-Boote, Langstreckenbomber) einigen können,
werden von Rüstungskontrollexperten als minimal beurteilt.

Bislang haben Washington und Moskau noch nicht einmal Verhandlungen
über ein Start-Nachfolgeabkommen aufgenommen. Im schlimmsten Fall
könnte es auch zu einer Aufkündigung des atomaren Teststoppabkommens
kommen. Und sollten die USA und Russland wieder ungehemmt atomar
aufrüsten entgegen ihrer Verpflichtungen aus dem Vertrag über die
Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen (NPT), wird auch dieses Abkommen
von den 186 Staaten, die seit 1970 mit ihrer Unterzeichnung des NPT
auf die Entwicklung und den Besitz von Atomwaffen verzichtet haben,
immer stärker in Frage gestellt werden. Eine neue Eskalation der
atomaren Aufrüstung in den USA und Russland wird zudem auch zu
entsprechenden Anstrengungen in China führen sowie in der Folge dann
auch den beiden inoffiziellen Atomwaffenstaaten Indien und Pakistan.

China, Indien, Iran und andere einbinden? Als US-Präsident
Trump den Austritt aus dem INF-Abkommen im Oktober 2018 erstmals
androhte, benannte er zur Rechtfertigung neben angeblichen
Vertragsverstößen Russlands auch die heutigen Mittelstreckenraketen in
China, Indien, Iran, Nordkorea und anderen Ländern, die bei Abschluss
des INF-Vertrages im Dezember 1987 noch nicht existierten. Allein
China verfügt heute über rund 2000 Mittelstreckenraketen, die mit
Reichweiten von über 2000 Kilometern US-amerikanische Ziele im Pazifik
und im asiatischen Meer erreichen können.

Trump forderte, der bilaterale INF-Vertrag zwischen Washington und
Moskau müsse multilateralisiert und auf China und andere Länder
ausgeweitet werden. Das ist aus friedens- und
rüstungskontrollpolitischer Sicht durchaus eine richtige Forderung.
Nur ist die Zerstörung des bestehenden bilateralen INF-Vertrages mit
Sicherheit der falsche Weg, um zu einem multilateralen Abkommen zu
gelangen.

Gegenseitige Vorwürfe zwischen Washington und Russland. Die
Trump-Administration rechtfertigt ihren Ausstieg aus dem INF-Abkommen
mit dem Vorwurf, Russland habe unter Verstoß gegen den Vertrag eine
neue landgestützte Mittelstreckenrakete vom Typ 9M729 (Nato-Code:
SSC-8) entwickelt mit Reichweiten bis 2600 Kilometer. Russland habe
bereits 64 dieser Raketen stationiert an vier verschiedenen Standorten
(bei einem Ausbildungsbataillon auf dem südrussischen Testgelände
Kapustin Jar und einem Bataillon in Kamyschlow östlich von
Jekaterinburg sowie auf einem Militärstützpunkt in Schuja bei Moskau
und in Mosdok in Nordossetien), verbreiteten Medien in Deutschland,
den USA und anderen Nato-Staaten am 10. Februar unter Berufung auf
nicht näher spezifizierte "westliche Geheimdienstkreise".

Moskau bestreitet den Vorwurf der Vertragsverletzung und erklärt, die
neue Rakete bleibe mit lediglich 480 Kilometern Reichweite unterhalb
der Verbotsgrenze des Abkommens. Umgekehrt behauptet Russland, die USA
würden mit ihrem im rumänischen Deveselu sowie in Polen stationierten
Raketenabwehrsystem vom Typ Aegis Ashor gegen das INF-Abkommen
verstoßen. Denn die Startgeräte vom Typ MK 41 für die Abwehrraketen
würden die USA auch auf Kriegsschiffen verwenden für den Abschuss von
seegestützten Marschflugkörpern vom Typ Tomahawk. Daher, so Moskau,
könnten diese Marschflugkörper auch von dem landstationierten System
in Rumänien abgeschossen werden. Washington bestreitet dies.


Andreas Zumach ist seit Jahrzehnten DFG-VK-Mitglied. Seit
1988 ist er Uno- und Schweiz-Korrespondent für die taz mit Sitz
in Genf. Anfang der 1980er Jahre war er einer der Sprecher des
Koordinationsausschusses der bundesweiten Friedensbewegung.
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STANDPUNKT/321: Drohnenkriege beenden heißt Truppenstationierungsvertrag kündigen (Kampagne Stopp Air Base Ramstein)


Kampagne Stopp Air Base Ramstein - 19. März 2019

Drohnenkriege beenden heißt Truppenstationierungsvertrag kündigen



Aus Anlass des Urteils des OVG [1] in Münster zu den illegalen
Drohneneinsätzen erklären Reiner Braun und Pascal Luig vom
Koordinierungskreis der Kampagne Stopp Air Base Ramstein:

Das Urteil ist eine schallende Ohrfeige für die Bundesregierung und ihre
unterstützenden Aussagen zu dem US-Drohnenkrieg über die Relaisstation der
US Air Base Ramstein.

Das Urteil bestätigt - wenn auch nur eingeschränkt -, was die Whistleblower
Chelsea Manning und Edward Snowden veröffentlicht haben und unterstreicht
die Bedeutung der intensiven Aufklärungsarbeit der Friedensbewegung,
besonders der Kampagne Stopp Air Base Ramstein, über die illegale
Kriegsführung der USA und die Unterstützung durch die deutsche
Regierungspolitik. Ohne die Arbeit der Friedensbewegung, ohne die
vorhergehenden Gerichtsverfahren [2], wäre dieses Urteil nicht möglich
geworden.

Jetzt muss der Truppenstationierungsvertrag für die US-Base gekündigt
werden, das ist der Weg den Drohnenkrieg zu beenden. Eine sogenannte
Einzelfallprüfung ist bei US-Basen nicht möglich und niemals vollständig.
Der Vertuschung und der Kriegskumpanei der Regierungen wird Tür und Tor
geöffnet. Ein ungehinderter Zugang der Friedensbewegung, der
Zivilgesellschaft und/oder des Parlaments wird durch die US-Administration
verhindert. Den Drohnenkrieg real und umfassend beenden heißt, den
Truppenstationierungsvertrag durch einen Beschluss des deutschen
Bundestages zu kündigen. Das ist der sicherste Weg in eine friedliche
Zukunft.

Wir sehen uns aber besonders in unserer Aufklärungsarbeit durch das Urteil
bestärkt.

Der Drohnenkrieg kann durch weitere Aktionen noch stärker delegitimiert und
ein Ende des völkerrechtswidrigen Tötens erreicht werden.

Notwendig ist aber auch ein Ende der Beschaffung von Drohnen durch die
Bundesregierung, sei es durch Leasen israelischer Drohnen oder durch die
Entwicklung der sogenannten Eurodrohne. Die Bundesregierung ist
aufgefordert, das Völkerecht zu respektieren.

Dieses Urteil ist eine Ermutigung für unsere Aktionen, besonders jetzt in
Vorbereitung der großen Protestaktionen der Stopp Air Base Ramstein
Kampagne 2019 vom 23.-30. Juni 2019 [3].


Anmerkungen:

[1] Aktenzeichen: 4 A 1361/15; mündliche Urteilsbegründung: 

http://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/11_190319/Muendliche_Urteilsbegruendung.pdf

[2] z.B. BVerwG, Urteil vom 05.04.2016 - 1 C 3.15,

https://www.bverwg.de/050416U1C3.15.0

[3] Weitere Informationen zu der Aktionswoche finden Sie unter:

https://www.ramstein-kampagne.eu/

 * 

Quelle:

Kampagne Stopp Air Base Ramstein

Aktionsbüro: Marienstraße 19/20, 10117 Berlin

Telefon: 030 20 65 48 57, Fax: 030 31 99 66 89

E-Mail: info@ramstein-kampagne.eu

Internet: http://www.ramstein-kampagne.eu



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2019 
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BERICHT/121: Klimarevolution - auch politisch und sozial ... (SB)


Ich bin für Realitätssinn. Von Kindern und Jugendlichen kann man
nicht erwarten, dass sie bereits alle globalen Zusammenhänge, das
technisch Sinnvolle und das ökonomisch Machbare sehen. Das ist eine
Sache für Profis.

Christian Lindner (FDP), Interview Bild-Zeitung, März 2019 [1]



Am Freitag, den 15. März 2019 gingen in Hamburg rund 10.000
überwiegend junge Menschen auf die Straße, um mit der Demonstration
Klimarevolution ein Zeichen zu setzen. Zum ersten Mal hatte die
Fridays for Future-Bewegung zu einem weltweiten Streik aufgerufen, der
Protestzug in der Hansestadt war Teil einer Aktion in insgesamt 123
Ländern für den Klimaschutz, in Deutschland demonstrierten an 222
Orten insgesamt mehr als 300.000 SchülerInnen und Studierende. [2] Bei
einem Auftritt von Greta Thunberg am 1. März in Hamburg
war der bisherige Höchstwert von 4000 TeilnehmerInnen erreicht worden,
den die Großdemonstration eines Bündnisses von Fridays for Future mit
zahlreichen weiteren Klimabewegungen nun weit in den Schatten stellte.

Der Freitagnachmittag in der Hamburger Innenstadt war von gesperrten
Straßen und diversen Demonstrationszügen mit Transparenten, Plakaten,
Megafonen und Trillerpfeifen geprägt, die den Protest unübersehbar und
unüberhörbar in die Öffentlichkeit trugen. Die zahlenmäßig stärkste
Demo von Fridays for Future startete am Hachmannplatz beim
Hauptbahnhof. Parallel dazu führten die Initiativen Ende Gelände,
Gegenstrom und Hambi Soli eine Fahrraddemo durch, die sich von
Wandsbek aus in Bewegung setzte. Der Protestzug von Antifa Altona Ost
begann im Arrivati Park im Schanzenviertel, und vom Allendeplatz aus
machte sich Campus Grün mit Studierenden auf den Weg zum Gänsemarkt,
wo alle vier Züge zu einer Kundgebung zusammentrafen. Anschließend
machte sich die riesige Menschenmenge auf den Weg kreuz und quer durch
die Einkaufsmeile, hielt in der Mönckebergstraße eine weitere
Kundgebung ab und versammelte sich zum Abschluß auf dem Rathausmarkt.

Dies war keine Plattform der Parlamente und Parteien, auch kein
Schaulaufen von NGOs, die Proteste vereinnahmen und kanalisieren. Es
schlug die Stunde der Klimabewegungen, die dank des frischen Winds der
streikenden SchülerInnen ein Aktionsbündnis auf die Straßen und Plätze
brachten, das zukunftsweisend sein könnte, gerade weil diese junge
Generation keine Zukunft hat, sofern es ihr nicht gelingt, das Ruder
gegen alle Widerstände herumzureißen. Der Protest ist breit und wächst
weiter an, doch dürfte es nun von essentieller Bedeutung sein,
inwieweit der Übertrag zwischen den verschiedenen Bewegungen gelingt,
deren Erfahrungen, Analysen und Strategien bislang noch sehr
unterschiedlich sind, wie die nachfolgenden Auszüge aus den
Redebeiträgen zeigen.
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Lautstark durch Steinwüsten ...
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Auch für jene handeln, die keine Stimme haben

Zum Auftakt des Zuges der Antifa Altona Ost im Arrivati Park verwies
eine Aktivistin auf die Auswirkungen des hereinbrechenden
Klimawandels, die auch in Deutschland zu spüren sind, doch im Globalen
Süden längst zu Hungersnot, Krankheit und Flüchtlingsströmen führen.
Aber ich habe Glück, ich lebe hier. Es ist einfach, die Augen zu
verschließen, wenn das Unglück nicht direkt vor der eigenen Nase
passiert. Nicht nur der Eisbär wird seinen Lebensraum verlieren und
sterben, sondern auch viele andere Tierarten, darunter zum Beispiel
das Nashorn, für welches die anhaltenden Dürren eine größere Gefahr
fürs Überleben darstellen als die Wilderei. Aber ich hatte Glück. Ich
bin kein Tier, das seine Stimme nicht erheben kann, wenn etwas falsch
läuft. Es ist einfach, nichts zu sagen, wenn es einen selber nicht
betrifft. In wenigen Jahren wird es aber auch in Deutschland vermehrt
zu Hochwasser, Dürren, Waldbränden und Artensterben kommen. Das ist
der Punkt, an dem ich nicht mehr sagen kann, daß ich Glück habe. Dies
wird auch mich und meine Generation betreffen. Wesentlich ist jedoch,
nicht nur aus eigener Betroffenheit, sondern für alle Menschen und
Tiere auf dieser Welt zu handeln, die jetzt schon die Folgen erleben.
Wir können es uns nicht leisten, die Augen zu verschließen, unseren
Mund zu halten und die Tatsache zu ignorieren, daß es jetzt an der
Zeit ist zu handeln. Tut es für diejenigen, die keine Stimme haben, um
sich zu wehren. Tut es für die Menschen, die nichts für die Umstände
können, in denen sie leben. Tut es für alle Lebewesen auf diesem
Planeten, die unter dem Klimawandel leiden oder leiden werden. Geld
kann und darf dabei keine Rolle spielen. Denn jeder, ob Mensch oder
Tier, hat ein gutes Leben auf dieser Erde verdient!
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... und zugiges Wetter auf dem Hamburger Jungfernstieg
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Der Klageweg versandet bald

Bei der Zwischenkundgebung vor dem Gerichtsgebäude klagte ein als
Jurist verkleideter Aktivist die Bundesregierung wegen ihrer
Unterstützung von Konzernen wie RWE und der Verzögerung des
Braunkohleausstieg an. Er klagte die Automobilindustrie angesichts
ihres durch permanente Lobbyarbeit erworbenen politischen
Freifahrtscheins und ihres Nichteinhaltens von Umweltrichtlinien an.
Er klagte an, daß 900 Millionen Menschen auch wegen des Klimawandels
Hunger leiden und täglich um ihre Lebensgrundlage fürchten müssen.
Doch versteht mich nicht falsch: Wir können klagen, soviel wir wollen,
tatsächliche Veränderungen werden wir dadurch nicht erreichen. Durch
Klagen zu erreichen, daß die Bagger kurzfristig stillstehen, eine
Fabrik weniger oder an einer anderen Stelle gebaut wird, kann nie mehr
als ein Sandkorn im Getriebe der gigantischen Maschinerie sein, die
unsere Erde und unser aller Leben bedroht. Solange Konzerne darauf
angewiesen sind, Profite zu machen, um auf dem Markt zu bestehen, und
die Regierungen dieses kurzfristige und kurzsichtige Gewinnstreben
unterstützen, weil sie selber davon profitieren, können wir
Veränderungen vor Gerichten nicht erreichen. Aber wir können auf die
Straße gehen und gemeinsam für Veränderungen sorgen. Heute ist erst
der Anfang, und der Weg ist noch weit, aber es ist noch nicht zu spät.
Es geht um nichts weniger, als um den Planeten, unsere Zukunft und die
unserer Kinder. Act now! Laßt uns gemeinsam kämpfen für unsere Welt
und für unsere Zukunft.
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Treffpunkt der Züge am Gänsemarkt
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Lernen in die eigenen Hände nehmen

Auf dem Gänsemarkt erinnerten zwei SprecherInnen von Campus Grün
daran, daß die Universität als ein Ergebnis der Novemberrevolution
1918/19 gegründet wurde und stets eine widersprüchliche
gesellschaftliche Rolle gespielt hat. Einige sahen in ihr eine
Möglichkeit der Befreiung von Bevormundung und Unterdrückung, eine
Errungenschaft zur Bildung mündiger Persönlichkeiten, die allen
zugänglich sein sollte. Für die gesellschaftliche Rechte hingegen war
sie die Grundlage weiterer Besitzsteigerung durch die Entwicklung
neuer Technik und höher qualifizierter ArbeiterInnen. An diesem
Widerspruch hat sich bis heute nichts geändert. Im Leitbild heißt es,
daß die Mitglieder der Uni zur Entwicklung einer humanen,
demokratischen und gerechten Gesellschaft beitragen wollen.
Wissenschaft soll nur im Dienst am Menschen stehen. Die Uni könnte
heute das sein, was 1919 weit entfernte Vision war. Wir könnten an den
Universitäten gemeinsam an den gesellschaftlichen Problemen wie
Klimawandel oder Verkehrswende lernen und forschen.

Die Universität ist heute jedoch mehr denn je abhängig von Unternehmen
und staatlichen Institutionen. Die Grundfinanzierung reicht nicht
einmal mehr zum Überleben der Wissenschaft. Die Forschung muß
unablässig weitere Finanzmittel beantragen, die meisten Projekte sind
nicht in der Lage, sinnvoll zu arbeiten. Nur Eliteprojekte, wozu in
Hamburg auch die Klimawissenschaft gehört, sind finanziell gesichert.
Doch statt gesellschaftliche Transformation umzusetzen, um die
ökologischen Krise zu stoppen, beschränkt man sich dort auf die
Modellierung möglicher Zukünfte unter weiter verschlechterten
Bedingungen. Das Studium ist durch das Bachelor-Master-System
verschärft an den sogenannten Arbeitsmarkt angelehnt. Wir lernen
nicht, sondern werden für Berufe ausgebildet. In sechs Semestern
sollen wir in Konkurrenz zueinander 180 inhaltslose Leistungskurse
erbringen, damit wir einen lächerlichen BAFöG-Satz von maximal 735
Euro erhalten, von dem wir dann leben sollen. Nebenbei müssen wir
lohnarbeiten, um die steigenden Mietkosten zu bezahlen und überhaupt
noch über die Runden zu kommen.

Während von Parlamenten und Unternehmen die ökologische Krise
kleingeredet wird, haben die SchülerInnen begonnen, diesen Alltag zu
bestreiten, in dem Lernen nur Ausbildung heißt und eben nicht
Selbstbildung für die Lösung fundamentaler gesellschaftlicher
Probleme. Ihr organisiert euch selbst, und wir Studierenden wollen uns
anschließen, um solidarisch und radikaldemokratisch gegen das tägliche
Pauken vorzugehen. Wir schließen an die früheren studentischen
Auseinandersetzungen für eine gesellschaftlich eingreifende
Wissenschaft an, die eine nachhaltige Entwicklung der Welt durchsetzt.
Wenn in Schule und Uni heute keine Bildung zur Lösung der Klimakrise
stattfindet, müssen wir selbst InitiatorInnen dafür sein. Wir schlagen
hier und heute vor, daß wir uns Räume schaffen, um uns als
Ökologiebewegung gemeinsam zu bilden und weiterzuentwickeln für diese
Auseinandersetzung zur Erhaltung der ökologischen Grundlagen unseres
Planeten gegen die Profitinteressen und antidemokratischen Tendenzen.
Wir haben eine gesamte Welt zu gewinnen!
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Machtfrage final beantwortet
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Klimawandel stoppen - Kapitalismus überwinden

Zwei AktivistInnen von Antifa Altona Ost zeichneten das dystopische
Bild einer aufgeheizten Erde, die weltweit von Dürren, Stürmen und
Überschwemmungen wie auch permanenten Kriegen um die letzten
Ressourcen heimgesucht wird. Das sind die Folgen einer auf
Wirtschaftsinteressen beruhenden Klimapolitik. Kohlekraftwerke stoßen
weiterhin Unmengen an CO2 aus, allein 300 Millionen Tonnen jährlich in
Deutschland. Abgaswerte von Flugzeugen, Schiffen und Autos werden so
gut wie gar nicht reguliert, und auch die Fleischproduktion trägt
erheblich zum Treibhauseffekt bei. Die UN-Klimakonferenzen sind
allenfalls ein Anfang, doch solange die selbstgesteckten Ziele nicht
eingehalten werden, weil sich die Regierungen an den Interessen der
Wirtschaft orientieren, dreht sich die Negativspirale weiter.
SchülerInnen, die auf die Straße gehen, um gegen diese Mißstände zu
protestieren, werden von denselben PolitikerInnen verbal angegriffen,
ein Dialog findet nicht statt.

Parteien und Wirtschaftsverbände wie die Kohlelobby konfrontieren uns
mit abgedroschenen Phrasen. Wirklich schockierend ist jedoch die
Belanglosigkeit, mit der die Umwelt behandelt wird. Wir können den
Klimaschutz nicht wie Verspätungen bei der Bahn behandeln und hoffen,
daß sich über die Jahre schon etwas bessern wird. Laßt uns nicht
länger hinnehmen, daß die älteren Generationen unsere Zukunft aus
egoistischen und nationalistischen Interessen zerstören. Laßt uns in
Zeiten, in denen die AfD, der US-Präsident und andere Rechtspopulisten
den maßgeblichen menschlichen Einfluß auf den Klimawandel leugnen,
gemeinsam ein Zeichen des Protestes setzen. Wir müssen uns gemeinsam
und geschlossen für unsere Umwelt einsetzen. Act now! Klimawandel
stoppen, Kapitalismus überwinden!
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Rebellion gegen Auslöschung
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Mündige BürgerInnen - Druck auf die Politik

In der Mönckebergstraße forderte eine Aktivistin von Extinction
Rebellion die Regierung auf, die Wahrheit zu sagen und die
Klimakatastrophe in ihrem ganzen Ausmaß offenzulegen. Dies sei eine
ethische Frage und dürfe keine machtpolitische Frage sein. Wo bleibt
das Verantwortungsgefühl für unsere Mitmenschen auf der ganzen Welt,
für die kommenden Generationen? Deutschland hat sich verpflichtet, die
globale Erderwärmung auf deutlich unter 2 Grad zu halten. Dafür müssen
die bis spätestens 2030 die Emissionen auf Null herunterfahren werden.
Doch die Regierung läßt sich Zeit bis 2050. Wir steuern auf mindestens
3 Grad Erwärmung zu und das ist eine Katastrophe. Die Bundesregierung
versagt bei den Klimazielen und versucht, dieses folgenreiche Versagen
zu vertuschen. Und wir haben das mitgetragen durch unser Schweigen.
Das ist jetzt vorbei! Wir brauchen Politiker, die für eine Welt
kämpfen, die auch für zukünftige Generationen lebenswert ist. Und
diese Politiker brauchen unsere Unterstützung. Wir können den
gesellschaftlichen Konsens ändern. Wir müssen durch Lautwerden andere
Fakten schaffen. Wir haben Macht, wenn wir sie wahrnehmen. Wir fordern
von den Regierungen: Ruft den Klimanotstand aus! Behandelt die Lage
so, wie sie ist! Wir, alle zusammen, Bürger und Regierungen hier und
jetzt können unser Aussterben gerade noch rechtzeitig aufhalten. Es
wird nicht leicht, und wir haben viele Widerstände zu überwinden. Wir
müssen stark sein und stur. Wir müssen zusammenhalten. Wir müssen
ungehorsam sein, fest in unserer Moral und klar in unserer Liebe zu
den Mitmenschen und unserem Planeten. Einen anderen haben wir nicht.
Extinction Rebellion setzt auf mündige, aufgeklärte Bürger und auf
zivilen Ungehorsam, auf direkte gewaltfreie Aktion. Wir wollen soviel
Druck auf Verantwortliche erzeugen, bis sie ihr destruktives Handeln
einstellen. Das ist unser Teil der Verantwortung, den Umbruch
mitzutragen und mitzugestalten. Dafür braucht es aktive,
leidenschaftliche Menschen, die für ihre Zukunft kämpfen.
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Ende Gelände - Kampfansage an extraktivistischen Kolonialismus
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Massenaktionen zivilen Ungehorsams

Ende Gelände führt seit 2015 Massenaktionen zivilen Ungehorsams in den
Braunkohlerevieren Deutschlands durch. Wir gehen mit Tausenden
Menschen an die direkten Orte der Zerstörung, setzen uns auf Bagger
und Schienen und blockieren mit unseren Körpern die fortlaufende
Kohleverbrennung, so die beiden AktivistInnen. Wir halten es für
notwendig und angemessen, einen Schritt weiterzugehen, vom
öffentlichen Protest zum zivilen Ungehorsam. Wir nehmen den
Kohleausstieg selbst in die Hand. Mit dem Ergebnis der Kohlekommission
verfehlen wir nicht nur deutlich die Ziele des Pariser Abkommens,
sondern rasen auch weiter ungebremst auf eine Erderwärmung von 4 bis 6
Grad zu. Politik und Kohlekonzerne stellen Profite über die
Grundbedürfnisse der Menschen und verfeuern unsere Zukunft. Die Zeit
des Appellierens ist vorbei!

Ende Gelände fordert den sofortigen Kohleausstieg für
Klimagerechtigkeit weltweit. Denn ein Kohleausstieg 2038 bedroht nicht
nur Dörfer in den deutschen Braunkohlerevieren, sondern auch ganze
Regionen in den Steinkohleexportländern Rußland und Kolumbien. Als
größte CO2-Quelle Europas bedroht das Rheinische Braunkohlerevier
zudem ganze Inselstaaten und Küstenregionen im Globalen Süden. Der
Klimawandel ist eine globale Gerechtigkeitskrise. Wir akzeptieren
nicht, daß Millionen von Menschen die Folgen des Klimawandels ausbaden
müssen, während wenige Konzerne und Superreiche auch noch Profit mit
der Zerstörung machen. Wir leben auf einem Planeten mit begrenzten
Ressourcen und in einem Wirtschaftssystem, in dem die Produktion
unbegrenzt weiterwachsen soll. Unseren Konsum zu hinterfragen und eine
grüne Partei zu wählen, wird den Klimawandel nicht aufhalten. Wir
brauchen eine Wirtschaft und Produktionsweise, deren Ziel nicht
größtmögliche Profite sind, sondern die sich nach den Bedürfnissen
aller Menschen gleichermaßen richtet und wo die Tragfähigkeit unseres
Planeten im Vordergrund steht.

Ende Gelände wird mit einer Massenaktion vom 19. - 24. Juni 2019 den
Tagebau im Rheinischen Braunkohlerevier blockieren. Tausende
KlimaaktivistInnen aus ganz Europa werden erwartet. Wir werden dieses
Jahr zeigen, daß die großen Proteste für den Erhalt des Hambacher
Forsts im letzten Herbst erst der Anfang waren. Die Bewegung wächst,
und der Protest nimmt immer weiter Fahrt auf. Mit neuen
Polizeigesetzen versuchen sie unsere Aktion für Klimaschutz zu
kriminalisieren. Doch wir lassen uns nicht einschüchtern. Wir müssen
ungehorsam sein, um unsere Zukunft zu retten. Gemeinsam kämpfen wir
für ein gutes Leben für alle Menschen und für die nächsten
Generationen.
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Ausbeutung und Widerstand
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Atom- und Kohleausstieg bleiben Handarbeit

Ein Sprecher von SAND (Systemoppositionelle Atomkraft-Nein-Danke)
charakterisierte den Hamburger Hafen als eine Drehscheibe des
weltweiten Handels mit der Ausbeutung von Ressourcen. Mit dem
Kohlekraftwerk Moorburg von Vattenfall ist eine CO2-Schleuder neu in
Betrieb genommen worden. Vom Hafen aus werden radioaktives Material
für Atomkraftwerke in alle Welt transportiert, Waffen und Munition
verschifft und Kohle umgeschlagen. Die großen Konzerne wie RWE oder
Vattenfall sind kein Fehler der herrschenden Verhältnisse, sondern ihr
bewußter und konsequenter Ausdruck. Es geht nicht darum, bestimmte
Symptome zu kurieren, sondern die Ursache in Gestalt der
kapitalistischen Verhältnisse anzugreifen. Dafür müssen wir uns gegen
die Profitinteressen durchsetzen. Wir fordern wie bei der Atomkraft
eine sofortige Stillegung der Kohlekraftwerke. Der Kohleausstieg
bleibt weiterhin Handarbeit, denn ohne unsere Aktionen wird er auf die
lange Bank geschoben. Die Atomkatastrophe wie jene in Fukushima seit
acht Jahren ist kein Schicksal und keine Fehleinschätzung, sondern von
Menschen bewußt in Kauf genommen worden. Sie ist ein Verbrechen wie
der Klimawandel. Wir beobachten unter anderem die Atomtransportschiffe
im Hamburger Hafen, regelmäßig wird Urankonzentrat (Yellow Cake), ein
Rohstoff zur Herstellung von Brennelementen, nach Südfrankreich
verschifft. Mit den Akws wird kein Klima gerettet, höchstens
verstrahlt. Atomtransporte verhindern heißt, die Atomkraftwerke
stillzulegen, und genau das ist unser Ziel. Für eine sofortige
Stillegung aller Atomanlagen, Kohleanlagen und der kapitalistischen
Verhältnisse weltweit!
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Mobilisieren und Querstellen
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Repression - Solidarität mit den Gefangenen

Bei der Schlußkundgebung auf dem Rathausmarkt erinnerte ein Aktivist
von Hambi Soli daran, daß die Aktivistin Eule zu diesem Zeitpunkt
immer noch im Knast saß. Sie wurde Ende September inhaftiert und im
Februar zu neun Monaten ohne Bewährung verurteilt. Ein politisches
Urteil, wie sich aus der Urteilsbegründung herauslesen läßt. Laut
Richter gebe es keine Zweifel, daß eine Entwicklungsverzögerung
vorliegt. Arrest reiche nicht, da erhebliche schädliche Neigungen
vorlägen. Eule hege zudem staatsfeindliche Ansichten, wie sich aus
ihren beschlagnahmten Briefen aus dem Knast ableiten ließe, in denen
unter anderem die Wörter "Hampelmännchen in Blau" und "Scheißstaat"
vorkommen. Jemand, der so etwas schreibe, habe erhebliche Erziehungs-
und Persönlichkeitsmängel. Dieses harte Urteil sei auch ein Verdienst
der im Gerichtssaal anwesenden Sympathisanten, so der Richter.
Derselbe Richter hatte im Sommer 2018 eine Aktivistin wegen Trommelns
zu neun Monaten Haft ohne Bewährung verurteilt. Die Angeklagte habe
selbst nichts geworfen, so ein Gerichtssprecher damals, aber die
böllernden AktivistInnen trommelnd unterstützt. Mit diesen und
weiteren Urteilen sowie Prozessen wie zum Beispiel Haftstrafen gegen
drei Ende-Gelände-AktivistInnen, die Anfang des Jahres einen
Kohlebagger in der Lausitz besetzt haben, sollen Exempel statuiert
werden. Auch die zivilrechtlichen Schadensersatzforderungen in
Millionenhöhe durch RWE, die sich gegen fünf AktivistInnen richten,
welche 2017 zusammen mit neun weiteren das Braunkohlekraftwerk
Weisweiler besetzt hatten, zeigt deutlich, daß Staat und
Energiekonzerne wie RWE Hand in Hand arbeiten, um die
Klimagerechtigkeitsbewegung zu schwächen und mundtot zu machen. Doch
wir lassen uns nicht einschüchtern. Unsere Solidarität ist größer als
ihre Repression!

Funktionierende Unterstützungsstrukturen sind ein wichtiger Aspekt für
einen langfristigen und erfolgreichen Kampf. Neben Konzepten wie einem
Legal Team, das während und nach Aktionen für rechtliche Belange da
ist, und Out of Action, ein Anlaufpunkt für traumatisierte
AktivistInnen, ist eine Bewegung unerläßlich, die gute
Antirepressionsstrukturen bietet. Um Menschen, die im Knast sitzen, zu
unterstützen, gibt es viele unterschiedliche Möglichkeiten. Schreibt
ihnen Briefe, Geschichten oder schickt ihnen selbstgemalte Bilder in
die Zelle. Oft erfährst du im Internet, was sich die Gefangenen
wünschen. Seid kreativ und zeigt ihnen, daß sie nicht alleine sind.
Ihr könnt auch Soli-Demos oder Kundgebungen vor Knästen organisieren
oder Vereinen wie der Roten Hilfe Geld spenden oder beitreten. Sie
beraten und unterstützen von Repression betroffene AktivistInnen.
Getroffen hat es wenige, gemeint sind wir alle.

Die Aktivistin Eule ist seit wenigen Tagen ohne Auflagen wieder auf
freiem Fuß, ohne ihre Identität preisgegeben zu haben. Das Amtsgericht
Köln hat die Aufhebung des Haftbefehls mit Verhältnismäßigkeit
begründet.
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Neue Lebensentwürfe und Organisationsformen unterstützen
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Wachstumsideologie der Kapitalverwertung

Zwei SprecherInnen von Gegenstrom rezitierten das zentrale
Glaubensbekenntnis der herrschenden Politik sowie großer Teile des
gesellschaftlichen Mainstreams: Wachstum, Wachstum, Wachstum! Dieses
Mantra bedeutet, daß auf einem begrenzten Planeten die Produktion
unbegrenzt weiterwachsen muß, damit aus sehr viel Geld noch mehr Geld
wird. Die Folgen sind verhängnisvoll, um nur drei der ärgsten Probleme
zu nennen. Erstens eine umfassende, fortschreitende ökologische
Zerstörung. Zweitens extreme, sich immer weiter zuspitzende soziale
Ungleichheit global und national. Drittens eine Verschiebung zugunsten
der autoritären Rechten. Die Interessen des Kapitals liegen sowohl den
ökologischen als auch den sozialen Entwicklungen zugrunde. In
unsicheren Verhältnissen eskaliert das Konkurrenzdenken zur Verachtung
von Menschen mit hetzerischen Sündenbockkampagnen und mörderischer
Abschottung der reichen Weltregionen gegenüber Geflüchteten. Zugleich
wird die neokoloniale Ausbeutung der Herkunftsländer fortgesetzt.

Keines der großen Einzelprobleme läßt sich für sich allein im
Kapitalismus lösen, auch nicht das Klimadesaster. Profite haben
Vorrang, Menschen, reale Lebensqualität, das Leben anderer Spezies,
die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen sind nachrangig. Auch
ein grün gefärbter Kapitalismus setzt auf fortwährendes
Wirtschaftswachstum, doch die versprochene Reduzierung des
Ressourcenverbrauchs funktioniert so nicht. Die durch Effizienz
zunächst eingesparten Ressourcen und Gelder werden in kapitalistischer
Manier sogleich wieder in zusätzliche Ausweitung von Produktion und
Konsum gesteckt. Über nennenswertes Kapital verfügt nur eine kleine
Minderheit. Die große Mehrheit ist darauf angewiesen, die eigene
Arbeitskraft zu verkaufen, sei es durch bezahlte Lohnarbeit oder
prekäre Selbständigkeit. Macht konzentriert sich in wenigen hundert
weltweit agierenden Konzernen und Finanzagenturen, die in vielerlei
Hinsicht sogar mächtiger als die meisten nationalen Regierungen
geworden sind. Die überwiegende Zahl der PolitikerInnen hat die
Interessen des Kapitals in vorauseilendem Gehorsam tief verinnerlicht.
Beispielhaft Angela Merkel mit ihrer Rede von der marktkonformen
Demokratie oder Winfried Kretschmann mit seiner innigen Beziehung zur
Daimler Benz AG.

Dennoch können Regierungen und Konzerne von sozialen Bewegungen unter
Druck gesetzt werden, wenn diese auf radikale Veränderungen zielen und
zugleich breit, vielfältig und ausdauernd sind. Es geht nicht nur
darum, graduelle Zugeständnisse zu erkämpfen, notwendig für die
Erhaltung des Lebens ist ein grundlegender Wandel des
gesellschaftlichen Systems. Wir brauchen eine Produktions- und
Lebensweise, die nicht mehr zu Lasten anderer Menschen geht. Weder
jener im Globalen Süden, noch der Menschen hierzulande, die sich im
Niedriglohnsektor kaputtschuften müssen, und auch nicht zu Lasten der
kommenden Generationen. Forderungen nach Gerechtigkeit sind dann
überzeugend, wenn sie unteilbar für alle erhoben werden. Die von
Unterdrückung betroffenen Menschen dürfen sich nicht gegeneinander
ausspielen lassen. Solidarisch können wir selbst die Folgen der
wahnsinnigen kapitalistischen Gegenwart gemeinsam bewältigen.
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Wer die Zeichen nicht sieht ...
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Diese steinernen Verhältnisse zum Tanzen bringen!

Das Schlußwort blieb einem Menschen der älteren Generation vom
Hamburger Energietisch vorbehalten. Er habe sich früher oft gefragt,
warum die jungen Leute nicht auf die Straße gehen, deren Zukunft
verkauft wird. Hätte ihm vor einem halben Jahr jemand gesagt, daß in
Hamburg Tausende SchülerInnen auf die Straße gehen würden, hätte er
ihm gesagt, träum' weiter. Er engagiere sich seit 25 Jahren für
Energie- und Klimapolitik, doch heute sei ein Traum wahr geworden. Das
ist etwas völlig Neues, was wir hier erleben, und ich wünsche mir, daß
das weitergeht. Von den 500 größten Konzernen haben etwa 30 Prozent
mit Kohle, Öl und Erdgas zu tun. Ölkonzerne, Energiekonzerne,
Autokonzerne und Flugverkehr. Eine Zusammenballung wirtschaftlicher
und deshalb auch politischer Macht. Wenn wir die Klimakatastrophe
abwenden wollen, müssen wir uns dafür einsetzen, daß die Macht dieser
Großkonzerne eingeschränkt und überwunden wird. Nur dann wird es
möglich sein, die Treibhausgasemissionen zu bremsen und all die
anderen schädlichen Folgen ihrer Profitmacherei zu überwinden. Es gibt
Beispiele, daß das gelingen kann: Nach Fukushima sind Hunderttausende
auf die Straße gegangen, und nur deshalb sollen die Atomkraftwerke
abgestellt werden. In Hamburg haben wir 2013 einen Volksentscheid
gegen den Widerstand von Eon und Vattenfall gewonnen, daß sie das
Strom-, Gas- und Fernwärmenetz wieder an die Stadt abgeben mußten. Ich
wünsche euch und uns, daß wir noch viele Menschen auf die Straße
bringen, um diese steinernen Verhältnisse zum Tanzen zu bringen!

(wird fortgesetzt)
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Offene Fragen ... 
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Fußnoten:


[1] www.bild.de/bild-plus/politik/inland/politik-inland/christian-lindner-klimaschutz-ist-was-fuer-profis-und-nicht-fuer-kinder-60573006,view=conversionToLogin.bild.html

[2] Video von SchülerInnendemo in Düsseldorf

https://vimeo.com/325326522


Berichte und Interview zur Hamburger Demonstration
Klimarevolution im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → BUERGER → REPORT

BERICHT/120: Klimarevolution - es geht um mehr ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0120.html
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INTERVIEW/184: Frauenstreik - Geschlechtliche Selbstbestimmung und Wege dahin ...    Bene Gauland im Gespräch (SB)




Gespräch am 8. März 2019 in Hamburg

Mit einer kämpferischen und emotionalen Rede wandte sich der Trans-Aktivist Bene
Gauland vom Bündnis Won't Be Erased beim Internationalen Frauenkampftag auf dem
Hamburger Rathausmarkt an ein Publikum, das er wahrscheinlich kaum davon
überzeugen mußte, Trans- und Inter-Menschen die Freiheit zuzugestehen, ohne
äußeren Druck ganz für sich über das eigene Geschlecht zu befinden und sich
keiner der üblichen wie weniger bekannten Kategorisierungen unterwerfen zu
müssen. Dennoch blieb wohl niemand davon unberührt, was er über seine Kindheit
ab dem Alter von fünf Jahren berichtete, als er nicht mehr derjenige sein
durfte, als der er sich stets gefühlt habe. Mit Beginn der Grundschule hätten
für Bene, der sich als trans-männlich und nonbinär bezeichnet, Jahre einer
Entfremdung begonnen, in denen er nicht mehr er selbst sein konnte, woran er
fast gestorben wäre.

So erwähnte Bene die bei Trans-Menschen bis zu 50 Prozent betragende Rate von
Suizidversuchen wie Selbsttötungen, die weit höher ist als unter der
heterosexuellen Mehrheitsbevölkerung. Diese Welt versuche, Trans-Menschen
entweder aktiv oder passiv zu töten, so das Resümee seiner persönlichen
Geschichte wie seiner Erfahrungen als Aktivist. Demgegenüber gelte es, um
grundlegende Menschenrechte zu kämpfen, das Recht zu leben und nicht wegen
welcher Normabweichung auch immer marginalisiert zu werden. Es sei an der Zeit,
dieses System, das niemals funktioniert habe und niemals funktionieren werde,
neu zu definieren und alle sozialen Konstrukte zu zerstören, die Menschen auf
etwas festlegen und als etwas identifizieren, was sie nicht sein wollen.

Er sei froh, die Gelegenheit zu dieser Rede zu haben, denn in vielen anderen
Ländern könnten Trans-Menschen sich nicht einmal öffentlich zu erkennen geben,
ohne Gefahr zu laufen, umgebracht zu werden. Bene beschloß seine Kampfansage mit
den Worten: Egal, wie viele von uns sie jagen, zusammenschlagen und umbringen,
wir werden nicht aufgeben und werden nicht ausgelöscht werden. We won't be
erased, so die Worte seiner auf englisch gehaltenen Rede, knüpft an eine
Kampagne von Trans-Menschen gegen die US-Regierung unter Donald Trump an, der
versucht, nonbinäre Rechte zurückzufahren und eine unveränderbare
heteronormative Geschlechterordnung durchzusetzen, der sich die Menschen bei
Geburt zu unterwerfen hätten [2].

Nach seiner Rede beantwortete Bene dem Schattenblick einige ergänzende Fragen.
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Bene Gauland
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Schattenblick (SB): Bene, verstehst du dich als Trans-Mann oder als Trans-Frau?

Bene: Ich bin nonbinär trans-männlich, ordne mich also nicht ins binäre
Geschlechtersystem ein. Bei der Geburt wurde ich falsch als weiblich zugeordnet,
identifiziere mich aber als männlich.

SB: Wie hast du es geschafft, dich von der Geschlechteridentität, die dir
aufgedrückt wurde, freizumachen?

Bene: Es war ein sehr langwieriger Prozeß. Für mich wie für die meisten
Trans-Menschen heißt das, sich regelrecht freikämpfen zu müssen. Ich habe erst
vor vier Jahren realisiert, daß ich trans bin. Seit mir das langsam klargeworden
ist, lebe ich das sehr offen, seitdem bin ich wirklich ich.

SB: Handelt es sich bei der Repression gegen Trans-Menschen eher um staatliche
Gewalt oder geht sie von individueller sexistischer Aggression aus?

Bene: Die Repression staatlicherseits gegenüber Trans-Menschen ist auf jeden
Fall eindeutig vorhanden. Allerdings ist hier in Deutschland und in der
westlichen Welt die Realität, mit der Trans-Menschen konfrontiert werden, im
Vergleich zum Rest der Welt tatsächlich nicht mehr so schlecht, aber dennoch
schwierig genug. Fakt ist, um Behandlungen wie eine Hormonersatztherapie
genehmigt zu bekommen, Dinge, die für Trans-Menschen lebenswichtig sind, muß man
sich einer zweijährigen Psychotherapie unterziehen und dem Staat wie der
Krankenkasse im Endeffekt beweisen, daß man trans genug ist, um eine solche
medizinische Behandlung zu erhalten. Aber die Repression weltweit ist viel
größer, insbesondere in Südamerika. 70 Prozent aller Todesopfer transphober
Gewalt weltweit kommen von dort. So wie ich heute vor Hunderten Menschen eine
Rede zu halten wäre dort gar nicht möglich.

SB: Hat das mit einer spezifischen Machokultur zu tun, oder woran liegt das, daß
Transphobie gerade dort so verbreitet ist?

Bene: Das liegt ganz klar an der Regierung, an der Kultur, das liegt daran, daß
die Polizeigewalt dort noch um einiges schlimmer ist als hier. Und weil die
Anfänge einer schwul-lesbischen Kultur, die hier in Deutschland vor 20 Jahren
stattfanden, dort weiterhin nicht vorhanden sind. In Südamerika könnte man von
einer inoffiziellen Todesstrafe sprechen: Menschen werden umgebracht, nur weil
sie homosexuell oder trans sind.
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Trans-Block auf der Demonstration zum Internationalen Frauenkampftag am 8. März in Hamburg
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SB: In der Bundesrepublik haben wir mit Jens Spahn einen schwulen
rechtskonservativen Gesundheitsminister. Inwiefern gibt es überhaupt noch
einen Zusammenhang zwischen geschlechtlicher Orientierung und einer
emanzipatorischen politischen Position?

Bene: Ich glaube, was viele Leute nicht verstehen, ist, nur weil jemand schwul
oder lesbisch ist, heißt das nicht, daß diese Menschen politisiert oder
aktivistisch vom Denken her sind. Es handelt sich meistens um 08/15-Bürger, die
einfach nur an ihre eigenen Belange denken. Jens Spahn setzt sich bestimmt für
schwule Menschen ein, nicht aber für Trans-Menschen oder für linke Belange. Ich
finde, das hängt ganz klar zusammen, und wir brauchen einfach Menschen in der
Politik, die mehr als nur Mann/Frau, mehr als nur hetero, schwul oder lesbisch
repräsentieren, sondern alle Geschlechter.

SB: Die neue gesetzliche Möglichkeit, beim zwingenden Eintrag des Geschlechtes
ins Personenstandsregister eine dritte Option anzugeben [3], wird nur aufgrund eines
medizinischen Attestes gewährt. Was sagst du dazu, daß andere darüber befinden,
mit welchem Geschlecht sich der Mensch wohlfühlt?

Bene: Ich finde, der Schritt ist unglaublich wichtig und richtig, weil dadurch
überhaupt Inter-Menschen offiziell existieren. Davor wurden sie immer ins binäre
Geschlechtersystem eingeordnet. Daß es diese Option jetzt gibt, ist absolut
wichtig und absolut richtig. Natürlich ist es nicht richtig umgesetzt, wenn man
wieder eine staatliche Autorität aufsuchen muß, um sich das bescheinigen zu
lassen. Aber das ist der erste Schritt meiner Meinung nach, der erste Stein, der
die Lawine in die richtige Richtung ins Rollen bringt, und ich bin sehr froh,
daß das jetzt eine Option ist. Wir müssen einfach weitermachen, bis eben
geschlechtsfrei eigenständig wählbar ist.

SB: Heute am 8. März geht es auch und gerade um den Kampf gegen das Patriarchat.
Ist der Begriff für dich eine Kategorie, mit der du als Trans-Mensch umgehst
oder ist das zu sehr Oldschool-Feminismus?

Bene: Natürlich, das ist ganz klar mein Kampf. Patriarchale Strukturen nutzen
niemandem, nicht mal den Männern, wenn man wirklich darüber nachdenkt, weil es
repressive Strukturen sind, Strukturen, die auf Ansichten basieren, über die wir
uns eigentlich als Menschen längst hinausentwickelt haben müßten. Aber wir bauen
immer noch unsere Gesellschaft nach diesen festgefügten Strukturen auf, obwohl
die gar nicht mehr relevant sind. Es macht einfach keinen Sinn, die
patriarchalen Einteilungen so weiterzuführen. Ich bin ganz klar für ein
Aufbrechen der patriarchalen Strukturen.

SB: Hier hängt ein Transparent, das an die TV-Serie Pose anknüpft. Was sagst du
zu dieser Art von kultureller Verwertung der Trans-Thematik, die gerade in
US-Medien immer sichtbarer wird? Wie empfindest du das, wie die Probleme von
Trans-Menschen dort dargestellt werden?

Bene: Im Fall von Pose finde ich das Thema ziemlich gut umgesetzt, weil alle
Darstellerinnen tatsächlich Trans-Frauen sind, Trans-Frauen-Schauspielerinnen.
Mit ist sehr wichtig, daß Trans-Thematiken in der Popkultur ankommen. Natürlich
wird nicht alles gut umgesetzt, aber alleine, daß die Thematik Trans in der
Popkultur angekommen ist, sehe ich ganz klar positiv. Natürlich ist es
schwierig, wenn wieder eine Trans-Person von einem cis-Schauspieler gespielt
wird, das ist scheiße. Aber ich bin froh, wenn Trans in den Köpfen der Menschen
überhaupt in Erscheinung tritt, weil immer noch die wenigsten Menschen wissen,
was Trans ist. Ich finde es sehr gut, daß die Popkultur anfängt, das zu
repräsentieren.

SB: Bene, vielen Dank für das Gespräch.
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Live! - Work! - Pose! ... Fight! 
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Fußnoten:


[1] BERICHT/119: Frauenstreik - der gleiche Kampf ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0119.html

[2] https://www.thecut.com/2018/10/trump-administration-policy-to-eliminate-transgender-rights.html

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/sele1024.html
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LESUNG/6370: Braunschweig - Autorin Anne Reinecke liest aus ihrem Debütroman "Leinsee", 26.3.


Stadt Braunschweig

Autorin Anne Reinecke liest aus ihrem Debütroman "Leinsee"



Braunschweig. In der Reihe "Das erste Buch" liest die Autorin Anne
Reinecke am Dienstag, 26. März, um 19 Uhr im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, aus ihrem Debütroman
"Leinsee". Die Moderation übernimmt die Schauspielerin Kathrin
Reinhardt. Der Eintritt ist frei. Reservierungen und weitere
Informationen unter der Telefonnummer 0531/70189317.

Das Buch handelt von Karl, der noch nicht einmal 30 Jahre alt ist und
sich schon als Künstler in Berlin einen Namen gemacht hat. Er ist der
Sohn von August und Ada Stiegenhauer, dem Glamourpaar der deutschen
Kunstszene. Doch in der symbiotischen Beziehung seiner Eltern war kein
Platz für ein Kind. Nun stürbt der Vater und die Mutter ist schwer
erkrankt. Karls Kosmos beginnt zu schwanken und steht plötzlich still.
Die einzige Konstante ist ausgerechnet ein kleines Mädchen namens
Tanja, das ihn mit kindlicher Unbekümmertheit zurück ins Leben lockt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. März 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6369: Frankfurt - Literatur in Einfacher Sprache mit Ulrike Almut Sandig, Jens Mühling, 08.04.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im April 2019

Mo 08.04., 19.30 h

Literatur in Einfacher Sprache 

mit Ulrike Almut Sandig und Jens Mühling

Mit Gebärdensprachdolmetschern



Aufbruch in eine andere Literatur

Acht Autoren schreiben Geschichten in Einfacher Sprache. Das Einfache
als Kunst. Offen und ohne Schranken. Klar und verständlich. Unser
Dogma ist einfach, sagen die Autoren.

Die Autoren sind Arno Geiger, Judith Hermann, Anna Kim, Kristof
Magnusson, Maruan Paschen und Julia Schoch. Sowie Ulrike Almut Sandig
und Jens Mühling. Die beiden lesen heute. Es ist ein Abend für alle.
Für alle, die Geschichten mögen. Für alle, die Experimente mögen. Für
alle, die Sprache mögen.

Die Veranstaltung wird von Gebärdensprachdolmetschern übersetzt.

Platzreservierungen für gehörlose Menschen unter

koehler@literaturhaus-frankfurt.de.

Ein Projekt des Literaturhauses Frankfurt, gefördert vom Hessischen
Ministerium für Soziales und Integration. Eine Kooperation mit der
Stabsstelle Inklusion Frankfurt und hr2-kultur, in Partnerschaft mit
dem Netzwerk Inklusion Frankfurt.

Eintritt: 5 / 3 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im April 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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AUSSICHTEN/8584: Und morgen, den 21. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 21.03.2019 bis zum 22.03.2019 +++
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Spürbar wärmer,

Wolken grau,

Pfützenschwärmer

Jean macht blau.
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TREFF/731: Kassel - Führung durch das Stadtarchiv am 28. März 2019


Stadt Kassel

Führung durch das Stadtarchiv am 28. März



Das Stadtarchiv Kassel bietet jeden Monat kostenlose Führungen durch
seine öffentlichen und nichtöffentlichen Räumlichkeiten im Kasseler
Marstall, Wildemannsgasse 1, an und möchte den historisch
interessierten Besucherinnen und Besuchern Einblicke in Bereiche
ermöglichen, die der Allgemeinheit sonst verschlossen bleiben. Anhand
von ausgewählten Originalquellen zur Kasseler Stadtgeschichte werden
nicht nur die vielfältigen Bestände vorgestellt, sondern auch die
Aufgaben und Funktionen eines kommunalen Archivs aufgezeigt und wie
Benutzerinnen und Benutzer Informationen und Antworten auf bestimmte
Fragen finden können.

Die Anmeldung für die Führung am Donnerstag, 28.März 2019, um 17 Uhr
erfolgt über das Stadtarchiv via E-Mail an stadtarchiv@kassel.de oder
unter der Telefonnr. 0561 / 787-4050.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. März 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87
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Internet: www.kassel.de
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TREFF/730: Kassel - Museumsführung "Kaffeehauskultur in Kassel" am 24.3.2019


Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum: Kaffeehauskultur in Kassel



"Kaffeehaus-Kultur in Kassel" lautet der Titel einer Führung im
Stadtmuseum in die Sonderausstellung "1918. Zwischen Niederlage und
Neubeginn" sowie in die Innenstadt mit Museumsführerin Margret Baller
am Sonntag, 24. März 2019, um 14 Uhr.

Von Lichtspiel-Häusern, "tanzenden Derwischen" und anderen Highlights
der Kasseler Szene nach dem Ersten Weltkrieg berichtet Margret Baller
in ihrer Führung. Über 300 Tanz- und andere
Vergnügungsveranstaltungen fanden im ersten Nachkriegsjahr, in 1919,
statt. Auf der anderen Seite litten die Menschen großen Hunger, lebten
in Elendsquartieren und waren von Rachitis und anderen Krankheiten
heimgesucht. Die zahllosen Soldaten, die, gerade von der Kriegsfront
heimgekehrt, auf den Arbeitsmarkt drängten, und die vielen
Kriegsversehrten, die versorgt werden mussten, verstärkten die
sozialen Probleme.

Bei dieser Führung beschreibt Margret Baller die Lebensbedingungen der
Menschen in Kassel und erläutert die dazu gehörenden Objekte. Sie geht
aber auch zu einigen Orten in der Innenstadt und macht deutlich,
welche Spuren von damals heute noch sichtbar sind.

Die Teilnahme an der Führung ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist
begrenzt und eine verbindliche Anmeldung ist unter 0561 787 4405
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. März 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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VW-STIFTUNG/019: Finanzielle, personelle und ideelle Stärkung der Forschung in Museen gefordert (idw)


VolkswagenStiftung - 19.03.2019

VolkswagenStiftung fordert finanzielle, personelle und ideelle Stärkung
der Forschung in Museen



Museen sind für eine demokratische Gesellschaft unverzichtbar. Um ihrem
bedeutungsvollen Forschungs- und Vermittlungsauftrag gerecht werden zu
können, fordert die VolkswagenStiftung von Museumsleitungen,
Entscheidungsträgerinnen und -trägern an Universitäten sowie von politisch
Verantwortlichen, den wissenschaftlichen Charakter der Institution Museum
zu erhalten und sie sowohl personell als auch ideell zu stärken.

Vor 10 Jahren startete die VolkswagenStiftung ihre Förderinitiative
"Forschung in Museen". Zu dieser Zeit stand vor allem die Attraktivität
für Besucherinnen und Besucher im Mittelpunkt der Konzepte vieler Häuser:
Spektakuläre Ausstellungen führten zu ebenso spektakulären Warteschlangen
vor den Museumstoren, Veranstaltungs- und Eventbereiche wurden
ausgeweitet, große aber auch mittlere und kleinere Museen verzeichneten
ungeahnte Besucherrekorde. Aber: Die Beförderung dieses Tourismus, den
viele der Museumsträgerinnen und -träger als vorrangiges Ziel verfolgten,
ließ die eigentlich zentralen Aspekte der Museumsarbeit mehr und mehr in
den Hintergrund treten - klassische Museumsaufgaben wie das Sammeln,
Bewahren, Forschen und Vermitteln aber auch Bildungsangebote wurden
personell und finanziell zugunsten des Ausstellungs- und Eventbereichs
beschnitten.

Da aber gerade die Forschungsaufgabe die Nachhaltigkeit der gesamten
Museumsarbeit sicherstellt, richtete die VolkswagenStiftung im Juli 2008
genau hierauf den Fokus des damals neuen Förderengagements, und zwar als
eine der ersten wissenschaftsfördernden Einrichtungen in Deutschland.
Innerhalb der geförderten Projekte in "Forschung in Museen" sollten alle
Aspekte der Museumsforschung bearbeitet werden, zudem sollten sich die
Museen gezielt für Forschungskooperationen mit Universitäten öffnen. "Bei
unserer Auftaktveranstaltung im Sprengel Museum in Hannover haben viele
Museumsschaffende moniert, dass die Universitäten und Forschenden gar
nicht an den Sammlungen an sich interessiert seien, sondern sich nur für
Sensationsfunde begeistern könnten, um daraus möglichst spektakuläre
Publikationen herauszuschlagen", erinnert sich Dr. Wilhelm Krull,
Generalsekretär der VolkswagenStiftung. "Hier wollten wir zum
Brückenschlag zwischen den Institutionen beitragen und ein gegenseitiges
Verständnis für die jeweiligen Arbeitsweisen bewirken." Die Stiftung legte
dabei großen Wert auf die Bedürfnisse kleiner und mittlerer Museen, bot
Coachings an und betonte unablässig die Rolle der Museen als Bildungs- und
Vermittlungseinrichtungen.

Nach 10 Jahren der Förderung in "Forschung in Museen" zieht die
VolkswagenStiftung nun Bilanz und formuliert 10 Thesen, die sich als
Handlungsempfehlungen gleichermaßen an Museen und Hochschulen, an Kommunen
und die Politik richten:


	Für eine demokratische Gesellschaft sind Museen als Orte ihres kulturellen, historischen und naturbezogenen Gedächtnisses unverzichtbar.

	Die Institution Museum muss ihren wissenschaftlichen Charakter erhalten. Denn Museen sind Schaufenster für Forschungsergebnisse und -prozesse.

	90 % der Sammlungen lagern in Depots. Forschungsprojekte erschließen diese ungehobenen Schätze geradezu beispielhaft.

	Das wissenschaftliche Aufarbeiten von Sammlungen schafft eine wichtige Basis für Ausstellungen. Museen sparen sich dadurch teure Neuankäufe oder kostspielige Leihausstellungen.

	Museen müssen Provenienzforschung betreiben, um ihre gesellschaftliche Position in der Zukunft zu behaupten.

	Wenn Museen und Universitäten kooperativ und sammlungsbezogen forschen, unterstützen sie den Erhalt von "kleinen Fächern" und die damit verbundene notwendige Wissensvielfalt.

	Es braucht mehr wissenschaftliches Personal an den Museen, um ausgehend vom Objekt spezifische Fragestellungen und Forschungsperspektiven entwickeln zu können.

	Universitäre Lehre erhält innovative Impulse von praxisnaher Forschung an Sammlungen.

	Nur visionäre Museumsleitungen sowie mutige Entscheidungsträgerinnen und -träger an Universitäten können neue Wege in der Forschungskooperation einschlagen.

	Politisch Verantwortliche - insbesondere in den Ländern und Kommunen - stehen in der Pflicht, die Forschung in Museen als Basis aller musealen Aufgaben finanziell, ideell und personell zu stärken.




INFORMATIONEN ZUR VOLKSWAGENSTIFTUNG:

Die VolkswagenStiftung ist eine eigenständige, gemeinnützige Stiftung
privaten Rechts mit Sitz in Hannover. Mit einem Fördervolumen von
insgesamt etwa 150 Millionen Euro pro Jahr ist sie die größte private
deutsche wissenschaftsfördernde Stiftung und eine der größten Stiftungen
hierzulande überhaupt. Ihre Mittel vergibt sie ausschließlich an
wissenschaftliche Einrichtungen. In den mehr als 50 Jahren ihres Bestehens
hat die VolkswagenStiftung rund 30.000 Projekte mit insgesamt mehr als 4,7
Milliarden Euro gefördert. Auch gemessen daran zählt sie zu den größten
gemeinnützigen Stiftungen privaten Rechts in Deutschland.

Weitere Informationen zur Förderinitiative "Forschung in Museen" der
VolkswagenStiftung unter:

https://www.volkswagenstiftung.de/forschunginmuseen.

Weitere Informationen über die VolkswagenStiftung unter:

https://www.volkswagenstiftung.de/stiftung/wir-ueber-uns

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution458

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

VolkswagenStiftung, 19.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/1842: Frankfurt - Alex Wheatle, Wer braucht ein Herz, wenn es gebrochen werden kann, 11.4.19


Literaturhaus Frankfurt - Programm im April 2019

Do 11.04., 10.30 h 

Alex Wheatle: Wer braucht ein Herz, wenn es gebrochen werden
kann

Lesung für Schüler ab Klasse 8

Moderation (dt./engl.): Fridtjof Küchemann (F.A.Z.)

Deutscher Text: Nelly Politt



Straight outta Crongton

Mo ist 15 und lebt mit ihrer Mutter und deren Freund Lloyd in einer
winzigen Wohnung in South Crongton. Eigentlich hat Mo schon genug
Probleme, aber Ex-Knacki Lloyd und sie geraten ständig aneinander.
Dann schlägt er sie. Doch Mo lässt sich nichts gefallen. Zum Glück
hat sie ihre Freundinnen Naomi und Elaine, die ihr beistehen. Und
Sam, ihren besten Freund, in den sie seit Kindertagen verliebt ist.

Alex Wheatle stellt den dritten Band seiner Crongton-Reihe "Wer
braucht ein Herz, wenn es gebrochen werden kann" (Verlag Antje
Kunstmann) in einer Schülerlesung im Literaturhaus vor. Wheatle, der
größtenteils in einem Kinderheim im Süden Londons aufwuchs, erzählt
kraftvoll und authentisch vom Aufwachsen in schwierigen
Verhältnissen, Freundschaft, Autonomie und Liebe.

Das Gespräch auf Deutsch und Englisch führt Fridtjof Küchemann
(F.A.Z.). Aus der Übersetzung von Conny Lösch liest die
Schauspielerin Nelly Politt.

Das Junge Literaturhaus wird unterstützt von der Cronstett- und
Hynspergischen evangelischen Stiftung.

Eintritt: 5 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im April 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/1841: Frankfurt - Kinderbuch-Sonntag, Jörg Mühle, Zwei für mich, einer für dich, 07.04.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im April 2019

So 07.04., 15.00 h

Jörg Mühle: Zwei für mich, einer für dich

Kinderbuch-Sonntag ab 4 Jahren



Teilen ist nicht immer einfach, aber schön

Wiesel und Bär freuen sich sehr, denn es gibt Pilze. Schön geschmort
und lecker gewürzt. Aber wie sollen sie drei Pilze gerecht verteilen?
Also fangen sie an zu diskutieren, wer von ihnen den Pilz am ehesten
verdient hätte, und zack, schon hat der listige Fuchs sich den
dritten Pilz geschnappt. Tja, wenn zwei sich streiten, freut sich
halt der Dritte.

In seinem neuen Bilderbuch "Zwei für mich, einer für dich" (Moritz
Verlag) erzählt Jörg Mühle vom Teilen. Und auf wunderbar gelungene
Weise vom Streiten. Beim Kinderbuch-Sonntag im Literaturhaus liest
der Frankfurter Autor und Illustrator aus seinem mehrfach
ausgezeichneten Buch und zeichnet live für sein Publikum. Das kennt
ihn sicher schon von seinen Hasenkind-Bänden.

Das Junge Literaturhaus wird unterstützt von der Cronstett- und
Hynspergischen evangelischen Stiftung.

Eintritt: 5 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im April 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





AUFBAU/563: Warnsignale an die herrschende Klasse


aufbau Nr. 96, März/April 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Warnsignale an die herrschende Klasse



GELBWESTENPROTESTE - Wöchentlich gehen zehntausende Menschen in
Frankreich und Belgien auf die Strassen. Was zunächst selbst in linken
Medien als WutbürgerInnenproteste diffamiert wurde, erweist sich als
eine veritable Sozialrevolte.

(az) Als sich am 17. November des vergangenen Jahres
zehntausende Menschen in Frankreich und Belgien auf die Strasse
machten, um gegen hohe Benzinsteuern zu demonstrieren, war die Skepsis
insbesondere in der deutschsprachigen Linken gross. Exemplarisch für
diese Skepsis schrieb die WOZ am 29. November 2018, es handle sich um
"WutbürgerInnen mit Warnwesten" - es wurde in dieser Zeitungsnummer
behauptet, Steuerproteste würden eigentlich automatisch nach rechts
tendieren. In der Tat ist es in schweizerischen, mittelständischen
Stadtmilieus nur sehr schwer vorstellbar, dass sich ein vermeintlicher
Zank um Benzinpreise in eine progressive Richtung wenden könnte. Und
natürlich beisst sich die Forderung auf den ersten Blick ja auch mit
der aktuellen und dringend notwendigen Klimabewegung. Die Forderungen
passten vielen zunächst nicht ins Konzept.

Die These, wonach die Bewegung der "Giletsjaunes" nichts Progressives
beinhalten würde, wurde damit untermalt, dass einige Gelbwesten am 24.
November 2018 in Calais Flüchtlinge bei der Polizei denunziert hatten.
Damit schien das Kapitel aus linker Sicht für viele abgehakt. So liess
auch der französische Staat nichts unversucht, um die Bewegung als
Protestbewegung von rückwärtsgewandten WutbürgerInnen darzustellen.
Und selbst die französische Gewerkschaftsbewegung sowie bürgerliche
FeministInnen verhielten sich unsolidarisch. Beide mobilisierten
parallel zu "Gilets jaunes"-Protesten an Samstagen und riskierten
damit - ob bewusst oder nicht - die Bewegung zu schwächen. Dies gelang
angesichts der Dominanz der Bewegung bei weitem nicht.


Vielfältige Bewegung

Doch es ist ohne Zweifel: Die Wut ist berechtigt. Es ist in der Tat
so, dass Frankreich die höchste Steuerquote der OECD-Länder aufweist.
Und einen sehr grossen Teil der Steuern stellen Verbrauchssteuern dar.
Dies sind jene Tarife, die die werktätige Bevölkerung am stärksten
treffen, analog zu den Mehrwertsteuern in der Schweiz. 2017 hatte
Präsident Macron dieses Thema mit dem Abbau der Vermögenssteuern noch
einmal befeuert. Der Protest wurde zunächst primär von Menschen
geführt, die in Kleinstädten und auf dem Land leben und sich ein
pünktliches, öffentliches Verkehrswesen à la Zürich mehrheitlich kaum
vorstellen können. Diese Menschen sind auf ein eigenes Motorfahrzeug
angewiesen, um zur Arbeit zu gelangen oder um am sozialen Leben
teilnehmen zu können. Insofern handelte es sich um Menschen, die in
der Tendenz eben nicht dem städtischen Milieu zugerechnet werden
können - und dementsprechend auch vom traditionell in den Städten
verankerten linken Milieu wenig wahrgenommen werden. Im Herbst fand
eine Studie statt, deren Ergebnisse mit äusserster Vorsicht zu
geniessen sind und die dennoch erstaunen. Die Studie widerlegt die
"WutbürgerInnen-These: So besteht die Bewegung gemäss dieser
Untersuchung fast zur Hälfte aus Frauen. Dies ist eine Quote, die bei
grossen Gewerkschaftsmobilisierungen nur sehr selten zustande kommt.
Der überwiegende Teil der Bewegung sind ArbeiterInnen oder
Angestellte. Ausserdem weist die Bewegung einen eher
unterdurchschnittlichen Bildungsgrad und ebenso einen
unterdurchschnittlichen Einkommensdurchschnitt auf. Es handelt sich um
eine Bewegung von unten mit ländlicher Prägung.

Zwar gehen in Paris die grossen Zusammenstösse mit der Staatsgewalt
von statten (auch die beiden Bilder stammen aus Paris), was über die
rurale Struktur der Bewegung aber nicht hinwegtäuschen darf. Fast die
Hälfte der Teilnehmenden sind mit der "Giletsjaunes"-Bewegung zum
ersten Mal in Strassenproteste involviert. Auch das wirkt erstaunlich.
Denn immerhin beträgt das Durchschnittsalter der Bewegung gestandene
45 Jahre.


Forderungen nach sozialen Verbesserungen

Während die Bewegung weitgehend auf RepräsentantInnen verzichtet und
eine hohe Abneigung gegen politische Vereinnahmung hegt, entwickelte
sie diverse Forderungen, welche den Klassencharakter der "Gilets
jaunes" unterstreichen. Am prominentesten sind die Forderungen nach
Wiedereinführung der alten Vermögenssteuer für Reiche, bessere Löhne
und Renten oder aber die Abschaffung der eingangs erwähnten
Dieselsteuer. Politisch wird der Kopf von Macron gefordert. Auch Rufe
nach mehr "direkte Demokratie" wurden laut; dahinter steht natürlich
der Wunsch nach verbesserter Mitbestimmung. Dass auch das
vermeintliche Allheilmittel der direkten Demokratie bloss ein anderes
Herrschaftsinstrument darstellt, muss der schweizerischen
LeserInnenschaft nicht erklärt werden. Durchaus sind auch politisch
Rechtsgerichtete bis gar Rechtsextreme Teil der Bewegung, wenngleich
Solidarisierungen mit antirassistischen Bewegungen ebenfalls Teil der
"Gilets jaunes" sind. Kurz: Die Bewegung ist sehr breit und heterogen.

Der grundsätzliche Charakter besteht aber in einer Sozialrevolte von
Menschen, die sich bisher politisch noch nicht artikuliert hatten und
nun neue Formen proben sowie in der Tendenz die richtigen Forderungen
vortragen. Das macht die Bewegung interessant. Praktisch über Nacht
wurde Politik zu einem brennenden Thema in der französischen
Bevölkerung, sei es am Arbeitsplatz, am Stammtisch oder auf dem
Kinderspielplatz. Explosionsartig breitete sich eine Bewegung aus, mit
der viele Menschen nicht gerechnet hatten - und die durchaus doch
einer Logik folgt.


Antworten auf die Schwäche der reformistischen Linke

Die Gewerkschaftsbewegung (und daneben natürlich auch die
revolutionäre Linke) ist in Europa in der Defensive und das hat viele
Gründe. Einer davon ist, dass der Reformismus der werktätigen Klasse
im neoliberalen Zeitalter nicht mehr viel anzubieten hat: Die
Sozialdemokratie und Gewerkschaften sind in Zeiten des Sozialabbaus
weiterhin staatstragende Institutionen und nicht in der Lage.
Verbesserungen für die werktätige Klasse durchzusetzen. Im Gegenteil:
Die Sozialdemokratie treibt - wo sie an der Macht ist - den
Sozialabbau voran. Dies hat eine Erosion der politischen
Repräsentationen bewirkt. Auch die Gewerkschaften sind nicht mehr in
der Lage, die neue Heterogenität der lohnabhängigen Klasse abzudecken.
Die "Gilets jaunes" sind nun in dieses Vakuum getreten und tun dies
mit militanten Formen, Strassenprotesten oder Kreiselbesetzungen.
Viele traditionell "Nicht-Repräsentierte" fühlen sich davon
angesprochen. Die Gelbwesten entwickelten eigene
Organisationsvorschläge wie etwa Versammlungen oder Rätestrukturen. Zu
Antworten auf die Frage, wie der geballten Macht der herrschenden
Klasse etwas entgegengesetzt werden kann, hat die "Gilets
jaunes"-Bewegung durchaus etwas beigetragen.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 

Quelle:

aufbau Nr. 96, März/April 2019, Seite 4

HerausgeberInnen:

Revolutionärer Aufbau Zürich, Postfach 8663, 8036 Zürich

Revolutionärer Aufbau Basel, basel@aufbau.org

Revolutionärer Aufbau Winterthur, winterthur@aufbau.org

Redaktion und Vertrieb Schweiz

aufbau, Postfach 8663, 8036 Zürich

E-Mail: info@aufbau.org

Internet: www.aufbau.org

 

Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,

Solidaritätsabo: ab 50 Franken
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GRASWURZELREVOLUTION/1847: Buchbesprechung - Mythos Hambi


graswurzelrevolution Nr. 437, März 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Buchbesprechung

Mythos Hambi

Eine famose Broschüre über den Widerstand im Hambacher Forst

von markus beinhauer



Zu einem Versuch, Widerstandsgeschichte aus der Sicht von
Aktivist_innen zu machen, gehören ansprechende Fotos dazu. Und hiervon
sind in "'Mama, dieser Stock auch?' Von Barrikaden, Waldschützer*innen
und Antikapitalismus" genügend abgedruckt, für die allein es sich
bereits lohnt, diese im Dezember 2018 erschienene Broschüre in die
Hand zu nehmen. Die "Aktion Unterholz", die zivilen Ungehorsam während
der Rodungssaison organisiert hat und seit den Tagen im Herbst 2018
auch weiter gegen den Klimawandel kämpft, hat eine wunderbare
Broschüre herausgebracht, die gegen Spende bei aktion-unterholz.org
bestellt werden kann.

Hierin wird auf eindrucksvolle Weise einer der größten Polizeieinsätze
NRWs aus unterschiedlichen Blickwinkeln, als ein weiterer Beweis der
autoritären Formierung des Staates analysiert und der Widerstand gegen
das Megaprojekt Hambacher Forst liebevoll und sympathisch
dokumentiert.

In diesem Versuch, die Geschichtsschreibung um einen
bewegungsfreundlichen Blickwinkel zu erweitern, wird verdeutlicht,
dass aktuelle und zukünftige politische Errungenschaften jenseits von
Parlamenten und Parteien erkämpft werden können und müssen. Bei den
Kämpfen gegen den Klimawandel geht es nicht nur um die Rettung der
bedrohten Bechsteinfledermaus. Der Slogan "System change not climate
change" stellt klar, dass eine Verknüpfung mit anderen politischen
Kämpfen wichtig ist. In dieser Situation hat die Klimabewegung eine
besondere Rolle, weil sie es geschafft hat, unterschiedliche
Akteurinnen und Akteure zusammenzuführen und dadurch eine stärkere
gesellschaftliche Legitimation für politische Kämpfe, in denen es "ums
Ganze" geht, zu schaffen. Weil es eben nicht nur um ein paar alte
Bäume geht, sondern um die "Überwindung der kapitalistischen
Logik der Zerstörung der Natur". Diese Bewegung hat erreicht, dass
sich Tausende der Macht der Herrschenden und der unmenschlichen Logik
des Kapitalismus entgegensetzen und durch unterschiedliche Formen des
Widerstands die Grenzen des gesetzlich Erlaubten bewusst übertreten.

Viele von uns kennen das aus den verschiedensten Kämpfen der
Vergangenheit. Aber es ist erfrischend zu sehen, wie alte Konzepte neu
belebt und erfolgreich erweitert werden. Hierbei ist insbesondere das
Kapitel über die Perspektive einer "Gruppe Waldbesetzer_innen" zu
nennen. Sie beschreiben eindrucksvoll den langen Kampf der im Wald
lebenden Menschen und deren Strukturen. Die dort lebenden
Einzelpersonen und Bezugsgruppen lebten eine "Kultur der gegenseitigen
Rücksichtnahme, des ständig neu Aushandelns gemeinsamer Regeln und des
autonomen Initiativprinzips". Auch die sogenannte "Diversity of
Tactics" ist hierzu von besonderer Bedeutung. Sie zeichnet sich aus
durch eine Abkehr von der strikten Einteilung und der Unvereinbarkeit
von gewaltfreiem und militantem Aktivismus, mit dem Ziel "verschiedene
Taktiken nebeneinander existieren und sich gegenseitig ergänzen" zu
lassen. Aus gewaltfreier Sicht wären konkrete Erfahrungen hierzu von
großer Bedeutung. Wie hat das funktioniert? War die Diversity of
Tactics erfolgreich? Das fehlt hier leider.

Der bürgerliche Demokratiebegriff wurde bei den Waldbesetzer_innen
immer abgelehnt, zu Gunsten einer anarchistischen Idee. Hierin ist
eine Weiterentwicklung von unterschiedlichen Konzepten von Autonomie
und Selbstermächtigung aus der Vergangenheit zu erkennen. Dabei haben
eben nicht - wie in vielen vergangenen Kämpfen - einige Tausend
Aktivist_innen mit Bewegungsgeschichte und ähnlicher biografischer
Prägung und politischer Sozialisation für einige Tage ein stimmiges
Konzept für sich gefunden. Im Hambacher Forst lebten "letztendlich ein
Haufen Menschen, die von der Normalgesellschaft kaputt gemacht
wurden", also Menschen aus verschiedenen gesellschaftlichen Milieus,
auch Drogenkonsumierende oder Straight-Edge-Punks. Unter diesen
erschwerenden Bedingungen ein tragbares Konzept zu schaffen, wo
Menschen trotz aller Unterschiede zusammenhalten und solidarisch
miteinander umgehen können, ist aus der Distanz betrachtet
beeindruckend. Spannend wird es auch, wenn die Kritik der
Waldbesetzer_innen an einigen Nichtregierungsorganisationen (NGOs) wie
Greenpeace oder Campact ("die sich jahrelang nicht für uns
interessiert haben") und einer Massenbewegung, die das Ganze zu einem
medienwirksamen Ereignis mit Volksfestcharakter verkehrten, deutlich
wird. Die Kritik richtet sich dagegen, dass die NGOs das entstandene
große Happening vor allem dafür genutzt hätten, Spenden zu sammeln und
Mitglieder zu rekrutieren. Hier wäre in Zukunft eine größere
Sensibilität gegenüber wichtigen Trägern des Widerstandes vor Ort
nötig. Einschränkend sollte an dieser Stelle erwähnt werden, dass
dieses medienwirksame Spektakel letztlich mit zum Erfolg des
Widerstands beigetragen hat. Dennoch sollte die formulierte Kritik für
die Zukunft ernst genommen werden.

Abschließend muss festgestellt werden, dass solche Broschüren im
Nachgang zu bedeutenden Ereignissen sozialer Bewegungen von großer
Bedeutung sind. Es geht darum, aus subjektiver Sicht von
Aktivist_innen die Geschichte nachzuerzählen und zu reflektieren. Dies
ist mit der Flugschrift der Aktion Unterholz gelungen. Für Menschen,
die dabei waren, ebenso zu empfehlen wie für andere, die sich ein Bild
vom Widerstand im Hambacher Forst machen möchten.


Aktion Unterholz (Hg.): "Mama, dieser Stock auch?"

Von Barrikaden, Waldschützer*innen und Antikapitalismus,

o.O., Dezember 2018, 50 Seiten. Zu bestellen über:

aktion_unterholz@riseup.net

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 48. Jahrgang, Nr. 437, März 2019,

Beilage libertäre buchseiten, S. 5

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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IMI/941: Sinkender Rüstungshaushalt? Fakten und Fiktionen


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2019/011 vom 20. März 2019

Sinkender Rüstungshaushalt? Fakten und Fiktionen

von Jürgen Wagner



Ein "Spin" der besonders dreisten Sorte dreht sich aktuell um die am
19. März 2019 vorgestellten Eckwerte für die Haushaltsplanung bis
2023. Der ansonsten eigentlich seriöse, wenn auch militärnahe Blog
Augengeradeaus gab die Richtung vor, als er titelte: "Steigender
Bundeshaushalt, sinkender Wehretat".[1] So ähnlich griffen auch die
meisten anderen Medien[2] das Thema auf, garniert gerne noch mit
Zitaten des US-Botschafters Richard Grenell ("inakzeptable Beiträge")
oder des Wehrbeauftragten Hans-Peter Bartels (unerreichbare
"Vollausstattung der Bundeswehr").

Die Kritik zielt auf zwei Aspekte ab: Einmal sei der Betrag für 2020
zu niedrig, vor allem aber würde der Haushalt bei Umsetzung der
Eckwerte in den Jahren 2021 bis 2023 wieder - moderat - abgesenkt. Mit
dem ganzen Getöse wird allerdings - vermutlich bewusst - verschleiert,
dass der Militäretat im Haushalt 2020 - erneut! - deutlich ansteigt.
Vor allem aber ist das die einzig relevante Zahl der Eckwerte, denn
die Erfahrung aus den letzten Jahren zeigt, dass die weitergehenden
Projektionen stets wieder zugunsten deutlich höherer Realzahlen
einkassiert wurden. Das dürfte allen, die nun Nebelkerzen werfen,
indem sie sich über ein zu niedriges Budget beklagen, auch durchaus
bewusst sein - sollte es zumindest, schließlich haben sowohl CDU als
auch SPD eingeräumt, dass die Zahlen für 2021 bis 2023 keinen
Pfifferling wert sind.

Die Bundeswehr hatte jedenfalls im unmittelbaren Vorfeld der
Eckwerte-Veröffentlichung ihr Wunschkonzert, was sie meint für die
angestrebte "Vollausstattung" zu benötigen, in einem Papier[3] von
Professor Jürgen Schnell, dem Leiter des Forschungsbereichs
Militärökonomie an der Bundeswehr-Universität München, kundgetan:
"[D]er Finanzbedarf der Bundeswehr [liegt] aus militärökonomischer
Sicht im Jahr 2020 in der Größenordnung von ca. 47 Mrd Euro [...].
Erforderlich ist danach eine Erhöhung des Verteidigungshaushalts von
ca. 47 Mrd Euro in 2020 auf ca. 55 Mrd Euro in 2023. Kumuliert beträgt
der Finanzbedarf im Zeitraum von 2020 bis 2023 mindestens 200 Mrd
Euro."

Diese Berechnungen bilden auch die Grundlage für die Kritik am
aktuellen Eckwerte-Vorschlag, der für 2020 aber dennoch eine deutliche
Erhöhung um knapp 2 Mrd. Euro auf 45,1 Mrd. vorsieht (2019: 43,2
Mrd.). Außerdem lag der endgültige Etat in den letzten Jahren immer
noch einmal über den Vorschlägen der Eckwerte und es ist davon
auszugehen, dass dies auch in diesem Jahr der Fall sein wird
(zusätzlich scheinen noch 200 Mio. für neue Regierungsflugzeuge nicht
dem Militärhaushalt entnommen zu werden).

Damit handelt es sich hier um seine dramatische Erhöhung seit den 32,4
Mrd. Euro, die noch im Jahr 2014 eingestellt waren. Allzu weit von den
Wunschvorstellungen des Verteidigungsministeriums sind diese Zahlen
außerdem ohnehin nicht mehr entfernt, weshalb sich der Schwerpunk der
Kritik auch auf die weitergehende Finanzplanung fokussiert. Und
tatsächlich sehen die Eckwerte für 2021 eine Absenkung auf 44,26 Mrd.
vor, für 2022 sind 44,29 Mrd. vorgesehen und 2023 sollen es dann 44,16
Mrd. Euro sein.

Diesen Zahlen und der sich darum rankenden Propaganda sollte man aber
auf keinen Fall auf den Leim gehen, denn sie sind das Papier nicht
wert, auf dem sie stehen. Man solle sich mit der Kritik ein wenig
zurückhalten, entgegnete etwa Kanzlerin Angela Merkel. Die
Eckwert-Projektion beruhten auf "minimalen Daten": "Die realen
Ausgaben", hob die Kanzlerin laut FAZ[4] hervor, "sind das, was
entscheidend ist, und die sind immer nach oben korrigiert worden." Und
wie üblich weiß die Kanzlerin in dieser Frage die Sozialdemokratie
hinter sich: "Wir sind in diesem Jahr höher gegangen, wir sind im
nächsten Jahr höher, und wir werden auch in den darauffolgenden Jahren
höher gehen, wenn wir es denn mit der Haushaltslage hinkriegen", so
SPD-Politiker Johannes Kahrs.


Anmerkungen:

[1] https://augengeradeaus.net/2019/03/steigender-bundeshaushalt-sinkender-wehretat-neufassung-mehr-einzelheiten/

[2] https://rp-online.de/politik/deutschland/bundeswehr-neuer-etat-veraergert-wehrbeauftragten-und-us-botschafter_aid-37545529

[3] https://www.unibw.de/militaeroekonomie/finanzierung-bw-vtghh-2020-finanzbedarf-2020-bis-2023.pdf/download

[4] https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/streit-ueber-wehretat-spd-giftet-gegen-us-botschafter-grenell-16096733.html

 * 
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OSSIETZKY/1044: Abschiebeknast als Regelfall


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 5 vom 9. März 2019

Abschiebeknast als Regelfall

von Ulla Jelpke



Die Bundesregierung bereitet derzeit einen Gesetzentwurf vor, um die
Zahl der Abschiebungen massiv zu erhöhen. Damit droht eine massive
Kriminalisierung, Illegalisierung und Verarmung von Schutzsuchenden,
deren Asylanträge abgelehnt wurden. Der Entwurf sieht unter anderem
eine Beweislastumkehr vor: Flüchtlinge sollen in Zukunft beweisen
müssen, dass sie sich der Abschiebung nicht entziehen werden,
ansonsten kommen sie in Abschiebehaft. Menschen mit Duldungsstatus
droht eine drastische Absenkung staatlicher Leistungen.

"Die Rechtspflicht, Deutschland freiwillig zu verlassen, wird von
einer hohen Zahl vollziehbar Ausreisepflichtiger nicht befolgt",
heißt es in einem Referentenentwurf des Bundesinnenministeriums zu
einem "Geordnete-Rückkehr-Gesetz". Zur Begründung wird darauf
verwiesen, es gebe laut Ausländerzentralregister derzeit knapp 236.000
ausreisepflichtige Ausländer in Deutschland, Tendenz steigend. Dem
stehe ein Rückgang der Ausreisen gegenüber: Die Zahl der Abschiebungen
stagniere bei rund 26.000 pro Jahr, und die freiwilligen Ausreisen
seien im vergangen Jahr erheblich zurückgegangen, auf unter 30.000. Es
gelte deswegen, "Ineffizienzen" im Aufenthaltsrecht und
Abschieberegime zu beseitigen.

Die Zahlen scheinen zu suggerieren, dass sich die nominell 236.000
Ausreisepflichtigen zu Unrecht in Deutschland aufhalten. Tatsächlich
haben die meisten von ihnen eine Duldung, manche schon seit etlichen
Jahren, besuchen die Schule, machen - so es ihnen behördlich gestattet
wird - eine Ausbildung oder gehen einer Lohnarbeit nach. Ihrer
Abschiebung stehen faktische Hindernisse entgegen. Das weiß auch die
Bundesregierung. Ihr Ansatz besteht nun darin, die Gruppe der
Geduldeten aufzuteilen: Für diejenigen, die "unverschuldet", zum
Beispiel aus medizinischen Gründen, nicht ausreisen können, bleibt
alles beim Alten (das heißt bei der lediglich prekären Aussetzung
einer Abschiebung). Ist aber "die Unmöglichkeit der Abschiebung dem
Ausländer zuzurechnen", soll dieser einen rechtlichen Status noch
unterhalb der Duldung erhalten, und zwar eine "Bescheinigung über die
vollziehbare Ausreisepflicht". Der Referentenentwurf nennt als
Beispiele, dass der Betroffene keine Reisedokumente vorlegt oder über
seine Identität täuscht. Dass es objektive Gründe dafür geben kann,
sich vor der Flucht nicht erst gültige Reisepässe ausstellen zu
lassen, dass man diese auf der Flucht verlieren kann, das wird im
Entwurf nicht weiter beleuchtet. Das Thema "Identitätstäuschung" oder
"Identitätsverweigerung" ist ein Dauerbrenner asylfeindlicher
Argumentation, die Menschen dazu zwingen will, an ihrer Abschiebung
aktiv mitzuwirken.

Die Folgen der geplanten Herabstufung des Aufenthaltsstatus sind
gravierend: Die Betroffenen sind "von Integrationsangeboten und
Angeboten, die zur Aufenthaltsverfestigung führen können,
auszuschließen", sie erhalten die Auflage, in einer
Gemeinschaftseinrichtung zu wohnen, sie dürfen keine Arbeit aufnehmen,
es wird eine Meldepflicht bei der Polizei eingeführt. Das
Asylbewerberleistungsgesetz soll dahingehend geändert werden, dass nur
noch Leistungen für Unterkunft, Essen und Hygieneartikel gewährt
werden, was in Gemeinschaftseinrichtungen in der Regel bargeldlos
erfolgt.

In kaum zu überbietendem Euphemismus spricht der Gesetzentwurf davon,
diese umfassenden Schikanen gegen Flüchtlinge dienten dazu, ihre
"Kooperationsbereitschaft zu erhöhen" und sich bei ihrem zuständigen
Konsulat um einen Pass zu bemühen. Das ist unrealistisch. Die
Betroffenen sind aus guten Gründen geflohen, weil sie in ihrem
Herkunftsland keine Perspektive haben. Ihre faktische Entrechtung in
Deutschland würde sie lediglich in die Illegalität zwingen.

Weit im Vorfeld eines konkreten Abschiebetermins droht künftig die
neu eingeführte sogenannte Erweiterte Vorbereitungshaft - und zwar
jedem, der die "Vorbereitung der Durchsetzung der Ausreisepflicht oder
das Abschiebungsverfahren umgeht oder behindert". Als Indikator wird
auch hier exemplarisch genannt, dass der Ausreisepflichtige seine
Identität nicht offenlegt oder nicht "ausreichend" an der Beschaffung
von Reisedokumenten mitwirkt. Darüber hinaus könne aber "grundsätzlich
jedes dem Ausländer zurechenbare Verhalten die Erweiterte
Vorbereitungshaft begründen, sofern es den Tatbestand erfüllt". Wenn
die Inhaftierten dem Druck nachgeben und ihre Identität offenlegen,
entfällt zwar der Haftgrund, aber frei kommen sie deswegen nicht.
Stattdessen werden sie umgehend in die sogenannte Sicherungshaft
verlegt. Diese droht besonders denjenigen, die angeblich "durch
Unterdrückung oder Vernichtung" von Ausweisen die Abschiebung
behindert haben, die ihren Aufenthaltsort ohne Genehmigung wechseln,
nicht zu Anhörungen bei der Ausländerbehörde erscheinen oder
"Vorbereitungshandlungen von vergleichbarem Gewicht" zur Vermeidung
ihrer Abschiebung begehen. Zu den konkreten Anhaltspunkten gehört
beispielsweise, dass zur Einreise Geldbeträge aufgewandt worden sind,
die nach Maßstäben des Herkunftslandes "erheblich" sind. Die
Fluchtgefahr wird dann "widerleglich vermutet", was bedeutet: Im
Regelfall droht die "Sicherungshaft", es sei denn, der Ausländer kann
beweisen, dass er sich der Abschiebung nicht entziehen wird. In der
Praxis wird er sich gegen die Unterstellung, das Nichtvorhandensein
von Papieren sei auf ihre vorsätzliche Vernichtung zurückzuführen,
kaum wehren können. Die Gesamtdauer von Vorbereitungs- und
Sicherungshaft wird auf sechs Monate begrenzt.

Schließlich gibt es noch den "Ausreisegewahrsam", der gänzlich
unabhängig vom Vorliegen einer Fluchtgefahr die Inhaftierung
Ausreisepflichtiger im Zeitraum von bis zu zehn Tagen vor einer
Abschiebung ermöglicht.

Ins Visier nimmt der Entwurf auch die von der CSU so genannte
"Anti-Abschiebe-Industrie", sprich Organisationen und Einzelpersonen,
die sich für die Rechte von Flüchtlingen einsetzen. Für die unbefugte
Mitteilung bevorstehender Abschiebetermine droht eine Freiheitsstrafe
von bis zu drei Jahren. Das schränkt auch den Spielraum von
Sozialarbeitern und Rechtsanwälten ein.

Schließlich will das Innenministerium die derzeitige Trennung von
Strafvollzug und Abschiebehaft aufgeben und Abschiebehäftlinge in
normalen Knästen unterbringen. Das sei notwendig, weil die derzeit
420 bundesweit vorhandenen Abschiebehaftplätze nicht ausreichten. Im
Moment stimmt das nicht: Zum Stichtag 30. Juni 2018 befanden sich laut
Antwort der Bundesregierung auf eine Große Anfrage der Linksfraktion
bundesweit 233 Personen in Abschiebehaft. Im neu gebauten
Abschiebeknast am Münchner Flughafen - monatliche Kosten über 400.000
Euro -, der Platz für 30 Abzuschiebende bietet, befanden sich laut
einer Focus-Recherche seit September 2018 insgesamt "lediglich"
53 Personen, zum Stichtag 9. Februar waren es fünf.

Von seinen weitgreifenden Plänen "erhofft" sich Bundesinnenminister
Seehofer offensichtlich, dass die Abschiebeknäste künftig aus den
Nähten platzen. Das lässt man sich dann gerne etwas kosten - auf
13 Millionen Euro schätzt der Entwurf die jährlichen Mehrkosten des
Gesetzespaketes für die Verwaltung.

Auch wenn einige der geplanten Neuregelungen womöglich vom
Bundesverfassungsgericht kassiert würden (etwa die anlasslose
"Vorbereitungshaft"): Die Tendenz des Gesetzentwurfs ist erschreckend.
Dem "Willkommens"-Sommer 2015 folgt nun das genaue Gegenteil. Statt
einer humanen Flüchtlings- und Bleiberechtspolitik geht die Union
einer Horrorvision der weitreichenden Internierung schutzsuchender
Migrantinnen und Migranten nach.

 * 
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MELDUNG/979: Urheberrechtsreform - Piratenpartei ruft zur Teilnahme am Wikipedia Protest auf (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 19. März 2019

Urheberrechtsreform: Piratenpartei ruft zur Teilnahme am Wikipedia
Protest auf und stellt WordPress Plugin zur Verfügung

21. März - Internet Blackout Tag



Die Piratenpartei Deutschland schließt sich dem Protest der Deutschen
Wikipedia gegen die geplante Urheberrechtsreform an [1] und wird am 21.
März, zwei Tage vor dem europaweiten Demonstrationstag [2], ihre Webseite
für 24 Stunden abschalten.

"Wir freuen uns über die Aktion von Wikipedia und werden mit der
Abschaltung unserer Website ebenfalls darauf aufmerksam machen, dass mit
der EU-Urheberrechtsreform tatsächlich die dauerhafte Abschaltung vieler
Webseiten droht", erklärt Borys Sobieski, stellvertretender Generalsekretär
der Piratenpartei.

Damit sich möglichst viele dieser Form des Protestes anschließen können,
hat die Piratenpartei ein Plugin veröffentlicht [3], mit dem Betreiber von
Wordpress-Seiten diese ebenso auf einfache Weise für einen Tag abschalten
und mit einem Hinweis auf die Gefahren der Reform und die geplanten
Demonstrationen am 23. März versehen können.

"Die ersten Demos waren bereits ein voller Erfolg. Nun hoffen wir, dass
sich am 21. März möglichst viele Webseitenbetreiber dem Protest anschließen
und damit auch nochmal für die europaweiten Demonstrationen am Samstag
mobilisieren", so Borys Sobieski.


Quellen/Fußnoten:

[1] Wikipedia schaltet ab: 

www.piratenpartei.de/2019/03/08/urheberrechtsreform-wikipedia-deutschland-wird-abgeschalten/

[2] Überblickseite SaveTheInternet: savetheinternet.info/demos

[3] WP Plugin: de.wordpress.org/plugins/saveyourinternet-protest-page/

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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FEATURE/1212: Deutschlandfunk - Tonspuren der Künstlerin Michaela Melián, 22.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Rückspiegel, Speicher und Loops

Tonspuren der Künstlerin Michaela Melián

Von Martin Zeyn

Deutschlandfunk 2016

Das Feature

Freitag, 22. März 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Bildende Künstlerin, Hörspielautorin, Musikerin und Covergirl der
legendären Zeitschrift "Mode und Verzweiflung": All das ist oder war
Michaela Melián. Ihre Zeichnungen, Installationen und
Nähmaschinenbilder hat sie in Kunstvereinen, Messen und Galerien
ausgestellt. Melián gehört zu einer Generation von Frauen, die noch
auf einen männlich dominierten Kunstmarkt traf. Daher auch das
Arbeitsinstrument, das viele ihre Bilder unverkennbar macht: die
Nähmaschine. Ein Sinnbild für weibliche, untergeordnete Tätigkeit wird
bei Melián zur Signatur ihrer künstlerischen Handschrift: Sie zeichnet
mit Nadel und Faden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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HÖRSPIEL/1907: Deutschlandfunk Kultur - "Sogokuru", 22.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Preisträger CTM Radio Lab 2019 (2/2)

Sogokuru

Von Aurélie Nyirabikali Lierman

Deutschlandfunk Kultur/CTM/ORF 2019/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 22. März 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Er kennt den Dschungel wie kein zweiter: Der 108-jährige Kanyoni
Ladislas ist einer der letzten Jäger und Medizinmänner Ruandas. Seine
Enkelin Aurélie Nyirabikali Lierman spricht mit ihm über das Leben vor
der Kolonialisierung und über die Orientierung in einer hochkomplexen
Umwelt. In ihrem mehrsprachigen Hörstück zieht sie Parallelen zum
heutigen Leben in Großstädten und virtuellen Netzwerken. Bitte
Kopfhörer bereithalten! "Sogokuru" entstand im Rahmen des
Produktionspreises "CTM Radio Lab" von Deutschlandfunk Kultur, CTM
Festival Berlin, Goethe-Institut und orf musikprotokoll.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. März 2019
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Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1859: Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur auf der Leipziger Buchmesse, 21.-24.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 15.03.2019

Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur auf der Leipziger
Buchmesse

Glashalle, Stand 12: Umfangreiches Live- und Bühnenprogramm



Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur begleiten die diesjährige
Leipziger Buchmesse mit zahlreichen Livesendungen, Diskussionen,
Lesungen, Autoren- und Kritikergesprächen.

Die Bühne der beiden Programme in der Glashalle (Stand 12) bietet vom
21. bis 24. März Raum für Debatten und Kontroversen über die großen
Themen in Kultur, Gesellschaft und Politik - und über deren Abbildung
im gedruckten Wort.


Live-Programm von der Messe

Von Donnerstag bis Samstag eröffnet jeweils eine Live-Sendung der
"Lesart" von Deutschlandfunk Kultur das Tagesprogramm. Zum Auftakt am
Donnerstag um 10.05 Uhr spricht Moderator Joachim Scholl unter anderem
mit Liedermacher Wolf Biermann. Am Samstag um 11.05 Uhr beschreibt
Autorin Sophie Passmann im Interview mit Maike Albath ihre Suche nach
Frieden mit den sogenannten alten, weißen Männern. Auch die Sendungen
"Sein und Streit", "Religionen" und das Philosophiemagazin "Sein und
Streit" berichten für Deutschlandfunk Kultur live von der Messe. Am
Messestand lassen sich ebenfalls die Aufzeichnungen der Sendungen "Im
Gespräch", "Tacheles" und "Wortwechsel" mitverfolgen. Gäste sind unter
anderem Ärzte-Drummer und Debütautor Bela B Felsenheimer,
Sozialpsychologe Harald Welzer, Historikerin Christina Morina und
Schriftsteller Robert Misik.

Auch die Deutschlandfunk-Literatursendung "Büchermarkt" sendet von
Donnerstag bis Samstag live aus Leipzig. Am Donnerstag ab 16.10 Uhr
interessiert Angela Gutzeit und ihre Gäste die Frage nach der Wut
seitens der Rechtsextremisten im 30. Jahr des Mauerfalls.
Deutschlandfunk-Literaturexperte Hubert Winkels diskutiert am Freitag
mit seinen Gästen über die gefährliche Nähe zwischen Literatur und
Politik.

Im "Büchermarkt für junge Leser" begibt sich Jan Drees am Samstag um
16.05 Uhr mit seinen Gästen Christoph Haacker und Michael Stavaric auf
eine Kinderbuchreise ins diesjährige Gastlandland Tschechien. Am
Donnerstag um 14.15 Uhr spricht Moderatorin Catrin Stövesand mit
Christian Fuchs über seine Erfahrungen in einer fragilen Demokratie.
Ausgestrahlt wird diese Aufzeichnung am 25. März um 19.15 Uhr. Die
Sendung "Streitkultur" widmet sich gemeinsam mit den Gästen Tobias
Rapp und Lea Wohl von Haselberg der kontroversen Frage: "Der Holocaust
als Story - geht das?"

Der "Bücherfrühling" von Deutschlandfunk Kultur begrüßt in einem
dreistündigen Nachmittagsprogramm am 23. März (ab 13.05 Uhr) neun
Autorinnen und Autoren. Dorothea Westphal, Jörg Plath und Kolja
Mensing sprechen dabei unter anderem mit Feridun Zaimoglu, Ulrich
Woelk, Radka Denemarkovà und Katja Bohnet und lassen sie aus ihren
neuesten Romanen lesen.

Der von Deutschlandfunk initiierte Nachwuchswettbewerb für junge Lyrik
lyrix lädt Preisträgerinnen und Preisträger der vergangenen
Wettbewerbsrunden zu Lesungen nach Leipzig ein. Freitag, Samstag und
Sonntag tragen ehemalige Gewinner und Gewinnerinnen ihre Gedichte auf
der Deutschlandfunk-Messebühne vor.


Deutschlandfunk Kultur Partner des "Blauen Sofa"

Auch in diesem Jahr präsentiert Deutschlandfunk Kultur als
Kooperationspartner des "Blauen Sofas" wieder zahlreiche Gespräche mit
Autorinnen und Autoren. Das umfangreiche Programm und nähere
Informationen sind zu finden unter www.das-blaue-sofa.de.


Literatur außerhalb der Messehallen

Nicht nur innerhalb der Messehallen steht Leipzig im Zeichen der
Literatur. "Der Runde Tisch" im Literaturhaus Leipzig gibt den Gästen
Ferda Ataman, Thea Dorn, Cora Stephan und Ingo Schulze Raum über die
Frage "Wie viele Mauern brauchen wir?" zu diskutieren. Moderiert wird
die Veranstaltung am 22. März um 17 Uhr von Korbinian Frenzel.

Mit der Gesprächsreihe "Der Runde Tisch" will Deutschlandfunk Kultur
an die Tradition der Runden Tische während der friedlichen Revolution
in der DDR anknüpfen. Der Eintritt ist frei. Weitere Informationen zum
"Runden Tisch" zu finden unter literaturhaus-leipzig.de.

Mehr Literaturthemen und Neuigkeiten rund um die Buchmesse unter
deutschlandfunk.de/literatur und deutschlandfunkkultur.de/literatur
und in der Dlf Audiothek.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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PREIS/329: Kai Magnus Sting gewinnt den "WDR Publikumspreis - Mein Hörbuch 2018" (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 19. März 2019

Kai Magnus Sting gewinnt den "WDR Publikumspreis - Mein Hörbuch
2018"



Kai Magnus Sting ist im Rahmen des Deutschen Hörbuchpreises für seinen
weihnachtlichen Krimi "Tod unter Lametta" mit dem "WDR Publikumspreis -
 Mein Hörbuch 2018" ausgezeichnet worden. Der Preis orientiert sich
nicht an Verkaufscharts oder einer Jurybewertung, sondern allein an
den Vorlieben des WDR-Publikums, das über das Lieblingshörbuch aus dem
Jahr 2018 abstimmen konnte. Kai Magnus Sting ist der zweite Gewinner
des "WDR Publikumspreises", der im vergangenen Jahr erstmals vergeben
wurde.

Besonders gut gefallen hat dem WDR-Publikum Stings weihnachtlicher
Krimi-Spaß in 24 Kapiteln: Tote werden mit Lichterketten erdrosselt,
Leichen in Schneemännern versteckt, Glühwein, Gans und Knödel
vergiftet. Und mittendrin Hobbydetektiv Alfons Friedrichsberg. Er ist
hochintelligent, trinkt gern, isst noch lieber und hat immer das
letzte Wort. In den Hauptrollen: Jochen Malmsheimer, Bastian Pastewka,
Kai Magnus Sting und Annette Frier.

Den festlichen Rahmen bildete die Verleihung des Deutschen
Hörbuchpreises 2019 am 19. März im WDR Funkhaus, die stets den Beginn
des internationalen Literaturfestes lit.COLOGNE markiert. In sechs
Kategorien sind hier deutschsprachige Hörbuchproduktionen
ausgezeichnet worden, die in besonderer Weise die Stärken und
Möglichkeiten des akustischen Mediums hervorheben. Zudem wurde in
diesem Jahr erstmals der "Beste Podcast" prämiert. Durch den Abend
führte Moderator Klaus-Jürgen ("Knacki") Deuser, für das musikalische
Rahmenprogramm sorgten Tom Gaebel and his Orchestra.

Die gesamte Verleihung des Deutschen Hörbuchpreis 2019 steht als
Videostream auf wdr5.de.

Genauere Auskünfte zum "WDR Publikumspreis - Mein Hörbuch 2018"

http://publikumspreis.wdr.de/

 * 
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ARBEITSMEDIZIN/482: Biologischer Zeitgeber blaues Licht und Nachtarbeit (idw)


Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung - DGUV - 14.03.2019

Biologischer Zeitgeber blaues Licht und Nachtarbeit



In einer Studie mit Beschäftigten in der Pflege konnte das Institut für
Prävention und Arbeitsmedizin der Deutschen Gesetzlichen
Unfallversicherung, Institut der Ruhr-Universität Bochum (IPA) erstmals
eingehend beschreiben, wie sich 24-Stunden-Lichtprofile durch die
Schichtarbeit verändern.

Licht ist der stärkste Zeitgeber für unsere innere biologische Uhr. Gerät
diese aus dem Takt, kann das die Gesundheit beeinträchtigen. Im Rahmen
einer Studie zur Schichtarbeit wurden vom Institut für Prävention und
Arbeitsmedizin der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung, Institut der
Ruhr-Universität Bochum (IPA) bei Beschäftigten in der Pflege über 24
Stunden personenbezogene Lichtmessungen durchgeführt. Sie erlauben eine
detaillierte Analyse der Unterschiede zwischen Tag- und Nacharbeit.
Erstmals konnte eingehend beschrieben werden, wie sich
24-Stunden-Lichtprofile durch die Schichtarbeit verändern.

Die Ergebnisse der Studie wurden jetzt in der Ausgabe der Zeitschrift
Science of The Total Environment veröffentlicht.

Nachtarbeit nimmt zu

Spätestens seit die internationale Krebsagentur langjährige Schichtarbeit,
die mit circadianen Störungen verbunden ist, als wahrscheinlich Krebs
erregend (Gruppe 2A) einstufte, sind die Auswirkungen von Schichtarbeit in
den Fokus der Forschung gelangt. Laut Mikrozensus von 2017 arbeiten mehr
als 4,5 Millionen Menschen in Deutschland in Nachtarbeit, Tendenz weiter
steigend.

Untersuchung von Beschäftigten im Schichtdienst

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des IPA untersuchten
weibliche Beschäftigte in der Krankenpflege im Schichtdienst. Das
Kollektiv bestand aus Frauen, die sowohl in Tag- als auch in
Nachtschichten in der Klinik arbeiteten. Die Vergleichsgruppe bestand aus
Frauen, die ausschließlich in Tagschichten arbeiteten. Erfasst wurden in
der Studie typische 24-Stunden-Profile des Lichts während Phasen mit
Tagarbeit und Phasen mit Nachtarbeit. Dazu trugen die Teilnehmerinnen der
Studie Lichtmessgeräte, mit denen die Lichtexpositionen in verschiedenen
Spektralbereichen - hierunter auch das Blaulicht, welches für die
biologischen Tagesrhythmen eine besondere Rolle spielt - alle 10 Sekunden
aufgezeichnet wurden. "Wir haben so ein engmaschiges Lichtprofil über den
Tag erhalten und konnten gezielt bestimmte Zeitabschnitten untersuchen",
erläutert die Leiterin der Studie Dr. Sylvia Rabstein.

"Natürlich waren wir davon ausgegangen, dass die Lichtprofile bei
Nachtarbeit eine erhöhte Blaulichtexposition im Vergleich zu Phasen mit
Tagschicht zeigen", so Prof. Thomas Behrens. "Es zeigte sich, dass das
24-Stunden-Blaulichtprofil bei Nachtschichtarbeit nicht nur zeitlich
verschoben ist, sondern auch eine ganz andere Form hat. So fehlten
insbesondere die längeren Phasen an Dunkelheit, die für die
Synchronisation der inneren Uhren durch den Wechsel zwischen hell und
dunkel wichtig sein können und die auch für eine gute Schlafqualität
sorgen" ergänzt Sylvia Rabstein. Mit Blick auf die tägliche Praxis könnte
dies bedeuten, dass es sinnvoll ist, den Schlafraum beim Tagschlaf noch
stärker abzudunkeln.

"Für uns sind diese Ergebnisse insbesondere wichtig im Hinblick auf
zukünftige Studien und natürlich auch die Prävention gesundheitlicher
Folgen von Nachtarbeit", so Prof. Thomas Brüning, Direktor des IPA. "So
wissen wir jetzt, dass wir bei der Beurteilung der Lichtexposition den
ganzen Tag im Blick haben müssen und neben Beleuchtung am Arbeitsplatz
auch das individuelle Beleuchtungsverhalten berücksichtigen müssen." Wie
sich die Unterschiede in den Lichtprofilen auf Schlaf, Hormone und weitere
Parameter auswirkt, wird nun weiter untersucht werden.

Nachgefragt: Blaulicht

Licht ist der für den Menschen sichtbare Bereich der elektromagnetischen
und optischen Strahlen, der durch die Stäbchen und Zapfen des Auges
wahrgenommen wird. Um die Jahrtausendwende konnte gezeigt werden, dass es
weitere Rezeptoren gibt, die insbesondere auf Strahlung im Spektralbereich
des blauen Lichts ansprechen und eine nichtvisuelle Wirkung im Körper
hervorrufen. Diese sorgt dafür, dass der biologische Tagesrhythmus im
Körper mit dem natürlichen Tag-Nacht-Rhythmus der Umwelt synchronisiert
wird. So beeinflusst blaues Licht insbesondere unseren natürlichen
Schlaf-Wach-Rhythmus, aber auch den Hormonhaushalt und viele weitere Prozesse im
Körper. Zu viel Blaulicht in der Nacht kann dazu führen, dass die
nächtliche Ausschüttung des auch als "Schlafhormon" bezeichneten
Melatonins unterdrückt wird. Daher wird eine extensive Nutzung von
Lichtquellen wie PC, Tablet, Smartphone und Co vor dem Schlafengehen als
kritisch gesehen, da diese bei erhöhtem Blaulichtanteil das Einschlafen
verzögern und die Melatonin-Ausschüttung verschieben kann.


Originalpublikation:

S. Rabstein, K Burek, M. Lehnert, A. Beine, C. Vetter, V. Harth, S.
Putzke, T. Kantermann, J. Walther, R Wang-Sattler, D. Pallapies, T.
Brüning, T. Behrens. Differences in twenty-four-hour profiles of
blue-light exposure between day and night shifts in female medical staff. Sci
Tot Environ 2019: 653; 1025-1033.


Das Institut für Prävention und Arbeitsmedizin der DGUV

Das IPA - Institut für Prävention und Arbeitsmedizin der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung ist als Institut der Ruhr-Universität
Bochum (RUB) an der Schnittstelle zwischen arbeitsmedizinischer Forschung
und der Praxis für den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz und in
Bildungseinrichtungen positioniert.

Zum einen ist es daher für die medizinisch-akademische Forschung und Lehre
im Fach Arbeitsmedizin der Ruhr-Universität Bochum verantwortlich; zum
anderen unterstützt das IPA die gewerblichen Berufsgenossenschaften, die
Unfallkassen und die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0048969718341895?via%3Dihub

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution709

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung - DGUV - 14.03.2019

WWW: http://idw-online.de
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ONKOLOGIE/1975: Kombinationstherapie zeigt vielversprechende Erfolge bei besonders aggressiver Form von Blutkrebs (idw)


Wilhelm Sander-Stiftung - 14.03.2019

Kombinationstherapie zeigt vielversprechende Erfolge bei besonders aggressiver Form von Blutkrebs



Viele Tumore reagieren nur bedingt auf Krebstherapeutika, was oftmals bloß
durch Verabreichung hoher Wirkstoffdosen kompensiert werden kann. Dies
geht aber auch einher mit einem Anstieg äußerst belastender
Nebenwirkungen, die unter Umständen zum Therapieabbruch führen können.
Daher ist die Suche nach Kombinationstherapien, die sowohl die Ausbildung
von Resistenzen verhindern und zugleich eine Reduktion der Wirkstoffdosen
ermöglichen, besonders bedeutsam. Wissenschaftler des Deutschen
Krebsforschungszentrums (DKFZ) haben nun im Rahmen eines von der Wilhelm
Sander-Stiftung geförderten Forschungsprojektes erste Erfolge mit einer
neuen Kombinationstherapie beim kutanen T-Zell-Lymphom erzielt.

Viele Krebszellen erweisen sich als resistent gegenüber klassischen
Tumortherapien. Daher kommt der Suche nach alternativen Behandlungswegen
besondere Bedeutung zu. Dr. Karsten Gülow und sein Team aus der Abteilung
von Prof. Dr. Peter H. Krammer am DKFZ suchen schon seit einigen Jahren
mit Unterstützung der Wilhelm Sander-Stiftung nach tumorspezifischen
Mutationen, die wichtig sind für das Überleben maligner (bösartiger)
Zellen. Blockiert man die Signalwege, die durch diese Mutationen
angeschaltet werden, führt dies zu einem massiven Absterben der
Krebszellen. Bereits 2011 konnten die Wissenschaftler in Tumorzellen von
Patienten, die an einer besonders aggressiven Form des kutanen
T-Zell-Lymphoms - dem sogenannten Sézary-Syndrom - leiden, eine Mutation des
RAS-Gens identifizieren. RAS ist ein wichtiger Schalter, der das Zellwachstum
steuert. Durch Inhibition dieses Signalwegs, sterben Tumorzellen mit der
entsprechenden Mutation ab, weil ihr Überleben von diesem Signalweg
abhängt.

Da die Inhibition des RAS-Signalweges jedoch nur bedingt den gewünschten
Erfolg zeigte, forschten Karsten Gülow und seine Kollegen, Dr. Jan Nicolay
und Dr. Michael Kiessling, gefördert durch die Wilhelm Sander-Stiftung
nach weiteren Möglichkeiten, diese aggressive Form von Blutkrebs zu
behandeln. In einer im internationalen Fachjournal Oncotarget
veröffentlichten Arbeit konnten die Wissenschaftler zeigen, dass das
Vorhandensein der RAS-Mutation die Tumorzellen auch für eine neue
Kombinationstherapie angreifbar macht: So ist es Gülow und seinen Kollegen
mit einer Kombination aus der Inhibition des RAS-Signalwegs mit einem für
die Krebstherapie zugelassenen Wirkstoff (Sorafenib) und einem für das
Sézary-Syndrom bereits zugelassenen Wirkstoff (Vorinostat) gelungen, einen
massiven Zelltod in den malignen Zellen des T-Zell-Lymphoms auszulösen.
Die neue Kombinationstherapie ermöglicht zudem eine Reduktion der
Wirkstoffkonzentration und könnte damit auch das Auftreten von
unerwünschten, belastenden Nebenwirkungen und dadurch bedingte
Therapieabbrüche verringern. Diese ersten Ergebnisse der DKFZ-Forscher
zeigen somit neue, vielversprechende Möglichkeiten in der Krebstherapie
auf, müssen jedoch noch eingehender untersucht werden.


Originalpublikation:

Kiessling MK, Nicolay JP, Schlör T, Klemke C-D, Süss D, Krammer PH, Gülow
K. NRAS mutations in cutaneous T cell lymphoma (CTCL) sensitize tumors
towards treatment with the multikinase inhibitor Sorafenib. Oncotarget.
2017 Jul 11;8(28):45687-45697. 

doi: 10.18632/oncotarget.17669.

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/28537899


Weitere Informationen finden Sie unter

https://wilhelm-sander-stiftung.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution890
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Wilhelm Sander-Stiftung - 14.03.2019
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ARTIKEL/838: Symposium - Ist Forschung neben der Tätigkeit als Ärztin oder Arzt noch zu leisten? (idw)


Universitätsklinikum Würzburg - 14.03.2019

Ist Forschung neben der Tätigkeit als Ärztin oder Arzt noch zu leisten?

Erstes Symposium zum interdisziplinären und überregionalen Austausch von
jungen Forscherinnen und Forschern aus der Medizin



Mehr als 70 junge Medizinerinnen und Mediziner aus 20 deutschen
Universitätskliniken trafen sich in Würzburg zum interdisziplinären
wissenschaftlichen Austausch. Die Ärztinnen und Ärzte unterschiedlicher
Fach- und Forschungsrichtungen kamen vom 21.-23. Februar 2019 in erster
Linie zusammen, um ihre aktuelle und zukünftige berufliche Situation als
Forscherinnen und Forscher an den Kliniken zu diskutieren.

Ärztinnen und Ärzte, die neben ihrer Weiterbildung zur Fachärztin oder zum
Facharzt auch Forschung betreiben, werden als "Clinician Scientists"
bezeichnet. "Sie sind das Bindeglied zwischen Klinik und Forschung und
sorgen dafür, dass in der Forschung das Wohl des Patienten im Mittelpunkt
steht", so Prof. Stefanie Hahner, Prodekanin für Nachwuchsförderung an der
Medizinischen Fakultät Würzburg und wissenschaftliche Leiterin des
Clinician Scientist-Programms des Interdisziplinären Zentrums für
Klinische Forschung Würzburg (IZKF).

Trotz im Lehrplan verankerter Programme für eine geschützte Forschungszeit
neben der Klinik gibt es immer weniger Medizinerinnen und Mediziner, die
den Weg eines Clinician Scientists einschlagen möchten, da die
Arbeitsbelastung in einer Klinik schon ohne Forschungstätigkeit
überdurchschnittlich hoch ist. Das Symposium bot den Nachwuchsforschenden
eine Plattform, sich interdisziplinär zur Herausforderung von Klinik und
Forschung und auch über die eigene Universitätsklinik hinaus
auszutauschen.

Organisation

Angeregt und ausgerichtet wurde das erste Interdisziplinäre
Networking-Symposium von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Würzburger
IZKF-Clinician Scientist-Programms. In diesem dreijährigen strukturierten
Ausbildungsprogramm erhalten die Ärztinnen und Ärzte neben ihrer
klinischen Weiterbildung auch eine 18-monatige Freistellung, um sich
ausschließlich ihrer Forschung widmen zu können.

Karriere als Clinician Scientist

Clinician Scientist-Programme gibt es inzwischen an vielen
Universitätsstandorten. Auch wenn die Ärztinnen und Ärzte durch diese
Programme mehr Zeit für ihre Forschung bekommen, verbleibt beim
Einschlagen dieses Weges die Herausforderung, Klinik, Forschung, Lehre und
Familie langfristig unter einen Hut zu bringen. Hier stoßen viele an ihre
Grenzen. Wie dieser und andere Konflikte in der beruflichen Laufbahn eines
Clinician Scientists zukünftig entschärft bzw. gelöst werden könnten, war
ein häufig diskutiertes Thema auf dem Symposium.

Die Keynote-Vorträge hielten drei erfahrene, sehr erfolgreiche Clinician
Scientists: Prof. Marion Subklewe aus München, Prof. Annette
Grüters-Kieslich aus Heidelberg und Prof. Wiebke Arlt, die aus Birmingham
angereist war. Anhand ihrer eigenen Lebensläufe machten sie den
Teilnehmenden Mut, die Herausforderung einer Karriere in der
Universitätsmedizin anzunehmen.

Austausch und Vernetzung

Neben den Keynote-Vorträgen und den wissenschaftlichen Vorträgen der
jungen Ärztinnen und Ärzte gab es viel Zeit zum individuellen Austausch.
In einem Worldcafé diskutierten die Teilnehmenden über Arbeitsmodelle der
Zukunft sowie die Vereinbarkeit von Klinik, Forschung und Familie. Ein
wichtiger Punkt war die Möglichkeit der Anerkennung von Forschungszeit für
die Facharztweiterbildung, die in den Bundesländern unterschiedlich
gehandhabt wird. Außerdem wurde diskutiert, welche Kriterien ein gutes
Clinician Scientist-Programm erfüllen sollte und welche Perspektiven
Clinician Scientists nach ihrer Ausbildung an den Universitätskliniken
haben sollten. Johannes Völker, Clinician Scientist des IZKF-Programms:
"Nur wenn genügend Stellen für forschende Fachärzte zur Verfügung stehen,
lohnt sich der anspruchsvolle Weg als Clinician Scientist." Gut angenommen
wurde auch das abendliche Rahmenprogramm in Form von "Get togethers".

Resümee

Das durchweg positive Feedback zu der Veranstaltung bestätigte die
Organisatorinnen und Organisatoren. Die Ärztinnen und Ärzte waren in erste
Linie wegen des interdisziplinären Austauschs mit ihren Kolleginnen und
Kollegen und zum Netzwerken angereist In den abschließenden Evaluationen
des Kongresses hoben die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die mitreißenden
Vorträge der Keynote-Sprecherinnen und die gute Organisation des
Symposiums hervor. Die Teilnehmenden betrachteten das Würzburger Symposium
als Startschuss für eine zukünftige enge Vernetzung untereinander.

Konsens bestand auch darin, dass Clinician Scientists durch ihre klinische
Erfahrung optimal translationale Forschung betreiben und steuern können.
Das bedeutet, dass Ergebnisse aus der Grundlagenforschung rasch ihren Weg
an das Patientenbett finden. Das Berufsmodell stelle dadurch eine
unschätzbare Bereicherung für die Medizin. Ärztinnen und Ärzte, die sich
mit der akribischen, systematischen Arbeit in der Grundlagenforschung und
dem kritischen Hinterfragen feststehender Dogmen beschäftigen, seien für
die moderne Medizin unverzichtbar.

Im Austausch waren sich die Kongressteilnehmerinnen und -teilnehmer einig,
dass die Vernetzung und ein gemeinschaftliches Auftreten essenziell für
die Durchsetzung übergeordneter Ziele der Programme und zukunftsfähiger
Arbeitsmodelle seien. Nur durch eine nachhaltige Stärkung des
Berufsstandes der klinischen Forscherin bzw. des klinischen Forschers
könne dessen Zukunft und eine internationale Konkurrenzfähigkeit deutscher
Universitätsmedizin gesichert werden.

Der Wunsch der Würzburger, den Staffelstab für die Organisation und
Veranstaltung des Symposiums im nächsten Jahr weiterzugeben, wurde positiv
aufgenommen. Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus fünf weiteren Unikliniken
haben bereits ihr Interesse bekundet, dieses wichtige und wegweisende
Netzwerktreffen im nächsten Jahr fortzuführen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.med.uni-wuerzburg.de/izkf/forschungsfoerderung/medizinische-nachwuchsfoerderprogramme/career-i/clinician-scientist-programm/clinician-scientist-symposium/follow-up/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71264

Pressemitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1764

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Würzburg - 14.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Studie belegt: Helmpflicht reduziert tödliche Fahrradunfälle
in Australien auf die Hälfte

(dgk) Spätestens mit den milden Frühlingstemperaturen beginnt für
viele die Fahrradsaison. Der Drahtesel sollte vor der ersten Fahrt auf
Fahrtauglichkeit überprüft und repariert werden. Auch die Radfahrenden
selbst sollten aufrüsten. Laut Deutschem Verkehrssicherheitsrat trägt
nur jeder zehnte Radfahrer einen Helm.

Eine aktuelle Studie aus Australien liefert nun Daten, die Zauderer
möglicherweise überzeugen können. Denn in Down Under, wo seit mehr als
20 Jahre Helmpflicht herrscht, hat sich die Zahl der tödlichen Unfälle
fast halbiert. Zu diesem Ergebnis kommt eine im Februar 2019
veröffentlichte Studie. Die Studienautoren konnten dabei belegen, dass
der beobachtete Rückgang tödlicher Unfälle tatsächlich auf die
Helmpflicht zurückzuführen war und nicht, wie Kritiker behaupteten,
auf andere Ursachen, wie beispielsweise einem Rückgang der
Fahrradnutzung oder einer Verbesserung der Radwege.

Das sollte uns hierzulande zu denken geben. Denn jeder achte
Verkehrstote und jeder fünfte Verletzte auf Deutschlands Straßen ist
eine Radfahrerin oder ein Radfahrer, so der Deutsche
Verkehrssicherheitsrat. Im Jahr 2017 starben auf deutschen Straßen 382
Rad Fahrende, 14.124 wurden schwer verletzt.

Helme können zwar keine Unfälle verhindern, aber das Risiko schwerer
Kopfverletzungen deutlich verringern. Kopfverletzungen sind laut
Todesursachenstatistik bei über 50 Prozent der getöteten Rad Fahrenden
die vorrangig todesursächliche Verletzung. Daten der Unfallforschung
der Versicherer zeigen bei Kollisionen zwischen Fahrradfahrern und
Kraftfahrzeuge für solche ohne Helm eine höhere Wahrscheinlichkeit für
Kopfverletzungen (56 Prozent) als für diejenigen mit Helm (35
Prozent). Ungeschützte Fahrradfahrer erlitten zudem deutlich häufiger
schwere Kopfverletzungen (18 Prozent) als die mit Helm (2 Prozent).
Auch bei Unfällen ohne Kraftfahrzeugbeteiligung bietet ein Fahrradhelm
Schutz.

"Helm auf" sollte besonders in der Stadt gelten: Rund 90 Prozent aller
Radunfälle mit Personenschaden geschehen im innerstädtischen Bereich.
Zusätzlich zum Fahrradhelm empfiehlt der Deutsche
Verkehrssicherheitsrat zur Erhöhung der Sicherheit u. a. das Tragen
von heller bzw. reflektierender Kleidung, damit Fahrradfahrer besser
gesehen werden.

Quellen:

1. Deutscher Verkehrssicherheitsrat e.V.: Sicherheit im Radverkehr
verbessern, Beschluss vom 06. November 2018

www.dvr.de/dvr/beschluesse/2018-sicherheit-im-radverkehr-verbessern.html

2. Ärzteblatt online vom 11.2.2019: Australien: Helmpflicht für
Radfahrer hat Zahl der tödlichen Unfälle fast halbiert

www.aerzteblatt.de/nachrichten/101029/Australien-Helmpflicht-fuer-Radfahrer-hat-Zahl-der-toedlichen-Unfaelle-fast-halbiert

 * 

Diabetes und Hormone

Wenn Kortison den Zuckerspiegel hebt

Mögliche Ursache für Diabetes kann ein Überschuss an bestimmten
Hormonen sein. Produziert der Körper etwa zu viel Kortison oder müssen
Patienten dauerhaft ein Kortisonpräparat nehmen, kann der Blutzucker
entgleisen.

(RaIA / dgk) Wenn Menschen an Diabetes erkranken, ist laut Ratgeber
aus Ihrer Apotheke nicht immer der Lebensstil schuld. "Jenseits von
Übergewicht, mangelnder Bewegung oder familiärer Veranlagung können
die Ursachen dafür hormoneller Art sein", sagt Professor Matthias M.
Weber, Leiter der Abteilung Endokrinologie der Universitätsmedizin in
Mainz.

Häufig wird aufgrund der zu hohen Blutzuckerwerte zunächst nur ein
Diabetes diagnostiziert. "Eine Hormonuntersuchung kann und sollte dann
jedoch Klarheit über mögliche Ursachen bringen", betont der
Mediensprecher der Deutschen Gesellschaft für Endokrinologie. Wird
dabei beispielsweise ein Überschuss des Steroidhormons Kortison
festgestellt, könnte das sogenannte Cushing-Syndrom dahinterstecken.
"Ursache für das Zuviel an Kortison ist meist ein gutartiger
hormonproduzierender Knoten in der Hirnanhangdrüse. Diesen kann man
heutzutage oft sehr gut operativ entfernen oder medikamentös
behandeln", erklärt Weber. Diabetes und Gewichtsprobleme sind in
diesem Fall durch eine Operation heilbar.

Tumore in der Hirnanhangdrüse können auch dazu führen, dass vermehrt
Wachstumshormone ausgeschüttet werden. Bei Kindern kommt es dann zu
schnellem Wachstum, das zu Gelenkschmerzen, starkem Schwitzen und
hoher Körpergröße führt. Bei Erwachsenen verändert sich das Aussehen -
Nase, Hände und Füße vergrößern sich, die Wangenknochen treten hervor.
Diese Hormonstörung nennt sich Akromegalie. Sie schädigt innere Organe
und kann auch zu Diabetes führen. Wenn der Tumor früh erkannt wird,
sind die Heilungschancen sehr gut. 80 Prozent der
Akromegalie-Patienten können durch die operative Entfernung des Tumors
von ihren Beschwerden geheilt werden.

Kortison hemmt das Insulin

Kortison wird vom Körper selbst produziert. Er schüttet das
Stresshormon in akuten Belastungssituationen sehr schnell in die
Blutbahn aus. Kortison regt den Stoffwechsel an und wirkt
entzündungshemmend. Gleichzeitig ist es aber einer der wichtigsten
hormonellen Gegenspieler von Insulin und schwächt dessen Wirkung in
den Zellen ab. Diese können daraufhin den Blutzucker nicht mehr
optimal verwerten, der Zuckerspiegel steigt.

Ein Überschuss an Kortison kann auch durch die langfristige Einnahme
von Medikamenten entstehen. Muss ein Patient beispielsweise wegen
einer entzündlichen oder rheumatischen Erkrankung Kortison bekommen,
hat das ebenfalls Auswirkungen auf den Blutzuckerspiegel. "Zu den
Nebenwirkungen von Kortison gehört eine deutliche Verschlechterung der
Blutzucker-Stoffwechsellage. Das kann bis zum Auftreten eines Diabetes
führen", so Professor Weber. Dann müssen Arzt und Patient gemeinsam
Nutzen und Risiken abwägen. Wenn Kortison als Arzneimittel
unverzichtbar ist, muss der Blutzuckeranstieg mit Diabetesmedikamenten
oder Insulin reguliert werden. "Insulin ist das einzige Hormon, das
den Blutzuckerspiegel senkt. Für die Diagnose eines Diabetes und eine
optimale Behandlung müssen wir immer auch die Gegenspieler im Blick
haben, also die Hormone, die für mehr verfügbaren Blutzucker sorgen.
Nur so können auch seltene Ursachen gefunden und eine optimale
Behandlung des Patienten erreicht werden", resümiert Weber. Auch wenn
Cushing-Syndrom und Akromegalie relativ selten sind: Sie sollten als
Verursacher erhöhter Blutzuckerspiegel in Betracht gezogen werden.

 * 

IMPFTIPP

Frühlingszeit ist Zeckenzeit

Expertin rät zur Impfung gegen Frühsommer-Meningoenzephalitis
(FSME) 

(dgk) Früher als in der Vergangenheit hat das Robert Koch-Institut
(RKI) in diesem Jahr Daten zur FSME-Situation im Vorjahr
herausgegeben. Demnach wurde 2018 die bisher höchste Zahl an
FSME-Erkrankungen gemeldet, nämlich 583 Fälle (Stand: 17.1.2019).
Auffällig für das vergangene Jahr war zudem der sehr frühe Anstieg der
Fallzahlen im April und Mai, womit Experten normalerweise erst ab Juni
rechnen. Beide Beobachtungen korrelieren mit den Wetterdaten: Auf den
winterlich kalten März folgte ein sommerlich warmer April, in dem die
Zeckenaktivität sprunghaft stieg. Das anhaltend sonnige Wetter zog
zudem viele Menschen nach draußen, die entsprechend stark den
Parasiten ausgesetzt waren.

Fast alle Erkrankten waren nicht ausreichend geimpft

Ein Großteil der Erkrankungen wäre laut RKI wohl vermeidbar gewesen.
98 Prozent der 2018 erfassten FSME-Patienten waren nicht oder nur
unzureichend geimpft! In Anbetracht der Tatsache, dass bei 56 Prozent
der übermittelten Erkrankungen neurologische Manifestationen wie eine
Meningitis, Enzephalitis oder Myelitis angegeben wurden, sollte dies
ein gewichtiges Argument für die Impfung sein.

Die FSME-Impfung ist gut verträglich

Impfen lassen sollten sich alle Personen, die in Risikogebieten leben
oder sich zeitweise dort aufhalten und dann Zecken exponiert sind.

Die Impfung gilt als sehr gut verträglich, sagt Dr. Joanna Dietzel vom
Deutschen Grünen Kreuz e. V. (DGK): "Am häufigsten treten Schmerzen
und Rötung an der Einstichstelle auf." Seltener komme es innerhalb der
ersten Tage zu Allgemeinreaktionen wie Temperaturerhöhung,
Kopfschmerzen, oder Mattigkeit. Solche Symptome werden vor allem nach
der ersten Impfung beobachtet, nach weiteren Impfungen werden sie
seltener.

Immer wieder Fragen zur Auffrischung

Die Grundimmunisierung besteht aus drei Impfstoffdosen. Was die
Auffrischimpfungen angeht, herrscht oft Unsicherheit, so Dietzel, die
in der DGK-Impfsprechstunde immer wieder Fragen dazu beantwortet:
"Nach erfolgreicher Grundimmunisierung sollte die 1. Auffrischung nach
3 Jahren folgen, und dann, wenn nötig, alle 5 Jahre." Allerdings gelte
das nur bis zu einem gewissen Alter: Je nach Impfstoff-Hersteller
werden die Auffrisch-Impfungen ab einem Alter von 50 bzw. 60 Jahren
alle 3 Jahre wiederholt und damit häufiger fällig.

Bei der FSME-Impfung gilt wie bei anderen Impfungen auch: Jede Impfung
zählt! Eine Grundimmunisierung muss also nicht von neuem angefangen
werden, wenn der Abstand zwischen den einzelnen Impfungen länger als
empfohlen ist.

Ein Beispiel: Sonja A. (35 Jahre) hat sich vor einem Urlaub in
Österreich vor 6 Jahren zwei Impfstoffdosen im Abstand von 14 Tagen
geben lassen. Die dritte, für die vollständige Grundimmunisierung
notwendige Impfung hat sie allerdings nach dem Urlaub vergessen. Sie
kann sich diese Impfung jetzt geben lassen und ist damit geschützt -
bis die erste Wiederauffrischung ansteht, also nach drei Jahren.

Quellen:

1. Robert Koch-Institut, Epidemiologisches Bulletin 7/2019

2. Robert Koch-Institut: Antworten auf häufig gestellte Fragen zur
FSME-Impfung (Stand 9.1.2019)

 * 

KIND UND GESUNDHEIT

Bloß nicht vor den Kindern?

Kinder müssen den Umgang mit negativen Gefühlen lernen dürfen

(dgk) Lisa K. ist bedrückt und traurig. Sie kümmert sich um ihre
Freundin, die seit Wochen im Krankenhaus liegt. Vielleicht wird sie
nicht mehr gesund. Vor ihren Kindern Sophia (12) und Max (10) verbirgt
sie, was sie momentan bewegt. Die beiden kennen die Freundin kaum, und
sie sollen nicht belastet werden.

Eltern-Kind Interaktion im Stresstest

Ähnliche Situationen kennen wohl alle Eltern. Sie meinen, ihren
persönlichen Schmerz, Frust oder Stress vor ihren Kindern verstecken
zu müssen. Doch das kann auch unerwünschte Folgen haben. Ein Team
amerikanischer Wissenschaftlerinnen hat ein Experiment dazu
unternommen. Sie luden Eltern mit ihren 7- bis 11-jährigen Kindern
ein. Die Mütter und Väter wurden mit einem Stresstest unter spürbaren
Druck gesetzt. Danach trafen sie ihre Kinder wieder und sollten diesen
beim Bauen eines Legohauses helfen. Einer Hälfte der erwachsenen
Probanden wurde vorher die Anweisung gegeben, ihre Gefühle vor den
Kindern zu verbergen. Die anderen Eltern bekamen diese Anweisung
nicht.

Eltern, die ihre Gefühle unterdrückten, reagierten weniger
warmherzig 

Diejenigen Eltern, die ihre negativen Emotionen unterdrücken sollten,
zeigten sich beim Bauen weniger emotional empfänglich und weniger
warmherzig gegenüber ihren Kindern und leiteten sie auch weniger an,
so die Psychologinnen. Das übertrug sich auf die Kinder: Sie spürten,
dass etwas nicht in Ordnung war und reagierten verhaltener auf ihre
Eltern als die Kinder aus der anderen Gruppe.

Gefühle angemessen teilen ist besser

Kinder spüren, dass etwas unterdrückt wird, es gäbe Dutzende Studien,
die das zeigen, so Sara Waters, eine der Autorinnen in der
Pressemitteilung der University of California. Aber viele Eltern
meinten, es sei richtig, schlechte Gefühle vor Kindern zu verbergen.
Wenn Kinder das Gefühl haben, dass etwas Negatives passiert ist, die
Eltern sich aber normal verhalten, ist das für sie verwirrend. Anstatt
sie vor ihren Kindern zu unterdrücken, sollten Eltern negative Gefühle
- in angemessener Weise - mit ihren Kindern teilen. Dabei sollten sie
auch darlegen, was sie tun wollen, um das Problem zu lösen. Was aber,
wenn es gar keine Lösung gibt? Wenn, wie in dem eingangs erwähnten
Beispiel, die Freundin nicht mehr gesund wird? An beiden Situationen
können Kinder wachsen. Sie lernen Probleme zu lösen und ihre eigenen
Emotionen zu regulieren.

Quellen:

1. Spektrum der Wissenschaft online vom 3.12.2018: Bloß keine
negativen Gefühle zeigen?

2. Washington State University. "Emotional suppression has negative
outcomes on children: New research shows it's better to express
negative emotions in a healthy way than to tamp them down."
ScienceDaily, 26 November 2018.

www.sciencedaily.com/releases/2018/11/181126093158.htm.

 * 

AUS WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG

Wettkampf, Vortrag oder Prüfung?


So klappt's: In Leistungssituationen die Nerven behalten

(dgk) Gerade, wenn viel auf dem Spiel steht, versagen manchmal die
Nerven. Und das, obwohl man gut vorbereitet ist auf die Prüfung, den
Wettkampf oder den Vortrag. Fachleute bezeichnen dieses Phänomen als
"Choking".

Nun haben Wissenschaftler einen Trick gefunden, der helfen soll, in
einer wichtigen Situation die Nerven zu bewahren. In einem Experiment
baten die Forscher Versuchspersonen Aufgaben zu erledigen, die im
Hinblick auf Motorik und Koordination anspruchsvoll waren. Haben die
Teilnehmer die Herausforderung gemeistert, winkte ihnen Schritt für
Schritt mehr Geld als Belohnung. Das aber erhöhte den Druck auf die
Probanden - gab es doch immer mehr zu gewinnen und zu verlieren!
Erwartungsgemäß kam es mit steigender Bürde häufiger zu "Choking", dem
Versagen unter Druck.

Nun kommt der Trick ins Spiel. Genau genommen handelt es sich dabei um
eine Selbstsuggestion. Statt ständig daran zu denken, dass sie die
Aufgabe meistern müssen, um die hohe Belohnung zu erhalten, sollten
die Probanden sich vorstellen, sie wären bereits im Besitz des Geldes,
und würden nun noch dafür arbeiten, es behalten zu dürfen. Der kleine
Kniff sorgte dafür, dass die Versuchsteilnehmer häufiger erfolgreich
waren.

Wer also eine Prüfung hat, kann sich vorstellen, sie bereits bestanden
zu haben. Ein Fußballer sollte beim Elfmeterschießen den Ball schon im
Netzt sehen, statt daran zu denken, dass er unbedingt rein muss. Und
eine Person, die einen Vortrag hält, kann sich vorstellen, dass alle
schon mit Freude zugehört haben. Wer so an die Aufgabe herangeht, hat
gute Karten, die Nerven zu behalten.

HINTERGRUND

Das sogenannte Choking, Versagen in Leistungssituationen,
gehört zu den Kernthemen der Sportpsychologie. Experten zufolge werden
in Drucksituationen Aufmerksamkeitsprozesse verändert. Dabei richtet
sich die Aufmerksamkeit weg vom Ziel der Aufgabe hin zur
Bewegungsausführung, wobei technische Details der Bewegung
fokussiert werden. Dabei wird die Bewegung aufmerksam kontrolliert. Da
aber die Bewegung vorher eintrainiert und daher automatisiert wurde,
kann es durch diese aufmerksame Kontrolle zu "Interferenzen" kommen.
Als Folge wird die gut geübte automatisierte Bewegung durch die
Kontrolle gestört. Abhilfe schafft demnach eine Intervention, welche
die aufmerksame Bewegungskontrolle reduziert und somit ein
"Fließenlassen" der Bewegung erleichtert.

Quellen:

1. Spektrum der Wissenschaft vom 30.01.2019: Wie wir unter Druck die
Nerven behalten

2. Jürgen Beckmann, Peter Gröpel, Felix Ehrlenspiel & Christian Heiss,
Technische Universität München: Interventionen zur
Leistungsstabilisierung unter Druck; BISp-Jahrbuch Forschungsförderung
2008/09 vom Bundesinstitut für Sportwissenschaft

 * 

JEDER KANN WAS TUN

Zuckerlösung für Ihre Majestät


Helfen Sie Hummelköniginnen beim Start in die Saison

(dgk) Wer jetzt eine Hummel sieht, hat es mit einer Königin zu tun!
Denn alle Hummeln, die gerade auf Tour sind, haben königliches Blut
und halten Ausschau nach einem geeigneten Nistplatz, um einen neuen
Staat zu gründen. Dazu inspizieren die Tiere Löcher im Boden, Spalten
in Mauern und auch Nistkästen.

Steinhummeln sind größtenteils schwarz, das Ende des
Hinterleibs ist braunrot. Ihre Nester legen sie unter Steinhaufen oder
Mauern an.

Während bei den Honigbienen immer auch einige Arbeiterinnen den Winter
überleben, sterben bei den Hummeln außer der bereits begatteten
Jungkönigin alle Tiere im Herbst ab. Die ersten Hummel-Arbeiterinnen
schlüpfen später erst, etwa einen Monat nach Anlage des neuen Nestes.




Kältetolerante Frühstarter





Hummeln sind nach dem Winter "Frühstarter". Während Honigbienen
 erst ab einer Außentemperatur von etwa 10 Grad Celsius ausfliegen,
 sind Hummelköniginnen im bereits im Vorfrühjahr ab 2-3 Grad Celsius
 zu sehen. Dabei brauchen auch sie eine Betriebstemperatur, die um
 einiges höher liegt. Wie schaffen sie das?



• Sie besitzen eine körpereigene Heizung: Durch Vibration der
 Brustmuskulatur erzeugen sie Wärme, so dass sie auch bei Kälte
 fliegen können. Nach dem Aufwärmen müssen die Insekten allerdings
 sofort ihre Nahrungsquellen ansteuern, um "aufzutanken".



• Ihr massiger Körper weist eine relativ geringe Oberfläche
 auf und verliert somit weniger Wärme als der schlanke Körper einer
 Biene.



• Die dichte Behaarung hilft, Wärme und somit Energie zu

 sparen.




Die Jungköniginnen zehren auf der Suche nach einem Nistplatz
zunächst noch von Vorräten aus dem Vorjahr, den sie in ihrem Magen
eingelagert haben. Ist der Vorrat aufgebraucht, müssen die Tiere
Nahrung in Form von Nektar aufnehmen. Doch so früh im Jahr ist das
Blütenangebot nicht sehr groß. Und manchmal machen
Schlechtwetterphasen den Hummeln zu schaffen - auch weil dann viele
Pflanzen ihre Blüten nicht öffnen. Diese Zeit ist für Hummeln im
wahrsten Sinne eine Zitterpartie. Findet sich nicht schnell genug
Futter, droht der Hungertod.

So können Sie helfen: Auftanken und Starten lassen

So manch einer findet eine entkräftete Hummelkönigin. Den Tierchen
lässt sich leicht helfen. Servieren Sie "Ihrer Majestät" einfach einen
Nektar-Ersatz. Dazu einen halben Teelöffel Zucker gleich auf dem
Löffel mit lauwarmem Wasser auflösen und anbieten. Mit etwas Glück
können Sie beobachten, wie die Hummel ihren Saugrüssel wie einem
Tankschlauch ausrollt und innerhalb weniger Minuten bis zu einem
Drittel der Flüssigkeit aufnimmt.

Gestalten Sie Ihren Garten hummelfreundlich

Man kann noch mehr für die sympathischen Brummer tun. Vor allem hilft
ihnen eine naturgerechte Gartengestaltung mit Pflanzen, die Nektar
bieten. Bei Hummeln beliebte Blütenpflanzen sind Frühjahrsblüher wie
Krokus, Schlüsselblume oder Lungenkraut - und natürlich Weiden. Im
Sommer lieben Hummeln z. B. Klee, Glockenblume, Minze, Melisse,
Gartensalbei, Thymian, Bechermalve, Stockrose, Lavendel, Lupine,
Sonnenhut, Sonnenblume, Sommerflieder, Kugeldistel und Wicken.

Da sich die pelzigen Insekten nur langsam auf neue Nektarpflanzen
einstellen können, kommt es den Tieren nicht auf die Vielfalt
verschiedener Pflanzen an, sondern auf ihre Menge. Es ist also besser,
einige wenige Arten von Nektarspendern anzupflanzen, davon aber dann
gleich mehrere Exemplare. Hummelfreundliche Gärtner sollten zudem
gänzlich auf Pestizide verzichten.

Übrigens: Obstbauern schätzen Hummeln sehr. Denn die fleißigen Tiere
bestäuben ihre Bäume auch dann noch, wenn es im Frühjahr zu
Kälteeinbrüchen kommt und Bienen nicht mehr fliegen können.

Erstaunlich: Hummelfriedhof unter Silberlinden

Hummeln legen keine Vorräte an. Nicht selten fliegen sie schon
geschwächt und mit leerem Magen aus dem Nest. Finden sie dann nicht
schnell genug geeignete Blüten oder bieten diese zu wenig Nektar,
verhungern sie an Ort und Stelle. Jedes Jahr findet man daher manchmal
Unmengen toter Hummeln unter den spät blühenden Silberlinden, welche
die ausgehungerten Tiere zwar anlocken, dann aber nicht ausreichend
Nahrung bieten.

Quelle:

NABU - Naturschutzbund Deutschland e.V.: Zuckerlösung und Nistkästen
für Ihre Majestät

unter www.nabu.de
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SERVICE

Zu vielen Themen in dieser Ausgabe finden Sie weitergehende
Informationen auf unserer Homepage unter www.dgk.de/Aktuelles

Haben Sie Fragen?

Für Rückfragen steht Ihnen unsere Pressestelle täglich (außer
Mittwoch) von 8.30 bis 13.30 Uhr zur Verfügung:

Unter der Telefonnummer (06421) 293-140

Per E-Mail unter heike.stahlhut@dgk.de

 * 

Quelle:

dgk - Deutsche Gesundheits-Korrespondenz - informationsdienst
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AUSLAND/2516: Griechenland - Menschen müssen wegen EU-Türkei-Deal zwischen Ratten, Müll und Kakerlaken leben (ÄoG)


Ärzte ohne Grenzen - 18. März 2019

Griechenland: Menschen müssen wegen EU-Türkei-Deal zwischen Ratten, Müll und Kakerlaken leben



Athen/Berlin, 18. März 2019. Auf der griechischen Insel Samos hat sich
die Situation im EU-Lager für Geflüchtete drastisch verschärft. Ärzte
ohne Grenzen hat deshalb wieder mit medizinischer Hilfe vor Ort
begonnen. Hauptgrund für die entwürdigenden, krankmachenden
Bedingungen in den überfüllten Lagern auf den griechischen Inseln ist
der EU-Türkei-Deal, der an diesem Mittwoch seit drei Jahren in Kraft
ist. Ärzte ohne Grenzen fordert die europäischen Entscheidungsträger
und vor allem die deutsche Bundesregierung auf, die desaströse
Abschreckungspolitik zu beenden. Für schutzbedürftige Menschen müssen
geeignete Unterkünfte auf dem griechischen Festland oder in anderen
EU-Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt werden.

"Griechenland ist zu einem Abladeplatz für Frauen, Männer und Kinder
geworden, für deren Schutz die EU nicht sorgt", erklärt Emmanuel Goué,
Landeskoordinator von Ärzte ohne Grenzen in Griechenland. "Der
EU-Türkei-Deal hat auf den griechischen Inseln und dem griechischen
Festland zu einem nicht entschuldbaren Ausmaß menschlichen Leids
geführt. Die EU und die griechischen Behörden rauben den Menschen ihre
Würde und ihre Gesundheit."

Als Folge des EU-Türkei-Abkommens sitzen momentan rund 12.000 Menschen
in den fünf Hotspots auf den griechischen Inseln fest. Die meisten von
ihnen kommen aus Kriegsgebieten wie Syrien, Afghanistan und Irak. Mehr
als die Hälfte von ihnen sind Frauen und Kinder. Sie warten bis zu
drei Jahre auf das Ergebnis ihrer Asylanträge. Neben den medial
bereits häufig berichteten katastrophalen Zuständen auf Lesbos, hat
sich in den vergangenen drei Monaten besonders die Situation auf Samos
drastisch verschärft.

Im Vathy-Camp auf Samos leben zurzeit mehr als 4.100 Menschen,
vorgesehen ist das Lager für 648. Mehr als die Hälfte hat nur
Sommerzelte oder Plastikplanen und kaum Decken. Tausende Menschen sind
gezwungen, schutzlos in der schmutzigen und unsicheren Umgebung
außerhalb des offiziellen Camps auszuharren. Es gibt keine Toiletten
und ein verunreinigter Brunnen ist die einzige Wasserquelle.
Mindestens 79 unbegleitete Minderjährige leben dort, außerdem
Schwangere, ältere Menschen, Menschen mit chronischen Krankheiten oder
akuten psychischen Erkrankungen wie Psychosen, sowie Geflüchtete, die
Folter und sexuelle Gewalt erlebten.

"Drei Jahre nach dem von Angela Merkel mitverhandelten EU-Türkei-Deal
behandelt unser Team auf Samos Schwangere und Kinder, die zwischen
Müll, Ratten und Kakerlaken leben", sagt Florian Westphal,
Geschäftsführer von Ärzte ohne Grenzen in Deutschland. "Es ist
empörend und frustrierend, dass das EU-Türkei-Abkommen angesichts
dieser Zustände ständig als Erfolg angepriesen wird. Die
Bundesregierung muss endlich Konsequenzen ziehen und dafür sorgen,
dass die verletzlichsten Menschen umgehend von den Inseln gebracht
werden", sagt Westphal.

Ärzte ohne Grenzen bietet seit dem Jahr 1996 medizinische und
humanitäre Hilfe für Asylsuchende und Migranten in Griechenland und
arbeitet zurzeit auf den Inseln Lesbos, Samos und Chios sowie im
Zentrum von Athen.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 18. März 2019

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230
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AUSLAND/2515: Forschungsteam stärkt Kampf gegen Volkskrankheiten in Südostasien (idw)


Universität Passau - 13.03.2019

Passauer Forschungsteam stärkt Kampf gegen Volkskrankheiten in Südostasien



Bluthochdruck und Diabetes haben sich auch in Südostasien zu
Volkskrankheiten entwickelt. Ein Team der Universität Passau beteiligt
sich an dem EU-Projekt SUNI-SEA, das effektive Prävention massiv ausweiten
will.

Chronische Krankheiten wie Diabetes und Bluthochdruck galten lange als
Problem in westlichen Ländern. Doch inzwischen wächst die Zahl der
Betroffenen auch in einkommensschwachen Gegenden massiv an: In Südostasien
verursachen sie bis zu 75 Prozent der Todesfälle.

Die Krankheiten - auch bekannt als "stille Killer" - sind deshalb so
heimtückisch, weil sie den Körper schleichend schädigen. Patientinnen und
Patienten spüren sie erst, wenn bereits schwere Gesundheitsdefizite
vorliegen. Dabei wären diese Krankheiten bei frühzeitiger Diagnose und mit
einer Änderung des Lebensstils unter Umständen leicht zu vermeiden.

Hier setzt das Projekt "SUNI-SEA - Scaling Up NCD Interventions" unter der
Leitung von HelpAge International UK an, das die Europäische Union im
Rahmen des Horizon-2020-Programms fördert. NCD steht für Non-Communicable
Diseases, also nicht übertragbare chronische Krankheiten. Es nimmt
vorhandene Präventionsprogramme in Indonesien, Myanmar und Vietnam unter
die Lupe und untersucht, wie sich besonders wirkungsvolle Maßnahmen
stärken und ausweiten lassen.

"Wir wollen die Last von chronischen Krankheiten in diesen Ländern
erheblich senken", sagt Prof. Dr. Michael Grimm, Inhaber des Lehrstuhls
für Development Economics an der Universität Passau. Er steuert mit seinem
Team Expertise im Bereich Datenanalyse bei: Die Passauer Forscherinnen und
Forscher liefern Werkzeuge, mit denen sich die Wirkung und Kosteneffizienz
vorhandener Maßnahmen messen lassen. Auf dieser Basis entwerfen sie
Vorschläge, um deren Effekte erheblich zu steigern.

90-90-90-Ziel im Bereich Prävention

"Ziel des Projekts ist es, dass 90 Prozent der Bevölkerung die
Risikofaktoren kennt, 90 Prozent der Betroffenen richtig diagnostiziert
wird und 90 Prozent davon richtig behandelt wird", so Prof. Dr. Grimm. Von
diesen Zahlen ist Südostasien derzeit weit entfernt. Die vorhandenen
Maßnahmen erreichen bislang nur etwa ein Drittel der Personen mit
Risikofaktoren.

Dabei spielen auch geschlechtsspezifische Unterschiede eine Rolle: Frauen
haben häufiger mit Übergewicht und ihren Ernährungsgewohnheiten zu
kämpfen, bei Männern sind Rauchen und Alkohol häufige Risikofaktoren.
Darüber hinaus unterscheiden sich die Geschlechter im Umgang mit den
Krankheiten: Während Männer die Symptome eher ignorieren, werden die
Beschwerden von Frauen oft ungenügend behandelt.

Universitäten in Europa und Asien beteiligt

Das Hilfswerk HelpAge International UK koordiniert das Projekt. In Europa
sind neben der Universität Passau noch die Universität Groningen
(Niederlande) und die Universität Trnava (Slowakei) beteiligt. Partner in
Asien sind die Universitas Sebelas Maret (Indonesien), die University of
Public Health (Myanmar), die Thai Nguyen University for Medicine &
Pharmacy sowie das Forschungsinstitut Health Strategy and Policy Institute
(beide Vietnam). In Indonesien sind darüber hinaus das Nationale
Krankenversicherungssystem und das Gesundheitsministerium assoziierte
Partner.

Für dieses Projekt wurden im Rahmen der Finanzhilfevereinbarung Nr. 825026
Fördermittel aus dem Programm der Europäischen Union für Forschung und
Innovation "Horizont 2020" bereitgestellt.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution79
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Passau - 13.03.2019
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INFEKTION/1801: Tuberkulose in Städten häufiger als auf dem Land (idw)


Leibniz-Institut für Länderkunde - 14.03.2019

Tuberkulose in Städten häufiger als auf dem Land



Die Mehrzahl der bundesweit 5486 Tuberkuloseneuerkrankungen, die 2017 an
das Robert Koch-Institut in Berlin gemeldet wurden, entfällt auf die
Großstädte und Ballungsräume. Das zeigen aktuelle Karten des
Leibniz-Instituts für Länderkunde (IfL) auf der Grundlage von Statistiken, die
Experten des Niedersächsischen Landesgesundheitsamtes in Hannover
anlässlich des Welttuberkulosetages am 24. März ausgewertet haben.

Wie die Geografen Martina und Holger Scharlach im jüngsten Beitrag des
IfL-Webangebots "Nationalatlas aktuell" berichten, ist in Deutschland das
Risiko, an Tuberkulose (TB) zu erkranken, in den Städten um den Faktor 1,7
höher als in den dünn besiedelten ländlichen Räumen. Mit 418 Erkrankungen
wurden 2017 in Berlin die meisten neuen TB-Fälle registriert, gefolgt von
Hamburg (234), München (123), Köln (105) und Frankfurt am Main (99).

Am stärksten von Tuberkulose betroffen sind junge Erwachsene mit
ausländischer Staatsangehörigkeit, besonders Migranten und Asylsuchende.
Die Mehrzahl der 2015 und 2016 in Deutschland gemeldeten Neuerkrankungen
wurde bei Untersuchungen in Erstaufnahmeeinrichtungen festgestellt. Die
Migranten haben sich oft bereits in ihrem Heimatland infiziert. Häufig
bricht die Krankheit erst später unter den schwierigen Lebensumständen auf
der Flucht und während der unsicheren Lebenssituation in den
Ankunftsländern aus. In der Gruppe der deutschen Staatsangehörigen
erkranken Alkohol- und Drogenabhängige sowie sozial benachteiligte und
ältere Menschen häufiger an TB als Personen mit intaktem Immunsystem, so
die Experten des Niedersächsischen Landesgesundheitsamtes.

Insgesamt ist die Erkrankung in Deutschland dank guter Versorgung und
Hygiene selten geworden und spielt als Todesursache eine untergeordnete
Rolle. 2017 erkrankten je 100.000 Einwohner 6,7 Personen neu an
Tuberkulose. Als Folge der weltweiten Zunahme von Migrationsbewegungen
sind in Deutschland die Zahlen 2015 und 2016 nach längeren Jahren der
Stagnation erstmals wieder gestiegen.

Die Tuberkulose ist eine der häufigsten Infektionskrankheiten. Sie wird
durch Bakterien hervorgerufen, die meist die Lunge befallen. Seit Mitte
des 20. Jahrhunderts steht mit der Entdeckung und breiten Verfügbarkeit
von Antibiotika eine wirksame Therapie zur Verfügung. Dennoch sterben nach
Schätzungen der Weltgesundheitsorganisation WHO immer noch jedes Jahr rund
1,3 Millionen Menschen an Tuberkulose, so viele wie durch keine andere
Infektionskrankheit.

Welttuberkulosetag am 24. März

Vor 137 Jahren, am 24. März 1882, gab Robert Koch seine Entdeckung des
Tuberkulose-Erregers bekannt, ein Meilenstein in der Medizingeschichte.
Der Welttuberkulosetag am 24. März ehrt die Leistung des Wissenschaftlers
und macht gleichzeitig darauf aufmerksam, wie wichtig es ist, die
Erkrankung konsequent zu bekämpfen.

Nationalatlas aktuell

Der vollständige Artikel ist in der Online-Zeitschrift "Nationalatlas
aktuell" des IfL nachzulesen. Auf http://aktuell.nationalatlas.de
veröffentlicht das Institut regelmäßig Kartenbeiträge zu Themen aus
Wirtschaft, Gesellschaft, Kultur, Politik, Gesundheit und Umwelt. Alle
Karten, Diagramme und Fotos sind dort online verfügbar und stehen
zusätzlich als PDF-Dokumente zum Download bereit. Auf Wunsch können die
Materialien in Druckqualität zur Verfügung gestellt werden. Kontakt:
presse@ifl-leipzig.de


Originalpublikation:

http://aktuell.nationalatlas.de/tuberkulose-2_03-2019-0-html/

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/T/Tuberkulose/Download/TB2017.pdf 

Die Daten und viele Informationen im Nationalatlas-aktuell-Beitrag zur
Tuberkulose wurden aus dem "RKI-Bericht zur Epidemiologie der
Tuberkulose in Deutschland für 2017" des Robert Koch-Instituts
übernommen. Der Bericht ist kostenfrei im Internet abrufbar.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution158
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Leibniz-Institut für Länderkunde - 14.03.2019
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KREBS/1213: Stresshormone fördern die Metastasierung von Brustkrebs (idw)


Universität Basel - 13.03.2019

Stresshormone fördern die Metastasierung von Brustkrebs



Seit Langem wird angenommen, dass Stress zum Krebswachstum beiträgt.
Forschende von Universität Basel und Universitätsspital Basel haben nun
die molekularen Mechanismen aufgedeckt, die Brustkrebsmetastasen mit
erhöhten Stresshormonen verbinden. Weiter haben sie herausgefunden, dass
synthetische Derivate von Stresshormonen, die häufig als
entzündungshemmende Mittel in der Krebstherapie eingesetzt werden, die
Wirksamkeit der Chemotherapie verringern können. Diese Ergebnisse basieren
auf Modellen menschlichen Ursprungs in Mäusen und könnten sich auf die
Behandlung von Patientinnen mit Brustkrebs auswirken. Das berichten die
Forschenden in der Fachzeitschrift «Nature».

Ein grosses Hindernis bei der Behandlung von metastasierendem Brustkrebs
ist das Phänomen der Tumorheterogenität. Das heisst, im Verlauf der
Erkrankung wird der Tumor vielfältiger und die wachsenden Unterschiede
zwischen den einzelnen Krebszellen können zu einem unzureichenden
Therapieerfolg führen.

Da die zu Grunde liegenden Mechanismen dieses Phänomens unklar waren,
untersuchte die Forschungsgruppe von Prof. Mohamed Bentires-Alj vom
Departement Biomedizin von Universität und Universitätsspital Basel die
Zellen einer bestimmten Krebsform, die häufig metastasiert, des
sogenannten dreifach negativen Brustkrebses. Diese Krebsart ist resistent
gegen Standardtherapien und bietet für die Patientinnen weniger
Behandlungsmöglichkeiten.

Stress beschleunigt Metastasenbildung

Um die Heterogenität zwischen Tumoren und Metastasen zu untersuchen, haben
die Forschenden die Aktivität von Genen in einem Maus-Krebsmodell
gemessen. Sie stellten fest, dass Metastasen eine erhöhte Aktivität bei
den sogenannten Glukokortikoid-Rezeptoren (GR) verzeichnen, die
Stresshormone wie etwa Cortisol binden.

Mäuse mit Metastasen hatten höhere Konzentrationen von Stresshormonen als
Mäuse ohne Metastasen. Die Studie zeigt, dass erhöhte Stresshormonlevels
die GR aktivieren, was zu einer verstärkten Kolonisierung und
Heterogenität der Krebszellen - und letztlich zu einer verkürzten
Lebensdauer führt.

Reduzierte Wirkung der Chemotherapie

Die GR binden auch synthetische Derivate von Cortisol wie etwa
Dexamethason, das oft eingesetzt wird, um die Nebenwirkungen der
Chemotherapie zu lindern. Die Forschungsgruppe zeigte, dass Dexamethason
die Wirksamkeit des Medikaments Paclitaxel beeinträchtigen kann, welches
vielfach als Chemotherapie angewendet wird.

Diese Ergebnisse weisen darauf hin, dass bei der Verschreibung von
Glukokortikoid-Hormonen an Patientinnen mit Brustkrebs Vorsicht geboten
ist. Die Studie macht auch deutlich, dass die Blockierung der GR von
Vorteil sein kann und zur Entwicklung neuer Therapien für die Bekämpfung
der Metastasierung von Brustkrebs führen könnte.

«Die Tumorheterogenität ist ein grosses Hindernis bei der Behandlung. Die
Bedeutung von Stressmanagement kann nicht überbetont werden - insbesondere
bei Patientinnen mit dreifach negativem Brustkrebs», sagt Prof.
Bentires-Alj. «Moderates Bewegungstraining und Entspannungstechniken sind
nachweislich mit einer verbesserten Lebensqualität und Lebenserwartung der
Patientinnen verbunden.»


Originalpublikation:

Milan M.S. Obradović, Baptiste Hamelin, Nenad Manevski, Joana Pinto Couto,
Atul Sethi, Marie-May Coissieux, Simone Münst, Ryoko Okamoto, Hubertus
Kohler, Alexander Schmidt, Mohamed Bentires-Alj
Glucocorticoids promote breast cancer metastasis
Nature (2019)

doi: 10.1038/s41586-019-1019-4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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STUDIE/274: Wirkstoff gegen vernachlässigte Tropenerkrankungen (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 14.03.2019

Wirkstoff gegen vernachlässigte Tropenerkrankungen



Infektionen mit parasitären Fadenwürmern gehören zu den vernachlässigten
Erkrankungen (Neglected Tropical Diseases), die in den Tropen und
Subtropen vorkommen und vor allem die Ärmsten der Armen betreffen. Ein
internationales Forscherteam des Pharmaunternehmens Abbvie zusammen mit
Tropenmedizinern in Liverpool (England) und Parasitologen der Universität
Bonn haben in präklinischen Studien die Substanz ABBV-4083 identifiziert,
die eine rasche und effektive Wirkung auf die Würmer zeigt und bereits
Phase-1-Studien erfolgreich durchlaufen hat. Die Ergebnisse sind jetzt im
Fachjournal "Science Translational Medicine" veröffentlicht.

Etwa 120 Millionen Menschen sind über Mückenstiche mit parasitären
Fadenwürmern (Filarien) infiziert, die zum Krankheitsbild der Elefantiasis
(lymphatische Filariose) führen können, bei der es durch Lymphstau zu
Vergrößerungen der Extremitäten beziehungsweise der Hoden kommen kann.
Weitere 17 Millionen Menschen sind mit Filarien infiziert, die die
Onchozerkose auslösen können. Diese Erkrankung kann zur Erblindung und zu
schweren Hautentzündungen führen.

Die Bekämpfung dieser Krankheiten erfolgt durch Massenbehandlungen mit
Medikamenten, die die Übertragung der Erkrankung zeitweise unterbinden,
aber nicht die adulten Würmer abtöten. "Somit müssen die Wirkstoffe im
halbjährlichen bis jährlichen Abstand für die Lebensdauer der Filarien
gegeben werden, die mehr als zehn Jahre betragen kann", sagt Prof. Dr.
Achim Hörauf, Direktor des Instituts für Medizinische Mikrobiologie,
Immunologie und Parasitologie (IMMIP) am Universitätsklinikum Bonn (UKB).
Prognosen gehen davon aus, dass Filariosen durch Massenbehandlungen nicht
vor 2050 verschwunden und auch dann nicht in ganz Afrika beseitigt sein
werden.

Gesucht: Medikamente, die auch die erwachsenen Filarien abtöten

Nach den UN-Zielen für nachhaltige Entwicklung sollen unter anderem auch
schwere Erkrankungen bis zum Jahr 2030 bekämpft werden. "Um die
Eliminierung der Onchozerkose und lymphatischen Filariose zu
beschleunigen, werden deshalb Medikamente benötigt, die auch die
erwachsenen Filarien abtöten", sagt Privatdozent Dr. Marc P. Hübner vom
Institut für Medizinische Mikrobiologie, Immunologie und Parasitologie des
Bonner Uniklinikums. Ein erstes solches Medikament ohne starke
Nebenwirkungen und Goldstandard war Doxycyclin, dessen Wirkung auf die
Filarien von der Bonner Gruppe zusammen mit Kollegen aus Ghana entdeckt
wurde. Es eliminiert endosymbiontische Bakterien der Gattung Wolbachia,
die die Filarien zum Überleben brauchen. Hübner: "Werden mit dem Wirkstoff
die Bakterien abgetötet, sterben auch die Fadenwürmer." Schwangere,
stillende Mütter und Kinder unter acht Jahren dürften jedoch Doxycyclin
nicht einnehmen. Ein weiterer Nachteil sei die lange, tägliche Behandlung
über vier bis fünf Wochen hinweg.

Kooperation mit verschiedenen Partnern führte zum Erfolg

Um neue Medikamente zur Abtötung erwachsener Filarien voranzutreiben wurde
vor zehn Jahren mit Unterstützung der Bill & Melinda Gates Stiftung das
Anti-Wolbachia Konsortium (A-WOL, Koordination Liverpool School of
Tropical Medicine) und vor fünf Jahren das Macrofilaricidal Drug
Accelerator Programm (MacDA) gegründet. "Durch die Zusammenarbeit der
gemeinnützigen Bill & Melinda Gates Stiftung sowie der Drugs for Neglected
Disease initiative (DNDi) mit Partnern aus der Industrie und Akademie
wurde nun ein erster Kandidat identifiziert, der eine tödliche Wirkung für
erwachsene Filarienwürmer klar in Tiermodellen der Filariose zeigt",
berichtet Hörauf. Ein weiterer Vorteil sei, dass der Wirkstoff nur maximal
zwei Wochen eingenommen werden müsse.

Im Journal "Science Translational Medicine" wird nun mit ABBV-4083 ein
klinischer Kandidat des Pharma-Unternehmens Abbvie präsentiert, der in
präklinischen Tiermodellen am IMMIP des Universitätsklinikums Bonn und der
Liverpool School of Tropical Medicine bereits nach zwei Wochen Behandlung
eine effiziente Wirkung gegen die Wolbachia-Endosymbionten der Filarien
zeigte. Eine klinische Phase-I-Studie mit gesunden männlichen Probanden
wurde bereits erfolgreich abgeschlossen, und eine klinische
Phase-II-Studie mit Filariosepatienten soll nun umgesetzt werden.

"ABBV-4083 ist somit ein erster klinischer Kandidat, um die Eliminierung
der Onchozerkose und lymphatischen Filariose zu erreichen und die UN-Ziele
für nachhaltige Entwicklung 2030 einzuhalten", sagt Hübner. Ein weiterer
Kandidat, der in diesem Zusammenhang mit Hilfe des Deutschen Zentrums für
Infektionsforschung (DZIF) entwickelt wird, ist Corallopyronin A. Der
Wirkstoff hat im Tiermodell erwiesen, dass er die Endosymbionten der
Filarien sogar noch effektiver abtötet. Zudem wirkt er gegen weitere
Erreger wie MRSA und Gonokokken und Chlamydien.

Hörauf: "Weitere solche Wirkstoff-Kandidaten werden dringend benötigt, um
neue Medikamente gegen diese verbreiteten Erkrankungen zur Verfügung zu
haben." Dies betreffe nicht nur die parasitischen Würmer, sondern auch
Bakterien, bei denen weltweit die Resistenzen gefährlich zunehmen.
"Deshalb freuen wir uns, wenn es gelingt, gleich gegen mehrere
Infektionserreger einen Wirkstoff zu entwickeln", so Hörauf weiter.
"Hierfür sind unsere internationalen Konsortien und insbesondere auch das
DZIF ideale Plattformen, wo die benötigten Expertisen der Wissenschaft und
der Industrie zusammengebracht werden können."


Originalpublikation:

Mark J. Taylor, Thomas W. von Geldern, Louise Ford, Marc P. Hübner, Kennan
Marsh, Kelly L. Johnston, Hanna T. Sjoberg, Sabine Specht, Nicolas
Pionnier, Hayley E. Tyrer, Rachel H. Clare, Darren A. N. Cook, Emma
Murphy, Andrew Steven, John Archer, Dominique Bloemker, Franziska Lenz,
Marianne Koschel, Alexandra Ehrens, Haelly M. Metuge, Valerinne C. Chunda,
Patrick W. Ndongmo Chounna, Abdel J. Njouendou, Fanny F. Fombad, Robert
Carr, Howard E. Morton, Ghaith Aljayyoussi, Achim Hoerauf, Samuel Wanji,
Dale J. Kempf, Joseph D. Turner, Stephen A. Ward: 

Preclinical development
of an oral anti-Wolbachia macrolide drug for the treatment of lymphatic
filariasis and onchocerciasis, Science Translational Medicine

DOI: 10.1126/scitranslmed.aau2086
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http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 14.03.2019

WWW: http://idw-online.de
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STATISTIK/357: Soziale Unterschiede in Deutschland - Mortalität und Lebenserwartung (idw)


Robert Koch-Institut - 14.03.2019

Soziale Unterschiede in Deutschland: 

Mortalität und Lebenserwartung im Journal of Health Monitoring



Vor Vollendung des 65. Lebensjahres sterben 13 % der Frauen und 27 % der
Männer aus der niedrigsten Einkommensgruppe, in der höchsten
Einkommensgruppe sind es 8 % der Frauen und 14 % der Männer. Diese
sozialen Unterschiede in der Mortalität und Lebenserwartung sind in den
vergangenen 25 Jahren relativ stabil geblieben. Der Anstieg der
Lebenserwartung in den vergangenen Jahrzehnten hat sich möglicherweise
wegen schwerer Grippewellen verlangsamt. Das sind einige der Ergebnisse
aus neuen RKI-Analysen, die im Journal of Health Monitoring 1/2019
veröffentlicht sind.

"Soziale Ungleichheit hat wegen der massiven Auswirkungen auf Gesundheit
und Lebenserwartung aus Sicht von Public Health eine zentrale Bedeutung",
betont Lothar H. Wieler, Präsident des Robert Koch-Instituts. Das RKI als
Public-Health-Institut für Deutschland erhebt und bewertet kontinuierlich
Daten. "Als Daten für Taten sind unsere Ergebnisse Grundlage für
evidenzbasierte Entscheidungen der Politik im Hinblick auf Planung,
Umsetzung und Evaluation von Maßnahmen", unterstreicht Wieler.

Die Daten für die Analyse von Mortalität und Lebenserwartung stammen vom
Sozio-ökonomischen Panel des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung
und aus Sterbetafeln des Statistischen Bundesamtes. Im Journal of Health
Monitoring betrachten die RKI-Forscher neben der sogenannten "ferneren
Lebenserwartung", bei der die zu erwartenden Lebensjahre ab einem
bestimmten Alter (beispielsweise von 65 Jahren) berechnet werden, auch die
mittlere Lebenserwartung bei Geburt und setzen sie in Bezug zum Einkommen.
Das Ergebnis der bis 2016 vorliegenden Daten, die mit einem neuen
methodischen Ansatz ausgewertet wurden: Bei der Lebenserwartung ab Geburt
beträgt die Differenz zwischen der niedrigsten und höchsten
Einkommensgruppe für Frauen 4,4 Jahre und für Männer 8,6 Jahre.

Die Lebenserwartung ist in den vergangenen Jahrzehnten in Deutschland
deutlich gestiegen. Bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts resultierte dies
vor allem aus einem Rückgang der Sterblichkeit bei Säuglingen, Kindern und
jungen Erwachsenen. Seither sind vor allem sinkende Sterblichkeitsraten
der Älteren für den stetigen Anstieg der Lebenserwartung verantwortlich.
Allerdings gibt es immer wieder kleine Unterbrechungen im Anstieg der
Lebenserwartung. Eine mögliche Erklärung sehen die RKI-Forscher in
Grippewellen. Bei schweren Grippewellen, etwa in den Saisons 2012/2013,
2014/2015 und 2016/2017, gab es jeweils mehr als 20.000 geschätzte
Todesfälle, das entspricht gut zwei Prozent der jährlichen Todesfälle. Die
Influenza-Aktivität und damit die Todesfälle treten jeweils nach der
Jahreswende auf, bei diesen Grippewellen also in den Jahren 2013, 2015 und
2017 - das waren exakt die Jahre, in denen sich der Anstieg der
Lebenserwartung verlangsamt hat.

Neben Lebenserwartung und Mortalität enthält die neue Journal-Ausgabe auch
einen Beitrag zur gesundheitlichen Ungleichheit bei Kindern und
Jugendlichen. Dabei werden die Daten des RKI-Gesundheitsmonitorings im
Hinblick auf den sozioökonomischen Status ausgewertet, für den Einkommen,
Bildung und Beruf der Eltern berücksichtigt werden. In der Journal-Rubrik
"Concepts & Methods" wird das Projekt "IMIRA" beschrieben, das auf eine
bessere Berücksichtigung von Menschen mit Migrationshintergrund beim
Gesundheitsmonitoring abzielt. Die Auswertungen dieser Ausgabe des Journal
of Health Monitoring werden beim Kongress Armut und Gesundheit am 14./15.
März 2019 vorgestellt.


Weitere Informationen:

www.rki.de/journalhealthmonitoring

Das Robert Koch-Institut ist ein Bundesinstitut im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums für Gesundheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution174

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Robert Koch-Institut - 14.03.2019
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RECHT/015: "Ausschreibungsverbot ist der richtige Weg für eine qualitätsgesicherte Hilfsmittelversorgung" (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 14. März 2019

"Ausschreibungsverbot ist der richtige Weg für eine qualitätsgesicherte Hilfsmittelversorgung"

Bundestag beschließt TSVG



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, hat das heute im
Bundestag beschlossene Verbot von Ausschreibungen im
Hilfsmittelbereich als "richtigen Weg für eine qualitätsgesicherte
Hilfsmittelversorgung" bezeichnet. Der Verband hatte in den letzten
Jahren wiederholt einen stärkeren Qualitäts- statt Preisfokus
gefordert und darauf hingewiesen, dass Ausschreibungen insbesondere in
sensiblen Homecare-Bereichen der Patientenversorgung kein geeignetes
Mittel sind. Das Ausschreibungsverbot ist heute als Teil des
Terminservice- und Versorgungsgesetzes (TSVG) im Bundestag beschlossen
worden.

Das TSVG stellt gesetzlich klar, dass Hilfsmittelverträge durch
Verhandlungen (§ 127 Abs. 2, 2a SGB V) abzuschließen sind. "Open
House"-Vertragskonstrukte, wie sie von einigen Krankenkassen verwendet
wurden, sind damit im Hilfsmittelbereich explizit ausgeschlossen.

"Der heutige Gesetzesbeschluss ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg
zur Sicherstellung einer qualitativen Hilfsmittel- und
Homecare-Versorgung auf der Grundlage eines Qualitätswettbewerbs
anstelle des bisherigen Preiswettbewerbs", so BVMed-Geschäftsführer
und Vorstandsmitglied Joachim M. Schmitt. Qualitätsorientierte
Verträge müssten nun auf Grundlage von Verhandlungen "auf Augenhöhe"
abgeschlossen werden und verbindliche Qualitätsmindestanforderungen zu
Qualifikation, Produkt und Dienstleistung enthalten.

Bis zuletzt hatten einzelne Krankenkassen Hilfsmittel-Versorgungen
auch in dienstleistungsintensiven Bereichen ausgeschrieben, obwohl
dies im Heil- und Hilfsmittelversorgungsgesetz (HHVG) untersagt wurde.
Zudem hatte das HHVG eine stärkere Berücksichtigung von
Qualitätsfaktoren vorgesehen. Auch dies wurde von einzelnen
Krankenkassen nicht ausreichend umgesetzt. "Daraus hat der Gesetzgeber
nun die richtigen Konsequenzen gezogen", so Schmitt. "Das Verbot von
Ausschreibungen wird Patienten nutzen, weil sie sich damit auf eine
qualitätsgesicherte Versorgung verlassen können, die gleichzeitig
einen Beitrag zur Verbesserung der Lebensqualität leistet."


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 17/19

https://www.bvmed.de/bundestag-beschliesst-tsvg-bvmed-ausschreibungsverbot-ist-der-richtige-weg-fuer-eine-qualitaetsgesicherte-hilfsmittelversorgung

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 17/19 vom 14. März 2019

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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MELDUNG/283: Kölner Wissenschaftlerin forscht über die Vielfalt des Amateurmusizierens (idw)


Universität zu Köln - 19.03.2019

Kölner Wissenschaftlerin forscht über die Vielfalt des
Amateurmusizierens

• Neues Kompendium zum Musikleben in Deutschland wird auf der Leipziger
Buchmesse vorgestellt

• Amateurmusizieren als kulturelle Ausgleichskraft
im Prozess der Globalisierung



Ob Chöre, Orchester, Pop- und Rockbands oder Musik von Migranten: In
diesen Bereichen haben sich in den vergangenen Jahren im Unterschied zum
sogenannten Mainstream zunehmend weitere Genres und Repertoires
ausdifferenziert. Insbesondere das Chorsingen erlangt eine neue
Popularität, die sich vor allem im Bereich des Offenen Singen oder auch
der vielen Chorneugründungen zeigt.

Das Amateurmuszieren in Deutschland ist im kulturellen und
gesellschaftlichen Leben von enormer Bedeutung. Schätzungsweise 14
Millionen Menschen machen in ihrer Freizeit Musik. Damit ist das
Amateurmusizieren wohl eine der größten Bewegungen des bürgerschaftlichen
Engagements in Deutschland. "Es ist die kulturelle Ausgleichskraft im
Prozess der Globalisierung", sagt Dr. Astrid Reimers vom Institut für
Europäische Musikethnologie der Universität zu Köln. Über die Arbeit von
Chören, Orchestern und Verbänden berichtet Reimers in einem neuen
Kompendium zu Strukturen und Entwicklungen des Musiklebens in Deutschland,
das auf der Leipziger Buchmesse vom Deutschen Musikrat/Deutsches
Musikinformationszentrum (MIZ) vorgestellt wird.

Die Vielfalt des Amateurmusizierens ist beeindruckend: So gibt es
beispielsweise im Erhebungszeitraum 2017/2018 fast 20 000 weltliche
Orchester, Chöre und Ensembles mit über 600 000 aktiven Mitgliedern. Dazu
kommen noch einmal mehr als 13 000 kirchliche Orchester und Ensembles.
Mehr als 55000 weltliche und kirchliche Chöre bereichern das Spektrum
weiter.

Vielfalt und damit auch kultureller Reichtum sind die hervorstechenden
Merkmale des Amateurmusizierens. "Genres, Repertoires und Gruppen haben
sich in den vergangenen Jahren zunehmend ausdifferenziert, sei es im
Bereich der Chöre und Orchester oder der Pop- und Rockbands", so Reimers
zu den Ergebnissen ihrer Forschung.

Besonders populär ist das Singen im Chor - es ist Kult. Neben den
organisierten Chören gibt es eine Vielzahl von Neugründungen, die nicht in
Verbänden organisiert sind. Zunehmender Beliebtheit erfreut sich auch das
"Offene Singen", auch "Mitsingveranstaltung" oder "Rudelsingen" genannte
Phänomen, das in Veranstaltungsräumen aber auch in Kneipen und Kirchen
stattfindet.

Reimers verweist auf Studien, die belegen, dass Mädchen und Frauen eine
höhere Affinität zum Chorsingen gegenüber Jungen und Männern haben, dass
aber vergleichsweise sogar mehr Männer als Frauen singen und zwar wenn sie
allein sind, zum Beispiel im Auto. "Empirisch belegt sei jedenfalls, dass
es einen Zusammenhang zwischen Singen in der Jugend und Chormitgliedschaft
im Erwachsenenalter gibt" so Reimers. Die Musikverbände aber auch die
einzelnen Bundesländer hätten daher zahlreiche regionale und überregionale
Initiativen ins Leben gerufen um jugendlichen Nachwuchs zu gewinnen. Eine
Besonderheit sei hier zum Beispiel das Singprogramm "Canto elementar" für
Kindertagesstätten, in dem ältere Menschen mit Kindern gemeinsam singen.

Bei den Orchester- und Instrumentalensembles stellt sie fest, dass die
Zahl von aktuell 1,6 Millionen Menschen, die in Instrumentalmusikverbänden
organisiert sind, zwar stabil ist, die der Ensembles aber leicht
rückläufig. Verlusten im Bereich der Blas-, Akkordeon- und Zupforchester
stehe jedoch eine weiterhin positive Entwicklung bei den Sinfonie- und
Streichorchestern gegenüber. Die rückläufigen Mitgliederzahlen und die
demografische Entwicklung in Deutschland hätten aber auch neue Angebote
speziell für ältere AmateurmusikerInnen zur Folge.

Eine für das Amateurmusizieren wichtige gesellschaftliche Entwicklung ist
der Auf- und Ausbau der Ganztagsschulen, die nachmittags musikalische
Aktivitäten von Kindern und Jugendlichen ermöglichen. "Chor- und
Instrumentalverbänden sowie Musikschulen, die dadurch ihr Angebot
gefährdet sehen, wurden in mehreren Bundesländern bereits Kooperationen
mit den Schulen angeboten, so dass alle Institutionen und besonders die
SchülerInnen davon profitieren", sagt Reimers.

Ein besonders Kapitel ist dem Thema Migration gewidmet. "Die mit
Sicherheit größte Spannbreite musikalischer Stile im bundesdeutschen
Amateurmusizieren ist den Menschen mit Migrationshintergrund zu verdanken
- allein durch die Vielzahl der hier vertretenen Ethnien" so Reimers. Die
Vielfalt der Musikstile, die Bildung von Struktur und Vernetzung hänge
auch mit der Einwanderungssituation zusammen. Einer groß angelegten
bundesweiten Umfrage des Arbeitskreises Musik in der Jugend unter Kinder-
und Jugendchören aus dem Jahr 2015 zufolge, haben von 173 Chören knapp 70
Prozent (121 Ensembles) Kinder und Jugendliche mit Zuwanderungsgeschichte
unter den Mitgliedern und letztere sind in diesen Chören prozentual sogar
stärker vertreten als in der Gesamtbevölkerung.

Einen Überblick über amateurmusikalische Aktivitäten am Beispiel Kölns
gibt die interaktive Karte "Hör Köln - Listen to Cologne!", die 2018 am
Institut für Europäische Musikethnologie an der Universität zu Köln
entwickelt wurde und nun fortlaufend ergänzt wird:

http://www.hf.uni-koeln.de/39595


Weitere Infos:

www.miz.org/themenportale/laienmusizieren


Originalpublikation:

Publikation: Musikleben in Deutschland, 

Hrsg.: Deutscher Musikrat gemeinnützige Projektgesellschaft mbH / Deutsches Musikinformationszentrum
(MIZ) 2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 19.03.2019
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JAZZ/2189: Mönchengladbach - Workshop "Jazzimprovisation" mit Nicolas Simion, 6./7.4.2019


Stadt Mönchengladbach

Workshop: Jazzimprovisation mit Nicolas Simion 

Am 6. und 7. April in der Musikschule



Nicolas Simion gehört zu den international gefragtesten Klarinettisten
und Saxofonisten. Der Preisträger des WDR Jazzpreises 2015 ist Leiter
des Wochenend-Workshops Jazzimprovisation, den die Volkshochschule
gemeinsam mit dem JazzClub Mönchengladbach anbietet. Der Workshop
richtet sich an alle Musikerinnen und Musiker, egal welches Instrument
sie spielen. Anfänger und Fortgeschrittene erhalten wertvolle Tipps zu
Fragen wie: Was ist Improvisation? Wie gestalte ich ein gutes Solo?
Wie übe ich? Was brauche ich um Fortschritte zu machen? Wie übe ich
ein neues Stück ein? Und selbstverständlich wird dabei vor allem
musiziert.

Der Workshop (VHS-Kurs-Nr.: 191D5230F) findet am Samstag, 6. April (10
bis 16 Uhr) und Sonntag, 7. April (10 bis 13 Uhr) in der Musikschule
an der Lüpertzender Straße 38 statt und kostet 60 Euro. Information
und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. März 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10188: Schloss Raesfeld - Lesekonzert über Fanny Hensel-Mendelssohn am 31.3.19


Kreis Borken

Lesekonzert über Fanny Hensel-Mendelssohn

Kulturkreis Schloss Raesfeld lädt zum Konzert mit dem Pianisten
Christoph Soldan am Sonntag, 31. März, ein



Kreis Borken / Raesfeld. Eine Frau tritt aus dem Schatten ihres
berühmten Bruders heraus: In seinem Lesekonzert widmet sich der
Pianist Christoph Sodan am Sonntag, 31. März, um 17 Uhr im Rittersaal
von Schloss Raesfeld Fanny Hensel-Mendelssohn, der Schwester von Felix
Mendelssohn-Bartholdy. Der gefragte Musiker verwebt ausgewählte
Kompositionen mit Auszügen aus Peter Härtlings Roman über Fanny Hensel
und das Bildungsbürgertum im 19. Jahrhundert. Zum Gesellschaftsporträt
wird der Roman durch die Vielzahl berühmter Persönlichkeiten, mit
denen die Familie verkehrte, von Heine, Kleist, den Varnhagens bis zu
Geheimrat Goethe.

Nach ihrer als so bereichernd erlebten Italienreise komponierte Fanny
Hensel 1841 zwölf Charakterstücke für das Forte-Piano, die die Monate
vorstellen sollten. Dieses Werk, das den Namen "Das Jahr" trägt und
das musikgeschichtlich ohne Vorbild ist, wurde erst vor wenigen Jahren
wiederentdeckt und 1989 erstmals herausgegeben. Christoph Soldan
stellt es seinem Publikum nun vor, indem er die einzeln
auskomponierten Monate dieses zyklischen Werkes mit der Lesung aus
Peter Härtlings Roman verbindet.

Der 1964 geborene Pianist Christoph Soldan studierte an der Hamburger
Musikhochschule. Der Durchbruch zu einer regen, internationalen
Konzerttätigkeit gelang durch eine gemeinsame Tournee mit Leonard
Bernstein im Sommer 1989. Der weltberühmte Dirigent äußerte sich über
Christoph Soldan: "Ich bin beeindruckt von der seelischen Größe dieses
jungen Musikers." Seitdem hat Soldan innerhalb zahlreicher Tourneen
mit namhaften Orchestern in ganz Europa konzertiert: 1998 gab er
beispielsweise sein Debut in Salzburg und im Kammermusiksaal der
Berliner Philharmonie, 1999 im Leipziger Gewandhaus. Er ist
künstlerischer Leiter mehrerer Konzertreihen innerhalb Deutschlands
und hat das Theater und die Schubertiade in Dörzbach a.d. Jagst
gegründet. Gerühmt wird er als eine Künstlerpersönlichkeit, die sich
im Gegensatz zu einer rein technisch-virtuosen Ausrichtung mit der
geistigen Dichte und der seelischen Dimension eines Kunstwerkes
auseinandersetzt.

Der Eintritt für das Konzert im Raesfelder Schloss kostet für
Besucherinnen und Besucher, die nicht Mitglied des Kulturkreises
Schloss Raesfeld sind, 20 Euro, für Schüler und Studenten 12 Euro.
Karten sowie das Programmheft der Saison 2018/2019 können in der
Geschäftsstelle des Kulturkreises Schloss Raesfeld unter Tel.
02564/9899-110 oder per E-Mail an kulturkreis@kreis-borken.de (Karten
bis Donnerstag, 28. März, 16 Uhr) bestellt werden. Der Verkauf an der
Konzertkasse beginnt im Schloss Raesfeld ab 16 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. März 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AUSLAND/9011: Aus aller Welt - 20.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wie weiter mit Orbans Fidesz-Partei?

Die Europäische Volkspartei (EVP) will heute darüber entscheiden, wie
sie mit der rechtsnationalen Partei Fidesz von Ungarns Regierungschef
Viktor Orban verfahren will. Vor der Abstimmung der Unionsspitzen
plädierte EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker in einem
Gespräch mit dem Deutschlandfunk erneut dafür, Fidesz aus der EVP
auszuschließen. Er beobachte schon seit Jahren, daß sich Orbans
Partei von den christdemokratischen Grundwerten entferne. Hintergrund
sind unter anderem umstrittene Gesetze- und Verfassungsänderungen der
ungarischen Regierung, die laut Juncker dazu dienten, die Macht der
rechtsnationalistischen Fidesz-Partei zu festigen, sowie Ungarns
Weigerung zur Aufnahme von Flüchtlingen.

20. März 2019
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JUSTIZ/9011: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hausdurchsuchungen bei Waffenliebhabern in Oberbayern

Bei einer Polizeirazzia in Oberbayern wurden mehrere halbautomatische
Waffen, größere Mengen Munition, Handfeuerwaffen und Langwaffen
sichergestellt. Mehr als 200 Polizei- und Kriminialbeamte
durchsuchten mehr als 20 Häuser in München und den Landkreisen Bad
Tölz-Wolfratshausen, Rosenheim, Miesbach und Erding. Zehn Männer im
Alter bis zu 94 Jahren wurden vernommen und anschließend wieder auf
freien Fuß gesetzt. Wie aus einer Mitteilung der Staatsanwaltschaft
München hervorgeht, erfolgte die Polizeiaktion im Zuge der
Ermittlungen gegen einen im November vergangenen Jahres
festgenommenen mutmaßlichen Waffenhändler.

20. März 2019
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MILITÄR/9008: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



NATO und Partnerländer üben in Georgien

In Georgien hat die zwölftägige Militärübung NATO-GEO EXERCISE
begonnen. Sie findet als computergestützte Stabsrahmenübung im
"NATO-Georgia Joint Training and Evaluation Centre/Krtsanisi National
Training Center" nahe der Hauptstadt Tiflis statt. Daran beteiligen
sich rund 350 Soldaten aus 24 Nationen. Das multinationale Manöver
ziele darauf ab, Georgiens Verteidigungsfähigkeiten zu stärken und
richte sich nicht gegen irgendein drittes Land, erklärte die
stellvertretende georgische Verteidigungsministerin Lela Chikovani.
Die Regierung in Tiflis strebt eine Mitgliedschaft in der NATO an,
was in Rußland auf Ablehnung stößt.

20. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9010: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundestag stimmt deutsch-französischer Versammlung zu

Anderthalb Wochen nach der französischen Nationalversammlung in Paris
hat heute der Bundestag mit großer Mehrheit für die Einrichtung einer
neuartigen deutsch-französischen Parlamentsversammlung gestimmt. Dem
Gremium sollen jeweils 50 Abgeordnete der Nationalversammlung und des
Deutschen Bundestages angehören. Am kommenden Montag wollen
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble (CDU) und der Präsident der
Nationalversammlung, Richard Ferrand, das Parlamentsabkommen in Paris
unterzeichnen. Die Parlamentarische Versammlung soll mindestens
zweimal im Jahr abwechselnd in Berlin und Paris tagen. Die neue
Versammlung formuliert vor allem Vorschläge zu grenzüberschreitenden
Fragen, wie etwa die Gründung einer europäischen Armee, und
debattiert über die gemeinsame Umsetzung von EU-Richtlinien. Bindende
Beschlüsse kann das Parlament nicht fassen.

20. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9009: Tragisches und Kurioses - 20.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Extreme Trockenheit in Chile

Eine jahrelange Dürre hat den Aculeo-See sechs Kilometer südwestlich
der Stadt Paine in der chilenischen Provinz Maipo komplett
ausgetrocknet. Wo einst die Bewohner der nahegelegenen Hauptstadt
Santiago de Chile ihre Freizeit am Wasser verbrachten, ragen heute
Holzstege und vertrocknete Sträucher über eine staubige, verkrustete
Ebene. In den 1980er-Jahren lag die durchschnittliche
Niederschlagsmenge in Chile bei fast 350 Millimetern pro Jahr, 2018
hatte sich die Jahresmenge halbiert. Experten des Forschungszentrums
für Klimawandel an der Katholischen Universität von Chile gehen davon
aus, daß sich dieser Trend fortsetzt. Es wird befürchtet, daß der
Grundwasserspiegel im Inland in den kommenden zehn Jahren um bis zu
30 Prozent fällt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8094: Aus Forschung und Technik - 20.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA planen Satellitenstarts von Brasiliens Weltraumbahnhof Alcantara

Brasiliens Präsident Jair Messias Bolsonaro will den USA den
Weltraumbahnhof "Centro de Lancamento de Alcantara" (CLA) im Norden
des Bundesstaates Maranhao zur Verfügung stellen. Vor einem Treffen
mit seinem amerikanischen Amtskollegen Donald Trump in Washington
unterzeichnete Bolsonaro ein Abkommen mit US-Unternehmen, das
kommerzielle Satellitenstarts in Alcantara ermöglichen soll. Der
Startkomplex gilt als einer der privilegiertesten der Welt. Wegen
seiner Nähe zum Äquator können Trägerraketen, wenn sie nach Osten
starten, die maximale Rotationsgeschwindigkeit der Erde ausschöpfen
und wesentlich größere Nutzlasten in eine Umlaufbahn befördern. Die
brasilianische Regierung plant ähnliche Nutzungsvereinbarungen auch
mit anderen Ländern wie Japan und Indien. Für den europäischen
Weltraumbahnhof in Kourou im benachbarten Französisch-Guayana
bedeutet dies eine zusätzliche Konkurrenz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8107: Aus aller Welt - 20.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Atomtransport gerät in Schießerei von Drogengangs

In Brasilien ist ein Transport mit Nuklearbrennstoff in eine
Schießerei von Drogengangs geraten. Das in Resende erzeugte
Uran-Material war für das Atomkraftwerk Angra 2 in der Provinz Rio de
Janeiro bestimmt. Der Konvoi wurde auf dem Rio-Santos-Highway bei
Angra dos Reis beschossen. Anscheinend hatten die Bandenmitglieder
die Polizeibegleitung als Bedrohung angesehen. Die Polizisten
schossen zurück. Niemand wurde verletzt. Das Uran soll nicht
angereichert gewesen sein und deswegen keine Gefahr für die Umwelt
dargestellt haben, wie die brasilianische Atombehörde Eletronuclear
meldete.

Brasilien hat ein einziges Atomkraftwerk in Betrieb. Im AKW Angra
unmittelbar an der Atlantikküste läuft nur ein Meiler, der mit
deutscher Technologie gebaut wurde. Deutschland liefert dafür
angereichertes Uranhexafluorid und Brennstäbe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8066: Medizin und Gesundheitswesen - 20.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Italiens Jugend trinkt zuviel Kaffee

Diese Meldung aus dem Kaffee-Land Italien kann nicht wirklich
überraschen. Italiens Jugend soll zu viel Koffein zu sich nehmen. Das
ergab eine Studie, die Angelo Campanozzi von der Universität Foggia
und Mitarbeiter durchgeführt hatten. Diese zeigte, daß 46 Prozent der
Befragten zu viel Koffein konsumieren, legt man den Richtwert der
Amerikanischen Akademie für Pädiatrie von 100 Milligramm pro Tag
zugrunde. Und 21 Prozent waren es, wenn man den Richtwert der
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA)
berücksichtigt. Dieser beträgt 3 Milligramm pro Kilogramm
Körpergewicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8095: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.03.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Geschworenengericht hält Glyphosat mitverantwortlich für Krebs

In einem Entschädigungsverfahren gegen Monsanto wegen mutmaßlich
krebsauslösender Wirkung von glyphosathaltigen
Unkrautvernichtungsmitteln hat ein Geschworenengericht in San
Francisco die Position des Klägers Edwin Hardeman gestärkt. Das
sechsköpfige Laiengremium befand, daß das Herbizid erheblich zu
dessen Lymphdrüsenkrebs beigetragen hat. Schadenersatzansprüche
Hardemans werden in einem durch das Gericht abgetrennten Verfahren
geklärt werden, nachdem die Frage beantwortet wurde, ob Monsanto eine
von der Anwendung des Herbizids ausgehende Gefahr verschwiegen hat.

In den USA sind weit über 9000 Klagen wegen der
Unkrautvernichtungsmitteln Roundup und Pro Ranger von Monsanto
anhängig. Der aktuelle Fall am Federal Court of the Northern District
of California ist der zweite, der vor einem US-Gericht verhandelt
wurde.

Monsanto wurde mitsamt der Last absehbarer Entschädigungsverfahren
von der Leverkusener Bayer AG für 63 Milliarden US-Dollar übernommen.
Ein Verbot von Glyphosat ließe die dagegen resistenten, von Bayer
vertriebenen Saatgutsorten obsolet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8018: Sprache, Kunst und Medium - 20.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Bonn will Sanierung der Beethovenhalle durchziehen

Trotz der anhaltenden zeitlichen und finanziellen Probleme bei der
Sanierung der Bonner Beethovenhalle will die Stadt an dem Architekten
festhalten. Laut WDR1 will der Bonner Rat jedoch das
Rechnungsprüfungsamt mit einer Durchleuchtung der Vorgänge um die
Grundüberholung der 1959 eingeweihten denkmalgeschützten Musik- und
Veranstaltungshalle beauftragen.

Ursprünglich war geplant, den Komplex am Rheinufer für rund 61,5
Millionen Euro bis zu den Beethoven-Feierlichkeiten im kommenden Jahr
abzuschließen. Inzwischen steht aber fest, daß die Arbeiten
voraussichtlich noch zwei Jahre in Anspruch nehmen werden. Nicht
zuletzt wegen der Verzögerungen ist die Bausumme auf voraussichtlich
113 Millionen angestiegen.

Die Stadtverwaltung gibt vor allem den Architekten die Schuld an dem
Bauchaos. Sie mußte aber einsehen, daß eine Kündigung keine Lösung des
Problems brächte, da Bonn in der Baubranche mittlerweile einen so
schlechten Ruf genießt, daß sich kaum neue Architekten für das Projekt
finden würden. Außerdem müßte dann neu ausgeschrieben und geplant
werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8085: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Trump will das Brasilien Bolsonaros in der NATO haben

US-Präsident Trump hat am Dienstag gegenüber dem rechtsnationalen
militaristischen Präsidenten Bolsonaro von Brasilien angedeutet,
dessen Land könnte in die Nordatlantische Militärallianz aufgenommen
werden. Während einer gemeinsamen Pressekonferenz erklärte Trump, er
wolle dafür sorgen, daß Brasilien offiziell als wichtiger Alliierter
außerhalb der NATO eingestuft werde. Vor einem eventuellen
NATO-Beitritt müßten viele Gespräche geführt werden.

Der NATO-Vertrag sieht eine Aufnahme von weiteren nicht-europäischen
Ländern nicht vor. Das Bündnis wäre aus räumlichen Gründen auch kaum
in der Lage, seiner Beistandspflicht gegenüber Brasilien
nachzukommen, sollte dieses angriffen werden. Aber als "Major
non-NATO ally" könnte Brasilien mit NATO-Kriegsgerät beliefert
werden. Außerdem könnte das südamerikanische Land an NATO-Übungen
teilnehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8099: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundestag stimmt für deutsch-französisches Mini-Parlament

Der Bundestag hat am Mittwoch wie zuvor die Nationalversammlung in
Paris mit großer Mehrheit der Bildung einer deutsch-französischen
Parlamentarischen Versammlung zugestimmt. Vorgesehen ist, daß beide
Parlamente jeweils 50 Abgeordnete in das Gremium entsenden. Dabei
sollen alle Fraktionen beteiligt sein. Auf deutscher Seite sind das
die Union, SPD, Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und AfD. Die
Assemblée Nationale ist mit acht Fraktionen, darunter die
Regierungsfraktion von La République en Marche und die mit ihr
verbündeten Liberalen, vertreten. Das binationale Mini-Parlament tagt
mindestens zweimal im Jahr abwechselnd in Paris und Berlin. Die
rechtlich unverbindlichen Vorschläge des Gremiums erstrecken sich auf
grenzüberschreitende Fragen und die gemeinsame Umsetzung von
EU-Richtlinien. Die Versammlung hat kein eigenes Budget. Die erste
gemeinsame Sitzung ist für kommenden Montag in Paris geplant. Dann
soll auch das Parlamentsabkommen unterzeichnet werden. Der Bundesrat
und der französische Senat unterzeichneten bereits am vergangenen
Dienstag in Paris eine Kooperationserklärung. Beide Institutionen
wollen sich alljährlich über aktuelle politische Fragen austauschen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8068: Tragisches und Kurioses - 20.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Hongkong expandiert ins Meer

Hongkong gehört zu den teuersten Städten der Welt. Da es wegen der
Berge kaum noch Ausdehnungsmöglichkeiten gibt, wird vor allem in die
Höhe gebaut. Doch das hat seine Grenzen. Nun gab die Stadtverwaltung
bekannt, daß eine riesige künstliche Insel aufgeschüttet werden soll,
um die Wohnungsnot in der Millionenmetropole zu lindern.

Wie die Presseagentur AFP berichtete, soll die Insel etwa 1000 Hektar
groß werden und Platz für 260.000 Wohnungen bieten. Mit dem Bau nahe
der Insel Lantau will die Stadt im Jahr 2025 beginnen. Die Kosten
werden mit umgerechnet 79 Milliarden Euro veranschlagt und damit das
bislang teuerste Infrastrukturprojekt Hongkongs. Nach sieben Jahren
Bauzeit sollen die ersten Häuser bezogen werden.

Kritiker monieren die astronomischen Kosten, befürchten aber auch
Umweltschäden am Meeresgrund. Dessen ungeachtet entstehen bereits
Pläne für eine zweite, mit rund 700 Hektar etwas kleinere Insel in der
Nähe.

1998 hatte Hongkong bereits mit Aufschüttungen seinen internationalen
Flughafen Lantau erweitert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8096: Arbeit, Soziales und Familie - 20.03.2019 (SB)




VOM TAGE



VW-Betriebsrat fordert umfassende Beschäftigungssicherung bis 2028

Bei einer Betriebsversammlung in Wolfsburg hat der
Betriebsratvorsitzende von VW, Bern Osterloh, eine
Beschäftigungssicherung in allen deutschen Werken bis 2028 gefordert.
Zur Zeit gilt die Garantie bis Ende 2025. Außerdem besteht eine
Beschäftigungssicherung bis Ende 2028 für die Werke Emden und
Hannover. Osterloh verwies auf die Pläne für den Konzernumbau hin zur
Digitalisierung von Arbeitsprozessen und Produktion. Außerdem
erfordert die Herstellung von Elektrofahrzeugen rund 30 Prozent
weniger Arbeit als die herkömmlicher Autos mit Verbrennungsmotor.
Laut Osterloh ist die Belegschaft bereit, den Umbau des Unternehmens
mit zu tragen und zu gestalten. Nur für den angekündigten Abbau von
bis zu 7000 Arbeitsplätzen innerhalb von fünf Jahren sieht der
Betriebsratvorsitzende keine Grundlage. Der Konzernchef Herbert Diess
versprach, den Abbau möglichst sozialverträglich zu gestalten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8077: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 20.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Import von Bienenvölkern problematisch

Das Insektensterben ist unübersehbar. Nicht wenige Bundesbürger
wollen dem entgegenwirken. Imkerverbände warnen aber davor,
Bienenvölker aus dem Ausland zu importieren. Dadurch besteht die
Gefahr, daß Krankheiten oder Parasiten eingeschleppt werden, meinte
der Vorsitzender des Imkerverbandes in Mecklenburg-Vorpommern,
Torsten Ellmann. Gemeinsam mit den Verbänden in Schleswig-Holstein
und Brandenburg appelliert er an erfahrene Imker und Neueinsteiger,
beim Kauf von Bienenvölkern auf einheimische Angebote zurückzugreifen.
Ellmann erinnerte daran, daß in den 1970er Jahren die Varroamilbe
eingeschleppt wurde, die bis heute nicht ausreichend bekämpft werden
kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8084: Märkte und Finanzen - 20.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Rüsselsheimer Entwicklungszentrum von Opel wird verkleinert

Das Management von Opel und der Betriebsrat haben die Pläne des
französischen Mutterkonzerns PSA für das Rüsselsheimer
Entwicklungszentrum akzeptiert. Dieses soll verkleinert werden, weil
die rund 6400 Beschäftigten dort nicht genug zu tun haben. Ein Grund
ist der Rückgang von Aufträgen des vorherigen Opel-Besitzers General
Motors. Bis zu 2000 Ingenieure werden nun vor die Wahl gestellt, mit
einer Abfindung das Unternehmen zu verlassen oder zum französischen
Ingenieuersdienstleister Segula überzuwechseln. Im November hatte
Segula bereits Teile des Entwicklungszentrums übernommen. PSA sagte
zu, daß das Entwicklungszentrum der Kern eines Entwicklungsnetzwerkes
im Konzern bleiben wird. Rüsselsheim wird für Design und Entwicklung
der nächsten Modelle von Opel und Vauxhall zuständig sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8100: Aus Forschung und Technik - 20.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Große Markenloyalität bei Smartphones

Die Universen von Android-Smartphones und von Apple iPhones 
stehen sich diametral gegenüber. Das unterstreicht auch eine Umfrage,
nach der die Bereitschaft, zum anderen System zu wechseln, gering
ist. Allerdings war die Markenloyalität früher bei iOS-Nutzern
größer, gibt es doch seit Anfang 2014 eine Trendumkehr. Inzwischen 
hat die Treue zu Googles Android die zu Apples iOS überholt. Aber die
Unterschiede sind nicht sehr groß. So lag die Loyalität zu Android
zuletzt bei 91 Prozent, während die iOS-Loyalität mit 88 Prozent kaum
niedriger war.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOTECHNOLOGIE/176: Wirkstoff-Vielfalt aus Bakterien (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 19.03.2019

Wirkstoff-Vielfalt aus Bakterien



Bakterien stellen einen Cocktail verschiedener Wirkstoffe her, um sich in
einer lebensfeindlichen Umgebung und gegen Konkurrenten zu behaupten. Dass
sie dabei ähnlich vorgehen wie die pharmazeutische Wirkstoff-Forschung,
indem sie biologisch aktive Grundstrukturen modifizieren, zeigen
Biotechnologen der Goethe-Universität in der aktuellen Ausgabe von Nature
Chemical Biology.

Frankfurt. Phenazine sind weit verbreitete und chemisch vielfältige
Naturstoffe aus Bakterien, die verschiedene biologische Funktionen haben
können. So sind Derivate bekannt, die ähnlich wie Antibiotika Bakterien
abtöten, andere wirken auf Pilze und/oder Krebszellen. Es gibt auch
Derivate, die den Bakterien das Überleben in einer für sie
lebensfeindlichen Umgebung wie dem menschlichen Körper ermöglichen. Diese
Virulenzfaktoren machen die Bakterien erst pathogen.

Biochemisch leiten sich alle Phenazine aus einfachen Grundstrukturen ab,
wie der Phenazin-1,6-dicarbonsäure oder der Phenazin-1-carbonsäure, deren
Bildung gut verstanden ist. Durch Enzyme können diese Grundstrukturen in
der Peripherie jedoch stark verändert werden, so dass eine Vielzahl
möglicher Phenazin-Derivate denkbar ist, die zum Teil auch in
verschiedenen Bakterien gefunden wurden. Die Arbeitsgruppe Molekulare
Biotechnologie von Prof. Helge Bode konnte nun Mechanismen identifizieren,
die es den Bakterien ermöglichen, diese einfache Grundstruktur so zu
modifizieren, dass sowohl Derivate mit Aktivität gegen Gram-positive und
Gram-negative Bakterien als auch gegen Zellen höherer Organismen
entstehen.

"Die Bakterien können über die Bildung eines zentralen neuen
Aldehyd-Zwischenprodukts und die Aktivierung eines zweiten Biosynthese
Genclusters festlegen, welche Derivate gebildet werden sollen", erläutert
der Postdoktorand Yi-Ming Shi, der dieses System im Rahmen eines Humboldt
Stipendiums erforscht hat. Das heißt: Die Bakterien nutzen im Grunde
ähnliche Prinzipien wie die industrielle Wirkstoff-Forschung, wenn sie
neue Derivate auf der Basis gleichbleibender Grundstrukturen erzeugt. Die
Bakterien nutzen die Phenazine vermutlich, um andere Bakterien und Pilze
abzutöten, die als Nahrungskonkurrenten in ihrem spezifischen Ökosystem
auftreten können. Mit der Strategie, viele verschiedenen Derivate
herzustellen sind sie in jedem Fall auch gut für unbekannte Konkurrenten
gerüstet, da der Cocktail an Derivaten eine sehr breite biologische
Aktivität aufweist.

"Spannend ist nun herauszufinden, wie die Bakterien eigentlich merken,
welche Derivate gerade benötigt werden", erklärt Helge Bode. "Entweder
wird hier nur gerade das hergestellt, was auch wirklich benötigt wird,
oder die Bakterien halten ein Arsenal an Derivaten vor, die möglicherweise
demnächst benötigt werden".

In der Arbeitsgruppe geht die Forschung auf diesem Gebiet also weiter.
Erste Ergebnisse zu den zugrundeliegenden Regulationsmechanismen, die auch
für biotechnologische Anwendungen genutzt werden könnten, sehen
vielversprechend aus.


Originalpublikation:

Yi-Ming Shi, Alexander O. Brachmann, Margaretha Westphalen, Nick
Neubacher, Nicholas J. Tobias, Helge B. Bode,

Dual phenazine gene clusters enable diversification during biosynthesis.

Nature Chemical Biology, 2019, 10.1038/s41589-019-0246-1.
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ZOOLOGIE/1621: Marine Arten - Der unscheinbare faszinierende Seedrache (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 19.03.2019

Marine Arten - Der unscheinbare faszinierende Seedrache



Erst genetische Analysen haben seine Identität ans Licht gebracht - nun
wurde das Scheibentier, der "Hongkong-Seedrache" Hoilungia hongkongensis,
in die Top Ten der neu entdeckten marinen Arten 2018 gewählt.

Scheibentiere sind die einfachsten aller vielzelligen Tiere. Die nur
wenige Millimeter großen Lebewesen kommen in allen tropischen und
subtropischen Meeren vor und sehen mit ihrem scheibenförmig abgeflachten
Körper weltweit völlig identisch aus. Deshalb hatten sie bis 2018 eine
exklusive Stellung im Tierreich: Sie galten als einziger Tierstamm, dem
nur eine einzige Art - Trichoplax adhaerens - angehört. Genetische
Analysen eines Teams um Professor Gert Wörheide vom Department für Geo-
und Umweltwissenschaften und dem GeoBio-Center der LMU zeigten jedoch so
große genetische Unterschiede zwischen dieser Art und einer
Scheibentier-Linie aus Hongkong, dass die Wissenschaftler die fernöstlichen
Exemplare nicht nur einer neuen Art, sondern sogar einer ganz neuen Gattung
zuordneten.

"Diese Definition einer neuen Spezies rein durch vergleichende Genomik ist
ein Novum in der Systematik von Tieren", sagt Michael Eitel, Erstautor der
Artbeschreibung. "Wir vermuten, dass manche Scheibentiere einen evolutiven
Sonderweg eingeschlagen haben, bei dem sich die Artbildung ausschließlich
in genetischen Unterschieden manifestiert, ohne dass es zu
charakteristischen Unterschieden im Körperbau kommt." Die neue Art tauften
die Wissenschaftler Hoilungia hongkongensis, was übersetzt
"Hongkong-Seedrache" bedeutet - eine Anspielung darauf, dass Scheibentiere
ihre Körperform verändern können wie der Drachenkönig der chinesischen
Mythologie. Experten der Datenbank World Register of Marine Species
(WoRMS) haben Hoilungia hongkongensis nun in die Top Ten der
faszinierendsten neu entdeckten marinen Arten des letzten Jahres gewählt.

Die Online-Datenbank WoRMS ist ein globales Informationssystem für
Meeres-Arten, das von einer internationalen Gruppe von Experten geführt
wird. Die 2007 gegründete Datenbank ist frei zugänglich und umfasst heute
mehr als 240.000 gültige Artnamen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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RAUMFAHRT/1018: Zum Mond, ohne abzuheben - SIRIUS-19-Isolation in Moskau gestartet (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 19.03.2019

Zum Mond, ohne abzuheben - SIRIUS-19-Isolation in Moskau gestartet



Am 19. März 2019 um 14:00 Uhr Ortszeit (12:00 Uhr Mitteleuropäischer Zeit)
hat im Institut für Biomedizinische Probleme der Russischen Akademie der
Wissenschaften (IBMP RAS) in Moskau ein besonderes Experiment begonnen.
Rund vier Monate, bevor sich die erste Mondlandung der
Apollo-11-Astronauten zum 50. Mal jährt, gehen drei "Kosmonautinnen" und
drei "Kosmonauten" bis zum 19. Juli 2019 auf eine simulierte Reise zu
unserem Erdtrabanten. Abgeschlossen von der Außenwelt leben, arbeiten und
forschen sie 122 Tage lang unter vollständigen Isolationsbedingungen im
Moskauer NEK-Habitat, ein 550 Kubikmeter großes Modul für die Simulation
von Weltraumeinsätzen.

"Nur durch biomedizinische Forschungen dieser Art werden künftige Reisen zu
anderen Himmelskörpern möglich sein. Sechs dieser Experimente kommen aus
Deutschland", betont Dr. Christian Rogon, SIRIUS-Projektleiter im
Raumfahrtmanagement des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR),
das neben der französischen Raumfahrtagentur CNES unter der Leitung der
russischen Raumfahrtagentur Roskosmos und der US-amerikanische
Weltraumbehörde NASA an der Isolationsstudie SIRIUS-19 beteiligt ist.

Drei Frauen und drei Männer mit an Bord

In jüngster Zeit ist der Mond wieder stärker in den Fokus der
Raumfahrtagenturen gerückt. "Doch bevor hier überhaupt sinnvoll geforscht
werden kann, müssen Besatzungen ausgebildet werden, die eine solche Mission
erfolgreich bestreiten. Dafür müssen sie - wie in SIRIUS-19 - lange Zeit in
einer Mischung aus psychischem Stress durch totale Abgeschiedenheit und
hohem Leistungsdruck leben können. Nur so können wir mehr über das
Zusammenspiel von Körper und Geist in Isolation erfahren", erklärt Rogon.
Diese Erkenntnisse gewinnt man am besten, wenn eine simulierte Mondmission
unter einem möglichst realistischen Szenario abläuft. Beim
SIRIUS-19-Experiment sind daher unter dem Kommando des 44-jährigen
russischen Kosmonauten Yevgeny Tarelkin, der bereits eine "echte"
Weltraummissionen bestritten hat, Reinhold Povilaitis und Allen Mirkadyrov
(beide US-Amerikaner) sowie Daria Zhidova, Anastasia Stepanova und
Stephania Fedeye (alle aus Russland) zu der viermonatigen simulierten
Mondreise aufgebrochen. DLR-Projektleiter Rogon: "Wichtig ist bei
SIRIUS-19, dass dieses Mal - im Gegensatz zu vergleicbaren Studien wie zum
Beispiel MARS 500 vor acht Jahren - auch Frauen mit an Bord sind. Wie löst
eine gemischte Crew die Herausforderungen in der Isolation? Wie geht sie
mit möglichen Pannen um? Wie reagiert sie auf erhöhten Leistungsdruck? Das
sind alles Fragen, auf deren Antworten wir schon sehr neugierig sind".

Arbeitsalltag auf einer orbitalen Mondstation

Nachdem die Crew nach drei Tagen Raumflug in einen Mondorbit eingeschwenkt
ist und sich so einer orbitalen Mondstation genähert hat, dockt ihre kleine
Kapsel am zehnten Tag endlich an. Jetzt können die "Kosmonauten" in den
neuen Lebensraum übersiedeln und die gesamte Station nutzen, die von nun an
100 Tage ihr Zuhause und ihr Arbeitsplatz sein wird. Sie werden täglich
Gesundheits- und Fitnesschecks durchlaufen, Sport treiben,
Sicherheitstrainings absolvieren, die Station keimfrei halten und
Raumschiffe an- und abkoppeln. Zahlreiche Experimente machen ihren
Acht-Stunden-Arbeitstag komplett. Morgens wird gemeinschaftlich
gefrühstückt. Alle anderen Mahlzeiten variieren je nach dem täglichen
Zeitplan der "Kosmonauten". Alle 30 Tage versorgt ein Raumfrachter die
orbitale Mondstation mit neuer Nahrung und Verbrauchsmaterial. Die
Schlaf- und Wachzeiten bleiben in Anlehnung an die irdische Heimat
weitestgehend unverändert. "Da die Eintönigkeit der Arbeitsabläufe auf sehr
begrenztem Raum zu einer großen Herausforderung werden kann, wird die Crew
auch auf zufällige technische Störungen und Pannen wie einen fünftägigen
Kommunikationsausfall mit der 'Bodenstation' reagieren müssen", erklärt
Christian Rogon. Der Funkverkehr mit der Erde ist generell fünf Minuten in
jede Richtung zeitverzögert.

Andockmanöver im Isolationstest

Während ihres Aufenthaltes auf der simulierten orbitalen Mondstation müssen
die Kosmonauten insgesamt mehr als 70 Experimente absolvieren. Sechs davon
stammen aus Deutschland und werden zum größten Teil vom Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie (BMWi) über das DLR Raumfahrtmanagement
gefördert. So testen zum Beispiel Forscher des DLR-Instituts für Luft- und
Raumfahrtmedizin in Köln ein neues Lernprogramm, mit dem Raumfahrer das
Andocken von Raumschiffen an Raumstationen üben können. Auf diese Weise
erlernen sie selbständig die geistigen und motorischen Fähigkeiten zur
manuellen Kontrolle von Objekten mit sechs Freiheitsgraden. Auch das
Institut für Raumfahrtsystem der Universität Stuttgart beschäftigt sich mit
Dockingmanövern. In einem Projekt des ehemaligen deutschen Astronauten
Reinhold Ewald müssen die sechs "Kosmonauten" in einer Simulation das
brandneue russische Raumschiff PTK-Federatsiya steuern und an der
Mondorbitalstation Lunar Orbital Platform-Gateway (LOP-G) andocken.

Trainieren und schlafen für die Weltraumforschung

Zwei Experimente der Deutschen Sporthochschule Köln gehen auf die Suche
nach den effektivsten Trainingsmethoden für Raumfahrer, die einem Abbau der
Muskel- und Knochenmasse sowie einer Beeinträchtigung des
Herz-Kreislaufsystems und der Psyche während Weltraummissionen
entgegenwirken sollen. Schlafmediziner der Berliner Charité testen, ob und
wie sich bei den gesunden, gut trainierten "Kosmonauten" unter Isolation zu
kurze oder schlaflose Nächte auf deren Leistungsfähigkeit am nächsten Tag
und auf ihr autonomes Nervensystem auswirken. Zudem möchte die Beuth
Hochschule für Technik in Berlin herausfinden, wie sich bei
Langzeitmissionen Kontaminationen durch Bakterien beseitigen oder am besten
gleich ganz verhindern und damit eine Infektionsgefahr der Mannschaft oder
eine Beschädigung der technischen Ausstattung vermeiden lassen. Hierfür
testen sie Oberflächen aus strukturiertem und veredeltem Silber (AGXX) und
chemisch veränderte Grafitoberflächen (GOX).

Zur Halbzeit ein Ausflug zur Mondoberfläche

Neben den Experimenten und den alltäglichen Herausforderungen wartet noch
ein besonderes Highlight auf die Crew: ein Ausflug zu unserem Erdtrabanten.
"Genau zur Halbzeit werden vier 'Kosmonauten' in einer kleinen Landesonde
zur Mondoberfläche aufbrechen. Dort angekommen sollen Yevgeny Tarelkin und
Reinhold Povillaitis in Raumanzügen mehrere 'Mondspaziergänge' unternehmen,
Proben sammeln und eine 'Besiedlung' des Mondes vorbereiten", betont
Christian Rogon.

Zwei Raumfahrer bleiben in der orbitalen Mondstation zurück und überwachen
den Ausflug. Nach Rückkehr und Docking der Landesonde mit der Station
sollen alle gemeinsam noch 30 Tage lang den Erdtrabanten umrunden. In
dieser Zeit steuert die Crew Rover auf der Mondoberfläche fern, dockt
weitere Raumschiffe an der orbitalen Station an und führt weitere
Experimente durch, ehe es am 19. Juli 2019 wieder zurück nach Moskau gehen
soll.


Die Pressemeldung mit Bildern finden Sie unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-32792/year-all/#/gallery/33770
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EUROPA/1777: EU-Türkei-Deal - Bundesregierung muss Vereinbarung beenden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2019

EU-Türkei-Deal: Bundesregierung muss Vereinbarung beenden



Zum Jahrestag des Inkrafttretens des EU-Türkei-Deals erklärt Luise
Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Die Bundesregierung muss endlich umlenken und die heute vor drei
Jahren in Kraft getretene Vereinbarung zwischen der EU und der Türkei
beenden. Die Vereinbarung verfolgt seitens der EU-Mitgliedsstaaten nur
ein Ziel: weniger Flüchtlinge in Europa.

Dafür wird in Kauf genommen, dass die Schutzverantwortung für
Geflüchtete allein der Türkei obliegt - einem Land, das mit
zunehmenden Menschenrechtsverletzungen selbst Menschen in die Flucht
treibt. Außerdem hat die Türkei die Genfer Flüchtlingskonvention nicht
vollumfänglich ratifiziert, was - hätte die Bundesregierung umsichtig
verhandelt - die Mindestanforderung für eine Kooperation mit der
Türkei hätte sein müssen. Der geschaffene Mechanismus der
EU-Türkei-Vereinbarung ist nicht nur menschenrechtlich falsch, sondern
auch dysfunktional im Sinne der Erfinder. Mittlerweile funktionieren
weder die menschenrechtlich illegitimen Rückführungen in die Türkei,
noch klappt die dringend notwendige Umverteilung von den griechischen
Inseln auf andere EU-Mitgliedsstaaten.

Die sogenannten "Hotspots" auf den griechischen Inseln sind völlig
überfüllt, zeitweise sogar zu großen Haftlagern mit unhaltbaren
Zuständen verkommen. Die rund 12.000 Menschen, über die Hälfte davon
Frauen und Kinder, müssen in den fünf griechischen "Hotspots" unter
menschenunwürdigen Zuständen ausharren, oft bis zu mehreren Jahren,
unterversorgt und ohne Schutz und Perspektive. Hier muss die
Bundesregierung endlich handeln und zumindest dafür sorgen, dass
diejenigen, die Anspruch auf Übernahme nach der Dublin-Verordnung
wegen familiärer Bindungen haben, schleunigst nach Deutschland kommen
dürfen.

Dass die EU diese Vereinbarung auch noch zur Blaupause für
Kooperationen mit weiteren Staaten machen will, ist verantwortungslos.
Die Bundesregierung muss sich endlich für eine faire
Verantwortungsteilung innerhalb der Europäischen Union und einen
humanen Umgang mit Schutzsuchenden einsetzen.

 * 
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EUROPA/1776: Digitalen Giganten Schranken setzen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2019

Digitalen Giganten Schranken setzen



Zur Milliardenstrafe der EU-Kommission gegen Google erklären Katharina
Dröge, Sprecherin für Wettbewerbspolitik und Parlamentarische
Geschäftsführerin, und Konstantin von Notz, Stellvertretender
Fraktionsvorsitzender:

Zum dritten Mal in drei Jahren hat die Europäische Kommission eine
Kartellstrafe in Milliardenhöhe gegen Google verhängt. Wir begrüßen
diese Entscheidung.

Wiederholt hat das Unternehmen seine exorbitante Marktmacht ausgenutzt
und Mitbewerber diskriminiert. So wurden die eigenen Gewinne auf
Kosten von gewerblichen Kunden des Konzerns und Wettbewerbern in die
Höhe getrieben. Auch Verbraucher leiden, wenn der Wettbewerb auf
digitalen Märkten durch derartige Geschäftspraktiken behindert wird.

Es ist richtig und wichtig, dass die EU-Wettbewerbshüter entschlossen
gegen Google vorgehen. Deutlich wird jedoch auch, dass Google
mittlerweile mehrfach in die Schranken gewiesen werden musste. Es wird
Zeit, dass wir aus der bisherigen Missachtung klarer Vorgaben die
notwendigen Konsequenzen ziehen und digitalen Giganten endlich stärker
ihre Grenzen aufzeigen.

Wir brauchen eine strengere Regulierung digitaler Unternehmen, um
Diskriminierungsfreiheit und echten Wettbewerb auf digitalen Märkte zu
gewährleisten. Zudem brauchen wir auch weiterhin eine neuen
Herausforderungen gerecht werdende Verschärfung des Wettbewerbsrechts.

Dazu gehört auch die Möglichkeit, digitale Großkonzerne, die fairen
Wettbewerb durch ihre schiere Größe verhindern, nötigenfalls
entflechten zu können. Viele Übernahmen von Google, Facebook und
Amazon hätten nie genehmigt werden dürfen. In den USA ist die Debatte
zur Entflechtung der Digitalgiganten bereits in vollem Gange. Dieser
Diskussion darf sich auch die Bundesregierung nicht länger
verschließen. Wir brauchen auch in Europa diese Möglichkeit.

Statt sich dieser Aufgabe endlich mit der notwendigen Entschlossenheit
anzunehmen, sinniert die Bundesregierung weiterhin über eine Lockerung
wettbewerbsrechtlicher Regelungen. Durch ihre Strategie gefährdet die
Bundesregierung echten Wettbewerb und Verbraucherrechte gleichermaßen.
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FINANZEN/1514: Haushalt 2020 - Von Zukunft keine Spur


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2019

Haushalt 2020 - Von Zukunft keine Spur



Zum Kabinettsbeschluss der Eckwerte des Haushalts 2020 und der
Finanzplanung bis 2023 erklärt Sven-Christian Kindler, Sprecher für
Haushaltspolitik:

Von Zukunft gibt es keine Spur im Haushalt von Olaf Scholz. Die
Investitionen werden eingefroren und die Ausgaben für Klimaschutz in
Deutschland werden gekürzt. Für den Kampf gegen Hunger und den
internationalen Klimaschutz fehlt das Geld. Die dringend notwendige
Grundrente wird auf das Jahr 2021 verschoben und ist bisher nicht im
Finanzplan eingeplant. Die Eckwerte zeigen: Diese Koalition hat
abgewirtschaftet.

Es rächt sich jetzt, dass Olaf Scholz sich nur auf das Prinzip
Hoffnung verlässt. Seit Jahren ist klar, dass die Überschüsse nicht
ewig so weiter gehen werden. Doch weder Schäuble noch Scholz haben
richtig am Haushalt gearbeitet, um ihn fit für die Zukunft zu machen.
Die strukturelle Arbeit am Haushalt haben sie einfach verweigert.
Jetzt wird die Kasse knapp. Um das zu kaschieren, kratzt Olaf Scholz
das Geld mit globalen Minderausgaben in Höhe von 15 Milliarden Euro
zusammen und greift voll auf die Rücklage von 35 Milliarden zurück.
Nachhaltig ist das nicht. Das ist ein Haushalt auf Kosten der
Substanz. CDU, CSU und SPD können einfach nicht gut mit Geld umgehen.

Beim Kampf gegen Hunger und beim internationalen Klimaschutz wird der
Rotstift angesetzt. Mit diesem Haushalt wird die Bundesregierung ihre
internationalen Versprechen bei Entwicklung und Klimaschutz krachend
verfehlen, das ist ein Armutszeugnis. Weil die Bundesregierung ihre
Klimaziele reißt, müssen jetzt sogar Strafzahlungen in den Haushalt
eingestellt werden. Die Blockade der Bundesregierung beim Klimaschutz
gefährdet nicht nur unsere Lebensgrundlagen, sondern wird auch im
Haushalt teuer.

Die Bundesregierung muss jetzt ein hartes Controlling im
Verteidigungsministerium einführen und die milliardenschwere
Verschwendung bei Rüstungsdesastern beenden. Bei Ursula von der Leyen
wird das Geld zum Fenster rausgeschmissen, zur Freude der
Rüstungsindustrie und teurer Unternehmensberater.

Die Bundesregierung hat keine Investitionsstrategie. Alles bleibt
oberflächlich. Doch statt endlich Verlässlichkeit zu schaffen, macht
Scholz so weiter wie bisher. Kaum wird die Kasse knapp, friert er die
Investitionsmittel ein. Die Investitionsquote sinkt im
Finanzplanungszeitraum. Der Investitionsstau bleibt immens und eine
große Belastung für nachfolgende Generationen. Unsere Gesellschaft
darf nicht weiter auf Verschleiß gefahren werden.

Olaf Scholz lässt die Kommunen im Regen stehen. Integration ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe und eine wichtige Investition in
unsere Zukunft. Die Bundesregierung darf sich hier nicht aus der
Verantwortung stehlen. Es ist eine miese Nummer, dass Olaf Scholz
versucht, seine Haushaltsprobleme auf dem Rücken der Flüchtlinge und
der Kommunen zu lösen.

Statt einfach auf der Stelle zu treten, muss Scholz endlich am
Haushalt arbeiten. Jedes Jahr verschwendet der Bund über 50 Milliarden
an Subventionen, die das Klima und damit unsere Lebensgrundlagen
zerstören. Die Subventionen für den schmutzigen Diesel, für
Flugkonzerne, für Plastiktüten oder für die Agrarindustrie müssen
konsequent abgebaut. Das ist gut für das Klima und gut für den
Haushalt. Auch Einnahmeverbesserungen über eine gerechte Steuerpolitik
dürfen nicht länger ein Tabu für die Bundesregierung sein. Dann ist
auch genug Geld im Haushalt da, um die notwendigen Investitionen in
die Zukunft zu finanzieren, für mehr Gerechtigkeit in Deutschland und
der Welt zu sorgen und den Klimaschutz voran zu bringen.
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RECHT/837: Wahlrechtsausschlüsse von Menschen mit Behinderungen - Grüne ziehen vor Bundesverfassungsgericht


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2019

Wahlrechtsausschlüsse von Menschen mit Behinderungen: Grüne ziehen vor Bundesverfassungsgericht



Anlässlich des Antrags auf eine einstweilige Anordnung beim
Bundesverfassungsgericht zu Wahlrechtsausschlüssen von Menschen mit
Behinderungen erklärt Britta Haßelmann, Erste Parlamentarische
Geschäftsführerin:

Wir haben heute gemeinsam mit den Fraktionen Die Linke und FDP eine
einstweilige Anordnung des Bundesverfassungsgerichts beantragt, damit
Menschen mit Behinderungen in Vollbetreuung nicht von der Europawahl
ausgeschlossen werden.

Gegenstand des Verfahrens sind Normen des Europawahlgesetzes, die
einen solchen Ausschluss vorsehen. Das Bundesverfassungsgericht hat
jedoch vor wenigen Wochen gleichlautende Regelungen für
Bundestagswahlen für verfassungswidrig und diese für unanwendbar
gehalten, weil sie unrechtmäßig in die Gleichheit der Wahlberechtigten
eingreifen. Der Ausübung des aktiven Wahlrechtes der betroffenen
Menschen stehen dabei keinerlei technische Hindernisse entgegen, wenn
das Bundesverfassungsgericht bald entscheidet. Die Grundsätze unseres
Wahlsystems werden in keiner Weise beeinträchtigt, wenn
verfassungswidrige Wahlrechtsausschlüsse nicht angewandt werden und
den Geboten der Verfassung genüge getan wird.

Dieser Schritt wäre nicht notwendig gewesen, wenn Union und SPD bei
den verfassungswidrigen Wahlrechtsausschlüssen nicht monatelang
untätig geblieben wären. Union und SPD haben das parlamentarische
Verfahren, das eine rechtzeitige Abschaffung der Wahlrechtsausschlüsse
vorsah, über Monate blockiert und selbst außer unverbindlichen
Anträgen nichts vorgelegt.
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RECHT/836: Karadzic-Urteil - Ein Stück Gerechtigkeit, aber kein Schlussstrich


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2019

Karadzic-Urteil: Ein Stück Gerechtigkeit, aber kein Schlussstrich



Zum Berufungsurteil gegen den bosnisch-serbischen Kriegsverbrecher
Radovan Karadzic erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für
Osteuropapolitik:

Die lebenslange Haft von Radovan Karadzic für grausamste
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit ist wichtig
und richtig. Er ist verantwortlich für den Völkermord in Srebrenica,
für den Terror im belagerten Sarajevo, für die Exekution von tausenden
Vätern und Söhnen, für brutalste Kriegsvergewaltigungen von Müttern
und Töchtern. Dieses Urteil schafft ein kleines Stück Gerechtigkeit,
auch wenn es das unermessliche Leid der Opfer und ihrer Angehörigen
nicht heilen kann.

Das Urteil ist eine laute Erinnerung daran, was passieren kann, wenn
Politiker das Ziel "ethnisch reiner Gebiete" verfolgen. Trotzdem gibt
es dieses Ziel in der Region bis heute. Aktuell diskutieren der
serbische und der kosovarische Präsident über eine neue ethnische
Grenzziehung. Diese Idee ist ein Hohn für alle Kriegsopfer und
brandgefährlich für den Frieden in Europa. Sie würde den
Kriegsverbrechern von gestern und den Nationalisten von heute enormen
Auftrieb geben.

Die EU muss ihrem Friedensversprechen gerecht werden und diesen
nationalistischen Ideen entschieden entgegentreten. Ein EU-Beitritt
der Westbalkan-Staaten ist nur mit Aussöhnung, strafrechtlicher
Verfolgung der noch nicht verurteilten Kriegsverbrecher und
Anerkennung bestehender Grenzen möglich.
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SOZIALES/1939: Menschenrecht auf Wohnen dauerhaft sicherstellen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2019

Menschenrecht auf Wohnen dauerhaft sicherstellen



Anlässlich der heute stattfindenden Anhörung im Ausschuss für Bau,
Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen erklären Dr. Wolfgang
Strengmann-Kuhn, Sprecher für Arbeitsmarktpolitik, und Chris Kühn,
Sprecher für Wohnungspolitik:

Die Wohnungs- und Obdachlosigkeit in Deutschland nimmt immer mehr zu.
Das verdeutlicht den dringenden politischen Handlungsbedarf, darin
waren sich heute auch die geladenen Sachverständigen einig. Die
Bundesregierung muss Verantwortung übernehmen und gemeinsam mit den
Ländern und Kommunen ein nationales Aktionsprogramm zur Vermeidung und
Bewältigung der Wohnungs- und Obdachlosigkeit auf den Weg bringen.
Alle politisch und gesellschaftlich relevanten Gruppen müssen an einen
Tisch geholt werden, um an Lösungen des Problems zu arbeiten.

Die bundesweit zu implementierende Wohnungslosennotfallstatistik ist
dabei ein wichtiger Ausgangspunkt. Darüber hinaus müssen Maßnahmen
ergriffen werden, die sowohl im Präventionsbereich als auch bei der
Bekämpfung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit nachhaltige Wirksamkeit
entfalten: Die Versorgung aller Menschen mit bezahlbarem Wohnraum
sicherzustellen, hat dabei besondere Priorität. Hierfür muss der Bund
unter anderem die Förderung der Wohnraumförderung der Länder
verdoppeln sowie die Einführung einer neuen Wohngemeinnützigkeit
vorantreiben. Es ist unabdingbar, dass wirksame Ansätze wie "Housing
First" bundesweit realisiert werden. Nur mittels eines umfassenden
Gesamtkonzepts, wie wir es mit unserem Antrag vorschlagen, kann das
Sustainable Development Ziel extreme Armut bis 2030 auch in
Deutschland komplett zu beseitigen, erreicht werden. Für ein reiches
Land wie Deutschland ist das heutige Ausmaß an Wohnungs- und
Obdachlosigkeit beschämend. Die Bundesregierung muss handeln. Einfach
nur zusehen und die Verantwortung von sich weisen hat als
Handlungskonzept ausgedient.
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AUSSEN/1824: Atlantisch bleiben, europäischer werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. März 2019

Atlantisch bleiben, europäischer werden

Das Parlamentsabkommen ist Quantensprung in der deutsch-französischen
Zusammenarbeit



Der Deutsche Bundestag wird am morgigen Mittwoch voraussichtlich mit
breiter Mehrheit das deutsch-französische Parlamentsabkommen
annehmen. Hierzu erklärt der außenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Atlantisch bleiben, europäischer werden - das ist 56 Jahre nach der
Unterzeichnung des deutsch-französischen Freundschaftsvertrags, des
sogenannten Élysée-Vertrags, der Auftrag für die Zukunft. Ein
Baustein hierfür wird das deutsch-französische Parlamentsabkommen
sein.

Mit der neuen Parlamentarischen Versammlung aus Abgeordneten beider
Länder gehen Deutschland und Frankreich einen entscheidenden
Integrationsschritt weiter. Vor allem ihre Außenpolitik verzahnen sie
noch sehr viel enger - über das bisherige Muster von Abstimmungen zu
einzelnen außenpolitischen Fragen hinaus. Das ist ein Quantensprung
in der deutsch-französischen parlamentarischen Zusammenarbeit.

Die engen und vielfältigen Beziehungen zwischen den Bürgerinnen und
Bürgern sowie zwischen den Regierungen und Parlamenten haben
entscheidend dazu beigetragen, dass die mehr als ein Jahrhundert
währende Feindschaft zwischen Deutschland und Frankreich nach dem
Zweiten Weltkrieg überwunden werden konnte. Die deutsch-französische
Freundschaft ist heute ein wichtiger Garant für den Frieden in Europa
und für die Entwicklung der Europäischen Union. Nun sollen die
freundschaftlichen Beziehungen zwischen beiden Parlamenten zu einer
Arbeitsbeziehung ausgebaut werden."
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INNEN/3455: Verweigerung von Rücküberstellungen in EU-Staaten sollte absolute Ausnahme bleiben


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 19. März 2019

Verweigerung von Rücküberstellungen in EU-Staaten sollte absolute
Ausnahme bleiben



Zu dem am heutigen Dienstag gefällten Urteil des Europäischen
Gerichtshofs in Luxemburg zu einer erleichterten
Flüchtlingsabschiebung in andere EU-Länder können Sie den
innenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Matthias
Middelberg, wie folgt zitieren:

"Das Urteil des EuGH ist zu begrüßen. Es zeigt, dass
Rücküberstellungen in EU-Staaten nur in extremen Ausnahmefällen wegen
der Lage vor Ort verweigert werden können. Das sollte auch in der
Praxis die absolute Ausnahme bleiben: In der Wertegemeinschaft EU
kann von allen Mitgliedstaaten erwartet werden, dass sie die Personen
in ihrem Land nicht unmenschlich oder erniedrigend im Sinne der
Grundrechtscharta behandeln. Können Personen dennoch aufgrund solcher
systemischen Mängel nicht in einen Mitgliedstaat zurückgeführt werden
können, sollte das EU-Recht künftig vorsehen, dass dieser
Mitgliedstaat gegenüber dem aufnehmenden Mitgliedstaat jedenfalls für
die finanziellen Folgen haftet."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





RECHT/910: Opfer der SED-Diktatur verdienen auch zukünftig Anerkennung, Rehabilitierung und Unterstützung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. März 2019

Opfer der SED-Diktatur verdienen auch zukünftig Anerkennung,
Rehabilitierung und Unterstützung

Mehr Respekt für gebrochene Biographien



Heute hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ihr Positionspapier "Die
Deutsche Einheit: Erinnern - Anerkennen - Brücken bauen" beschlossen.
Hierzu erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann:

"Vor 30 Jahren brachten mutige Bürgerinnen und Bürger in der DDR die
Mauer zum Einsturz. Damit endete die jahrzehntelange bittere Teilung
unseres Landes. Aber es blieben auch Opfer. Ihre Biografien waren
gebrochen, häufig auch Körper und Seele. Viele Wunden sind nicht
vernarbt. Die Opfer spüren zum Teil bis heute die Folgen des Unrechts
des SED-Willkürstaats.

Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion war und ist die Mahnung an das
SED-Unrecht zentral. Die Union hat am Ziel der Wiedervereinigung
immer festgehalten. Die Deutschen in der ehemaligen DDR ebneten dann
den Weg dorthin. Und die Deutschen in der Bundesrepublik leisteten
dann ohne Zögern ihren Beitrag für die Vereinigung für Ost und West.

Wir wissen: Wir sind den Opfern des SED-Unrechts auch in Zukunft
Gerechtigkeit schuldig. Sie verdienen Rehabilitierung -
gesellschaftlich und rechtlich. Deshalb macht sich die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für die Entfristung der
Rehabilitierungs-Gesetze stark. Diese bieten Opfern die rechtliche
Grundlage für Entschädigungen. Es ist höchste Zeit. Denn Ende 2019
laufen diese Gesetze aus.

30 Jahre Mauerfall und Deutsche Einheit sind ein Anlass zur
Bestandsaufnahme. Viele Entscheidungen haben inzwischen den Opfern
der SED-Diktatur zu ihrem Recht verholfen.

Die staatliche Willkür der DDR kann nicht ungeschehen gemacht werden.
Aber wir konnten die größte Not abfedern. Das ist eine
Gemeinschaftsleistung der Menschen in Ost und West. Nachweislich
politisch Verfolgte und Inhaftierte erhalten eine Entschädigung.
Zwangseingewiesene Kinder und Jugendliche in DDR-Heimen entschädigt
der Fonds Heimerziehung.

Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion dürfen Erinnerung, Aufarbeitung
und Wiedergutmachung auch nach dreißig Jahren nicht an Bedeutung
verlieren. Auch kommende Generationen sollen erfahren, wohin die
SED-Diktatur geführt hat. Wir fordern daher ein Mahnmal für die Opfer
kommunistischer Gewalt.

Wir fragen uns auch selbstkritisch, ob wir den gebrochenen
Biographien vor und während der Wende genügend Respekt und
Verständnis entgegengebracht haben. Wir wollen einen Härtefallfonds
für die Opfer des SED-Unrechts einrichten, die bislang durch das
Raster fallen. Ein unabhängiger Bundesbeauftragter soll für die Opfer
der SED-Opfer ein vertrauenswürdiger Ansprechpartner sein.

Kinder und Jugendliche wurden ihren politisch verfolgten Eltern
entrissen und in Heime gebracht. Sie sind für ihr Leben gezeichnet.
Auch sie brauchen einen Anspruch. Das trifft auch auf Kinder in
Spezialkinderheimen und Jugendwerkhöfen zu. Die Geschichte
zwangsadoptierter Kinder ist noch immer unklar. Hierzu brauchen wir
mehr Erkenntnisgewinn durch Forschung, die rechtlich ermöglicht
werden muss.

Die Stasi-Akten wurden nach ihrer Rettung archiviert und
rekonstruiert. Diese Rekonstruktionsarbeit muss weitergehen - mit
Unterstützung neuer Technik. Wir wollen Forschung und Lehre weiter
verstärken, um das ganze Ausmaß des Unrechts zu erfassen. Wichtiges
Instrument dabei ist die Zeitzeugenarbeit. Sie macht das Unrecht
direkt begreifbar. Diese wollen wir für folgende Generationen mit
digitalen Neuerungen in die Zukunft führen.

Wir müssen dem Gedenken und Lehren aus beiden Diktaturen mehr Raum
verschaffen. Auch in den Lehrplänen. Mit dem Wissen über das Wesen
einer Diktatur lernt man den Wert der Demokratie zu schätzen."
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WIRTSCHAFT/2811: Ländliche Räume auch aus wirtschaftlichen Gründen stärken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. März 2019

Ländliche Räume auch aus wirtschaftlichen Gründen stärken

Stadt und Land dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden



DDie Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag hat am heutigen Dienstag mit
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner über die
Zukunftsfähigkeit der ländlichen Räume diskutiert. Dazu erklärt der
Vorsitzende der AG Kommunalpolitik Christian Haase:

"Anders als von den Wissenschaftlern des Leibniz-Instituts für
Wirtschaftsforschung Halle (IWH) behauptet, haben ländliche Räume in
Deutschland ein hohes Entwicklungspotential. Dieses gilt es durch
gezielte Förderung und überzeugende Strategien zu heben und zu
unterstützen. Ländliche Räume sind die Kraftzentren Deutschlands.
Ohne Ehrenamt wäre dort kein Staat zu machen. Ländliche Räume sind
kein bewohntes Freilichtmuseum und mehr als nur Naherholungsgebiete
für Stadtbewohner. Ländliche Räume sind Heimat für die Mehrheit der
in Deutschland lebenden Menschen.

Ländliche Räume können dazu beitragen, städtische Ballungszentren zu
entlasten, indem deren Überhitzung reduziert wird. Bundesweit finden
sich zahlreiche Regionen, in denen das bereits gelungen ist. Es
werden jedoch vor Ort entsprechende Entwicklungsstrategien benötigt,
deren Umsetzung auch strukturell und finanziell gefördert werden
sollte. Dafür steht zum Beispiel mit der Städtebauförderung und dem
Bundesprogramm Ländliche Entwicklung (BULE) ein breites Förderangebot
des Bundes bereit. Die Zukunftsfähigkeit der ländlichen Räume ist
daher eng verbunden mit der Zukunftsfähigkeit städtischer
Ballungszentren. Stadt und Land gehören in Deutschland zusammen. Sie
dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden.

Wer wie die Leibniz-Ökonomen den Zuzugssog in die Städte forcieren
will, sollte auch unter wirtschaftlichen Aspekten erklären, was das
für die Infrastruktur bedeutet - und zwar in den von Zuzug
betroffenen Städten als auch in den vom Wegzug betroffenen ländlichen
Räumen. Während auf der einen Seite neue Infrastruktur geschaffen
werden muss, fällt sie an anderer Stelle brach, obwohl sie noch
länger nutzbar wäre. Diese Verschwendung von Ressourcen und Geld ist
auch unter ökonomischer Betrachtung nicht zielführend."
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EUROPA/1693: Schuldig macht sich nicht, wer Leben rettet


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 20. März 2019

Schuldig macht sich nicht, wer Leben rettet



Zur Beschlagnahmung des Seenotrettungsschiffes 'Mare Jonio' sagte
Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Schuldig macht sich nicht, wer Leben rettet, sondern wer Retterinnen
und Retter behindert. Der Kapitän der Mare Jonio und alle anderen, die
mit ähnlich absurden Vorwürfen festgehalten werden, müssen umgehend
freigelassen werden. Die EU-Regierungen müssen sämtliche
festgehaltenen Rettungsschiffe frei geben. Die EU ist moralisch
verpflichtet, selbst ein ziviles Seenotrettungsprogramm aufzulegen.
Die Bundesregierung paktiert mit dem libyschen Regime, das Menschen
foltert. Damit werden zivile Seenotretterinnen und Retter zu
Kriminellen gestempelt, dabei sind sie es, die Europas Seele auf See
verteidigen.

Der italienische Senat stimmt heute darüber ab, die Immunität des
verantwortlichen italienischen Innenministers Salvini aufzuheben. Wer
wie Salvini seine nationalistische Hetze zum politischen Programm
macht, begeht Straftaten: Die geretteten Menschen an Bord des Schiffs
'Diciotti' nicht an Land zu lassen, ist Freiheitsberaubung. Es wäre
gut, wenn endlich die wirklichen Verbrecher vor Gericht stehen würden.
Und ich freue mich, dass die Geretteten durch den Mut der Retter
diesmal sofort an Land gebracht werden konnten, statt wie so oft als
Opfer wochenlangen Tauziehens auf See ausharren zu müssen.

Meine Solidarität gehört der Crew der Mare Jonio, die ich umgehend
nach ihrer Festsetzung kontaktiert habe. Ihre Botschaft geht an
Bundeskanzlerin Merkel, an Bundesaußenminister Heiko Maas und an alle
Regierenden der EU:

"We are very happy for the 49 people now safe in Italy, Europe. Free
the Mare Jonio! Free the ship which is saving lives at sea! Smash
nationalist racist regime in Italy! Our Europe is at sea!"

 * 
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GESUNDHEIT/1090: Bernd Riexinger zur Pflege-TÜV-Reform


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 20. März 2019

Bernd Riexinger zur Pflege-TÜV-Reform



Im Herbst soll der neue Pflege-TÜV starten. Dazu sagt Bernd Riexinger,
der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, dazu:

"Pflegebedürftige und ihre Angehörigen werden mit dem bisherigen
Pflege-TÜV für dumm verkauft. Insofern stellt fast jede Änderung an
dem bestehenden Bestnoten-System eine Verbesserung dar. Ob künftig
Heimbewohnerinnen und Heimbewohnern wirklich qualitativ hochwertige
Pflege zuteil wird, hängt vor allem davon ab, ob Pflegeheime ihre
Personalschlüssel verpflichtend öffentlich machen müssen. Die
Hauptursache für schlechte Pflegebedingungen ist der akute
Personalmangel. DIE LINKE fordert eine gesetzliche
Personalbemessungsgrenze für Pflegepersonal. Diese muss dann als feste
Größe in die Bewertung von Pflegeeinrichtungen einfließen. Es fehlen
deutschlandweit mindestens 40.000 Altenpflegekräfte.

Ich bin leider wenig optimistisch, dass der neue Pflege-TÜV zu
Transparenz für die Heimbewohnerinnen und Heimbewohnern und ihre
Familien führt. Die Verhandlungen des erweiterten Qualitätsausschusses
von Krankenkassen und Heimbetreibern fanden hinter verschlossenen
Türen statt - keine optimalen Voraussetzungen für echte Mitsprache von
Betroffenenverbänden. Wir werden die Entscheidung des Ausschusses
genau anschauen und weiter Druck machen, damit die Qualität der Pflege
sich am tatsächlichen Bedarf der Menschen und ihrem Recht auf
würdevolle Behandlung bemisst und nicht etwa am profitorientierten
Leitbild von Pflege als Wirtschaftsfaktor."

DIE LINKE hat zentrale Forderungen gegen den Pflegenotstand in der
bundesweiten Kampagne "Menschen vor Profite: Pflegenotstand stoppen!"
zusammengefasst. Unter anderem braucht es einen Pflegemindestlohn in
Höhe von 14,50 Euro und höhere Löhne durch einen Tarifvertrag, der
flächendeckend für alle Pflegekräfte gilt.
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GESUNDHEIT/1089: Beim Pflege-TÜV auf Menschen achten statt auf Kosten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. März 2019

Beim Pflege-TÜV auf Menschen achten statt auf Kosten



"Erneut wird vor allem über Menschen mit Pflegebedarf bestimmt, statt
ihre Perspektive einzunehmen und ihre Anliegen ernst zu nehmen. Vor
allem die Betreiber der Pflegeheime verständigen sich mit den
Kostenträgern darüber, wie man Qualität messen kann. Das ist keine
Unabhängigkeit, wie uns vorgegaukelt werden soll, sondern natürlich
interessengeleitet", kommentiert Pia Zimmermann, Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE für Pflegepolitik, die Vorstellung des sogenannten
Pflege-TÜV durch den Qualitätsausschuss Pflege. Zimmermann weiter:

"Die Position der Patientinnen und Patienten, der Menschen mit
Pflegebedarf und ihrer Angehörigen, ist viel zu schwach. Dabei wissen
sie am besten, worauf es im Pflegeheim ankommt, etwa auf eine
angemessene Personalausstattung, orientiert am Bedarf und den
Bedürfnissen der Menschen mit Pflegebedarf. Auch der Medizinische
Dienst der Krankenversicherung ist als vorgesehene Prüfinstanz eben
nicht unabhängig, sondern ein Dienstleister der Kostenträger. Der
Mensch muss im Mittelpunkt stehen, nicht wie viel seine Pflege
kostet."

 * 
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RECHT/545: Völkermord an Herero und Nama - Offizielle Entschuldigung jetzt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. März 2019

Völkermord an Herero und Nama: Offizielle Entschuldigung jetzt!



"Der deutsche Völkermord an den Herero und Nama lässt sich nicht mehr
verleugnen. Fünf Jahre der fortdauernden Mauschelei und
Geheimdiplomatie, sogar unter Ausschluss der Nachfahren der
Überlebenden, sind genug. Die Debatte um den richtigen Umgang mit dem
ersten Völkermord des 20. Jahrhunderts gehört ins höchste Organ
unserer Demokratie: den Bundestag", erklärt Helin Evrim Sommer,
entwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich
der Debatte und Abstimmung über den Antrag der Fraktion DIE LINKE
"Versöhnung mit Namibia - Entschuldigung und Verantwortung für den
Völkermord in der ehemaligen Kolonie Deutsch-Südwestafrika"
(BT-Drs. 19/1256) am 21. März 2019. Sommer sagt weiter:

"Jedes Kind hat ein besseres Gespür dafür, wie Versöhnung
funktioniert: Am Anfang muss eine unmissverständliche öffentliche
Entschuldigung für den Völkermord stehen. Durchaus einseitig - als
Geste der Einsicht und des guten Willens. Der Bundestag steht hier in
einer besonderen Verantwortung. Die Bundesregierung muss dann im
Auftrag des Bundestags ihrer Verpflichtung nachkommen, die geeigneten
Versöhnungsschritte auszuloten und umzusetzen. Das schließt eine
würdevolle Geste der Entschuldigung im richtigen Rahmen und am
richtigen Ort ein.

Die bisherigen Verhandlungen zwischen den Regierungen Deutschlands und
Namibias sind in der Sackgasse: Die selbstgewählten Vertreter der
Nachfahren der Opfer gehören mit an den Verhandlungstisch. Diese
erklären: 'Alles was über uns, aber ohne uns geschieht, ist gegen
uns.' Sie haben in New York gegen Deutschland Klage eingereicht, die
nun in zweiter Instanz behandelt wird. Und in Namibia spaltet diese
Art der Geheimdiplomatie die Gesellschaft und spielt radikalen Kräften
in die Hände. Das ist eine Entwicklung, an der Deutschland kein
Interesse haben kann. Gerade die junge Generation leidet besonders
unter den bis heute spürbaren wirtschaftlichen Folgen des Völkermords.
Deshalb darf auch die Frage der Wiedergutmachung nicht ausgeklammert
werden.

DIE LINKE stellt ihren Antrag am 29. Unabhängigkeitstag Namibias, der
zugleich internationaler Tag gegen Rassismus ist, zur Debatte. Es ist
bedauernswert, dass kein interfraktioneller Antrag zur Versöhnung als
Zeichen der Vernunft und gegen Rassismus vorliegt. Deshalb fordern wir
alle Fraktionen auf, unserem Antrag zuzustimmen."

 * 
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SICHERHEIT/1939: NATO nicht zu Trumps Hinterhofpolizei machen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. März 2019

NATO nicht zu Trumps Hinterhofpolizei machen



"Die Bundesregierung muss verhindern, dass die NATO zur
Hinterhofpolizei Washingtons in Lateinamerika wird. Kanzlerin Merkel
und Außenminister Maas müssen in aller Deutlichkeit den Vorschlag von
US-Präsident Donald Trump zurückweisen, Brasilien unter Führung des
Faschisten Jair Bolsonaro als neues Mitglied in die NATO aufzunehmen",
erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE. Dagdelen weiter:

"Trumps Vorstoß für einem Beitritt Brasiliens zur NATO ist ein
dreister Versuch, die Kosten für Washingtons Putsche, Staatstreiche
und Militärinterventionen in Lateinamerika auf die europäischen
NATO-Mitglieder abzuwälzen. Die Bundesregierung muss klarstellen, dass
sie eine Militärintervention von Trump und Bolsonaro in Venezuela zur
Befeuerung des Putschversuchs von Parlamentspräsident Juan Guaidó
nicht unterstützen wird."

 * 
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SOZIALES/2602: Dringender Handlungsbedarf gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. März 2019

Dringender Handlungsbedarf gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit



"Um das Recht auf Wohnen zu gewährleisten und Wohnungslosigkeit zu
verhindern, bedarf es mehr Sozialwohnungen, mehr kommunalen und
genossenschaftlichen Wohnungsbau. Es fehlt an bezahlbarem Wohnraum und
so fallen immer mehr Menschen in die Wohnungslosigkeit. Um den Verlust
der Wohnung zu verhindern, braucht es Verbesserungen im
Kündigungsschutz. Programme, die Obdachlosen ein Dach über dem Kopf
geben, wie "Housing First" in Berlin, müssen vom Bund unterstützt
werden", erklärt Caren Lay, stellv. Vorsitzende und wohnungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE anlässlich der öffentlichen Anhörung
des Bauausschusses zum Antrag der LINKEN "Wohnungs- und
Obdachlosigkeit bekämpfen, Zwangsräumungen verhindern"
(BT-Drs. 19/7459). Lay weiter:

"Einhellig wurde vom Sachverständigenrat Handlungsbedarf festgestellt,
dem die Regierung nicht nachkommt. Die LINKE hat hier vorgelegt. Es
braucht endlich Konzepte und Maßnahmen des Bundes zur Verhinderung
zunehmender Wohnungs- und Obdachlosigkeit."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. März 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





UMWELT/667: Merkels Klimakabinett ist reines Placebo


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. März 2019

Merkels Klimakabinett ist reines Placebo



Das heute im Kanzleramt eingesetzte Klimakabinett ist ein schlechter
Witz und billiges Ablenkungsmanöver. Statt ein starkes
Klimaschutzgesetz auf den Weg zu bringen, wie vom Umweltministerium
vorgeschlagen, wird in Windeseile eine Laber-Runde auf Regierungsebene
eingesetzt. Nichts gegen mehr Teamplay im Kanzleramt, aber wer wie die
Ministerien der Union gegen jede Form von verbindlichem Klimaschutz
schießt, der wird auch durch einen neuen Arbeitskreis keine Abkehr von
der Lobbypolitik herbeizaubern", erklärt Lorenz Gösta Beutin, Sprecher
für Energie- und Klimapolitiker der Fraktion DIE LINKE im Bundestag.
Beutin weiter:

"Das Klimakabinett ist ein neoliberales Deckmäntelchen für Jahre des
klimapolitischen Nichtstuns: Die Klimaziele für 2020 werden gerissen,
ein Klimaschutzgesetz mit verbindlichen Klimaschutzvorgaben für alle
Ministerien von der Union blockiert, ein gesetzlicher Kohleausstieg
ist in weiter Ferne, die Energiewende stockt, die Gebäudewende von der
Immobilienwirtschaft wird verhindert, die Verkehrswende von der
Automobil-Industrie sabotiert.

Das Kalkül der Groko wird nicht aufgehen, die deutschlandweiten und
internationalen Klimastreiks der Schülerinnen und Schüler von
FridaysForFuture werden weiter gehen, zu durchsichtig ist die
Placebo-Maßnahme des Klimakabinetts. Wir brauchen in allen
Wirtschaftsbereichen jetzt schnell Gesetze und Verordnungen, die das
Pariser Klimaschutzabkommen in Deutschland in die Tat umsetzen. Die
Fakten darüber, was getan werden muss, liegen seit Jahren auf dem
Tisch: Genug geredet! Schluss mit den Sonntagsreden! Gegen die
Klimakrise helfen nur Taten, keine Gesprächskreise!"

 * 
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WIRTSCHAFT/2142: Klarheit für die VW-Beschäftigten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. März 2019

Klarheit für die VW-Beschäftigten



"Das VW-Management muss für Klarheit sorgen. Erst verschläft der
Konzern jahrelang die anstehenden Umbrüche, dann soll überhastet auf
Kosten der Belegschaft umgebaut werden. Doch es sind nicht die
Beschäftigten, die die Lage des Unternehmens zu verantworten haben.
Milliardenverluste wie zuletzt beim neuen Abgastest WLTP sind
eindeutig die Folge von Missmanagement. Dafür muss die Konzernführung
geradestehen", erklärt Alexander Ulrich, industriepolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der heutigen Betriebsversammlung
bei VW. Ulrich weiter:

"So richtig es ist, endlich verstärkt auf zukunftsfähige Technologien
zu setzen, so wichtig ist es, die Beschäftigten einzubinden und
mitzunehmen. Das Ausmaß von Stellenstreichungen muss so gering wie
möglich gehalten und sozialverträglich gestaltet werden, etwa durch
Frühverrentungsmodelle. Volkswagen hat schon mal klüger gehandelt,
nämlich mit der zeitweisen Einführung der 4-Tage-Woche.
Arbeitszeitverkürzung ist auch in der gegenwärtigen Phase eine
sinnvolle Alternative zu tausendfachem Jobabbau."

 * 
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BUNDESTAG/8165: Heute im Bundestag Nr. 300 - 20.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 300

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. März 2019, Redaktionsschluss: 15.57 Uhr

1. Chinesische Firmenkäufe im Blick

2. Koalition will Antiziganismus bekämpfen

3. FDP will Katastrophenvorsorge ausbauen

4. Mieter sollen keine Grundsteuer zahlen

5. FDP fordert einfaches Grundsteuermodell

6. Energiearmut in Deutschland

7. Maßnahmen zur Digitalisierung in Städten



1. Chinesische Firmenkäufe im Blick

Wirtschaft und Energie/Anhörung

Berlin: (hib/pst) Soll die Bundesregierung genauer hinschauen, wenn
sich nichteuropäische Investoren in deutsche Technologiefirmen
einkaufen? Bei einer öffentlichen Anhörung zu zwei Anträgen von FDP
und Grünen am Mittwoch im Ausschuss für Wirtschaft und Energie hörten
die Abgeordneten und Zuhörer ein "Ja-Aber" mit unterschiedlichen
Nuancen. Anlass der Anträge waren Fälle wie der Aufkauf des deutschen
Industrieroboter-Spezialisten Kuka durch ein chinesisches Unternehmen
sowie jüngste Bestrebungen auf deutscher und europäischer Ebene, hier
die Regulierung zu verschärfen.

Der Antrag der FDP-Fraktion "Attraktivität Deutschlands für
ausländisches Kapital sichern" (19/4216) dringt eher auf Zurückhaltung
bei solchen Eingriffen ins Marktgeschehen. Dagegen setzt der Antrag
der Grünen "Schlüsseltechnologien und kritische Infrastruktur schützen
- Standortattraktivität für Investitionen sichern" (19/5565) etwas
mehr auf staatliche Kontrolle. In der Anhörung bestand zwischen den
Sachverständigen aus Unternehmensverbänden und aus der Wissenschaft
Einvernehmen, dass der Staat die Möglichkeit haben muss, ausländische
Investitionen zu unterbinden, falls sich daraus eine Gefährdung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung ergeben könnte. Allerdings mahnten
die Verbandsvertreter hier vor zu starken Regulierungen. Die
Möglichkeit von Unternehmern, ausländisches Kapital anzuwerben oder
auch ihr Unternehmen meistbietend zu verkaufen, sei wesentlich für ein
marktwirtschaftliches System und dürfe nicht mehr als unbedingt nötig
eingeschränkt werden.

Stefan Mair vom Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) betonte
die Wichtigkeit von Auslandsinvestitionen, um globale
Wertschöpfungsketten aufzubauen. Deutsche Unternehmen profitierten
davon in hohem Maße. Es gebe aber international "den Trend, die Hürden
hochzuschrauben". Dadurch drohe eine "Eskalationsspirale". Deutschland
müsse demgegenüber "die Stärken unseres Systems sichern", statt die
chinesische Strategie nachzuahmen. Volker Treier vom Deutschen
Industrie- und Handelskammertag (DIHK) ergänzte, dass es wesentlich
mehr deutsche Investitionen im Ausland gebe als umgekehrt. Die sei in
besonderem Maße zwischen Deutschland und China der Fall. Würde wie von
der EU geplant die Schwelle, ab der Unternehmensbeteiligungen geprüft
werden, von 25 auf zehn Prozent gesenkt, drohten langwierige
Verfahren. Dies könne Investoren auch da abschrecken, wo ein
Kapitalzufluss wünschenswert ist.

Der Vertreter des Verbands Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA),
Ulrich Ackermann, verwies darauf, dass zwanzig Prozent der Unternehmen
seiner Branche in ausländischer Hand seien, vor allem in
US-amerikanischer und kanadischer. Während US-Investoren übernommenen
Firmen in der Regel "mit Gewalt das US-System überstülpen", ließen
Chinesen "das Management eher in Ruhe". Sie seien vor allem daran
interessiert, dass sich der Standort positiv entwickelt. Für deutsche
Maschinenbauer eröffne der Einstieg chinesischer Investoren einen
Zugang zum chinesischen Markt, wie ihn rein deutsche Unternehmen nicht
erreichen könnten.

Professor Sebastian Dullien von der Hochschule für Technik und
Wirtschaft in Berlin definierte kritische Infrastruktur als
"Organisationen und Einrichtungen, bei deren Ausfall erhebliche
Störungen im öffentlichen Leben zu erwarten" sind. Dazu zählt
en etwa Stromversorgung, Krankenhäuser, aber auch Zahlungssysteme.
Eine offene Gesellschaft sei nur möglich, wenn sie diese
Infrastrukturen verteidigen kann. Deshalb müsse sie für ausländische
Beteiligungen an solchen Infrastrukturen klare Regelungen treffen.
Dass bei dieser Diskussion das Augenmerk vor allem auf chinesischen
Investoren liegt, rechtfertigte Mikko Huotari vom Mercator Institute
für China Studies (MERICS) mit dem besonderen System des Landes. Der
massive Anstieg chinesische Auslandsinvestitionen seit 2015 stehe in
direktem Zusammenhang mit einer neuen industriepolitischen Strategie
des Staates. Investitionen in Bereichen wie der Biotechnologie,
Satellitentechnik und Robotik würden gezielt staatlich gefördert, um
hier Weltmarktführer zu werden. Gleichzeitig untersage China zunehmend
ausländische Investitionen beispielsweise in die eigene Infrastruktur.
China sei kein OECD-Staat und kein sicherheitspolitischer Partner und
daher grundsätzlich anders zu bewerten als zum Beispiel die USA.

Professor Markus Taube von der Universität Duisburg-Essen ergänzte,
unsere Marktwirtschaft sei "darauf ausgelegt, dass dort
marktwirtschaftliche Akteure tätig sind". In China jedoch gebe es
"keine klare Trennung zwischen Regulierern und Regulierten". Die
deutsche China-Politik, die auf "Wandel durch Handel" gesetzt habe,
habe bis vor fünf Jahren einigermaßen funktioniert. Seitdem aber
bewege sich China in eine andere Richtung. Taube begrüßte deshalb die
jüngsten Schritte auf deutscher und europäischer Ebene, Regelungen
nachzuschärfen. "Wir brauchen mehr Kontrolle und mehr Transparenz",
betonte er.

 * 

2. Koalition will Antiziganismus bekämpfen

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD haben
einen Antrag zur Bekämpfung des Antiziganismus (19/8546) vorgelegt,
der am Freitag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht. Darin wird die Bundesregierung aufgefordert, "jeder Form des
Hasses gegen Sinti und Roma und dem Antiziganismus schon im Entstehen
in aller Konsequenz entschlossen zu begegnen" und Antiziganismus auf
europäischer Ebene "entschieden zu ächten". Die Bundesrepublik trage
vor dem Hintergrund des "lange Zeit ignorierten Völkermords, der
systematischen Entrechtung, Erniedrigung, Deportation und Ermordung
von hunderttausenden Sinti und Roma im von Deutschland während des
Zweiten Weltkrieges besetzten Europa eine besondere Verantwortung im
Kampf gegen den Antiziganismus", mahnen die beiden Fraktionen in der
Vorlage. Deutsche Sinti und Roma seien "Teil der Gesellschaft, hier
verwurzelt und zählen zu den vier alteingesessenen Minderheiten in
Deutschland".

Begrüßt wird in dem Antrag, dass der Bundesminister des Innern, für
Bau und Heimat gemäß Koalitionsvereinbarung "ein Expertengremium
einsetzen wird, das erstmals eine systematische Bestandsaufnahme aller
Erscheinungsformen des Antiziganismus erarbeiten soll". Zugleich wird
darin von der Bundesregierung gefordert, die Arbeit des unabhängigen
Expertengremiums ressortübergreifend zu unterstützen. Bei dem
Expertengremium wird in dem Antrag unter anderem angeregt,
"Empfehlungen zu formulieren, wie Programme zur Bekämpfung von
Antiziganismus entwickelt und weiterentwickelt werden können".

 * 

3. FDP will Katastrophenvorsorge ausbauen

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Vorsorgestrukturen ausbauen - Ehrenamt in
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe stärken" lautet der Titel
eines Antrags der FDP-Fraktion (19/8541), der am Donnerstag erstmals
auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Wie die Fraktion
darin ausführt, muss die Bundesrepublik "angesichts vielfältiger
Bedrohungslagen jederzeit auf die Bewältigung von
Katastrophensituationen vorbereitet sein". Unabhängig von der
Katastrophenursache stehe als Folge die Unterbringung, Versorgung und
Betreuung einer Vielzahl von Menschen im Vordergrund.

Die Herausforderungen des bundesweiten starken Zustroms von
Flüchtlingen in den Jahren 2015 und 2016 hätten indes verdeutlicht,
"dass ausreichende nationale Strukturen zur Vorsorge nicht vorhanden
sind", schreiben die Abgeordneten weiter. Zwar habe die
Bundesregierung im Jahre 2016 mit der Konzeption "Zivile Verteidigung"
ein Gesamtkonzept für die zivile Verteidigung erarbeitet, das die
Planung flächendeckender Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung
ermögliche. Die Konzeption befinde sich jedoch noch immer im
Umsetzungsprozess. Da der Eintritt einer Krisensituation grundsätzlich
keine Zeit für einen angemessenen Ausbau der vorhandenen Ressourcen
zulasse, sei es zudem unerlässlich, ergänzend zu der Konzeption
"Zivile Verteidigung" eine konzeptunabhängige nationale Reserve
aufzubauen, Die Bundesregierung wird in dem Antrag aufgefordert, dafür
"Sorge zu tragen, dass der Bund seiner Verpflichtung im Rahmen des
ergänzenden Katastrophenschutzes gerecht wird". Dabei soll sie die
Voraussetzungen für eine rasche Umsetzung der neuen Konzeption der
Zivilen Verteidigung des Bundesinnenministeriums schaffen. Auch
fordert die Fraktion die Einrichtung einer "konzeptunabhängigen
Reserve an Ressourcen auf Bundesebene", insbesondere in Form von
Material-, Lebensmittel- und Medikamentenreserven für 50.000 Personen
sowie von "Material für den Betrieb von eigenständigen
ortsunabhängigen Betreuungseinrichtungen mit einer Gesamtkapazität von
15.000 Personen mit einer Betriebsphase von drei Monaten" und der
Vorhaltung von Stromaggregaten, Kraftstoff und
Trinkwasseraufbereitungsanlagen.

Zudem soll die Bundesregierung nach dem Willen der Fraktion ein
Konzept für die Risiko- und Krisenkommunikation entwickeln, die
Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen den
verschiedenen Hilfsorganisationen verbessern und die technische
Ausstattung der Hilfsorganisationen modernisieren. Ferner beinhaltet
der umfangreiche Maßnahmenkatalog, den die Abgeordneten in der Vorlage
aufführen, unter anderem, die Attraktivität des Ehrenamtes zu stärken
und Initiativen zu unterstützen, "die die Wertschätzung und
Anerkennung der ehrenamtlichen Tätigkeit durch besondere Leistungen
zum Ausdruck bringen".

 * 

4. Mieter sollen keine Grundsteuer zahlen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Grundsteuer soll nicht länger auf Mieterinnen
und Mieter umgelegt werden. Die Linksfraktion fordert daher in einem
Antrag (19/8358), die Umlagefähigkeit der Grundsteuer auf Mieterinnen
und Mieter in der Betriebskostenverordnung zu streichen. Die Fraktion
erinnert daran, dass das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom
10. April 2018 eine Reform der Grundsteuer angemahnt habe. Der
Bundestag müsse bis zum Ende des Jahres 2019 eine neue Regelung
verabschieden. Erwartet werde, dass die Grundsteuer nach der Reform
insbesondere in den Städten teurer werde, in denen die Miet- und
Grundstückspreise in den letzten Jahren zum Teil erheblich angestiegen
seien. Wegen der Umlagefähigkeit der Grundsteuer auf die
Betriebskosten werde dies die Bruttomieten verteuern und die Situation
der Mieterinnen und Mieter in ohnehin angespannten Wohnungsmärkten
verschlechtern. "Die Mieterinnen und Mieter dürfen nicht die Verlierer
der Grundsteuerreform sein. Die Grundsteuer soll ausschließlich von
den Eigentümerinnen und Eigentümern entrichtet werden", fordert die
Linksfraktion.

 * 

5. FDP fordert einfaches Grundsteuermodell

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion fordert eine Grundsteuerreform ohne
bürokratische Belastungen. In einem Antrag (19/8544) heißt es, weder
Bürger noch die Finanzverwaltung dürften administrativ überlastet
werden. "Umfangreiche, kostspielige und gegebenenfalls streitanfällige
Bewertungen von Grundstücken und Gebäuden helfen nicht weiter und
können neue Probleme und Rechtsunsicherheiten eröffnen", schreiben die
Abgeordneten. Zu den weiteren Forderungen der FDP-Fraktion gehört,
dass die Reform der Besteuerung des Grundvermögens aufkommensneutral
erfolgen soll. Das Modell für die Grundsteuer soll rein flächenbasiert
sein, wobei einerseits der Grund und Boden und andererseits die
Gebäudenutzfläche in die Bewertung mit einfließen sollen. Auf
baukostenbezogene und mit komplizierten Bewertungsfragen verbundene
Modelle soll verzichtet werden. Außerdem sollen unterschiedliche
Nutzungen (zum Beispiel Wohnen oder Gewerbe) in die Bewertung
einfließen können. Und wie bisher soll die Grundsteuer zu den
Betriebskosten gehören.

In der Begründung des Antrages verweist die FDP-Fraktion auf das
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 10. April 2018, mit dem die
Vorschriften zur Einheitsbewertung für die Bemessung der Grundsteuer
mit dem allgemeinen Gleichheitssatz als unvereinbar und damit
verfassungswidrig bezeichnet wurden. Die verfassungswidrigen Regeln
dürften allerdings noch bis spätestens zum 31. Dezember 2024 angewandt
werden. "Die bisher bekannt gewordenen Pläne des Bundesrates oder der
Bundesregierung für eine Reform der Einheitsbewertung zur künftigen
Erhebung der Grundsteuer zeichnen sich durch hohe Umsetzungskosten und
überbordende Bürokratie aus", kritisiert die FDP-Fraktion, die die
angekündigte Aufkommensneutralität bezweifelt. Für viele Menschen
werde die Grundsteuer teurer und mit erheblich höheren bürokratischen
Aufwand verbunden sein. Die Finanzverwaltung stehe vor der kaum
lösbaren Aufgabe, die mehr als 35 Millionen Grundstücke neu zu
bewerten. "Vor allem der Umstand, dass sowohl Bodenrichtwerte wie auch
Mieten in die geplante Bemessungsgrundlage mit einfließen sollen,
führt dazu dass die Grundsteuer künftig ständig ansteigen würde",
warnt die FDP-Fraktion.

 * 

6. Energiearmut in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte wissen,
wie viele Menschen in Deutschland von Energiearmut betroffen sind -
also ihre Strom- oder Gasrechnung nicht mehr oder kaum noch bezahlen
können. In einer Kleinen Anfrage (19/8383) erkundigen sich die
Abgeordneten zunächst nach einer Definition von Energiearmut und
eingeleiteten Maßnahmen dagegen. Darüber hinaus geht es um Daten zu
Strompreisentwicklung und Stromsperren im Zeitvergleich.

 * 

7. Maßnahmen zur Digitalisierung in Städten

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesbauministerium will ab diesem Jahr mit
Modellprojekten die Digitalisierung in und von Städten vorantreiben.
Zudem solle der nationale und internationale Erfahrungsaustausch zu
stadtentwicklungspolitischen Fragen der Digitalisierung ausgebaut
werden, erklärt die Bundesregierung in der Antwort (19/8341) auf eine
Kleine Anfrage (19/7679) der FDP-Fraktion. Dort führt sie weitere
Themenschwerpunkte von Dialogplattformen und Foren auf, die unter die
Überschrift "Smart Cities" fallen; zugleich verweist die
Bundesregierung darauf, dass Stadtentwicklung grundsätzlich Teil der
kommunalen Selbstverwaltung sei. Aufgabe des Bundes sei es, die
Kommunen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu unterstützen. Für die
Modellprojekte stehen der Bundesregierung zufolge etwa 170 Millionen
Euro im Haushalt 2019 zur Verfügung. Über die geplante Gesamtlaufzeit
von zehn Jahren sollten in vier Staffeln insgesamt etwa 50
Modellprojekte mit 750 Millionen Euro gefördert werden. In der Antwort
listet die Bundesregierung zudem geförderte Projekte und Vorhaben in
den vergangenen Jahren auf, die um das Thema Smart Cities kreisen.

 * 
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1. Grundsteuer-Gesetzentwurf kommt

2. FDP fordert Rechtsrahmen für E-Scooter

3. Zertifizierung für Umweltkonferenz

4. Rechtsverstöße bei Reisevergleichsportalen

5. Arbeitsgruppe Digitaler Neustart

6. Einflussnachme von Interessenvertretern

7. Ressourceneinsatz bei Digitalstrategie



1. Grundsteuer-Gesetzentwurf kommt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat die Vorlage eines
Gesetzentwurfs zur Reform der Grundsteuer angekündigt. Das
Gesetzgebungsverfahren solle bis zum Ende dieses Jahres abgeschlossen
sein, erklärte die Vertreterin der Bundesregierung in der von der
Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) geleiteten Sitzung des
Finanzausschusses am Mittwoch. Bei einem Treffen mit den
Finanzministern der Bundesländer sei man einen weiteren Schritt
vorangekommen. Über die Frage, ob die Grundsteuer auch in Zukunft auf
die Mieter umgelegt werden könne, sei es bei dem Treffen nicht
gegangen. Diese Frage betreffe die Ressortzuständigkeit des
Justizministeriums, erklärte die Regierungsvertreterin auf Fragen der
FDP-Fraktion.

Die CDU/CSU-Fraktion erklärte in der Aussprache, es sei zu klären, ob
es ein Abweichungsrecht für die Bundesländer geben könne. Außerdem
will die CDU/CSU-Fraktion geklärt wissen, ob Vergünstigungen bei der
Grundsteuer für zum Beispiel für den sozialen Wohnungsbau
verfassungsrechtlich möglich seien. Die SPD-Fraktion zeigte sich
überzeugt, dass die Prüfung das Ergebnis haben werde, ein
Abweichungsrecht könne es nicht geben. Die SPD-Fraktion drängte zur
Eile. Gegenüber den Städten und Gemeinden, die auf die Grundsteuer
angewiesen seien, so man zu einer Lösung verpflichtet. Das
Bundesverfassungsgericht hatte mit seinem Urteil vom 10. April 2018
die Bemessung der Grundsteuer auf Basis der Einheitswerte von 1964
(alte Bundesländer) und 1935 (neue Bundesländer) für verfassungswidrig
erklärt. Dem Gesetzgeber wurde eine Frist bis Ende des Jahres 2019
eingeräumt, um eine Neuregelung zu treffen.

Die AfD-Fraktion bezeichnete ein Abweichungsrecht als Sonderregelung
für Bayern. Es drohe ein Scheitern der gesamten Grundsteuerreform.
Oder es werde "irgendetwas zurechtgezimmert", das schließlich wieder
vor dem Verfassungsgericht lande. Die AfD-Fraktion verlangte, die
Grundsteuer abzuschaffen und den Kommunen einen Hebesatz bei der
Einkommensteuer zu gewähren. Die FDP-Fraktion verlangte weitere
Diskussionen. Bedenken gegen eine komplizierte und aufwändige Regelung
habe nicht nur Bayern geäußert. Auch andere Länder hätten Bedenken.

Auf Fragen der FDP-Fraktion nach der Bezugsgröße für die zugesicherte
Aufkommensneutralität der Grundsteuer erklärte die Regierung,
Bezugsgröße sei das derzeitige Jahresaufkommen von 14 Milliarden Euro.
Die CDU/CSU warnte in diesem Zusammenhang vor einem Grundsteuermodell
mit "automatischen Steuererhöhungen". Die Linksfraktion sprach von
"steuerpolitischem Separatismus aus Bayern" und wollte wissen, wie
niedrigere Grundsteuer-Messzahlen für den sozialen Wohnungsbau
aussehen könnten und ob es höhere Messzahlen für unbebaute Grundstücke
geben solle. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wollte wissen, welche
Mieten zur Berechnung der Steuer herangezogen werden sollen. Die
Fraktion fragte zudem nach dem Plan B, wenn keine Lösung gefunden
werden könne. Die Bundesregierung empfahl, Detailfragen erst zu
erörtern, wenn der Gesetzentwurf vorliege.

 * 

2. FDP fordert Rechtsrahmen für E-Scooter

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion fordert die Schaffung eines
praxisnahen und anwendungsfreundlichen Rechtsrahmens für die Nutzung
von Elektrokleinstfahrzeugen wie E-Scooter und Hoverboards. In einem
Antrag (19/8543), der am Freitag in erster Lesung durch den Bundestag
beraten wird, verlangen die Liberalen, bei einem solchen Rechtsrahmen
auf die Verpflichtung zu einer Lenk- oder Haltestange zu verzichten,
da es bereits heute Modelle auf dem Markt gebe, an denen keine Lenk-
oder Haltestange angebracht werden könne (beispielsweise Hoverboards).
Sämtliche Elektrokleinstfahrzeuge ohne Haltestange würden mit
Einführung einer solchen Regulierung illegal bleiben, was weder aus
rechtlichen noch aus wirtschaftlichen Interessen zu unterstützen sei,
schreibt die FDP-Fraktion.

Weiterhin wird angeregt, "unter Beachtung entsprechender
Sicherheitsaspekte" die Geschwindigkeit von Elektrokleinstfahrzeugen
nicht pauschal auf maximal 20 km/h zu begrenzen. "So würden sie zu
einem Verkehrshindernis werden, da selbst Fahrräder schneller fahren
können und auch E-Fahrräder mit bis zu 25 km/h führerscheinfrei
genutzt werden dürfen", heißt es in der Vorlage.
Differenzgeschwindigkeiten seien in der Praxis bereits heute
vorhanden. Die Einführung einer klassenübergreifenden
Geschwindigkeitsbegrenzung für die Elektrokleinstfahrzeuge sei daher
nicht zielführend und würde nach Auffassung der Liberalen deren
Attraktivität sowohl für Freizeitfahrer als auch für Berufspendler
mindern. Stattdessen spricht sich die FDP-Fraktion für eine
spezifische Klassifizierung von Elektrokleinstfahrzeugen nach drei
Gruppen aus (Freizeitklasse, Pendlerklasse und Sportlerklasse).

Fahrzeuge, welche in die Freizeitklasse fallen, sollten ihrer Ansicht
nach ähnlich wie die in der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) Paragraf 24
geregelten Inline-Skates behandelt werden. Sie seien an keinerlei
Versicherungspflicht gebunden und als "besondere Fortbewegungsmittel"
grundsätzlich mit Schrittgeschwindigkeit auf Gehwegen oder auch auf
Fahrradwegen mit Zusatzzeichen zulässig. Hierbei sollte keine
Altersbeschränkung aber eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf 12 km/h
festgelegt werden, fordern die Abgeordneten. Elektrokleinstfahrzeuge
der Pendlerklasse sollen der Vorlage zufolge wie Fahrräder betrachtet
werden und entsprechend auch keine zusätzliche Versicherung benötigen.
Zur Sportlerklassen sollen aus Sicht der Abgeordneten
Elektrokleinstfahrzeuge gehören, die eine hohe Motorleistung
aufweisen, weshalb sie als Kraftfahrzeuge zu deklarieren seien und der
Versicherungspflicht unterliegen sollen. Sie sollten einer
Geschwindigkeitsbegrenzung von 45km/h unterliegen, den Führerschein
der Klasse AM voraussetzen und nur auf der Straße zulässig sein.

Wie die FDP-Fraktion zur Begründung ihrer Initiative schreibt, würden
immer mehr Menschen auf alternative Mobilitätsstrukturen
zurückgreifen. Nicht nur emissionslose Fortbewegungsmittel wie
Fahrräder, Inliner und Roller gewännen zunehmend an Attraktivität -
auch Elektrokleinstfahrzeuge fänden großen Anklang auf dem Markt,
insbesondere als praktisches Vehikel für "die letzte Meile". In
Deutschland bestehe jedoch im Bereich der Elektrokleinstfahrzeuge
großer Nachholbedarf, urteilen die Abgeordneten. Während in Paris und
Brüssel E-Scooter die Bürgersteige säumten, seien
Elektrokleinstfahrzeuge auf deutschen Straßen immer noch nicht
zulässig. Dies schmälere sowohl den herstellerseitigen Anreiz, neue
und innovative Fahrzeuge zu produzieren, als auch die kundenseitige
Attraktivität, für die letzte Meile beispielsweise einen E-Scooter
oder ein Hoverboard zu nutzen. Nichtsdestotrotz würden sie aber
aufgrund ihrer Praktikabilität und Handlichkeit derzeit schon illegal
genutzt, "sodass sie unversichert und vorschriftenlos den
Straßenverkehr gefährden", warnt die Fraktion.

 * 

3. Zertifizierung für Umweltkonferenz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Eine alternative und nachhaltige Stromerzeugung sei
wegen des notwendigen Volumens, der Effizienz und des knappen
Planungs- und Vorbereitungszeitrahmens "nicht realisierbar" gewesen.
Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8422) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8026). Darin hatte sich die
Fraktion erkundigt, warum bei den Klimakonferenzen COP23 in Bonn und
COP24 im polnischen Kattowitz auf Zeltstädte, die mit Heizlüftern
beheizt wurden zurückgegriffen wurde, und wie viele Dieselaggregate
mit welchem Verbrauch dort eingesetzt wurden. Aus dem Netz der
Bundesstadt Bonn sei es "aus technischen Gründen" nicht möglich
gewesen, "eine ausreichende Strommenge in die gewünschten Bereiche zu
liefern", schreibt die Bundesregierung weiter. Für die COP24 in
Kattowitz lägen keine Informationen vor, da diese von der polnischen
Regierung ausgerichtet wurde. In Bonn sei jedoch erstmals ein
vollständiges Umwelt-Managementsystem implementiert worden, das von
einem externen Umweltgutachter überprüft wurde. Als erste
Weltklimakonferenz sei die COP23 "offiziell als umweltfreundlich
zertifiziert" worden, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

4. Rechtsverstöße bei Reisevergleichsportalen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Unabhängig von der laufenden Sektoruntersuchung des
Bundeskartellamts sieht die Bundesregierung einen generellen Bedarf
verbesserter Transparenz bei Online-Plattformen, einschließlich
Vergleichsportalen. Das schreibt sie in der Antwort (19/8423) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8043), die sich unter anderem auf
das Bundeskartellamt bezieht. Den noch ausstehenden Feststellungen des
Bundeskartellamts greife die Bundesregierung allerdings nicht vor. Ob
und gegebenenfalls welcher Handlungsbedarf aus den Ergebnissen
abzuleiten ist, könne erst geprüft und beurteilt werden, wenn mit dem
Abschlussbericht die Ergebnisse der Sektoruntersuchung vorliegen. Wie
es weiter in der Antwort heißt, setzt sich die Bundesregierung auf
EU-Ebene für die Erhöhung der Transparenz von Online-Portalen im
Hinblick auf die verwendeten Rankingkriterien, die zugrundeliegende
Marktabdeckung, die Wirkung der Zahlung von Provisionen und zu
wirtschaftlichen Verflechtungen zwischen Portalen und Anbietern in die
Verhandlungen ein.

 * 

5. Arbeitsgruppe Digitaler Neustart

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Ob die Bundesregierung gesetzgeberischen
Handlungsbedarf bei digitalen Themen wie Algorithmentransparenz bei
Vertragsbeziehungen im Internet und Schutz von Gesundheitsdaten sieht,
will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8378) wissen.
Hintergrund ist der Bericht der Arbeitsgruppe "Digitaler Neustart" der
Herbstkonferenz der Justizministerinnen und Justizminister, der nach
Angaben der Fragesteller zumindest in diesen Bereichen solchen
Handlungsbedarf sieht. Sie wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, in welchem Zeitraum mit einer Umsetzung der Vorschläge
der Arbeitsgruppe gerechnet werden kann und mit welchen konkreten
Maßnahmen und Gesetzesvorlagen die Bundesregierung die Vorschläge der
Arbeitsgruppe rechtlich umsetzen und dem Bundestag zuleiten wird.
Weitere Fragen betreffen die Frage eines eigenständigen
"Dateneigentums", welches unabhängig vom Eigentum am Datenträger
existiert, und die Verantwortung für Folgen der Künstlichen
Intelligenz.

 * 

6. Einflussnachme von Interessenvertretern

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion Die Linke hat zwei weitere Kleine
Anfragen (19/8363, 19/8366) zum Thema Einflussnahme von
Interessenvertretern auf Gesetzentwürfe der Bundesregierung gestellt.
Dabei handelt es sich um den Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 5. Juli 2017 über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die
finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug
(Bundesratsdrucksache 9/19) und den Entwurf eines Gesetzes zur
Verbesserung der Information über einen Schwangerschaftsabbruch
(Bundesratsdrucksache 71/19). Grundsätzlich seien der Austausch der
Bundesregierung mit externen Dritten wichtig, und deren Positionen
sollten auch berücksichtigt werden, schreiben die Fragesteller. Dies
müsse nur für den Bundestag als Gesetzgebungsorgan und nicht zuletzt
auch für die Öffentlichkeit ersichtlich sein. Davon ausgehend fragen
die Abgeordneten detailliert unter anderem nach eingegangenen
Stellungnahmen, Kriterien der Beteiligung von Interessenvertretern an
der Verbändeanhörung, der Übernahme von Regelungsvorschlägen sowie
nach Kontakten von Vertretern der Bundesregierung mit externen Dritten
im Zusammenhang mit den Gesetzesvorschlägen.

 * 

7. Ressourceneinsatz bei Digitalstrategie

Ausschuss Digitale Agenda/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über den
Ressourceneinsatz der Bundesregierung bei der Implementierung der
Umsetzungsstrategie "Digitalisierung gestalten" (19/5810). In einer
Kleinen Anfrage (19/8398) will sie die Bezeichnung sowie die Aufgaben
der Referate, Stäbe und anderen Arbeitseinheiten in den einzelnen
Bundesministerien erfahren, die sich mit dem Thema Digitalisierung
beschäftigen. Zudem möchten die Abgeordneten wissen, wie viele
Planstellen und Ansprechpartner für Digitalisierung in den Ministerin
jeweils benannt sind und welche Projekte, Vorhaben und Maßnahmen in
den Jahren 2018, 2019 und 2020 initiiert wurden bzw. geplant werden.

 * 
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1. Stiftung Forum Recht kommt in Gang

2. Grünes Licht für Starke-Familien-Gesetz



1. Stiftung Forum Recht kommt in Gang

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat
auf seiner 42. Sitzung am Mittwoch den Gesetzentwurf von CDU/CSU, SPD,
FDP und Bündnis 90/Die Grünen zur Errichtung der "Stiftung Forum
Recht" (19/8263) mit großer Mehrheit zur Annahme empfohlen. Im
Entwurf, über den am Freitag im Plenum abgestimmt werden soll, heißt
es, mit der Errichtung der Stiftung solle der Wert und die Bedeutung
des Rechtsstaats stärker im Bewusstsein der Bevölkerung verankert
werden. In Karlsruhe soll danach eine selbstständige Stiftung
geschaffen und in Leipzig ein Standort eingerichtet werden. Die
Eröffnung ist für 2026 geplant.

In der Debatte lehnten lediglich Abgeordnete der AfD das Gesetz ab, da
die dafür erforderlichen Mittel aus ihrer Sicht besser für die
Einstellung dringend benötigten zusätzlichen Personals eingesetzt
werden sollten. Ein Antrag der Fraktion Die Linke, das Kuratorium der
Stiftung zu erweitern, wurde abgelehnt. Die Linke gehört nicht zu den
einbringenden Fraktionen, unterstützt den Entwurf aber. Der Ausschuss
beschloss die Durchführung eines erweiterten Berichterstattergesprächs
zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2017/1371
über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen
Interessen der EU gerichtetem Betrug (19/7886) am 8. April 2019. Für
solche Gespräche können die Fraktionen jeweils einen Gutachter
benennen. Sie sind nicht öffentlich, und es wird kein Protokoll
geführt.

Ausführlich diskutierte das Gremium den Vorschlag für eine Richtlinie
des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz von Personen,
die Verstöße gegen das Unionsrecht melden (KOM(2018)218 endg.;
Ratsdok.-Nr. 8713/18). Der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesjustizministerium, Christian Lange (SPD), erläuterte den von
Vertretern der EU-Staaten und des Europaparlaments erreichten
Kompromiss bezüglich der internen und externen Meldewege für
Hinweisgeber, der dem Anliegen Deutschlands Rechnung trage.
Deutschland begrüße den Kern der Richtlinie, nämlich den Schutz von
Hinweisgebern zu verbessern, habe aber an der Abstimmung nicht
teilgenommen, da die Meinungsbildung innerhalb der Bundesregierung aus
Zeitgründen nicht abgeschlossen gewesen sei. Lange gab zudem einen
Überblick über die Ergebnisse des Rats Justiz und Inneres der
Ressortchefs der EU-Mitgliedstaaten Anfang März. Themen seien unter
anderem die e-Evidence- und Hinweisgeber-Richtlinien sowie Künstliche
Intelligenz gewesen.

Breiten Raum In der vom Ausschussvorsitzenden Stephan Brandner (AfD)
geleiteten, knapp dreistündigen Sitzung nahm die Diskussion über die
Antwort des Bundesjustizministeriums auf die Frage der FDP-Fraktion
über die Umstände der Besetzung der Referatsleiterstelle im
Bundesjustizministerium für das Projekt "Pakt für den Rechtsstaat"
ein. Die Ausführungen von Staatssekretär Lange und einer
Abteilungsleiterin aus dem Ministerium zu kritischen Nachfragen aus
fast allen Fraktionen fielen allerdings nicht befriedigend aus, wie es
der FDP-Abgeordnete Jürgen Martens zusammenfasste. Lange erklärte, für
die Einstellung eines Bewerbers aus dem SPD-Vorstand im vergangenen
Jahr seien alle Voraussetzungen gegeben gewesen, und der Personalrat
habe keine Einwände erhoben. Für die SPD bezeichnete Johannes Fechner
die Vorwürfe der Opposition als "überzogen". Das Thema werde
aufgeblasen und für den Wahlkampf benutzt.

Auf Einladung der Koalitionsfraktionen gab Klaus Müller, Vorstand
Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. (vzbv), eine Einschätzung der
Arbeit der Bundesregierung in der laufenden Legislaturperiode. Aus
Verbrauchersicht ging er auf die entsprechenden Inhalte des
Koalitionsvertrages ein und bezeichnete die Einführung der
Musterfeststellungsklage als bislang wichtigstes Ergebnis. Der Verband
habe inzwischen die Erwiderung von VW auf seine Klage im Namen
betrogener Autokäufer erhalten und sei optimistisch, was das weitere
Verfahren betreffe. Weitere wichtige Themen aus dem Bereich des
Ministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz seien die Kontrolle
großer Online-Plattformen, die Verbraucherbildung und eine verbesserte
Produkthaftung mit Blick auf neue digitale Produkte. Müller bedankte
sich für die Unterstützung der Arbeit des Verbandes durch die Politik.
Der Ausschuss stimmte ferner über eine Reihe von Gesetzentwürfen,
Anträgen und Vorlagen ab, bei denen er nicht federführend ist.

Zu Beginn der Sitzung begrüßte der Ausschussvorsitzende Brandner den
SPD-Abgeordneten Florian Post als neues Mitglied des Gremiums. Er
folgt seiner ausgeschiedenen Fraktionskollegin Marianne Schieder nach.

 * 

2. Grünes Licht für Starke-Familien-Gesetz

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Der Familienausschuss hat den Weg frei gemacht für
das sogenannte Starke-Familien-Gesetz zur Neugestaltung des
Kinderzuschlags und des Bildungs- und Teilhabepakets. Mit den Stimmen
der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion nahm der Ausschuss am Mittwoch die
Gesetzesvorlage (19/7504) von Bundesfamilienministerin Franziska
Giffey (SPD) in einer durch den Ausschuss geänderten Fassung gegen das
Votum der FDP- und der Linksfraktion an. Die Fraktionen der AfD und
von Bündnis 90/Die Grünen enthielten sich der Stimme. Den von den
Koalitionsfraktionen vorgelegten Änderungsantrag zum Gesetzesentwurf
nahm der Ausschuss ohne Gegenstimmen bei Enthaltung der AfD und der
FDP an. Die Anträge der Grünen zur automatischen Auszahlung des
Kinderzuschlags (19/1854) und zur Teilhabe von Kindern (19/7451)
lehnte der Ausschuss mit der Stimmenmehrheit der Koalitionsfraktionen
ab.

Die Oppositionsfraktionen begrüßten übereinstimmend zwar einerseits
die Erhöhung des Kinderzuschlags und der Leistungen nach dem Bildungs-
und Teilhabepaket, bezeichneten diese jedoch insgesamt als nicht
ausreichend. Zudem werde der zu hohe bürokratische Aufwand bei der
Beantragung der Leistungen dazu führen, dass weiterhin der Großteil
der anspruchsberechtigten Familien nicht in deren Genuss kommen werde.
Die Koalitionsfraktionen wiesen diese Kritik zurück. In ihrem
Änderungsantrag hätten sie verschiedene Kritikpunkte und Anregungen
des Bundesrates und aus der öffentlichen Anhörung des Ausschusses über
die Gesetzesvorlage aufgenommen. Die Beantragung und Bewilligung der
Leistungen werde dadurch entbürokratisiert.

Das Starke-Familien-Gesetz sieht eine Erhöhung des Kinderzuschlags zum
1. Juli 2019 von derzeit maximal 170 pro Monat und Kind auf 185 Euro
vor. Zudem wird das Einkommen der Kinder - wie zum Beispiel
Unterhaltszahlungen oder Ferien- und Aushilfsjobs - den Kinderzuschlag
nur noch zu 45 Prozent statt wie bisher zu 100 Prozent mindern. Die
ursprünglich im Gesetzesentwurf vorgesehene 100-Euro-Grenze für diese
Regelung strich der Ausschuss durch den angenommen Änderungsantrag.

Zum 1. Januar 2020 soll dann die sogenannte Abbruchkante, an der der
Kinderzuschlag bislang schlagartig entfällt, wegfallen. Zusätzliches
Einkommen der Eltern soll den Kinderzuschlag zudem nur noch zu 45
statt 50 Prozent mindern. Ebenso sollen zukünftig Familien den
Kinderzuschlag auch dann erhalten, wenn sie kein Arbeitslosengeld II
beziehen und ihnen mit ihrem Erwerbseinkommen, dem Kinderzuschlag und
dem Wohngeld höchstens 100 Euro fehlen, um die Hilfsbedürftigkeit nach
dem Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II) zu vermeiden. Im Bereich des
Bildungs- und Teilhabepakets sieht das Gesetz eine Erhöhung des
"Schulstarterpakets" von 100 auf 150 Euro pro Monat vor. Zudem
entfallen die Eigenanteile der Eltern für das Mittagessen in
Kindertagesstätten und Schulen sowie für die Schülerbeförderung.
Darüber hinaus sollen die Mittel für Lernförderung zukünftig auch dann
bewilligt werden, wenn die Versetzung eines Schülers nicht unmittelbar
gefährdet ist. Durch den angenommen Änderungsantrag wird zudem der
Betrag für Vereinsmitgliedschaften der Kinder von zehn auf 15 Euro pro
Monat erhöht und pauschal ausgezahlt.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 297

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. März 2019, Redaktionsschluss: 13.18 Uhr

1. Zwei Anhörungen beschlossen

2. Experten debattieren über Wohnungsnot

3. Expertengespräch über Gesundheits-Apps

4. Stellenverlagerung aus Großbritannien

5. Bau und Kosten von Bundesbauten



1. Zwei Anhörungen beschlossen

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch die Durchführung
von zwei öffentlichen Anhörungen beschlossen. Bei der öffentlichen
Anhörung am Montag, den 1. April, geht es um die Stromsteuer. Die
Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung von
Stromsteuerbefreiungen sowie zur Änderung energiesteuerrechtlicher
Vorschriften (19/8037) eingebracht. Damit soll das Gesetz an
EU-Beihilfevorschriften angepasst werden. Außerdem sollen die
Sachverständigen zum Antrag der FDP-Fraktion (19/8268) "Stromsteuer
senken - Bürger entlasten" Stellung nehmen. Die Stromsteuer und soll
nach Vorstellungen der FDP-Fraktion ab 2021 auf das europäische
Mindestmaß abgesenkt werden. Die Finanzierung könne durch steigende
Einnahmen aus dem Emissionshandel, insbesondere aufgrund einer
Ausweitung des Handels auf die Sektoren Verkehr und Wärme, erfolgen.
Nach Angaben der FDP-Fraktion ist Strom für private Haushalte in knapp
20 Jahren um 70 Prozent teurer geworden.

Eine zweite öffentliche Anhörung ist am Montag, den 8. April,
vorgesehen. Grundlage ist der von der Bundesregierung vorgelegte
Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Ausführung der
EU-Prospektverordnung und zur Änderung von Finanzmarktgesetzen
(19/8005), mit dem die Deckungsfähigkeit von deutschen Pfandbriefen
auch nach dem Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union mit
britischen Werten möglich bleiben soll. Das Vereinigte Königreich soll
daher in den Kreis von Drittstaaten aufgenommen werden, in denen
Deckungswerte möglich sind, um den Pfandbriefbanken weiterhin eine
bessere Diversifizierung der Deckungsmasse zu ermöglichen. Zu diesen
Drittländern gehören unter anderem Japan, Kanada, die Schweiz und die
USA.

 * 

2. Experten debattieren über Wohnungsnot

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Ausschuss

Berlin: (hib/fla) Die aktuelle Befassung des Bundestags mit Maßnahmen
gegen die stark zunehmende Wohnungs- und Obdachlosigkeit ist von
Sachverständigen einhellig begrüßt worden. Das zeigte sich bei einer
Anhörung des Ausschusses für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und
Kommunen unter der Leitung von Mechthild Heil (CDU). Die Experten
beurteilten Oppositionsvorschläge zur Behebung der Probleme positiv,
wenn auch nicht immer ausreichend. Einer der zentralen Punkte:
Fristlose Kündigungen wegen Mietschulden könnten durch Zahlung der
Rückstände "geheilt" werden, die oft zeitgleich ausgesprochene
fristgerechte Kündigung eben wegen der ausstehenden Miete aber nicht.

Job-Center lehnten die Übernahme von Mietkosten zur Abwendung der
außerordentlichen Kündigung bisweilen ab - mit dem Hinweis, dass ja
ohnehin die ordentliche Kündigung anstehe. Darauf wies unter anderem
Professor Volker Busch-Geertsema (Gesellschaft für innovative
Sozialforschung und Sozialplanung - GISS) hin. Er sprach auch
spezifische Barrieren an, die Wohnungslosen selbst in entspannten
Wohnungsmärkten den Zugang zu normalem Wohnraum extrem verschärften -
etwa Bonitätsauskünfte oder Vorvermieterbescheinigungen. Die
Betroffenen müssten gezielt Zugänge zur Normalmietverhältnissen
erhalten, zudem - bei Bedarf - mit wohnbegleitender Hilfe. Beides
werde in Finnland als einzigem Land in der EU praktiziert. Dort sei
eine kontinuierliche Reduzierung der Zahl der Wohnungslosen erreicht
worden.

Lars Andre Ehm vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des
Landes Nordrhein-Westfalen beschrieb die Vorreiterrolle seines Hauses
bei der Erstellung einer Wohnungslosenstatistik. Sie ermögliche es,
zielgerichtete Maßnahmen etwa für Frauen mit Kindern oder Betroffene
aus Südosteuropa zu ergreifen. Die meisten Sachverständigen sprachen
sich für eine solche bundeseinheitliche Statistik aus.

Birgit Fix vom Deutschen Caritasverband bezeichnete die angepeilte
Wohngeld-Reform als "zu kurz gesprungen". Das Wohngeld müsse
dynamisiert werden, lautete übereinstimmende Forderung. Fix beklagte,
dass das Menschenrecht auf Wohnung nicht mehr allen gewährt werde. Sie
machte sich stark für eine bundesweite Infrastruktur zur Hilfe auch
schon bei drohender Wohnungslosigkeit - Fachstellen, Notversorgung,
Beratungsangebote.

Uwe Lübking vom Deutschen Städte- und Gemeindebund (DStGB) führte die
Zunahme der Zahl von Wohnungslosen unter anderem auf eine nicht
unerhebliche Zahl von anerkannten Asylbewerbern zurück, die noch in
Gemeinschaftsunterkünften wohnten, da es in den Regionen an
finanzierbaren Wohnungen fehle. Abhilfe hätte hier eine bundesweite
begrenzte Wohnsitzauflage schaffen können, meinte er. Zudem verwies er
auf immer mehr Menschen aus dem EU-Ausland ohne Unterkunft. Dies liege
auch daran, dass sie mit vermeintlich lukrativen Arbeitsangeboten
angelockt worden seien. Er begrüßte die angekündigten Bemühungen der
Bundesregierung, gezielte Maßnahmen gegen illegale Beschäftigung und
Sozialleistungsmissbrauch zu ergreifen.

Sonja Rexhäuser von der Stadt Karlsruhe meinte, wenn Wohnungslosigkeit
nicht verhindert werden könne, habe die Vermittlung von Wohnraum
Vorrang vor einer ordnungsrechtlichen Unterbringung. Dies spare den
Kommunen auch Kosten, beispielsweise im Vergleich mit der
Unterbringung im Hotel. Sie hielt eine Erhöhung der Bundes-Förderung
für den sozialen Wohnungsbau für dringend notwendig. Dadurch könne
preiswerter Wohnraum für breite Bevölkerungsschichten erhalten und neu
gebaut werden. Werena Rosenke (Bundesarbeitsgemeinschaft
Wohnungslosenhilfe) sah in einer Wohnungsnotfallstatistik auf
Bundesebene auch den Nutzen, dass die Öffentlichkeit zu informiert und
so die politische Dringlichkeit der Problematik aufgezeigt werde. Sie
verwies auf die Möglichkeit, im Rahmen von Kooperationsverträgen
zwischen Kommunen und Unternehmen der Wohnungswirtschaft
Gewährleistungen vorzusehen, um die Vermietung von Wohnungen an
Wohnungslose zu fördern.

Lukas Siebenkotten vom Deutschen Mieterbund (DMB) legte dar, dass in
Deutschland jedes Jahr 80.000 bis 100.000 Sozialwohnungen gebaut
werden müssten, um wenigsten die bisherige Anzahl halten zu können.
Tatsächlich würden aber nur 26.000 gebaut. Die Maßnahmen, die die
Bundesregierung beschlossen oder angekündigt habe, reichten mithin bei
weitem nicht aus oder hätten bisher jedenfalls nicht gegriffen. Er
mahnte eine nationale Wohnungsbauoffensive an, an der sich alle drei
staatlichen Ebenen in gleicher Weise beteiligen müssten.

Robert Veltmann (GEBEWO - Soziale Dienste - Berlin) gab sich
überzeugt, der Bund könne mit Blick auf den Wohnungsbau, speziell auf
die Wohnraumversorgung benachteiligter Bevölkerungsgruppen, und auch
mit Blick auf die Sozialgesetzgebung "bessere und wirksamere
Rahmenbedingungen setzen".

Die Linksfraktion schlägt in ihrem Antrag (19/7459) mit dem Titel
"Wohnungs- und Obdachlosigkeit bekämpfen, Zwangsräumungen verhindern"
ein öffentliches Wohnungsbauprogramm im Umfang von zehn Milliarden
Euro vor. Das Wohngeld solle regelmäßig und bedarfsgerecht angepasst,
Leistungen für die Kosten der Unterkunft müssten deutlich erhöht und
Sanktionen für sozial Schwache im Bereich der Wohnungspolitik
gestrichen werden.

Die Grünen fordern in ihrem Antrag (19/7734) unter dem Titel
"Menschenrecht auf Wohnen dauerhaft sicherstellen - Wohnungs- und
Obdachlosigkeit konsequent bekämpfen" ein nationales Aktionsprogramm,
um bis 2030 Obdachlosigkeit in Deutschland zu beseitigen und ihre
Entstehung zu vermeiden. Neben dem Ausbau der Daten- und
Forschungsgrundlage geht es um mehr Geld, mehr sozialen Wohnungsbau
und die Wiedereinführung von Gemeinnützigkeit im Wohnungsbaubereich.

 * 

3. Expertengespräch über Gesundheits-Apps

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Der Gesundheitsausschuss des Bundestages hat sich in
einem Expertengespräch mit Gesundheits-Apps befasst. Dabei machten die
Fachleute am Mittwoch deutlich, dass digitale Anwendungen einen großen
Nutzen für Patienten haben könnten, etwa in der Prävention. Zugleich
wiesen IT-Fachleute auf Risiken hin, falls die Apps nicht ausreichend
gesichert seien und sensible Gesundheitsdaten ausgelesen werden
könnten. Einig waren sich die Fachleute darin, dass die Chancen der
Digitalisierung im Gesundheitsbereich auf jeden Fall genutzt werden
sollten. Der Bundesdatenschutzbeauftragte Ulrich Kelber sagte, die
Digitalisierung im Gesundheitsbereich biete viele Vorteile. Inzwischen
gebe es international mehr als eine Million Anwendungen, nicht immer
in der nötigen Qualität und Sicherheit. Das Vertrauen der Patienten in
die Anwendungen sei jedoch Voraussetzung für das Gelingen. Die Daten
müssten in den richtigen Händen bleiben. Tatsächlich sei derzeit in
vielen Fällen unklar, ob und wie Gesundheitsdaten weiter verwendet
würden, etwa zum Profiling. Intransparenz erschwere die Durchsetzung
von Patienteninteressen.

Auch Ursula Kramer von der Bewertungsplattform HealthOn stellte die
Interessen der Nutzer in den Vordergrund. Die Erwartung in die
Gesundheits-Apps sei groß, allerdings sei Transparenz eine riesige
Herausforderung. Es handele sich um einen weitgehend unregulierten
Markt. Nötig seien ein pragmatisches Prüfsystem und eine Stärkung der
digitalen Kompetenzen der Verbraucher. Nutzer müssten in die Lage
versetzt werden, Apps kompetent auszuwählen. Bislang sei es schwer, an
Informationen zu kommen, zudem kämen die weitaus meisten Apps aus dem
Ausland.

Der Sicherheitsanalytiker Martin Tschirsich von der Firma Modzero
sagte, er habe zahlreiche Gesundheits-Apps geprüft und in den meisten
Fällen teils erhebliche Schwachstellen gefunden. Einige Plattformen
könnten unterwandert und die Daten ausgelesen werden. Hersteller
sollten daher zu mehr Sicherheit verpflichtet werden, zudem wäre eine
Produkthaftung sinnvoll. Tschirsich betonte, in der Abwägung gehe es
nicht um sicher oder unsicher, sondern um Risiken und Restrisiken.
Dass eine hundertprozentige Sicherheit nicht möglich ist, merkte auch
Sebastian Zilch vom Bundesverband Gesundheits-IT (bvitg) an. Die Frage
sei vielmehr, wo die Gesellschaft digital überhaupt hinwolle und wie
mit den Daten umgegangen werde. Nötig sei ein klares Zielbild.

 * 

4. Stellenverlagerung aus Großbritannien

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie viele britische Finanzinstitute im Zusammenhang
mit dem Austritt Großbritanniens aus der EU Arbeitsplätze nach
Deutschland und in andere EU-Länder verlagern wollen, will die FDP
Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8313) von der Bundesregierung
erfahren. Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, ob die
Bundesregierung Presseangaben bestätigen kann, wonach acht große
Finanzinstitute 4.550 Arbeitsplätze aus Großbritannien in die EU
verlagern wollen, zum Beispiel JP Morgan 400 von insgesamt 16.000
Arbeitsplätzen in Großbritannien. Außerdem wird gefragt, welche
Vermögenswerte nach Deutschland übertragen werden sollen.

 * 

5. Bau und Kosten von Bundesbauten

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion erkundigt sich nach einer
Geschäftsbilanz des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung (BBR).
Die Abgeordneten fragen nach der Zahl der Projekte, mit denen das Amt
seit 1990 beauftragt worden ist und nach der Gesamtsumme dieser
Vorhaben. Sie möchten auch wissen, wie hoch die Differenz zwischen
tatsächlichen und prognostizierten Kosten war. In der Kleinen Anfrage
(19/8403) verweisen sie auf einen Medienbericht, nach dem das BBR
überfordert sei. Zugleich solle das Amt mit der Erweiterung des
Kanzleramts betraut worden sein, einem Projekt, das nach derzeitigen
Schätzungen 460 Millionen Euro kosten soll.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. März 2019, Redaktionsschluss: 12.29 Uhr

1. Ruhebezüge von Bundespräsidenten

2. Entwidmung von Bahnstrecken

3. Vorstellung des EFI-Gutachtens

4. Zukunftstechnologie Holographie fördern

5. Linke gegen Förderung von LNG-Terminal

6. Programme zur Weltraumsicherheit



1. Ruhebezüge von Bundespräsidenten

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat am Mittwoch einen
Gesetzentwurf der AfD-Fraktion zur Neuregelung der Ruhebezüge des
Bundespräsidenten (19/5490) mit den Stimmen aller anderen Fraktionen
abgelehnt. In der Vorlage führt die AfD-Fraktion aus, dass ein
Bundespräsident a.D. derzeit eine lebenslange Alimentierung in Höhe
von mehr als 220.000 Euro pro Jahr erhalte. Dabei sehe das Gesetz über
die Ruhebezüge des Bundespräsidenten bislang keine Regelungen zur
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder einer sonstigen Beschäftigung im
Anschluss an das Ausscheiden aus dem Amt vor. Nach dem Willen der
AfD-Abgeordneten sollen die Höhe des sogenannten Ehrensoldes gemäß der
ursprünglichen Gesetzeslage aus dem Jahre 1953 auf die Hälfte der
Dienstbezüge festgeschrieben und Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen
künftig mit dem Ehrensold verrechnet werden.

Im Ausschuss hob die AfD-Fraktion hervor, dass es einen Konsens gebe,
bei den Ruhebezügen eines Bundespräsidenten Änderungsbedarf zu sehen.
Ein dauerhafter Bezug der vollen Amtsbezüge sei nicht angemessen. Die
CDU/CSU-Fraktion argumentierte, es sei zwar richtig, dass man sich um
die Ausgaben kümmern müsse. Ebenso müsse aber auch der Respekt vor dem
Amt des Staatsoberhaupt gewahrt werden, wozu die AfD-Vorlage nichts
sage. Die SPD-Fraktion verwies darauf, dass die AfD die erste Lesung
des Gesetzentwurfes zu Attacken gegen den amtierenden
Bundespräsidenten genutzt habe. Für eine Instrumentalisierung der
Frage zu parteipolitischen Zwecken sei man aber nicht zu haben. Die
FDP-Fraktion hielt der AfD vor, mit ihrem Vorstoß demokratische
Institutionen lächerlich machen zu wollen. Auch die Fraktion Die Linke
sah zwar Änderungsbedarf, betonte aber, dass es der AfD nur um eine
Auseinandersetzung mit dem amtierenden Bundespräsidenten gehe. Ähnlich
äußerte sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die eine sachliche
Diskussion über die Frage des Ruhebezüge von Bundespräsidenten
anmahnte.

 * 

2. Entwidmung von Bahnstrecken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Verkehrsausschuss hat am Mittwoch einen Antrag
der Fraktion Die Linke (19/7907) mit der Forderung, grundsätzlich
keine weitere Entwidmung von Bahnstrecken und keinen weiteren Verkauf
von Bahngrundstücken und -immobilien im deutschen Bahnnetz zuzulassen,
abgelehnt. Neben der Linksfraktion stimmten lediglich die Grünen für
die Vorlage. Die Fraktionen von CDU/CSU, SPD, AfD und FDP lehnten den
Antrag hingegen ab. Ein Änderungsantrag der AfD-Fraktion zu dem Antrag
der Linksfraktion fand ebenfalls keine Mehrheit. Darin wurde unter
anderem ein jährlicher Bericht über die entwidmeten Bahnstrecken und
Bahngrundstücke gefordert. Die Vorlage der AfD-Fraktion wurde mit den
Stimmen aller anderen Fraktionen abgelehnt.

In der Begründung zum Antrag der Linksfraktion heißt es, für einen
wachsenden Bahnverkehr, für den sich auch Union und SPD in ihrem
Koalitionsvertrag ausgesprochen hätten, werde auch mehr Infrastruktur
benötigt. In den letzten Jahrzehnten sei jedoch Eisenbahninfrastruktur
in Qualität und Quantität erheblich abgebaut worden. "Dieser Trend
muss umgekehrt werden", fordern die Abgeordneten. Während der Debatte
im Ausschuss verwies der Vertreter der Unionsfraktion darauf, dass das
Schienennetz im Jahr 2018 das zweite Jahr in Folge gewachsen sei.
Insofern sei eine Umkehr des Trends schon jetzt zu erkennen. Was den
Verkauf von Bahnhöfen angeht, so habe dies in vielen Fällen dazu
geführt, dass sich die Situation für Fahrgäste verbessert habe, sagte
der Unionsvertreter. Die tatsächlichen Entwicklungen seien also
anders, als von der Linksfraktion in ihrem Antrag dargestellt. Im
Allgemeinen Eisenbahngesetz seien die Vorschriften hinsichtlich der
Umwidmung von Eisenbahn-Infrastruktur eindeutig geregelt, sagte der
Vertreter der SPD-Fraktion. Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) gehe mit den
Regelungen sehr sorgfältig um. Darin enthalten sei auch die
Gewährleistung der Rückbaufähigkeit bei einer Streckenstilllegung.

Die Entwidmung von Bahnstrecken und Bahngrundstücken sollte nach
Möglichkeit vermieden werden, sagte der AfD-Vertreter. Dazu müssten
die Kriterien für die Entbehrlichkeit von Strecken streng formuliert
und ausgelegt werden, forderte er. Aus Sicht der FDP macht es keinen
Sinn, jede Strecke zu erhalten. Das Vorhaben der Linksfraktion raube
jegliche Flexibilität, die nötig sei, um eine vernünftige
Infrastrukturentwicklung zu machen, sagte der Fraktionsvertreter. Der
Schutz der Bahnflächen, auch wenn sie aktuell nicht betrieben würden,
sei wichtig, hieß es von Seiten der Linksfraktion. Seien - etwa in
Berlin - die Flächen mit Häusern bebaut, könnten auch künftig dort
keine innerstädtischen Schienengüterverladungen stattfinden, sagte die
Fraktionsvertreterin. Die Folgen des Rückbaus der
Schieneninfrastruktur sind nach Aussage des Vertreters der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen schon jetzt spürbar. Noch nie seien so viele
Züge wie derzeit unterwegs, aber eben auf einer geschrumpften
Infrastruktur. Das erhöhe den Verschleiß. Zugleich erschwere es die
Sanierung der Bestandsstrecken, weil Ausweichstrecken während der
Sanierung kaum vorhanden seien.

 * 

3. Vorstellung des EFI-Gutachtens

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) "Es ist gut, dass sich die Bundesregierung erneut zu
dem Ziel bekennt, bis 2025 Mittel in Höhe von 3,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts für Forschung und Entwicklung (FuE)
aufzuwenden." Das sagte Professor Dietmar Harhoff, Direktor
Max-Planck-Instituts für Innovation und Wettbewerb und Vorsitzender
der EFI-Kommission bei der Vorstellung des EFI-Gutachtens (19/8400)
vor dem Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung.
Das Gutachten präsentieren die Experten einmal im Jahr zu Forschung,
Innovation und technologischer Leistungsfähigkeit. Harhoff betonte,
die große Bedeutung der neuen Hightech-Strategie 2025 (HTS) in die das
3,5-Ziel eingebettet ist. Er unterstrich aber auch, dass die derzeit
budgetierten Mittel der HTS mit denen Spitzeninnovationen gefördert
werden sollen, nicht ausreichen. Harhoff unterstrich zudem die
Bedeutung der Künstlichen Intelligenz (KI) für die Zukunft und machte
das an einer Zahl deutlich: Wenn der Bereich der KI wirklich
vorangetrieben werde, dann könnte Deutschland allein durch KI im Jahr
2030 das Bruttoinlandsprodukt um zehn Prozent steigern. "Da sieht man
das Potential", sagte Harhoff.

Es sei gut, dass die Bundesregierung eine Strategie zu KI vorgelegt
habe, allerdings bleibe die zu vage und müsse konkretisiert werden.
Zudem müsse über die Herausforderung im ethischen Bereich diskutiert
werden. Bei den Förderstrukturen der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG), der wichtigsten Forschungsförderorganisation Deutschlands,
regte er an zu prüfen, ob die hohe Gewichtung strukturbildender
Förderformate nicht zugunsten einer Stärkung der Förderung von
Einzelprojekten korrigiert werden soll.

Auch ging Harhoff auf Blockchain-Technologie ein, die ermöglicht,
Daten unveränderbar und fälschungssicher digital zu speichern und zu
übertragen. Deutschland befinde sich in einer guten Position, um die
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Potenziale dieser Technologien
auszuschöpfen. Es sei sinnvoll, die Weiterentwicklung von 
Blockchain-Technologien mit einem flexiblen Regulierungsrahmen - beispielsweise
in Form von Reallaboren - voranzutreiben. Reallabore sind
Kooperationen zwischen Wissenschaft und Zivilgesellschaft, bei der das
gegenseitige Lernen in einem experimentellen Umfeld im Vordergrund
steht. Dabei kommen Wissenschaftler und Praktiker zusammen, um auf
Basis eines gemeinsamen Problemverständnisses wissenschaftlich und
sozial robuste Lösungen zu erarbeiten und auszuprobieren. Der
Bedeutung der Digitalisierung der deutschen Hochschulen werde zwar
eine große Bedeutung beigemessen, diese spiegele sich aber noch nicht
im erreichten Stand der Digitalisierung wider, monierte Harhoff. Die
Expertenkommission sieht an den Hochschulen daher deutliche
Entwicklungspotenziale, vor allem in den Bereichen Lehre und
Verwaltung. Zudem müsste man über eine höhere Besoldung von
IT-Fachleuten an Universitäten nachdenken. "Der Markt ist strapaziert,
es ist schwer geeignete Leute zu finden", sagte Harhoff.

Professor Monika Schnitzer von der Ludwig-Maximilians-Universität
München und stellvertretende Vorsitzende der EFI-Kommission, machte
auf die große Bedeutung der Start-up Szene aufmerksam. Allerdings sei
die räumlich sehr auf die Metropolen, vor allem Berlin und München,
konzentriert. Start-ups in Deutschland hätten - insbesondere in der
Wachstumsphase - noch immer Probleme, genügend Wagniskapital zu
bekommen. Zudem ging Monika Schnitzer auf die Herausforderungen der
Energiewende ein und erinnerte daran, dass Deutschland sich dem Ziel
verpflichtet habe, die Erderwärmung auf maximal 2 Grad zu begrenzen.
Somit müssen im Jahr 2050 etwa 80 bis 95 Prozent der CO2 Ausstoßes in
Deutschland eingespart werden und bis 2020 immerhin 40 Prozent.
Erreicht würden im kommenden Jahr allerdings nur 32 Prozent. "Das ist
eine deutliche Diskrepanz", sagte Schnitzer. Um die Energiewende voran
zu treiben, sollten Abgaben und Umlagen auf Energie über alle
Wirtschaftssektoren hinweg an der Klimaschädlichkeit und dem
CO2-Gehalt von Energieträgern ausgerichtet werden.

 * 

4. Zukunftstechnologie Holographie fördern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Holographie gilt als eine der kommenden
Zukunftstechnologien. Das schreibt die FDP in ihrem Antrag (19/8491).
Unter Hologrammen werde eine Form der Darstellung verstanden, bei der
Bilder über ein halb transparentes Medium angezeigt werden. Häufig
erscheine es, als ob die Bilder in der Luft schweben. Besonders
wichtig sei die Technologie, wenn die Möglichkeit bestehe, Hologramme
direkt an Objekten anzuzeigen, an denen Information notwendig sind,
aber klassische Darstellungsformen (zum Beispiel Hardware wie
Bildschirme, Papier usw.) nicht in Frage kommen. Mit holographischen
Head-Mounted-Displays könne man heute schon dreidimensionale
holographische Inhalte darstellen, als ob sie eine Präsenz im Raum
hätten. Die Holographie- sowie Ultraschalltechnologie ermöglichten es
zukünftig, Lern-,Lehr- und Arbeitskonzepte für Kleinkinder, Schüler,
Auszubildende, Studenten und Arbeitnehmer komplett anders zu
gestalten. Naturwissenschaftliche Fächer wie Physik oder Biologie
könnten genauso sensorisch erfahrbar gemacht werden wie OP-Säle für
angehende Mediziner. Schule würde ein komplett neues Lern-und
Lehrerlebnis werden. Die FDP fordert die Bundesregierung auf,
Holographie als bedeutende Zukunftstechnologie anzuerkennen und
Forschung und Entwicklung in Deutschland zu ermöglichen und geeignete
Rahmenbedingungen zu schaffen. Zudem sollen holographische
Technologien in den Arbeitsalltag integriert werden.

 * 

5. Linke gegen Förderung von LNG-Terminal

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) In der Diskussion um einen Infrastrukturausbau für
das Flüssiggas LNG hat sich die Fraktion Die Linke gegen die
Verwendung öffentlicher Mittel ausgesprochen. In einem Antrag
(19/8512) fordern die Abgeordneten die Bundesregierung auf, keine
Gesetzesänderungen vorzulegen oder Verordnungen zu erlassen, die zu
einer Verwendung öffentlicher Mittel zum Bau und Betrieb von
Flüssiggas-Import-Infrastrukturen oder zur indirekten Finanzierung
über Netzentgelte führen. Bei der Vorlage des Bundeshaushalts sollten
die Förderung von LNG-Terminals zum Flüssiggasimport und
entsprechender Infrastruktur ausgeschlossen und bereits bewilligte
Mittel gesperrt werden. Es sei ein energie- und klimapolitischer
Irrweg, mit öffentlichen Mitteln LNG-Flüssiggas-Terminals für den
Gasimport zu subventionieren, heißt es zur Begründung.

 * 

6. Programme zur Weltraumsicherheit

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Aktivitäten im Bereich der Weltraumsicherheit
geht es in einer Kleinen Anfrage (19/8376) der AfD-Fraktion. Die
Abgeordneten möchten wissen, was die Bundesregierung vor drei Jahren
unternommen hat, um die Finanzierungslücke beim geplanten AIM-Programm
zu überwinden. Mit dem Programm sollte eine Technik zur Abwehr von
Asteroiden entwickelt werden, es fand nicht genug Geldgeber. In der
Kleinen Anfrage (19/8376) möchten die Abgeordneten außerdem erfahren,
wie sich die Bundesregierung zu eventuellen Nachfolgeprojekten
positioniert.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen
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1. Steuerhinterziehung bleibt Herausforderung

2. Mehr Teilhabe am politischen Geschehen

3. Parlamentsabkommen mit Frankreich

4. Umsetzung der Armenier-Resolution

5. Inhaftierte Deutsche im Ausland

6. FDP fragt nach Tornado-Nachfolge

7. AfD-Anfrage zu Genderprojekt

8. Stand zum Deutschlandstipendium



1. Steuerhinterziehung bleibt Herausforderung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Die Digitalisierung und Globalisierung der
Weltwirtschaft stellt nach Ansicht von Christian von Haldenwang vom
Deutschen Institut für Entwicklungspolitik (DIE) die Bekämpfung
illegaler Finanzströme sowie aggressiver Steuerplanung und
Steuervermeidung vor große Herausforderungen. Mit Steuerquoten von
unter 20 Prozent in manchen Entwicklungsländern sei "kein Staat zu
machen", sagte Haldenwang am Mittwochmorgen im Ausschuss für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Es sei daher
notwendig, über neue Leitplanken im internationalen Steuersystem
nachzudenken, aber auch den internationalen Informationsaustausch zu
verbessern, die technischen Voraussetzungen in den Entwicklungsländern
zu stärken und international einheitliche Standards für
Steuererleichterungen zu schaffen. Ein möglicherweise effektives
Mittel sei auch die Einführung einer weltweiten Minimalsteuer.

Die Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), Maria
Flachsbarth (CSU), betonte, die Bundesregierung helfe in den
Partnerländern der deutschen Entwicklungszusammenarbeit dabei, die
technischen und personellen Kapazitäten der Steuerverwaltungen zu
stärken. Dort fehle es häufig an qualifiziertem Personal sowie der
notwendigen IT-Infrastruktur. Außerdem unterstütze das BMZ
investigative Journalisten, die über Steuerhinterziehung und
-vermeidung recherchierten. Wie wichtig deren Arbeit sei, habe die
Veröffentlichung der Panama und Paradise Paper gezeigt.

 * 

2. Mehr Teilhabe am politischen Geschehen

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt die Forderung
nach mehr Möglichkeiten der Teilhabe am politischen Geschehen. In der
Sitzung am Mittwochmorgen beschlossen die Abgeordneten daher
einstimmig, eine dahingehende Petition dem Bundeskanzleramt "als
Material" zu überweisen sowie sie den Fraktionen des Bundestages zur
Kenntnis zu geben. Mit der Petition wird die Schaffung einer
Beteiligungsplattform für alle veröffentlichten Gesetzentwürfe der
Bundesregierung gefordert. Diese solle der transparenten Beteiligung
von Bürgern und Verbänden dienen. Zu den Ergebnissen dieser
Beteiligung soll die Bundesregierung anschließend Stellung nehmen.

Zur Begründung seiner Eingabe führt der Petent an, dass die
Politikverdrossenheit in Deutschland zugenommen habe. Die Bürger
fühlten sich nicht in der Lage, am politischen Diskurs teilzunehmen.
Schon vor Jahren habe sich die Bundesregierung entschieden,
Gesetzentwürfe von Fall zu Fall vorab zu veröffentlichen, schreibt der
Petent. Dies sei bisher aber nur im Nachgang geschehen. Eine
rechtzeitige Partizipation am Entstehungsprozess sei so nicht möglich
gewesen. In der Petition wird weiterhin auf den Koalitionsvertrag von
CDU/CSU und SPD verwiesen, in dem die Schaffung einer
Beteiligungsplattform angekündigt werde. Der Bundestag, so fordert der
Petent, müsse die Bundesregierung mit der Umsetzung dieser
Vereinbarung explizit beauftragen und dafür eine angemessene Frist
setzen.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung schreibt der
Petitionsausschuss unter Einbeziehung der seitens der Bundesregierung
aufgeführten Aspekte, dem Bundestag wie auch der Bundesregierung seien
"Transparenz über und Teilhabe am politischen Geschehen ein großes
Anliegen". Die Bundesregierung habe unter anderem im Dezember 2016 die
Teilnahme an der Open Government Partnership (OGP) eingeleitet und
setze sich damit für mehr Transparenz, Partizipation und
Zusammenarbeit ein. Was das genannte Vorhaben des Koalitionsvertrages
angeht, so sind Bundestag und Bundesregierung der Vorlage entsprechend
bestrebt, dies zügig umzusetzen. Zunächst sei aber die
Entscheidungsfindung hinsichtlich einer einheitlichen Veröffentlichung
von Gesetzentwürfen und Stellungnahmen aller Bundesministerien
notwendig. "Dies ist nach Aussage der Bundesregierung derzeit noch
nicht abgeschlossen", heißt es in der Beschlussempfehlung. Daher
könnten auch noch keine Aussagen zur möglichen Umsetzung oder zu
konkreten Maßnahmen seitens der Bundesregierung gemacht werden.

Die mit dieser Entscheidungsfindung zusammenhängende Frage der
Realisierung einer Beteiligungsplattform ziehe zudem rechtliche,
technische, haushälterische und organisatorische Herausforderungen
nach sich, die zunächst zu klären seien. Hier werde perspektivisch
eine Umsetzung angestrebt, schreibt der Petitionsausschuss. Ob und in
welcher Form eine wie vom Petenten vorgeschlagene Möglichkeit der
einfachen Übermittlung von Äußerungen von außen an eine Kontaktadresse
einen umsetzbaren Schritt darstellen könne, werde durch die
Bundesregierung ebenfalls geprüft, heißt es in der Vorlage weiter.
Auch hier seien, organisatorische, rechtliche und politische Fragen zu
klären. Der Petitionsausschuss machte deutlich, dass er das Anliegen
des Petenten "im Grundsatz" teilt.

Damit die Petition in die angesprochenen Überlegungen und Initiativen
einbezogen werden kann, empfehlen die Abgeordneten dem Bundestag, die
Petition als Material zu überweisen. Da sie aus Sicht des Ausschusses
als Anregung für eine parlamentarische Initiative geeignet erscheint,
solle sie zudem den Fraktionen zur Kenntnis gegeben werden.

 * 

3. Parlamentsabkommen mit Frankreich

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis
90/Die Grünen setzen sich für eine verstärkte parlamentarische
Zusammenarbeit Deutschlands und Frankreichs ein. In einem gemeinsamen
Antrag (19/8540) empfehlen die Abgeordneten, die auf
Bundestagsdrucksache 19/6220 vorgelegte Fassung des
Deutsch-Französischen Parlamentsabkommens anzunehmen, das die
Deutsch-Französische Arbeitsgruppe des Deutschen Bundestages und der
Assemblée nationale ausgearbeitet haben. Mit dem Abkommen sollen die
bilaterale parlamentarische Zusammenarbeit institutionalisiert und die
deutsch-französischen Beziehungen vertieft werden. Anlässlich des 55.
Jahrestages der Unterzeichnung des Vertrages über die
deutsch-französische Zusammenarbeit (Élysée-Vertrag) hatten am 22.
Januar 2018 der Bundestag und die Assemblée nationale die Erarbeitung
des Abkommens in Auftrag gegeben.

Wie aus dem Entwurf hervorgeht, soll eine Deutsch-Französische
Parlamentarische Versammlung gegründet werden, die aus jeweils 50
Mitgliedern beider Parlamente besteht. Die Versammlung soll mindestens
zwei Mal im Jahr öffentlich tagen, abwechselnd in Deutschland und
Frankreich. Die Versammlung soll dem Entwurf zufolge unter anderem die
internationalen und europäischen Angelegenheiten von gemeinsamem
Interesse begleiten, insbesondere die gemeinsame Außen-, Sicherheits-
und Verteidigungspolitik. Das Abkommen und der überfraktionelle Antrag
stehen heute auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums.

 * 

4. Umsetzung der Armenier-Resolution

Auswärtiges/Große Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der "Umsetzung der Bundestagsresolution zum
Völkermord an den Armeniern" erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer
Großen Anfrage (19/8355). Die Abgeordneten werfen darin der
Bundesregierung das Ausbleiben einer "unmissverständlichen Bezeichnung
der Verbrechen des Osmanischen Reiches als Genozid" vor. So seien
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU), der damalige Vizekanzler Sigmar
Gabriel (SPD) und der damalige Außenminister Frank-Walter Steinmeier
(SPD) der Abstimmung zu einem gemeinsamen Antrag der Fraktionen von
CDU/CSU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen (18/8613) ferngeblieben, in dem
die Erinnerung an den Völkermord an den Armeniern im Mittelpunkt
gestellt wurde.

Die AfD-Fraktion möchte nun unter anderem wissen, ob sich die
Bundesregierung den Begriff des Völkermordes in diesem Zusammenhang zu
eigen macht und sich hinter die Resolution stellt, "insbesondere
hinter die Aufforderung, zur breiten öffentlichen Auseinandersetzung
beizutragen sowie die türkische Seite zu ermutigen, sich mit der
Vertreibung und Vernichtung der Armenier auseinanderzusetzen". Gefragt
wird auch, welche Ministerien und nachgeordneten Behörden mit welchem
Aufwand und welchen Mitteln mit der Umsetzung der Armenier-Resolution
befasst sind und welche Pläne für den kommenden 24. April bestehen, an
dem jährlich des Beginns der Deportationen der armenischen Minderheit
im Osmanischen Reich gedacht wird. Außerdem interessiert die
Abgeordneten, wie die Bundesregierung einen Artikel des türkischen
Strafgesetzbuches bewertet, nach dem Personen in der Türkei wegen
"Beleidigung der türkischen Nation" belangt werden könnten, die sich
für die Anerkennung des Völkermords an den Armeniern einsetzen würden.

 * 

5. Inhaftierte Deutsche im Ausland

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Derzeit sind nach Kenntnis der Bundesregierung 1.671
deutsche Staatsangehörige im Ausland inhaftiert, die auf ihren Wunsch
von deutschen Auslandsvertretungen konsularisch betreut werden (Stand:
1. Januar 2019). Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/8353) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/7996) hervor.
Die meisten Häftlinge werden demnach in Spanien (254), in den
Vereinigten Staaten von Amerika (156), Frankreich (114), Polen (74),
Österreich (54), Türkei (50), Großbritannien (49), Schweiz (48),
Thailand (39) und Italien (34) konsularisch betreut. Zur Zahl der
darunter befindlichen möglicherweise aus politischen Gründen
Inhaftierten seien keine verlässliche Aussagen zu treffen, da die
Bundesregierung nicht in allen Fällen Kenntnis vom konkreten
Tatvorwurf erhalte, heißt es unter Verweis auf die Antwort (19/543)
auf eine frühere Kleine Anfrage (19/404) der AfD-Fraktion. Zudem seien
belastbare Einschätzungen zu möglichen politischen Gründen der
Inhaftierung nur in Ausnahmefällen möglich.

 * 

6. FDP fragt nach Tornado-Nachfolge

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über einen
Nachfolger für das Kampfflugzeug Tornado. In einer Kleiner Anfrage
(19/8311) will sie unter anderem wissen, für welchen Zeitpunkt bei
Indienststellung des Tornados im Jahr 1981 seiner Außerdienststellung
geplant war und aus welchen Gründen beschlossen wurde, die
Außerdienststellung bis 2035 zu verschieben. Zudem möchte sie
erfahren, welche jährlichen Kosten durch die Verlängerung der
Nutzungsdauer entstehen werden und welche Planungen bezüglich der
Beschaffung eines neuen Kampfflugzeuges als Brückenlösung bis zu
Realisierung des geplanten deutsch-französischen Systems FCAS (Future
Combat Air System) bestehen.

 * 

7. AfD-Anfrage zu Genderprojekt

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Unter dem Projektnamen "KRisE der
GeschlechterVERhältnisSE? Anti-Feminismus als Krisenphänomen mit
gesellschaftsspaltendem Potenzial" (REVERSE) fördert die
Bundesregierung mit einer Summe von knapp einer Million Euro ein
Projekt, das die Kritik an der Genderkritik analysiert. Das schreibt
die AfD in ihrer Kleinen Anfrage (19/8220). Unter dem Titel "Genderism
is junk science! Gender studies as object of academic criticism and
hate speech" seien mittlerweile erste Ergebnisse des Projekts
vorgestellt worden. Die AfD möchte gerne wissen, aufgrund welcher
Überlegungen die Bundesregierung zu dem Entschluss gekommen ist, das
Projekt mit einer Summe von 975.000 Euro am Zentrum für Gender Studies
und feministische Zukunftsforschung (ZGS) an der Universität Marburg
zu fördern. Ferner fragt die AfD, ob die Bundesregierung verbindlich
definieren kann, was unter "Feminismus" und "Anti-Feminismus" zu
verstehen ist.

 * 

8. Stand zum Deutschlandstipendium

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Seit 2011 fördert die Bundesregierung mit dem
Deutschlandstipendium Studenten, deren Werdegang herausragende
Leistungen in Studium und Beruf erwarten lassen. Im Jahr 2017 wurden
durch das Deutschlandstipendium rund 25.900 Studenten gefördert. Neben
den insgesamt rund 29.500 Stipendiaten aller 13
Begabtenförderungswerke ist das Deutschlandstipendium damit die zweite
große Säule der deutschen Stipendienlandschaft. Das schreibt die FDP
in ihrer Kleinen Anfrage (19/8246). Die FDP möchte gerne wissen,
welche Hochschulen seit Beginn des Programms ein Deutschlandstipendium
vergeben haben und wie hoch 2017 der Anteil der durch das
Deutschlandstipendium geförderten Studierenden an der Gesamtzahl der
Studenten war. Zudem fragt die FDP, welche Gründe der Bundesregierung
bekannt sind, aufgrund derer manche Hochschulen das
Deutschlandstipendium nicht oder nur in geringem Umfang anbieten.

 * 
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1. AfD erkundigt sich nach Scheinehen

2. Energieverbrauch moderner Technologien
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5. Stand bei der ePrivacy-Verordnung

6. Huawei-Technologie in deutschen Netzen

7. Evaluierung des Instituts IASS

8. Zukunft der Nanotechnologie



1. AfD erkundigt sich nach Scheinehen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Scheinehen in Deutschland" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/8178). Laut Aufenthaltsgesetz sei
der Familiennachzug nicht zugelassen, wenn feststehe, dass die Ehe
ausschließlich dem Zweck dienen soll, den Aufenthalt in der
Bundesrepublik Deutschland zu ermöglichen, schreiben die Abgeordneten.
Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie viele Fälle die
Bundespolizei im Jahr 2018 erfasste, "bei denen sich nach Erschleichen
oder Gebrauch eines erschlichenen Aufenthaltstitels (Visum,
Aufenthaltserlaubnis oder Niederlassungserlaubnis) der Verdacht der
sogenannten Scheinehe ergab". Außerdem erkundigen sich die
Abgeordneten nach der Zahl der Verdachtsfälle in den Vorjahren und
nach den Maßnahmen von Bundesregierung und Behörden zur Aufdeckung von
Scheinehen.

 * 

2. Energieverbrauch moderner Technologien

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte wissen,
wie viel Energie Geräte, Produkte und Bestandteile der Informations-
und Kommunikationstechnologien (IKT) in Deutschland verbrauchen. Die
Abgeordneten erkundigen sich in einer Kleinen Anfrage (19/8212) sowohl
nach Daten für die vergangenen Jahre als auch nach Prognosen bis 2035.
Sie fragen detailliert nach Teilbereichen.

 * 

3. Nationale Industriestrategie 2030

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Der FDP-Fraktion erkundigt sich nach dem Werdegang
der Nationalen Industriestrategie 2030. In einer Kleinen Anfrage
(19/8218) haken die Abgeordneten bei Eckpunkten des Papiers nach und
sie möchten wissen, welche Verbände und Unternehmen am Erstellen der
Inhalte beteiligt waren. Außerdem fragen sie nach europäischen und
branchenspezifischen Dimensionen industriepolitischer Maßnahmen.

 * 

4. Kohlendioxid-Emissionen und Kohle-Aus

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Minderung von Kohlendioxid-Emissionen und
wirksame politische Mittel dafür stehen im Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage (19/8219) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten fragen
beispielsweise, warum man aus der Kohleverstromung aussteigt, wenn
sich der europäische Emissionshandel bewährt habe. Sie erkundigen sich
auch nach Kosten politischer Maßnahmen und konkretem Einsparpotenzial.

 * 

5. Stand bei der ePrivacy-Verordnung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um den Stand bei der ePrivacy-Verordnung geht es in
einer Kleinen Anfrage (19/8227) der FDP-Fraktion. Die Verordnung sei
ursprünglich als datenschutzrechtlicher Komplementär zur
Datenschutzgrundverordnung avisiert worden, schreiben die Abgeordneten
in einer Vorbemerkung. Mit Blick auf klare Regeln für den Standort
Europa und Planungssicherheit für Unternehmen sei es unerlässlich,
über den Fortgang der Verordnung informiert zu werden. Entsprechend
fragen die Abgeordneten die Bundesregierung, wie der derzeitige Stand
ist und wie die Bundesregierung diesen bewertet.

 * 

6. Huawei-Technologie in deutschen Netzen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte wissen, wie sich die
Bundesregierung in der Diskussion um eine Beteiligung des chinesischen
Huawei-Konzerns am Aufbau eines deutschen 5G-Netzes positioniert. Die
Abgeordneten fragen, welche Gespräche es zwischen den Beteiligten seit
Anfang 2018 gab. Sie erkundigen sich in der Kleinen Anfrage (19/8226)
auch nach denkbaren weiteren Netzausrüstern. Außerdem erfragen sie
eine Einschätzung zu Sorgen, ein Ausschluss von Huawei-Technik könne
zu Verzögerungen beim 5G-Ausbau führen.

 * 

7. Evaluierung des Instituts IASS

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Mit dem in Potsdam ansässigen und 2009 gegründeten
Nachhaltigkeitsinstituts "Institute for Advanced Sustainability
Studies" (IASS) sollte eine neue Form der Interaktion zwischen
Wissenschaft und Gesellschaft etabliert werden. Das schreibt die FDP
in ihrer Kleinen Anfrage (19/8254). Der Wissenschaftsrat habe das
Nachhaltigkeitsinstitut fünf Jahre nach dessen Gründung evaluiert. Im
Ergebnis habe er die Qualität der begutachteten Forschungsarbeiten für
noch nicht befriedigend bewertet und habe empfohlen, das Institut nach
fünf Jahren erneut zu evaluieren, die Projektförderung aber zunächst
fortzuführen. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF),
dass das Institut seit dem 1. April 2009 unterstützt, habe darauf
entschieden, die Förderung in der bisherigen Form bis Ende 2023 zu
verlängern. Die FDP fragt unter anderem, wie die Bundesregierung die
Arbeit des IASS in Relation zur deutschen sowie zur internationalen
Forschungslandschaft im Bereich der Nachhaltigkeitsforschung beurteilt
und welche Forschungseinrichtungen, die institutionelle Zuwendungen
aus dem Bundeshaushalt erhalten, in vergleichbaren Themenbereichen wie
dem IASS arbeiten.

 * 

8. Zukunft der Nanotechnologie

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Anwendung nanotechnologischer Erkenntnisse zur
Erzeugung von Produkten mit neuen Funktionen hat bereits in
zahlreichen Branchen Einzug gehalten. Der zukünftige wirtschaftliche
Erfolg von Hightech-Produkten wird davon abhängen, ob neue Chancen,
die durch Schlüsseltechnologien wie die Nanotechnologie eröffnet
werden, weiterhin konsequent genutzt werden. Das schreibt die FDP in
ihrer Kleinen Anfrage (19/8247). Neben der Abwägung von etwaigen
Risiken durch die Nanotechnologie und die Gewährleistung einer
sicheren Verwendung von Nanomaterialien in Produktion sowie
Produktionsprozessen sei die Forschung und Entwicklung zukünftiger
Anwendungen in dem Innovationsfeld von besonderer Bedeutung. Die FDP
fragt, welche übergeordnete Ziele die Bundesregierung mit den
Aktionsplänen zu Nanotechnologien seit dem Jahr 2006 verfolgt und
welche messbaren Ergebnisse die Bundesregierung erreichen konnte und
wie die Bundesregierung den "return-on-investment" im Rahmen der
Aktionspläne zum aktuellen Stand einschätzt.

 * 
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BUNDESTAG/8158: Heute im Bundestag Nr. 293 - 20.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 293

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. März 2019, Redaktionsschluss: 09.56 Uhr

1. Linke will Ende der Zeitumstellung

2. AfD-Nominierung für Hirschfeld-Stiftung

3. Ausnahmen bei audiovisuellen Medien

4. Keine Einflussnahme auf Gesetzesentwurf

5. Linke fragt nach Drohnen-Steuerung

6. Reform der Vermögensabschöpfung

7. Kontrollen des Mindestlohns

8. FDP fragt nach Entgelttransparenzgesetz



1. Linke will Ende der Zeitumstellung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Die Linke unterstützt die Initiativen
auf EU-Ebene zur Abschaffung der jahreszeitlichen Zeitumstellung. In
einem Antrag (19/8469) fordert sie die Bundesregierung auf, sich im
Europäischen Rat für eine unverzügliche Beratung und Beschlussfassung
eines entsprechenden Richtlinienentwurfes einzusetzen. Außerdem solle
sie ankündigen, dass Deutschland mit Ende der Zeitumstellung von einer
dauerhaften Anwendung der Sommerzeit Gebrauch machen möchte. In der
Begründung schreiben die Abgeordneten, es gebe Anzeichen dafür, dass
die Sommerzeit Vorteile gegenüber der in Deutschland in den
Wintermonaten verwendeten und astronomisch zutreffenden Standardzeit
habe. So verspreche die Verschiebung der Uhrzeit vom astronomischen
Mittel um eine Stunde nach vorn "eher den in die zweite Tageshälfte
hinein verschobenen Aktivphasen der soziokulturell geprägten
Tagesrhythmen des größten Teils der Bevölkerung".

 * 

2. AfD-Nominierung für Hirschfeld-Stiftung

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Erneut nominiert die AfD-Fraktion in einem
Wahlvorschlag (19/8464) ihre Abgeordneten Nicole Höchst als Mitglied
und Petr Bystron als stellvertretendes Mitglied im Kuratorium der
"Bundesstiftung Magnus Hirschfeld". Beide Abgeordneten hatten bei den
Wahlen am 14. Februar 2019, am 13. Dezember und 8. November 2018 die
nötige Stimmenmehrheit nicht erhalten. Zweck der Stiftung ist die
Förderung von Bildung, Wissenschaft und Forschung, um vor allem die
nationalsozialistische Verfolgung Homosexueller in Erinnerung zu
halten, das Leben und Werk des Arztes und Sexualwissenschaftlers
Magnus Hirschfeld (1868-1935) sowie das Leben und die
gesellschaftliche Lebenswelt Homosexueller in Deutschland zu
erforschen und ihrer gesellschaftlichen Diskriminierung
entgegenzuwirken.

 * 

3. Ausnahmen bei audiovisuellen Medien

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Audiovisuelle Medien sollen aus Sicht der
Bundesregierung weiterhin bei Freihandelsabkommen der EU ausgenommen
werden dürfen. Das geht aus der Antwort (19/8176) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/7977) hervor, die sich nach einer
entsprechenden Positionierung Frankreichs in Bezug auf ein Abkommen
mit Großbritannien nach einem möglichen EU-Austritt des Landes
erkundigt hatte. "Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass durch
eine Ausnahme audiovisueller Dienstleistungen von
Marktöffnungsverpflichtungen der EU in Freihandelsabkommen die
spezifischen Besonderheiten dieser Medien nicht nur als
wirtschaftliche, sondern auch als kulturelle Dienstleistungen und die
besondere Bedeutung und Funktion von Medien- und Meinungsfreiheit
sowie -vielfalt für eine demokratische Gesellschaft geschützt und
gefördert werden können", heißt es in der Antwort. Vor der Aufnahme
der Verhandlungen zum zukünftigen Verhältnis zwischen der EU und dem
Vereinigten Königreich werde die EU-Kommission dem Rat einen Vorschlag
für ein Verhandlungsmandat vorlegen. "Hierzu wird sich die
Bundesregierung zu gegebener Zeit positionieren."

 * 

4. Keine Einflussnahme auf Gesetzesentwurf

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) In den Gesetzesentwurf der Bundesregierung zum
Bundes-Immissionsschutzgesetz (Bundesratsdrucksache 575/18) "wurde
kein Regelungsvorschlag von externen Dritten aufgenommen", der im
Rahmen der Verbändebeteiligung oder außerhalb der Beteiligung
eingegangen sei. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/8236) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7874).
Darin hatten sich die Abgeordneten erkundigt, welche möglichen
Einflussnahmen von Interessenvertretern es auf den Gesetzesentwurf
gegeben habe. "Die Bundesregierung hat den Gesetzesentwurf weder
bestimmten Verbänden noch externen Dritten vor Einleitung des
Beteiligungsverfahrens" zugeleitet, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

5. Linke fragt nach Drohnen-Steuerung

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion fordert Informationen über die
Steuerung von Drohnen der Bundeswehr. In einer Kleinen Anfrage
(19/8149) will sie unter anderem erfahren, welche bislang nicht
erfüllten technischen und rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sein
müssten, damit die Steuerung beziehungsweise Missionsführung der in
Mali und Afghanistan eingesetzten Drohnen auch mittels
Satellitenkommunikation im "Beyond Radio Line of Sight"-Betrieb (RLOS)
von einer Bodenkontrollstation erfolgen kann, die sich in Deutschland
befindet. Zudem möchte sie wissen, welche Drohnen der Bundeswehr auch
ohne direkte Sichtverbindung gesteuert werden können und dürfen.

 * 

6. Reform der Vermögensabschöpfung

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Wie die Bundesregierung die Wirksamkeit des am 1.
Juli 2017 in Kraft getretenen Gesetzes zur Reform der strafrechtlichen
Vermögensabschöpfung bewertet, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/8308) wissen. Es stelle sich die Frage, inwiefern die
Reform in Anbetracht einer möglichen Verfassungswidrigkeit geeignet
ist, eine bessere Bekämpfung der organisierten Kriminalität zu
ermöglichen, schreiben die Abgeordneten. Sie fragen daher, wie die
Bundesregierung zu dem Vorwurf steht, dass die Ausdehnung der
erweiterten Einziehung wegen Verletzung von Artikel 14 Grundgesetz
verfassungswidrig sei. In diesem Zusammenhang wollen sie wissen, ob
nach Kenntnis der Bundesregierung gegenwärtig Verfassungsbeschwerden
oder weitere Verfahren gegen das Gesetz beim Bundesverfassungsgericht
anhängig sind. Weiter fragen die Abgeordneten, wie sich nach Kenntnis
der Bundesregierung die Zahlen der konkret durch deutsche Gerichte
vorgenommenen Einziehungen seit Inkrafttreten des Gesetzes im
Verhältnis zum Zeitraum vor der Reform entwickelt haben und welcher
Betrag an Vermögenswerten seither durch gerichtliche Einziehung
abgeschöpft worden ist.

 * 

7. Kontrollen des Mindestlohns

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Mindestlohnkontrollen in den Bundesländern geht
es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8315). Die
Abgeordneten erkundigen sich nach dem Umfang der Tätigkeit der
Finanzkontrolle Schwarzarbeit in den vergangenen Jahren und wollen
unter anderem wissen, wie viele Arbeitgeber in den einzelnen
Bundesländern kontrolliert worden sind. Auch nach den eingeleiteten
Ordnungswidrigkeitenverfahren und Strafverfahren wird gefragt. In der
Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage vertritt die Fraktion die Auffassung,
dass die Durchsetzung des gesetzlichen Mindestlohns in erheblichem
Maße davon abhängt, dass dessen Einhaltung in ausreichendem Umfang
kontrolliert wird. Dazu müsse der chronische Personalmangel beim Zoll
und bei der Finanzkontrolle Schwarzarbeit überwunden werden.

 * 

8. FDP fragt nach Entgelttransparenzgesetz

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die
Wirksamkeit des Entgelttransparenzgesetzes. In einer Kleinen Anfrage
(19/8162) will sie unter anderem wissen, wie viele Arbeitnehmer seit
2018 den Auskunftanspruch über die Entgeltstrukturen in Unternehmen
geltend gemacht haben. Zudem möchte sie erfahren, in wie vielen Fällen
die Inanspruchnahme des Gesetzes zu Gehaltsanpassungen geführt hat und
um wie viel Prozent sich der Verdienstunterschied zwischen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern seit Inkrafttreten des Gesetzes im
Juli 2017 verändert hat.

 * 
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BUNDESTAG/8157: Heute im Bundestag Nr. 292 - 20.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 292

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. März 2019, Redaktionsschluss: 09.05 Uhr

1. Bundestag debattiert über Bankenfusion

2. Anhörung zur Standortattraktivität

3. Linke will deutsch-polnisches Museum

4. Grüne: Umpolungs-Therapien beenden

5. AfD-Vorschlag für Vertrauensgremium

6. AfD nominiert Peter Boehringer

7. AfD-Kandidaten für Schuldengremium



1. Bundestag debattiert über Bankenfusion

Finanzen/Aktuelle Stunde

Berlin: (hib/HLE) Berichte über eine mögliche Fusion von Deutscher
Bank und Commerzbank beschäftigten in dieser Woche den Deutschen
Bundestag. Die Abgeordneten werden am Mittwochnachmittag in einer
Aktuellen Stunde im Anschluss an die Fragestunde zu dem Thema "Fusion
von Deutscher Bank und Commerzbank - Konsequenzen für die
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler" debattieren. Die Aktuelle Stunde
findet auf Verlangen der Fraktion Die Linke statt.

 * 

2. Anhörung zur Standortattraktivität

Wirtschaft und Energie/Anhörung

Berlin: (hib/PEZ) Um die Attraktivität des Standorts Deutschlands und
ihre Steigerung geht es in einer öffentlichen Anhörung im
Wirtschaftsausschuss am Mittwoch, 20. März 2019. Dazu liegen Anträge
der FDP-Fraktion mit dem Titel "Attraktivität Deutschlands für
ausländisches Kapital sichern" (19/4216) und von Bündnis 90/Die Grünen
mit dem Titel "Schlüsseltechnologien und Kritische Infrastruktur
schützen - Standortattraktivität für Investitionen sichern" (19/5565)
vor. Die Sitzung unter Vorsitz von Klaus Ernst (Die Linke) beginnt um
11 Uhr im Europasaal 4.900 des Paul-Löbe-Hauses in Berlin und dauert
zwei Stunden.

Die FDP sorgt sich um die Attraktivität Deutschlands für
ausländische Investoren. Sie fordert die Bundesregierung in ihrem
Antrag auf, die Stellschrauben bei ausländischen Direktinvestitionen
vorerst nicht wie vom Bundesrat angestrebt anzuziehen. Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen wiederum wollen Schlüsseltechnologien und
strategische Infrastruktur schützen und die Standortattraktivität für
Investitionen sichern. Sie sprechen sich in ihrem Antrag für eine
europäische Industriestrategie aus, die Investitionen in
Zukunftsbranchen lenkt und die Innovationskraft und Vitalität der
europäischen Unternehmen unterstützt. Die Sitzung wird live im
Internet auf www.bundestag.de und auf mobilen Endgeräten übertragen.

Interessierte Besucher können sich beim Sekretariat des Ausschusses
(Telefon: 030/227-37708, Fax: 030/227-36708, E-Mail:
wirtschaftsausschuss@bundestag.de) unter Angabe des Vor- und Zunamens
sowie des Geburtsdatums anmelden. Zum Einlass muss ein
Personaldokument mitgebracht werden. Als Sachverständige sind geladen:
Stefan Mair, Bundesverband der Deutschen Industrie e. V. (BDI),
Professor Markus Taube, Universität Duisburg-Essen, Volker Treier,
Deutscher Industrie- und Handelskammertag e.V. (DIHK), Professor
Sebastian Dullien, Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTW), Ulrich
Ackermann, Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V. (VDMA)
sowie Mikko Huotari, Mercator Institute for China Studies (MERICS).

 * 

3. Linke will deutsch-polnisches Museum

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke setzt sich für die Einrichtung
eines deutsch-polnischen Museums ein. In einem Antrag (19/8356)
fordert sie die Bundesregierung auf, bei den nächsten
deutsch-polnischen Regierungskonsultationen über die Gründung eines
binationalen Museums mit Standorten in beiden Ländern Gespräche zu
führen. Zudem soll eine Kommission mit Vertretern aus Politik,
Wissenschaft, Kultur und Zivilgesellschaft beider Länder eingesetzt
werden, die bis zum 1. September 2020 erste Überlegungen zur
inhaltlichen Konzeption und rechtlichen Verfasstheit des Doppelmuseums
vorlegen soll.

Die Linksfraktion verweist auf den im September 2019 bevorstehenden
80. Jahrestag des Überfalls Deutschlands auf Polen, in dessen Folge
annähernd sechs Millionen Polen, darunter drei Millionen polnische
Juden sowie Sinti und Roma, zu Tode gekommen seien. Trotz des Vertrags
der Bundesrepublik mit Polen über gute Nachbarschaft und
freundschaftliche Zusammenarbeit von 1991 und des Abkommens über
kulturelle Zusammenarbeit von 1997 verfügten gerade junge Deutsche nur
über wenige Kenntnisse über die Geschichte und die Beziehungen beider
Länder. Ein deutsch-polnisches Doppelmuseum könne den Prozess der
Aufklärung und Versöhnung im Sinne der Abkommen von 1991 und 1997
intensivieren und zugleich einen Beitrag zum Abbau von
Bildungsdefiziten leisten.

 * 

4. Grüne: Umpolungs-Therapien beenden

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will gegen
Behandlungen zur Änderung der sexuellen Orientierung vorgehen. In
Deutschland böten Organisationen "gefährliche Pseudotherapien" an, mit
denen Menschen von ihrer Homosexualität "geheilt" werden sollen.
Zahlreiche Gutachten kämen zu dem Ergebnis, dass solche
"Umpolungs-Therapien" Ängste, Isolation, und Depression auslösen und
bis zum Suizid führen können, heißt es im entsprechenden Antrag der
Grünen (19/7931). Homosexualität sei aber keine Krankheit, sondern
Teil der menschlichen Natur und eine geschützte Ausprägung der
Persönlichkeit. Dies sei auch von der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) 1990 mit der Streichung von Homosexualität von der Liste
psychischer Krankheiten.

In ihrem Antrag fordern die Grünen die Bundesregierung unter anderem
auf, gemeinsam mit dem Gemeinsamen Bundesausschuss die Richtlinien des
Leistungskatalogs der gesetzlichen Krankenkasse zu überprüfen, damit
solche Pseudotherapien nicht unter anderen Leistungen abgerechnet
werden können. Zudem soll die Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung und die Beauftragte der Bundesregierung für die Belange der
Patienten eine Öffentlichkeitskampagne starten, die über die Vielfalt
sexueller Orientierungen, geschlechtlicher Identitäten und die
Gefährlichkeit sogenannter "Konversionstherapien" aufklärt.

 * 

5. AfD-Vorschlag für Vertrauensgremium

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/HLE) Für das Vertrauensgremium gemäß Paragraf 10a Absatz
2 der Bundeshaushaltsordnung hat die AfD-Fraktion Marcus Bühl
vorgeschlagen. Die AfD-Fraktion legte einen entsprechenden
Wahlvorschlag (19/8465) vor.

 * 

6. AfD nominiert Peter Boehringer

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/HLE) Für das Sondergremium gemäß Paragraf 3 Absatz 3 des
Stabilisierungsmechanismusgesetzes hat die AfD-Fraktion Peter
Boehringer vorgeschlagen. Einen entsprechenden Wahlvorschlag (19/8467)
legte die AfD-Fraktion vor.

 * 

7. AfD-Kandidaten für Schuldengremium

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/HLE) Für das Gremium gemäß Paragraf 3 des
Bundesschuldenwesengesetzes hat die AfD-Fraktion Albrecht Glaser und
Volker Münz vorgeschlagen. Die AfD-Fraktion legte einen entsprechenden
Wahlvorschlag (19/8466) vor.

 * 
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EUROPA/1598: EVP muss Fidesz ausschliessen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. März 2019

LAMBSDORFF: EVP muss Fidesz ausschliessen



Zum Umgang der EVP mit der Fidesz-Partei erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Heute ist der Tag der Wahrheit für Manfred Weber: Als
Spitzenkandidat der europäischen Christdemokraten muss er die EVP
dazu bringen, Viktor Orbans Fidesz auszuschließen. Eine zeitweilige
Suspendierung wäre kein starkes Signal, sondern die Fortsetzung des
bisherigen Kuschelkurses. Zudem wäre eine solche Maßnahme vollkommen
unglaubwürdig: Wenn Orban vor der Europawahl nicht mehr dazugehört,
können sich die Christdemokraten im Europaparlament danach nicht
wieder auf seine Stimmen verlassen.

Manfred Weber übt bisher nur halbherzige Kritik an Einschränkungen
der Bürgerrechte, der Meinungs- und Pressefreiheit und des
Rechtsstaats in Ungarn. Das reicht nicht. Spätestens mit der
antisemitischen Hetz- und Lügenkampagne gegen Jean-Claude Juncker und
George Soros hat Viktor Orban bewiesen, wes Geistes Kind er ist. Wenn
die Christdemokraten ihre eigenen Werte ernst nehmen, müssen sie ein
deutliches Zeichen setzen, den Kuschelkurs mit Orban beenden und
seine Partei endgültig ausschließen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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FINANZEN/2218: Das ist ein Haushalt der Vergangenheit und der Angst


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. März 2019

FRICKE-STATEMENT: Das ist ein Haushalt der Vergangenheit und der
Angst



Der haushaltspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Otto Fricke gab zum
Haushalt 2020 und Finanzplan 2023 das folgende Statement ab:

"Wir hatten heute den Finanzminister für anderthalb Stunden im
Haushaltsausschuss und er hat uns den Haushaltsentwurf, besser gesagt
die Eckwerte 2020 und den Finanzplan bis 2023, vorgestellt.
Eigentlich kann man das kurz kommentieren mit einem Zitat seines
Vorgängers und das sind die berühmten Worte: 'Isch over'. [...] Im
Einzelnen: Der Finanzminister schafft es gerade noch einmal, eine
Null darzustellen im Haushalt, indem er [...] bildlich aufs Sparbuch
zurückgreift, um das Girokonto aus dem Minus wieder auf null zu
bringen und indem er auch noch sagt, dass man in Zukunft die Ausgaben
dadurch vermindern wird, indem man sogenannte globale Minderausgaben
macht. [...] Das ist ein Haushalt mit Lücken, nicht nur im Jahre
2020, sondern auch in den weiteren Folgejahren. Bemerkenswert ist
auch, dass die Rücklage, die Minister Schäuble gemeinsam mit dem
ersten Jahr Scholz noch aufgebaut hat, verbraucht wird, bis zu dem
Jahr, in dem Herr Scholz dann mit Sicherheit nicht mehr
Finanzminister ist. Das heißt also, man geht vor nach dem Motto 'Nach
mir die Sintflut'. Der zweite Punkt ist das Thema Investitionen. Der
Finanzminister behauptet, dass sie hochgehen würden und nimmt dafür
die absoluten Zahlen. Wenn man aber auf das Wesentliche guckt,
nämlich wie viel Prozent der Haushaltsausgaben werden für
Investitionen noch genutzt, dann kann man jetzt schon erkennen, dass
der Minister selbst zugibt, dass er die Investitionen jedes Jahr um
mindestens 0,1 Prozent runterfährt. [...] Der besonders schlimme Fall
des Nicht-in-die-Zukunft-Schauens ist dann zu erkennen am Einzelplan
Bildung und Forschung. Auch hier kann man deutlich erkennen, dass dem
Finanzminister jegliche Zukunftsperspektive fehlt. Anstatt die Zahlen
für den Bereich der Bildung und Forschung auszuweiten, wird in jedem
Jahr der Etat um eine halbe Milliarde gekürzt gegenüber der
bisherigen Finanzplanung. [...] Von den Steuermehreinnahmen werden
gerade einmal etwas mehr als 3,6 Prozent für Investitionen verwendet.
Aber es wird der zehnfache Wert für Arbeit und Soziales verwendet.
Und das zeigt deutlich, dass Hubertus Heil mit seinem Etat [...] der
Gewinner dieses Haushaltsplanes sein wird. Das Fazit für die 
FDP-Fraktion steht fest: Dies ist ein Haushalt, der nicht mehr auf 
Kante genäht ist, sondern schon über die Kante gefallen ist. Dies ist 
ein Haushalt, der sich nicht mit der Zukunft im Bereich Investitionen,
Forschung und Bildung beschäftigt, sondern dieses ist ein Haushalt
der Vergangenheit und der Angst und nicht ein Haushalt des Optimismus
und der Zukunft."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





FINANZEN/2217: Die Große Koalition steuert unser Land Richtung Abgrund


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 19. März 2019

LINDNER-Statement: Die Große Koalition steuert unser Land Richtung
Abgrund



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"[...] Der Bundesfinanzminister hat heute seine Pläne für den
Haushalt der nächsten Jahre vorgestellt und man muss eines loben:
Herr Scholz hat immerhin erkannt, dass die Große Koalition unser Land
in Richtung Abgrund steuert. Unser Land ist auf dem Pfad des
wirtschaftlichen Abstiegs. Olaf Scholz muss viele Verrenkungen
unternehmen, um eine rote Null vorzulegen. Wir erleben einen
Finanzminister, der am Haushalt rumfummelt, der mit
Taschenspielertricks arbeiten muss, statt Grundlagen für unseren
Wohlstand und solide Staatsfinanzen in den nächsten Jahren zu
garantieren. Wir sind nahezu Weltmeister bei den Steuersätzen, wir
zahlen niedrigste Zinsen und es gibt große Rücklagen beim Staat und
trotzdem ist der Bundesfinanzminister nicht in der Lage, auch in den
nächsten Jahren Investitionen, Entlastung und Verzicht auf Schulden
zu verbinden. Man muss in die ganz alte Kiste der Kalauer greifen:
Bei SPD-Finanzministern, wenn sie in der Wüste regieren würden, würde
dort der Sand knapp. [...] Herr Scholz muss sogar die Asylrücklage
antasten, weil er für die Haushaltspolitik mit den Einnahmen nicht
mehr auskommt. Paradoxerweise lässt er damit die kommunale Ebene im
Regen stehen, die doch so viele Folgen der Flüchtlingspolitik nach
2015 noch zu bewältigen hat, hier soll gekürzt werden. Außerdem
rechnet der Finanzminister bereits ein, dass Deutschland seine für
Investitionen vorgesehenen öffentlichen Gelder gar nicht vollständig
nutzen kann. [...] Wer darauf setzen muss, dass vorgesehene
Investitionsmittel nicht abfließen können, um den Haushalt
auszugleichen, der schreibt keine rote Null, sondern eine tiefrote
Null. Und angesichts dieser Zahlen stellt sich die dringende Frage,
wie die zahlreichen Wahlgeschenke wie die Grundrente der SPD
finanziert werden sollen in den nächsten Jahren. Es sind alles
Luftbuchungen. [...] Wir als Freie Demokraten stehen zu den Zielen
von Warschau und Wales. Wir wollen drei Prozent unserer jährlichen
Wirtschaftsleistung in Diplomatie, in Entwicklungszusammenarbeit und
in Verteidigung investieren. Dieses Ziel steht für uns, das ist eine
Frage der Verlässlichkeit und wir müssen auch die Bundeswehr
entsprechend ausstatten. Ich bin gespannt, wie die Union sich in
dieser Frage angesichts der Haushaltszahlen jetzt verhält. [...]

Die deutsche Außenpolitik ist leider noch sehr 1.0, sehr
traditionell. Wir haben [...] 227 Auslandsvertretungen des üblichen
Zuschnitts von Botschaft, Konsulat, Generalkonsulat. Wir wollen einen
nächsten Schritt gehen. Die FDP-Bundestagsfraktion fordert die
Bundesregierung auf mit einem Parlamentsantrag in dieser Woche, dass
wir zukünftig auch Innovationsbotschafter bekommen. [...] Andere
europäische Nationen haben erkannt, dass beispielsweise im Silicon
Valley, in Tel Aviv, in Shenzhen jenseits der Hauptstädte bereits
wichtige politische und technologische Fragen entschieden werden.
[...] Deshalb fordern wir die Bundesregierung auf, neben der
Außenpolitik 1.0 auch eine Außenpolitik 2.0 oder im Jargon könnte man
auch sagen 4.0, also digitalisiert, aufzunehmen. Deutschland braucht
auch Innovationsbotschafter [...] Und wir brauchen auch diplomatische
Kontakte zu den großen Plattformunternehmen, die inzwischen auf der
Weltbühne tatsächlich zu Global Playern geworden sind und mit denen
wir uns in der Sache austauschen müssen. [...]"

 * 
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INNEN/4741: Ein Schlag ins Gesicht der Kommunen


FDP-Pressemitteilung vom 20. März 2019

STRACK-ZIMMERMANN: Ein Schlag ins Gesicht der Kommunen
Zum Haushaltsplan 2019 von Olaf Scholz



Zum Haushaltsplan von Finanzminister Scholz
erklärt die stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende Dr. Marie-Agnes
Strack-Zimmermann, MdB:

"Finanzminister Olaf Scholz lässt das Zündeln nicht. Er stellt
offensichtlich seine politische Zukunft und die der SPD über das Wohl
der Städte und Gemeinden. Erst verabschiedet er sich von
internationalen Verpflichtungen, jetzt nimmt er Kommunen das Geld, um
Flüchtlinge zu integrieren. Diese Art des Alleingangs ist
unverantwortlich.

Den ohnehin schon unter Druck stehenden Kommunen die Gelder für
Integration von Flüchtlingen zu kürzen, ist skandalös und ein Schlag
auch ins Gesicht aller ehrenamtlichen Helfer und Mitstreiter in den
Ämtern, ohne deren Einsatz die Flüchtlingskrise nie hätte bewältigt
werden können."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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RECHT/916: Bundesregierung will Menschen unter Vollbetreuung von Europawahl ausschliessen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. März 2019

BEECK: Bundesregierung will Menschen unter Vollbetreuung von
Europawahl ausschliessen



Zur Klage gegen den Wahlrechtsausschluss von Menschen unter
Vollbetreuung und Schuldunfähigen erklärt der teilhabepolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Jens Beeck:

"Die Bundesregierung will Menschen unter Vollbetreuung und
Schuldunfähige von der Europawahl im Mai ausschließen. Der gemeinsame
Gang der Fraktionen von FDP, Linken und Grünen vor das
Bundesverfassungsgericht ist nun die letzte Konsequenz, um diesen
Grundrechtsbruch zu verhindern. Denn mit diesem Vorgehen untergräbt
die Große Koalition den Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes von
Anfang dieses Jahres, dass die Wahlrechtsausschlüsse unrechtmäßig
sind. Die Position der FDP-Fraktion ist klar: Die Ausschlüsse dürfen
nicht länger angewendet werden. Andernfalls raubt man diesen Menschen
ein elementares Grundrecht."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4701: City-Hof - Weg mit Schaden, der Abriss-Senat bleibt sich treu (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 20. März 2019

City-Hof: Weg mit Schaden - der Abriss-Senat bleibt sich treu



Mit heutigem Datum hat der Senat den ICOMOS-Bericht über eine mögliche
Gefährdung des Welterbes Speicherstadt und Kontorhausviertel bei einem
Abriss der denkmal-geschützten City-Hof-Häuser veröffentlicht - und
zeitgleich die Genehmigung zum Abriss erteilt. "Die Farce geht weiter.
Der Senat bleibt seiner Linie treu, den City-Hof um jeden Preis
abzureißen", empört sich Heike Sudmann, stadtentwicklungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.

"Der Senat erteilt eine Abrissgenehmigung, ohne eine Garantie für
einen Neubau an derselben Stelle zu haben. Zudem fehlt nicht nur die
Zustimmung der UNESCO zu dem architektonisch sehr umstrittenen Neubau,
sondern auch ein rechtssicherer Bebauungsplan. Was wird das? Augen zu
und durch?"

Die Äußerungen von Senator Brosda, der Senat habe sich die
Entscheidung nicht leichtgemacht, die Entwicklung müsse weiter mit
hoher Sensibilität begleitet werden, seien der blanke Hohn, so
Sudmann: "Der Denkmalschutz wird mit Füßen getreten, das rechtmäßige
Bebauungsplanverfahren wird nicht abgewartet. Hauptsache, die
ungeliebten Häuser sind weg. Tiefer kann ein Senat kaum sinken."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 20. März 2019
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2378: Demo statt Unterricht (Li)


Landtag intern 2/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Demo statt Unterricht

Debatte zu Schülerprotesten für mehr Klimaschutz

von Michael Zabka und Wibke Busch



20. Februar 2019 - Seit Wochen demonstrieren Schülerinnen und
Schüler auch in Nordrhein-Westfalen unter dem Motto "Friday for
Future" für mehr Klimaschutz. Den Unterricht lassen sie dafür
ausfallen. Nun hat sich der Landtag in einer Aktuellen Stunde mit den
Freitags-Protesten der jungen Leute befasst.


Die AfD-Fraktion hatte die Debatte beantragt ("'Friday for
Future' - Schulpflicht plötzlich ausgesetzt?", 17/5164). Die
Rechtslage sei eindeutig, hieß es in dem Antrag: "Das
Demonstrationsrecht entbindet nicht von der Schulpflicht." Der
Landesregierung warf die Fraktion vor, nicht entschieden genug gegen
die "Verletzung der Schulpflicht" vorzugehen. "Kalkulierte
Regelverstöße" dürften "aus Angst vor der medialen Aufmerksamkeit der
Protestbewegung nicht einfach hingenommen werden".

Den Schülerinnen und Schülern werde suggeriert, "sie trügen etwas zur
Weltrettung bei, wenn sie vorzeitig den Unterricht verlassen", sagte
Helmut Seifen (AfD). Tatsächlich aber würden sie von
"politischen Strippenziehern" instrumentalisiert und vor deren Karren
gespannt. Es gehe um "Panikmache" und eine "primitive Form des
Angstschürens". Bei der Aktion "Friday for Future" würden von
"interessierter Seite" einseitig die Interessen von Firmen vertreten,
die mit erneuerbarer Energie "ganz viel Geld verdienen". Man bediene
sich der Jugendlichen, um durch spektakuläre Aktionen Aufmerksamkeit
zu erlangen.

"Die CDU begrüßt ausdrücklich das politische Engagement zur Gestaltung
unserer Gesellschaft, insbesondere das junger Menschen zur Gestaltung
ihrer Zukunft", sagte Petra Vogt (CDU). Man habe großes
Verständnis für Schülerinnen und Schüler, "die sich im Rahmen einer
globalen Bewegung für den Klimaschutz engagieren". Befremdlich sei
jedoch, dass die Demonstrationen während der Schulzeit stattfänden.
Vogt verwies auf das NRW-Schulgesetz und die Verpflichtung, regelmäßig
am Unterricht teilzunehmen. Darauf habe auch die Landesregierung
hingewiesen. Die Demonstrationen seien problemlos in der
unterrichtsfreien Zeit möglich.

"Ein Bildungserfolg"

Eva-Maria Voigt-Küppers (SPD) gratulierte den Schülerinnen und
Schülern dazu, "dass sie es mit ihren Demonstrationen geschafft haben,
heute Gegenstand unserer Diskussion zu sein". Wichtig sei, mit ihnen
über ihr Anliegen zu sprechen. Wenn junge Leute auf die Straße gingen,
sei das "nicht der Untergang des Abendlandes". Voigt-Küppers sagte:
"Ja, hier wird Schule geschwänzt." Die Jugendlichen machten das
bewusst, "weil es im Moment für sie viel wichtiger ist, sich für etwas
anderes einzusetzen". Die Konsequenzen nähmen sie in Kauf. Dies sei
"kein Niedergang des Bildungssystems, sondern ein Bildungserfolg".

Franziska Müller-Rech (FDP) sagte, sie begrüße es, wenn junge
Menschen sich engagierten. Allerdings könne sie es nicht gutheißen,
wenn die Demonstrationen jeden Freitag während der Unterrichtszeit
stattfänden. Das "großartige Engagement" der Schülerinnen und Schüler
lasse sich mit der Schulpflicht vereinbaren. Die Proteste würden nicht
weniger Aufmerksamkeit erhalten oder wären nicht weniger effektiv,
wenn sie freitagnachmittags oder an Sonntagen stattfänden. Müller-Rech
appellierte zugleich an die Schülerinnen und Schüler, in Parteien
einzutreten und diese "von innen aufzumischen". Sie betonte: "Wir
brauchen euch."

Sigrid Beer (Grüne) kritisierte, dass die Schülerinnen und
Schüler für ihr Engagement persönlich verunglimpft würden,
beispielsweise die 16-jährige schwedische Umweltaktivistin Greta
Thunberg, Vorreiterin der Demonstrationen. Die Jugendlichen nähmen
ihre Verantwortung wahr und demonstrierten für ihre Zukunft. Sie
setzten sich dafür ein, dass ihre Heimat lebenswert bleibe. Die
nordrhein-westfälische Schulministerin habe sich allerdings gezwungen
gesehen, eine Schul-Mail zu versenden mit dem Hinweis auf mögliche
Sanktionen bei Nichteinhalten der Schulpflicht. Dies sei
unverhältnismäßig.

Schulministerin Yvonne Gebauer (FDP) wies die Kritik zurück.
Sie habe nicht, wie von der SPD an anderer Stelle behauptet, die
Demonstrationen der Schülerinnen und Schüler verurteilt. Dies sei
"eine blanke Unterstellung", die sie so nicht stehen lassen könne. Sie
habe auch nicht gedroht, sondern in ihrer Schul-Mail aufgezeigt,
welche Sanktionsmöglichkeiten es gebe. Zivilgesellschaftliches
Engagement sei ein hoher Wert, der in den Schulen gefördert werde.
Aber für alle gelte die Schulpflicht. Und diese stehe nicht im
Ermessen der Beteiligten. Zudem seien Schulen und
Schulaufsichtsbehörden verpflichtet, politisch neutral zu bleiben.

 * 

Quelle:

Landtag intern 2 - 50. Jahrgang, 26.02.2019, S. 5
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RHEINLAND-PFALZ/5093: Neuordnung der Universitäten Koblenz-Landau und Kaiserslautern (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
19.03.2018

Neuordnung der Universitäten Koblenz-Landau und Kaiserslautern

Christian Baldauf: Frau Dreyer muss Hochschul-Fusion zur Chefsache
machen



Zur aktuellen Entwicklung in der Debatte über die Neuordnung der
Universitäten Koblenz-Landau und Kaiserslautern erklärt der
Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf:

"Die Reaktionen aus Koblenz, Landau und Kaiserslautern von Stadtrat,
Dekanen, Hochschul- bis Fachbereichsleitungen machen deutlich, dass
der Prozess der Um- bzw. Neustrukturierung von Teilen der
Universitätslandschaft in Rheinland-Pfalz gescheitert ist, bevor er
begonnen hat. Denn Webfehler zu Beginn können im Nachhinein kaum mehr
behoben werden. Damit verlängert sich die Reihe der Reformvorhaben,
die die Landesregierung in den Sand gesetzt hat. Diese Landesregierung
kann keine Reformen: Kommunal- und Verwaltungsreform, kleine
Grundschulen, Kita-Novelle, Hochschulreform - alle Projekte laufen
nach dem gleichen Muster: auf große Ankündigungen folgt kleinlautes
Zurückrudern.

Eigentlich muss zu Beginn eines solchen Prozesses der Um- bzw.
Neustrukturierung von Universitäten klar sein, in welchem finanziellen
Rahmen sich die Reform bewegt. Die schönsten Pläne nutzen nichts, wenn
sie später aus Kostengründen wieder verworfen werden. Es ist nicht
zielführend, unausgegorene Vorschläge zu präsentieren und die
Umsetzung anschließend den Gremien vor Ort zu überlassen.

Die inhaltliche Ausrichtung muss vor strukturellen Erwägungen stehen.
Bis heute konnte Herr Wolf nicht überzeugend erklären, wie die beiden
Standorte Kaiserslautern und Landau inhaltlich und wissenschaftlich
zueinander finden können.

Der Flurschaden ist immens, die Verunsicherung unter Studierenden und
Wissenschaftlern bereits mit Händen zu greifen. Allein, eine
Perspektive vermag noch niemand zu sehen. Herr Wolf hat dieses Projekt
bevor es überhaupt beginnen konnte, in den Graben gefahren. Nun soll
die Ministerpräsidentin die verfahrene Situation retten. Wir sind
gespannt, wie ihr Befreiungsschlag aussehen wird. Deshalb werden wir
in einer Aktuellen Debatte kommende Woche von Frau Dreyer eine
Erklärung fordern, wie nun der angerichteten Schaden in der
rheinland-pfälzischen Hochschullandschaft behoben werden soll. Unsere
Universitäten sind zu wichtig, als dass sie zur Versuchsplattform für
einen überforderten Wissenschaftsminister werden dürfen. Das muss
jetzt Chefsache werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. März 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5092: Ausschlüsse vom Wahlrecht werden gestrichen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
20.03.2019

Fraktionen setzen Beschluss des Bundesverfassungsgerichts um -
Ausschlüsse vom Wahlrecht werden gestrichen



Die Fraktionen von SPD, CDU, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben in
ihren heutigen Fraktionssitzungen eine Änderung am Kommunalwahlgesetz
beschlossen. Konkret sollen die Wahlrechtsausschlüsse gestrichen
werden. Damit wird ein Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes zum
Bundeswahlrecht umgesetzt. Das entsprechende von den Fraktionen
eingebrachte Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes soll in der
kommenden Plenarwoche vom 27. bis zum 29. März beraten und
abschließend beschlossen werden. Die Änderung soll damit schon bei der
Kommunalwahl am 26. Mai 2019 wirksam werden.

Hierzu erklären die innenpolitischen Sprecher der Fraktionen, Hans
Jürgen Noss (SPD), Matthias Lammert (CDU), Monika Becker (FDP) und Pia
Schellhammer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

"Mit der Änderung wird die demokratische Teilhabe von Menschen mit
Behinderung, die unter Betreuung in allen Angelegenheiten stehen,
verbessert. Das rheinland-pfälzische Wahlrecht wird damit inklusiver.
Der in den Fraktionen beschlossene Schritt ist demokratiepolitisch
richtig und folgt der Überzeugung, dass Menschen - egal ob mit oder
ohne eine Behinderung - wählen und gewählt werden dürfen."

Weiter betonen die Sprecherinnen und Sprecher: "Mit den vorgesehenen
Änderungen wollen wir dem Beschluss des höchsten deutschen Gerichts zu
Wahlrechtsausschlüssen Rechnung tragen und einen verfassungskonformen
Rechtszustand herbeiführen. Die Regelung des Wahlrechtsausschlusses
für Menschen, denen ein gesetzlicher Betreuer in allen Angelegenheiten
zur Seite gestellt ist, soll gestrichen werden. Diesen Personen soll
das aktive und passive Wahlrecht gewährt werden. Ohne die
entsprechenden Streichungen besteht die Gefahr, dass Klagen gegen die
Kommunalwahl eingereicht würden."
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AUSSEN/1603: Russland muss OSZE und Europarat unverzüglich Zugang zu Tschetschenien gewähren


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. März 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Russland muss OSZE und Europarat unverzüglich Zugang zu Tschetschenien gewähren



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Der Direktor der Menschenrechtsorganisation "Memorial" in der russischen Teilrepublik Tschetschenien, Ojub Titijew, wurde am 18. März 2019 in der tschetschenischen Stadt Schali zu vier Jahren Straflager verurteilt. Titijew wurde am 9. Januar 2018 festgenommen  und saß seitdem in Untersuchungshaft. Der Prozess wurde von verschiedenen internationalen Beobachtern als fingiert eingestuft.

"Das Urteil im Gerichtsverfahren gegen Ojub Titjew ist skandalös. Die Vorwürfe gegen Titjew waren offensichtlich fingiert. Das hat der im Rahmen des 'Moskauer Mechanismus' der OSZE verfasste Expertenbericht über Menschenrechtsverletzungen in Tschetschenien erst kürzlich betont. Russland hatte in diesem Rahmen nicht mit der OSZE kooperiert und den zuständigen Experten nicht nach Tschetschenien einreisen lassen. Ebenso verwehrt Russland den Monitoringinstrumenten des Europarats kontinuierlich den Zugang zur Teilrepublik. Durch die Zugehörigkeit in diesen internationalen Gremien hat Russland sich zur Kooperation verpflichtet. Der Staat muss umgehend aufhören, seine internationalen Verpflichtungen zu verletzen und den diversen Überwachungsinstrumenten zur Prüfung der Menschenrechtslage unbedingt stattgeben. Die Justiz darf unter keinen Umständen missbraucht werden, um diejenigen zu drangsalieren, die für die Einhaltung der Menschenrechte kämpfen."
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EUROPA/1631: Europa wählt Menschenwürde


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. März 2019

Arbeitsgruppen: Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Strategien gegen Rechtsextremismus

Europa wählt Menschenwürde



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher;

Susann Rüthrich, rechtsextremismuspolitische Sprecherin:

Die Angriffe menschenverachtender Parteien und Stimmungsmacher in
Europa müssen uns Demokratinnen und Demokraten dazu motivieren, lauter
zu sein. Lauter als Hass und Rassismus. Wir setzen uns für ein Europa
der Menschenwürde ein. Wir fordern eine nachhaltige Förderung von
Demokratie.

"Die Ausbrüche rechter und rassistischer Gewalt in den letzten Jahren
nehmen kein Ende. Sie finden in einer Atmosphäre von fake news,
Ablehnung von parlamentarischer Demokratie und Medien sowie gezielten
rechten Kampagnen statt. Der weiteren Ausbreitung von
menschenverachtender Hassrede, Gewalt und Ideologie kann nur mit
nachhaltigen Präventionsmaßnahmen begegnet werden.

Konkret bedeutet das die Zivilgesellschaft zu unterstützen, die sich
aktiv für unseren gesellschaftlichen Zusammenhalt und gegen
Diskriminierung einsetzt. Dieses Engagement muss langfristig planbar
sein. Nur so kann die Nachhaltigkeit und die Qualität der Projekte
gesichert werden. Deshalb fordern wir als SPD-Bundestagsfraktion
weiterhin die gesetzliche Verankerung von Demokratieförderung.

Trotz der Entfristung des Bundesprogramms 'Demokratie leben!' sind die
Mittel immer wieder Verhandlungsmasse in jedem neuen Haushaltsjahr.
Der Bedarf unsere Demokratie zu verteidigen und zu stärken ist aber
nicht verhandelbar."
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MEDIEN/474: Wir brauchen flächendeckende und leistungsfähige Mobilfunknetze


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. März 2019

Arbeitsgruppen: Verkehr und digitale Infrastruktur, Digitale Agenda

Wir brauchen flächendeckende und leistungsfähige Mobilfunknetze



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher;

Gustav Herzog, zuständiger Berichterstatter:

Die SPD-Bundestagsfraktion schlägt ein Bundesförderprogramm Mobilfunk
vor, um die Regionen zu versorgen, in denen sich Investitionen für
Telekommunikationsunternehmen finanziell nicht rentieren. Dort, wo der
Marktausbau versagt, muss der Staat eingreifen und für die
Infrastruktur Sorge tragen. Nur so können die sogenannten weißen
Flecken geschlossen werden.

"Noch immer gibt es zahlreiche Funklöcher in Deutschland. Ursächlich
hierfür sind auch die Versorgungsauflagen, die von den
Mobilfunknetzbetreibern erfüllt werden müssen. Diese waren an der
Versorgung von 98 Prozent der Haushalte und nicht an der Versorgung
der Fläche ausgerichtet. Deshalb gibt es zum Beispiel entlang
wichtiger Verkehrswege immer noch Netzausfälle, eine zuverlässige
Nutzung des Mobilfunks für Telefonie oder mobiles Internet ist nicht
überall sichergestellt. Angesichts der Bedeutung mobiler Technologien
ist der Maßstab 'Haushalt' heute nicht mehr zeitgemäß.

Unser Ziel ist ein flächendeckendes Mobilfunknetz mit LTE und darauf
aufbauend 5G. Zur Erreichung dieses Ziels schlagen wir mit diesem
Positionspapier konkrete Maßnahmen und Instrumente vor. So sollen - im
Rahmen der europäischen Vorgaben - die rechtlichen Rahmenbedingungen
so ausgestaltet werden, dass sich die Mobilfunkabdeckung für alle
spürbar verbessert. Wir wollen die Voraussetzungen für einen
flächendeckenden Ausbau schaffen. Dazu zählt beispielsweise die
Anordnungsbefugnis für die Bundesnetzagentur für Infrastruktursharing
und lokales Roaming.

Da es trotz all dieser Maßnahmen Regionen geben wird, in denen es der
Markt nicht regelt und aus wirtschaftlichen Gründen kein Netzausbau
erfolgen wird, ist ein Bundesförderprogramm Mobilfunk zwingend
notwendig. Wir wollen überall gleichwertige Lebensbedingungen
schaffen.

Mit der heute beginnenden Versteigerung ist auch gesichert, dass ab
Sommer 2019 die lokalen Frequenzen für autonome Industrienetze im
Bereich 3,7-3,8 GHz vergeben werden können."
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RECHT/689: Aktionärsrechte stärken und Mitbestimmungsrechte bestätigen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. März 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Aktionärsrechte stärken und Mitbestimmungsrechte bestätigen



Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher:

Das Bundeskabinett hat heute den Gesetzentwurf von Katarina Barley zur
Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II)
verabschiedet. Das ist gut, weil damit die Rechte und
Mitwirkungsmöglichkeiten der Aktionäre gestärkt werden.

"Mit der Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie werden die
Rechte und Mitwirkungsmöglichkeiten der Aktionäre gestärkt. Wir wollen
dabei alle Interessen in börsennotierten Unternehmen in einen
angemessenen Ausgleich bringen.

Insbesondere wollen wir, dass zwar die Hauptversammlung über die
Vergütung der Mitglieder der Unternehmensleitung (Vorstand und
Aufsichtsrat) beschließen soll. Das Votum der Hauptversammlung soll
aber nur beratend und nicht bindend für den Aufsichtsrat sein. Denn
die abschließende Entscheidungsbefugnis über die Festsetzung der
Vergütungen muss beim Aufsichtsrat sein, weil dort die
Arbeitnehmervertreter beteiligt sind.

Darüber hinaus werden wir den Gesetzentwurf im Hinblick auf
Transparenzregeln und Offenlegungspflichten prüfen, insbesondere ob
der Schutz von Kleinaktionären, die Mitwirkungsmöglichkeiten von
Aktionären sowie die Vermeidung von Steuervermeidungs-/
Steuerhinterziehungstaktiken ausreichend berücksichtigt sind. Wichtig
ist, dass die Interessen des Unternehmens und seiner Mitarbeiter im
Fokus stehen und nicht die der Investoren und der Großaktionäre
bevorzugt werden."
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SOZIALES/2760: Für starke Familien


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. März 2019

Arbeitsgruppen: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Für starke Familien



Kerstin Tack, sozialpolitische Sprecherin;

Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher:

Mit dem Starke-Familien-Gesetz unterstützen wir gezielt Familien mit
kleinem Einkommen - zum Beispiel jene im Grundsicherungsbezug oder
Empfänger von Kinderzuschlag. Wir bauen für die betroffenen Familien
den Kinderzuschlag und die Leistungen für Bildung und Teilhabe aus.
Der Gesetzentwurf wird morgen abschließend im Deutschen Bundestag
beraten.

"Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein, dass alle Kinder gut
aufwachsen und vor Armut geschützt sind. Deshalb sorgen wir mit dem
Starke-Familien-Gesetz dafür, dass mehr Familien mehr Kinderzuschlag
und mehr Familien mehr Leistungen für Bildung und Teilhabe erhalten.

Wir erhöhen den Kinderzuschlag und regeln, dass er in Zukunft in
Anlehnung an das Existenzminimum automatisch erhöht wird. Künftig
bleibt mehr Geld in der Familien, weil bei steigendem Einkommen der
Eltern mehr als bisher vom Kinderzuschlag übrig bleibt. In Zukunft
gibt es den Kinderzuschlag auch dann, wenn die Kinder
Unterhaltsvorschuss oder Unterhaltszahlungen erhalten.

Außerdem gibt es für die bisherigen Leistungsberechtigten mehr Geld am
Anfang des Schuljahres für Stifte, Hefte und Schulranzen. Die Fahrten
zur Schule und die Mittagessen in Schulen und Kitas werden kostenlos.
Nachhilfeunterricht kann künftig auch dann genutzt werden, wenn die
Versetzung nicht gefährdet ist.

Jedes Kind muss frei von Sorgen sein, ob das Geld der Familie für das
Notwendige ausreicht. Diesem Ziel kommen wir mit dem
Starke-Familien-Gesetz ein Stück näher."
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WIRTSCHAFT/2843: Menschen auf dem Land nicht aus den Augen verlieren


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. März 2019

Arbeitsgruppen: Ernährung und Landwirtschaft, Wirtschaft und Energie

Menschen auf dem Land nicht aus den Augen verlieren



Dirk Wiese, zuständiger Berichterstatter;

Frank Junge, zuständiger Berichterstatter:

Mehr als die Hälfte der Menschen in Deutschland lebt auf dem Land.
Dass nun das Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung vorschlägt, nur
noch Städte zu fördern und dafür strukturschwache Regionen in
Ostdeutschland nicht mehr zu fördern, macht fassungslos. Es braucht
eine ehrliche Diskussion darüber, was der Wissenschaft und der Politik
gesellschaftlicher Zusammenhalt wert ist.

"Dass das Leibniz-Institut eine reine volkswirtschaftliche Analyse
Ostdeutschlands unternommen hat, greift viel zu kurz. Wissenschaft
muss für alle Menschen in der Gesellschaft Fortschritt ermöglichen und
sollte nicht vorschlagen, die Hälfte der Bevölkerung auszuklammern.
Dass sogar der Verfassungsauftrag zur Schaffung gleichwertiger
Lebensverhältnisse in Frage gestellt wird, macht sprachlos. Damit
werden die Potentiale und die Herausforderungen ländlicher Räume
ignoriert.

Viele mittelständische 'hidden champions' haben ihren Sitz in den
neuen Bundesländern auf dem Land. Rund die Hälfte der
Bruttowertschöpfung sowie gut 50 Prozent der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten kommen aus ländlichen
Räumen. Außerdem versorgt vor allem der ländliche Raum Deutschland mit
erneuerbaren Energien, die mittlerweile 38 Prozent des deutschen
Strommarkts abdecken. Daher werden wir den ländlichen Raum beim
Breitband- und Mobilfunkausbau weiter unterstützen. Genau bei diesen
Punkten haben wir uns jüngst mit unserem Plenarantrag
'Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken - Gutes Leben und Arbeiten
auf dem Land gewährleisten' gegenüber dem Koalitionspartner
durchgesetzt.

Gleichwohl gibt es auch Regionen, die größerer Aufmerksamkeit von
Staat und Politik bedürfen. Durch den demografischen Wandel wächst der
Bedarf an Personal bei Pflege und Medizin. Gleichzeitig ziehen junge
Menschen aus ländlichen Räumen in die Städte, was dort auch zu Druck
auf den Mietmarkt führt. Wo Ärzte, wohnartnahe Schulen und schnelle
Internetverbindungen fehlen, da zieht auch kaum jemand hin. Hier muss
die Kommission 'Gleichwertige Lebensverhältnisse' weitere
Lösungsansätze liefern."
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WIRTSCHAFT/2842: Zukunftszentren digitale Transformation - Riesenchance für Ostdeutschland


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. März 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Zukunftszentren digitale Transformation: Riesenchance für Ostdeutschland



Daniela Kolbe, zuständige Berichterstatterin:

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales plant, über eine eigene,
mit Mitteln des Bundes und des Europäischen Sozialfonds finanzierte,
Förderrichtlinie für Ostdeutschland in jedem ostdeutschen Bundesland
ein Zukunftszentrum digitale Transformation einzurichten und hat
darüber heute im Ausschuss für Arbeit und Soziales informiert. Die
SPD-Bundestagsfraktion begrüßt dieses Vorhaben.

"Die Menschen in Ostdeutschland haben in den vergangenen Jahrzehnten
viele Umbrüche miterlebt und ihre Fähigkeit bewiesen, auch aus
Umbrüchen etwas Positives zu gestalten. Diese Erfahrung können und
sollten wir für die Digitalisierung nutzen. Deswegen ist es vollkommen
richtig, dass die Bundesregierung mit dem Aufbau der Zukunftszentren
digitale Transformation in den ostdeutschen Bundesländern beginnt.

Diese Zentren sind gut für Ostdeutschland. Denn nirgendwo sonst
vollzieht sich der Strukturwandel so rasant und mit so tiefgreifenden
Folgen. Ostdeutschland hat eine kleinteilige Wirtschaft, die von
solchen Zentren massiv profitieren kann, aber auch eine demografische
Struktur, die es nötig macht, die Chancen der Digitalisierung für die
Arbeitswelt zu nutzen. Das ist ein guter Vorstoß, denn es ist wichtig,
die Potenziale der Digitalisierung für die Menschen vor Ort nutzbar zu
machen und die Risiken klug abzumildern."
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WIRTSCHAFT/2841: Langsames Internet gefährdet Tourismus in Deutschland


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. März 2019

Arbeitsgruppe: Tourismus

Langsames Internet gefährdet Tourismus in Deutschland



Gabriele Hiller-Ohm, tourismuspolitische Sprecherin:

Der Startschuss für den Aufbau des 5G-Netzes ist gefallen und die
Versteigerung der Lizenzen für die Mobilfunkanbieter läuft. Für den
Tourismusstandort Deutschland ist es unverzichtbar, dass schnelles
Internet auch in den ländlichen Regionen verfügbar ist. Funklöcher und
die Meldung "Kein Netz" bremsen den Deutschlandtourismus aus.

"Wir brauchen vor allem auch in ländlichen Regionen schnelles
Internet, damit der Wirtschaftsfaktor Tourismus hier nicht ausgebremst
wird. Die Entscheidung für einen Urlaubsort hängt für sehr viele
Reisende maßgeblich von der Verfügbarkeit eines schnellen Internets
ab. Ausländische Gäste sind aufgrund von Sprachhemmnissen besonders
auf Informationen aus dem Netz angewiesen.

Auch für die Anbieter von Reiseleistungen ist ein zuverlässiges und
schnelles Internet für die Vermarktung ihrer Produkte und für die
Erreichbarkeit dringend erforderlich. Deshalb darf sich der Netzausbau
nicht nur auf Städte und Ballungsgebiete konzentrieren. In den
ländlichen Gebieten ist zurzeit gerade einmal jeder zweite Haushalt
mit 50-MBit-Verbindung versorgt. In der Regel fehlen Glasfasernetze
für eine schnelle Datenleitung. Das muss sich ändern, damit die
ländlichen Regionen nicht abgehängt werden. Verkehrsminister Andreas
Scheuer ist in der Pflicht, sich für den Netzausbau auch in den
ländlichen Gebieten stark zu machen.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat gestern in ihrer Fraktionssitzung
geliefert und ein Positionspapier beschlossen, in dem ein
Gesamtkonzept Mobilfunk inklusive eines Bundesförderprogramms für den
Mobilfunk ausgearbeitet wurde. So können wir die Funklöcher in
Deutschland endlich schließen. In Deutschland sollte an jeder
Milchkanne, auf jeder Autobahn, in jedem Zug und in jeder ländlichen
Region gutes und schnelles Netz verfügbar sein. Damit können wir auch
den Tourismus weiter stärken."
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WIRTSCHAFT/2840: Wirtschaftseintrübung, aber keine Rezession - für Export und Beschäftigung in Deutschland sorgen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. März 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Wirtschaftseintrübung, aber keine Rezession - für Export und Beschäftigung in Deutschland sorgen



Bernd Westphal, wirtschafts- und energiepolitischer Sprecher:

Die heute veröffentlichte Konjunkturprognose der Wirtschaftsweisen
geht für das laufende Jahr nur noch von einem Wachstum des BIP von
0,8 Prozent aus. Noch im November hatte der Sachverständigenrat ein
Wachstum von 1,5 Prozent vorausgesagt. Beim Export und der
Fachkräftesicherung muss jetzt nachgelegt werden, um ein weiteres
Abrutschen der Konjunktur zu verhindern.

"Gründe für das schwächere Wachstum liegen vor allem in einer
zurückgehenden Nachfrage auf den Exportmärkten einerseits, sowie
speziellen Problemen bei Produktion und Lieferung in der Automobil-
und Chemiebranche andererseits. Jedoch weisen die Wirtschaftsweisen
nicht zum ersten Mal auch auf den bremsenden Effekt des
Fachkräftemangels hin.

Wir müssen nun für die Exportwirtschaft rasch Klarheit über die
Rahmenbedingungen, vor allem im Verhältnis zu den USA und zu
Großbritannien nach dem Brexit schaffen. So ist zu hoffen, dass die
Handelsminister in Brüssel schnell grünes Licht für das
Industriegüterabkommen der EU mit den USA geben. Die Verhandlungen
können dann offiziell beginnen, wodurch die Gefahr von willkürlichen
Strafaktionen durch die Regierung Trump abgemildert wird.

Großbritanniens Wirtschaft und Bevölkerung haben es verdient, endlich
Klarheit über Zeitplan und Bedingungen ihrer Trennung von der EU zu
erlangen. Als eines der wichtigsten Industrieländer der Welt sind die
Lieferketten Großbritanniens auf das engste mit der europäischen und
deutschen Wirtschaft verknüpft.

Auf nationaler Ebene müssen wir Druck machen bei dem längst
überfälligen Fachkräfteeinwanderungsgesetz. Hier darf es keine
Verkopplung mit anderen Themen geben - insbesondere Mittelstand und
Handwerk sind dringend auf gut ausgebildete Zuwanderer angewiesen.
Aber auch mögliche Engpässe bei den Visastellen müssen wir rechtzeitig
vorbeugen, damit das Gesetz nicht am Ende eine bloße 'Luftnummer' wird
- eine solche kann sich der deutsche Mittelstand nicht leisten."
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INTERNATIONAL/089: Brasilien - Immer mehr staatliche Schulen unter militärischer Führung (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien: Immer mehr staatliche Schulen unter militärischer 
Führung

Von Leticia Castro



(Montevideo, 14. März 2019, la diaria) - Die Regierung unter Jair
Bolsonaro ist bekannt dafür, in vielen Bereichen Militärangehörige
einzusetzen, auch im Bildungsbereich. Der Bildungsminister Ricardo
Vélez Rodríguez [1] ist emeritierter Professor der militärischen
Bildungseinrichtung ECEME, wo die oberste militärische Führung
ausgebildet wird. Seine Vergangenheit könnte einen Hinweis darauf
geben, warum er Ende Februar im Senat die Ausweitung militarisierter
Schulen in einigen Bundesstaaten verteidigte: "Das sind städtische
Schulen, die sich für eine Führung durch die Polizei oder - in anderen
Bundesstaaten - durch das Militär entschieden haben. Das ist
kostengünstig für die Gemeinden, denen die Möglichkeit gegeben wird
ihre Einrichtungen zweckmäßiger zu nutzen und damit über eine hohe
akademische Leistungsfähigkeit verfügen", sagte der Minister laut dem
journalistischen Portal Nexo.


Abteilung zur Förderung zivil-militärischer Schulen

Während der Wahlkampagne versprach Bolsonaro, dass in spätestens zwei
Jahren in jeder Bundeshauptstadt eine militarisierte Schule entstehen
werde. Er beruft sich dabei auf ein Gesetz von 2001, das die Übergabe
der Führung staatlicher Ausbildungsstätten an militärische und
polizeiliche Institutionen ermöglicht. Um dieses Modell voran zu
treiben, hat der Präsident die Abteilung zur Förderung
zivil-militärischer Schulen (Subsecretaría de Fomento de las Escuelas
Cívico-Militares) geschaffen. Ziel dieser Einrichtung ist es,
akademische Curricula für alle Niveaustufen zu entwickeln, die
bundesweit angewendet werden können. "Wer sich Sorgen um die
Militarisierung macht oder darüber, dass die Kinder nicht lachen, den
lade ich ein, eine Stadt in Goiás (Bundestaat im Zentrum Brasiliens,
Anm.d.Ü.) mit einer zivil-militärischen Schule zu besuchen. Das ist
fantastisch. Die guten Ergebnisse sprechen für sich. Es gibt nicht
diesen Militarismus, es gibt eine zivile Ausbildung und eine
praktische über die Normen und Gesetze. Der Lehrer wird respektiert;
wenn er in die Klasse kommt stehen alle", sagte Vélez Rodríguez im
Senat.

Der Bundesstaat Goiás weist landesweit zurzeit die meisten
militarisierten Schulen auf. In 46 Schulen unter Führung der
Militärpolizei lernen 53.000 Schüler*innen. Laut Angaben der
Tageszeitung Folha de São Paulo gab es 2015 im ganzen Land
insgesamt 93 militarisierte Schulen - 26 davon in Goiás. 2018 stieg
die Zahl auf 122. 2016 belegten militarisierte Schulen, laut
Informationen von Nexo, die obersten sieben Plätze im nationalen
Schulranking. Die Regierung erklärt diesen Erfolg damit, dass die
Disziplin "die Zeitverschwendung" aufhebe, die dadurch zustande käme,
dass die Schüler*innen im Unterricht nicht dem Lehrer zuhörten,
sondern untereinander tuschelten.

Das herausragendste Merkmal dieses Erziehungsmodells ist die
Disziplin. Die Militärangestellten übernehmen Aufgaben der Verwaltung
und auch der Disziplinierung - sowohl der Lernenden wie auch der
Lehrenden, die weiterhin ihre traditionelle pädagogische Rolle
ausführen. Es ist beispielsweise ein gängiger Anblick, die
Dozent*innen in den Klassenräumen zu sehen, während die Polizist*innen
mit geladenen Waffen auf den Fluren patrouillieren. Laut der
Nachrichtenagentur AFP sind die Vorschriften hinsichtlich der Kleidung
und des Erscheinungsbildes in diesen Ausbildungszentren sehr strikt.
Die Agentur führt das Beispiel einer Schule in den Außenbezirken der
Hauptstadt Brasilia an: Die Jungen müssen sich das Haar seitlich auf
zwei und das Haupthaar auf vier Millimeter kürzen, während die Mädchen
das Haar lang und zusammengebunden ohne auffälligen Haarschmuck zu
tragen haben. Alle Lernenden müssen Uniformen tragen, die pro Stück
etwa 800 Real (etwa 185 Euro) kosten, und nicht von der Schule
gestellt werden. Hohe Ausgaben, die die Familien decken müssen,
markieren einen weiteren Unterschied zu anderen Schulen. Neben den
Uniformen wird auch eine "Spende" von etwa 20 Euro erwartet, da es
diesen Schulen gesetzlich verboten ist, Schulgebühren zu erheben.
Weitere Eigenheiten bestehen darin, dass die Lernenden sich in Reihen
formieren müssen, bevor sie in die Klassen eintreten. Täglich wird vor
Unterrichtsbeginn die brasilianische Nationalflagge gehisst.


Kaugummi kauen, unerwünschte Publikationen und Körperkontakt
werden sanktioniert

Nexo benennt auch Beispiele aus dem Regelwerk der Militärpolizei in
Goiás für die militarisierten Schulen. "Leichte Vergehen", wie das
Ablenken der Mitlernenden, Kaugummi kauen, lackierte Fingernägel,
Eintritt in den Klassenraum ohne die Erlaubnis der Lehrkraft werden
mit einer Abmahnung bestraft. "Mittlere Vergehen", wie ein nicht
regelkonformer Haarschnitt, die unzufriedenstellende Ausführung einer
Aufgabe, die Teilnahmeverweigerung an einer Veranstaltung, die von der
Institution organisiert wurde, die Benutzung respektloser Begriffe
oder die Verantwortung für Publikationen, Bilder oder Zeitschriften,
die sich gegen die Disziplin, die Moral und die öffentliche Ordnung
richten, werden mit einem Verweis und Suspendierung bestraft.
"Schwerwiegende Vergehen", wie die Befleckung des guten Namens der
Einrichtung, die Überschreitung sozialer Konventionen in der
Öffentlichkeit, Körperkontakt in Uniform, der liebevolle Zuneigung
ausdrückt (Dates und Küsse) - sowohl innerhalb wie außerhalb der
Bildungseinrichtungen - werden mit Suspendierung bestraft. Die
Bestraften müssen auch die "Bestimmungen zur Verhaltenskorrektur"
unterzeichnen und werden im schlimmsten Fall von der Schule verwiesen.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/mit-gott-gegen-gender-und-globalisierung/
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UNIVERSITÄT/2736: Drittmittelbilanz 2018 der TU Darmstadt - Die Kurve zeigt nach oben (idw)


Technische Universität Darmstadt - 19.03.2019

Drittmittelbilanz 2018 der TU Darmstadt: Die Kurve zeigt nach oben



Der Technischen Universität Darmstadt sind im vorigen Jahr 169,1 Millionen
Euro an Drittmitteln zugeflossen - eine neue Rekordsumme. Die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) und der Bund bleiben zu gleichen Teilen die
größten Forschungsprojekt-Förderer: Sie vergaben 2018 zusammen knapp 100
Millionen Euro Drittmittel an die TU Darmstadt. TU-Präsident Professor
Hans Jürgen Prömel kommentierte: "Mit dieser beeindruckenden
Drittmittelbilanz bestätigen wir unsere Position als forschungsstarke
Universität und als eine der führenden Technischen Universitäten in
Deutschland."

Die TU Darmstadt hat 2018 rund 169,1 Millionen Euro an Drittmitteln
(inklusive der Mittel aus der hessischen Forschungsförderungs-Offensive
LOEWE) eingeworben. Das sind 4,3 Millionen Euro mehr als im Jahr zuvor.
Die Bundesministerien, insbesondere das Bundesforschungsministerium und
das Bundeswirtschaftsministerium, stellten der TU Darmstadt rund 51,6
Millionen Euro (ein Plus von sechs Millionen Euro) zur Verfügung. Ihr
Anteil an den gesamten Drittmitteleinnahmen stieg damit von 27 auf 30,5
Prozent. Bei den Einnahmen von der DFG ist ein Zuwachs von 2,5 Millionen
Euro gegenüber 2017 zu verzeichnen - dies entspricht einem Anteil von 28,4
Prozent des gesamten Drittmittel-Etats.

Die Zuflüsse aus der Industrie gingen um rund 3,7 Millionen Euro auf 33,3
Millionen zurück. Der Anteil sank damit von 22 auf knapp 20 Prozent.
Dagegen stiegen die Mittel der Arbeitsgemeinschaft industrieller
Forschungsvereinigungen (AiF) von 4,7 Millionen Euro auf 5,5 Millionen
Euro.

Aus europäischen Förderprogrammen warb die Universität 13 Millionen Euro
ein; 2017 waren es 9,9 Millionen Euro. Der Anteil an den Gesamteinnahmen
stieg von sechs auf 7,7 Prozent an. Sonstige Förderer - Stiftungen,
Spender und Stifter von eingeworbenen Deutschlandstipendien für
Studierende - steuerten 10,8 Millionen Euro (2017: 14,7 Millionen Euro)
und damit 6,4 Prozent des Gesamtvolumens bei.

Die Einnahmen aus der Förderung von LOEWE-Projekten an der TU Darmstadt
reduzierten sich von 7,4 Millionen Euro auf 6,8 Millionen Euro. Dies
entspricht einem Anteil von vier Prozent an den gesamten Einnahmen.


Über die TU Darmstadt

Die TU Darmstadt zählt zu den führenden Technischen Universitäten in
Deutschland. Sie verbindet vielfältige Wissenschaftskulturen zu einem
charakteristischen Profil. Ingenieur- und Naturwissenschaften bilden den
Schwerpunkt und kooperieren eng mit prägnanten Geistes- und
Sozialwissenschaften. Weltweit stehen wir für herausragende Forschung in
unseren hoch relevanten und fokussierten Profilbereichen: Cybersecurity,
Internet und Digitalisierung, Kernphysik, Energiesysteme, Strömungsdynamik
und Wärme- und Stofftransport, Neue Materialien für Produktinnovationen.
Wir entwickeln unser Portfolio in Forschung und Lehre, Innovation und
Transfer dynamisch, um der Gesellschaft kontinuierlich wichtige
Zukunftschancen zu eröffnen. Daran arbeiten unsere 312 Professorinnen und
Professoren, 4.450 wissenschaftlichen und administrativ-technischen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie knapp 26.000 Studierenden. Mit der
Goethe-Universität Frankfurt und der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
bildet die TU Darmstadt die strategische Allianz der
Rhein-Main-Universitäten.

www.tu-darmstadt.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution17
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MELDUNG/650: Klöckner - "Kindergerichte in Restaurants sollten gesunden Kriterien entsprechen" (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 63 vom 20.03.2019

Klöckner: "Kindergerichte in Restaurants sollten gesunden Kriterien
entsprechen"

Studie "Kinderspeisekarten in Restaurants" - Bundesministerin trifft sich
mit Ernährungswissenschaftlern sowie Gastronomen und verabredet
Überarbeitung der Empfehlungen und einen neuen Wettbewerb



Anfang Februar haben erste Ergebnisse der Studie der Universität Heidelberg
zu "Kinderspeisekarten in Restaurants" zu Diskussionen geführt - etwa 70
Prozent der angebotenen Gerichte auf Kinderspeisekarten seien aus
ernährungswissenschaftlicher Sicht ungesund. Die Bundesministerin für
Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat daraufhin die Autoren der
Studie, den Deutschen Hotel- und Gaststättenverband e.V. (DEHOGA), die
Deutsche Gesellschaft für Ernährung (DGE e.V.) sowie das Institut für
Kinderernährung zu einem Treffen eingeladen.

Das Gespräch fand im Ministerium statt, dazu Julia Klöckner:
"Ein Restaurantbesuch mit der Familie ist nichts Alltägliches. Dennoch
müssen wir die Ergebnisse der Studie ernst nehmen, gerade mit Blick auf die
Zunahme übergewichtiger Kinder und Jugendlicher. Unser aller Ziel ist eine
ausgewogenere Kinderernährung. Das Angebot gesunder Kindergerichte in der
Gastronomie zu verbessern, ist dabei ein Rädchen von vielen, aber eines,
das wir drehen wollen - mit einem Strauß an konkreten Maßnahmen, die wir
vereinbart haben."

Auf folgende Punkte haben sich Politik, Wissenschaftler und Wirtschaft
geeinigt:


	Für alle Gastronomen wir gemeinsam mit der Ernährungswissenschaft eine anschauliche Handreichung mit an Kinder gerichteten Speisen erarbeitet.

	Es wird gemeinsam ein Wettbewerb für vorbildliche Kinderspeisekarten in der Gastronomie ins Leben gerufen.

	Es wird ein Siegel zur Bewerbung vorbildlicher Speisekarten als Leuchttürme entworfen.

	Kinder werden bei der Entwicklung von vorbildlichen Kinderspeisekarten einbezogen, auch in Studien der Verhaltenspsychologie in diesem Feld.

	Weitere Treffen dieser Runde folgen.



 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 63 vom 20.03.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
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KULTUR/430: Deutscher Kulturrat wählt erstmals Präsidentin (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 20. März 2019

Deutscher Kulturrat wählt erstmals Präsidentin - Kulturstaatsministerin
Grütters: "Susanne Keuchel ist ein Vorbild für starke Frauen an den
Schaltstellen in Kultur und Medien"



Zum ersten Mal in seiner Geschichte steht eine Frau an der Spitze des
Deutschen Kulturrats: Die promovierte Musikwissenschaftlerin und Direktorin
der Akademie der Kulturellen Bildung des Bundes und des Landes NRW, Prof.
Dr. Susanne Keuchel, wurde zur Präsidentin des Deutschen Kulturrats
gewählt. Kulturstaatsministerin Monika Grütters sieht darin einen weiteren
wichtigen Schritt zur Stärkung von Frauen in Kultur und Medien: "Als
Spitzenorganisation der Bundeskulturverbände sendet der Deutsche Kulturrat
mit dieser Wahl ein gutes Signal an Kultureinrichtungen in ganz
Deutschland. Auf weibliche Vorbilder wie Susanne Keuchel kommt es an, wenn
wir sicherstellen wollen, dass künftig noch mehr Frauen an den
Schaltstellen der Kultur und Medien sitzen", sagte Grütters beim Empfang
des Deutschen Kulturrats im Museum für Kommunikation Berlin. "Das ist ein
Zeichen im Sinne unseres gemeinsamen Engagements für mehr
Geschlechtergerechtigkeit in Kultur und Medien - ein Thema, das auf der
Agenda des Kulturrats seit Jahrzehnten ganz oben steht." Die BKM fördert
das Projektbüro 'Frauen in Kultur und Medien' beim Deutschen Kulturrat.

Dem scheidenden Präsidenten Professor Höppner dankte die
Kulturstaatsministerin dafür, dass er den Deutschen Kulturrat jahrelang
"sicher durch die zunehmend rauen Gewässer der Kulturpolitik manövriert
hat." Er habe mit Verve die kulturelle Vielfalt verteidigt und
richtungsweisende Debatten zu zentralen kultur- und
gesellschaftspolitischen Themen befördert. "Dabei hat er deutlich Position
für die Kultur, für Künstler und Kreative bezogen: etwa in den
Verhandlungen zu internationalen Freihandelsabkommen wie TTIP oder der 
EU-Urheberrechtsreform."

Der Sprecherrat des Deutschen Kulturrats hatte am Vormittag turnusgemäß den
neuen Vorstand des Deutschen Kulturrates gewählt. Als Vizepräsidenten
wurden Boris Kochan und Prof. Dr. Ulrike Liedtke gewählt. Geschäftsführer
des Deutschen Kulturrats ist Olaf Zimmermann.

Weitere Informationen unter:

www.kulturrat.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2019

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
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WISSENSCHAFT/1435: Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz offiziell gestartet (idw)


Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz - 19.03.2019

KI - wir bestimmen wie!

• Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz offiziell gestartet

• Anja Karliczek: "Chancen von KI erkennen und nutzen"



Berlin, 19. März 2019 - Digitalisierung und Automatisierung werden in
Zukunft weiter fortschreiten. Die Künstliche Intelligenz (KI) hält viele
Chancen für unsere Gesellschaft bereit. Wie können wir diese Potentiale
nutzen? Welche rechtlichen und sozialen Auswirkungen hat KI? Mit diesen
und weiteren Fragen beschäftigt sich das Wissenschaftsjahr 2019 -
Künstliche Intelligenz, das heute offiziell durch
Bundesforschungsministerin Anja Karliczek eröffnet wird. Ziel ist es,
einen breiten Austausch zwischen Gesellschaft, Wissenschaft, Wirtschaft
und Politik anzustoßen.

"Wir wollen die Chancen, die Künstliche Intelligenz birgt, erkennen und
ergreifen. Wissenschaft und Forschung sind wichtige Treiber, damit dies
gelingt. Sie tragen auch dazu bei, mögliche Risiken abzufedern. KI soll
von Menschen für Menschen gemacht werden - das ist mir wichtig", betont
Bundesministerin Anja Karliczek. Als Beitrag zur KI-Strategie der
Bundesregierung regt das aktuelle Wissenschaftsjahr Bürgerinnen und Bürger
an, sich intensiver mit KI zu beschäftigen. "Im Wissenschaftsjahr laden
wir Bürgerinnen und Bürger ein, Neues über die Zukunftstechnologie KI zu
erfahren und Möglichkeiten der KI für den eigenen Alltag zu entdecken.
Zudem möchten wir ermutigen, darüber zu diskutieren, wie wir mit KI unsere
Gesellschaft der Zukunft gestalten wollen", so Karliczek.

Das BMBF richtet die Wissenschaftsjahre bereits im 19. Jahr zusammen mit
der Initiative Wissenschaft im Dialog (WiD) aus. "Beim Thema KI sehen wir
derzeit einen großen Bedarf an Austausch - sowohl innerhalb der
Fachcommunity als auch in der Bevölkerung. Das Wissenschaftsjahr bietet
die ideale Plattform hierfür: Es macht das Thema beispielsweise durch
Dialogformate, kreative Ansätze in Kunst und Musik oder das
Ausstellungsschiff MS Wissenschaft anschaulich", erklärt Markus Weißkopf,
Geschäftsführer von Wissenschaft im Dialog. "Die Wissenschaftsjahre haben
sich als bedeutendes Instrument der Wissenschaftskommunikation etabliert.
Diese Entwicklung freut uns sehr und wir wollen gemeinsam mit dem BMBF und
den Wissenschaftsorganisationen weiter an deren erfolgreicher
Ausgestaltung arbeiten", sagt Weißkopf.

Insgesamt werden sich 19 vom BMBF geförderte Projekte aus
unterschiedlichen Perspektiven mit dem Thema KI beschäftigen. Der
lebendige Austausch zwischen Bürgerinnen und Bürgern einerseits sowie
Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Medien andererseits findet in
Diskussionsrunden, Mitmach-Aktionen und vielen weiteren interaktiven
Formaten statt.


Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz

Systeme und Anwendungen, die auf Künstlicher Intelligenz basieren, sind
schon heute vielfach Bestandteil unseres Lebens: Industrieroboter, die
schwere oder eintönige Arbeiten übernehmen oder smarte Computer, die in
kurzer Zeit riesige Datenmengen verarbeiten können - und damit für
Wissenschaft und Forschung unverzichtbar sind. Ganz abgesehen von
virtuellen Assistenzsystemen, die zu unseren alltäglichen Begleitern
geworden sind. Welche Chancen gehen damit einher? Und welchen
Herausforderungen müssen wir uns stellen? Welche Auswirkungen hat diese
Entwicklung auf unser gesellschaftliches Miteinander? Im Wissenschaftsjahr
2019 sind Bürgerinnen und Bürger aufgerufen, im Dialog mit Wissenschaft
und Forschung Antworten auf diese und weitere Fragen zu finden.

Weitere Informationen unter:

https://www.wissenschaftsjahr.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1930

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz, 19.03.2019
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NAHOST/1653: Syrien - zu Lasten der Wehrlosen ... (SB)


Syrien - zu Lasten der Wehrlosen ...



Im östlichen Syrien, in der kleinen Ortschaft Baghuz am Euphrat, ein
Steinwurf von der irakischen Provinz Anbar entfernt, liegt das
Kalifat, das Abu Bakr Al Baghdadi im Juni 2014 von der Kanzel der
Großmoschee Mossuls aus stolz verkündet hatte, in Trümmern. Die
Rückeroberung der zweitgrößten Stadt des Iraks, die handstreichartig
durch die Freiwilligen der "Terrormiliz" Islamischer Staat (IS)
okkupiert worden war, steht kurz bevor. Die Einnahme der einzig
verbliebenen IS-Bastion, die am 5. Januar begonnen hat, erweist sich
allerdings nach Angaben der mehrheitlich kurdischen Syrischen
Demokratischen Kräfte (SDF) und der sie unterstützenden US-Militärs
als enorm schwierig. Die Dschihadisten haben das ein Quadratkilometer
große Areal untertunnelt. Der harte Kern von ihnen - die genaue Zahl
ist unbekannt - will sich partout nicht ergeben und bis zum letzten
Mann kämpfen.

Auf dem Gelände halten sich auch unzählige Ehefrauen und Kinder der
IS-Kämpfer auf. Wer die Bilder der laufenden Belagerung in den
Fernsehnachrichten oder im Internet gesehen hat, dürfte erschüttert
sein über das, was sich momentan in Baghuz abspielt. Das Schlachtfeld
erscheint wie ein großer Schrottplatz. Überall befinden sich zerstörte
Fahrzeuge, sonstige Metallteile, Erdhügel und zerschlissene Zelte,
in denen offenbar einige Familien überwintert haben. Dazwischen irren
Frauen in schwarzen Burkas herum, Kinder laufen ihnen hinterher,
während Kugeln durch die Luft fliegen, Granaten einschlagen, Feuer
brennen und Rauchwolken den Himmel verdunkeln. Bis auf die Tatsache,
daß hier keine Fabelwesen auszumachen sind, könnte es sich um eine
Höllenszenerie aus dem Kopf von Hieronymus Bosch handeln.

Die Offensive gegen Baghuz dauert inzwischen mehr als zweieinhalb
Monate, weil die SDF sie immer wieder tagelang unterbrochen
haben, um Frauen und Kinder zu evakuieren und jene IS-Rekruten, die
sich doch noch ergeben wollten, in Gefangenschaft zu nehmen. Daß diese
Vorgehensweise mit Gefahren verbunden ist, zeigt ein Vorfall, der sich
am 14. März an der Frontlinie ereignete. Drei in Burkas gekleidete
Selbstmordattentäter haben sich unter die Fliehenden gemischt und sich
an einem Kontrollpunkt der SDF in die Luft gejagt. Bei dem Anschlag
kamen sechs Zivilisten um Leben, während drei SDF-Kämpfer schwer
verletzt wurden. Die drei Täter starben an Ort und Stelle. Deren
Leichen waren durch die Explosion der Sprenggürtel so zerfetzt, daß
unklar geblieben ist, ob es sich um Männer oder Frauen gehandelt hat.

Für die SDF ist es wegen der ganzen Untertunnelung von Baghuz ganz
schwer einzuschätzen, wie viele Personen sich dort überhaupt noch
aufhalten. In den letzten Wochen haben die SDF Tausende von Menschen
evakuiert. In einer Meldung der Nachrichtenagentur Reuters vom 15.
März wurde SDF-Sprecher Kino Gabriel mit den Worten zitiert: "Die Zahl
der Menschen, die in den letzten 20 bis 25 Tagen herausgekommen sind,
ist wirklich eine Überraschung. Die Realität, die wir erleben, zeigt
das Ausmaß der Vorbereitungen des IS für diese letzte Schlacht. Es
gibt Minen, Bomben, Tunnel und Unterschlupfe. Wir bekommen den Gegner
gar nicht zu sehen."

Die SDF haben die Evakuierten in verschiedenen Notlagern im
Gouvernement Deir ez-Zur untergebracht. Allein im größten dieser Lager
mit dem Namen Al-Hol sollen sich 67.000 Menschen befinden, die zu
90 Prozent aus geflohenen Frauen und Kindern aus Baghuz bestehen. Die
humanitären Bedingungen in Al-Hol sollen wirklich katastrophal sein.
Lebensmittel, Medikamente und Heizmaterial sind Mangelware. Viele der
Kinder sind nicht nur unterernährt, sondern auch krank. Seit Ende
Februar sind dort 117 Kinder unter 12 Jahren an Mangelernäherung und
allgemeiner Schwäche gestorben. Dies meldete am 15. März die
chinesische Nachrichtenagentur Xinhua unter Verweis auf Zahlen der
Syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte.

Vor diesem Hintergrund ist die Weigerung praktisch aller westlichen
Länder, jenen jungen Bürgerinnen muslimischen Glaubens, die sich ab
2014 in den Osten Syriens bzw. des Westens des Iraks begeben haben, um
sich am Aufbau des IS-Kalifats zu beteiligen, und jetzt dort stecken
geblieben sind, humanitäre Hilfe zu leisten, mehr als schäbig. Die USA
und Großbritannien haben im Februar die Staatsbürgerschaft jeweils der
24jährigen Hoda Muthana aus New Jersey und der 20jährigen Shamima
Begum aus London annulliert. Anfang März starb Begums neugeborener
Sohn Jarrah an einer Lungentzündung. Die Entscheidung der Regierungen
von Donald Trump und Theresa May ist höchst umstritten, weil nach
internationalem Recht eigentlich niemand staatenlos gemacht werden
darf. Überdies ist unklar, gegen welches Gesetz in ihren
Herkunftsländern die beiden Frauen verstoßen haben. Sollten sie sich
an Verbrechen im Irak oder in Syrien beteiligt haben, dann müßten sie
sich dort vor Gericht verantworten.

Entsprechende Verfahren sind im Irak bereits angelaufen. Am 18. März
hat ein Gericht in Bagdad den 23jährigen Belgier Bilal Al Marchohi der
IS-Mitgliedschaft sowie der Teilnahme an Operationen der "Terrormiliz"
für schuldig befunden und zu Tode verurteilt. In Syrien ist die Lage
komplizierter, weil die NATO-Staaten die Rechtmäßigkeit des "Regimes"
von Bashar Al Assad, das sie seit 2011 zu stürzen versuchen, nicht
anerkennen. Eine Übergabe von IS-Freiwilligen an die Justizbehörden in
Damaskus ist aus politischen Gründen deshalb nicht möglich. Die
SDF-Führung, die sich durch die Versorgung von Tausenden
gefangengenommener IS-Kämpfer aus dem Ausland sowie deren Frauen und
Kinder überfordert sieht, verlangt, daß die Herkunftsländer diese
Leute zurücknehmen.

Wie die Fälle Muthana und Begum zeigen, ist der Widerstand im Westen
gegen diese Forderung extrem groß. Das hat mehrere Gründe. Erstens
haben die westlichen Regierungen den Islamismus zu einer solchen
Bedrohung aufgebauscht, daß sie sich die Kritik der jeweils eigenen
Boulevardpresse sowie den Aufwand, die Rückkehrwilligen zu
entradikalisieren, einfach sparen wollen. Möglicherweise wollen sie
die Leute auch deshalb nicht nach Hause holen, weil dadurch brisante
Einzelheiten der passiven oder aktiven Verwicklung der eigenen
Geheimdienste in die Radikalisierung und Rekrutierung junger Muslime
für die Sache des IS herauskommen könnte. Immerhin hat am 14. März die
Regierung in Paris fünf kleine Kinder, die mindestens ein
französisches Elternteil hatten, aus Flüchtlingslagern in Ostsyrien
nach Frankreich geholt. Ob die Kinder in Pflegeheimen oder zu
Verwandten kommen, ist unklar. Doch angesichts des Ausmaßes der
menschlichen Tragödie mit den IS-Rekruten und deren Bräuten ist
die Aktion der Franzosen nur ein Tropfen auf dem heißen Stein.

20. März 2019
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RENTE/726: Rentenniveau langfristig bei 53 Prozent sichern (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 20. März 2019

Rentenniveau langfristig bei 53 Prozent sichern



Zur geplanten Anhebung der Renten um über drei Prozent erklärt
SoVD-Präsident Adolf Bauer:

"Es ist ein sehr positives Signal, dass die Rente um mehr als drei Prozent
steigen soll. Gleichwohl reicht es nicht aus, das Rentenniveau nur bis zum
Jahr 2025 zu stabilisieren. Nötig ist eine langfristige Niveausicherung bei
53 Prozent, um das Vertrauen in die gesetzliche Rentenversicherung zu
stärken. Zudem sind Freibeträge für die gesetzlichen Renten erforderlich.
Dies wäre sehr einfach umsetzbar und würde die Lebensleistung der
Rentnerinnen und Rentner berücksichtigen, die lange im Niedriglohn
gearbeitet haben und deshalb eine Rente unter dem Grundsicherungsniveau
erhalten."

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung vom 20. März 2019

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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WOHNEN/155: Bundesregierung muss Menschenrecht auf Wohnen umsetzen (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 20. März 2019

Bundesregierung muss Menschenrecht auf Wohnen umsetzen



"Wohnen ist ein Menschenrecht. Die Bundesregierung hat sich in der
2030-Agenda der Vereinten Nationen dazu verpflichtet, bis zum Jahr 2030
bezahlbaren Wohnraum für alle Menschen im Land zu schaffen. Hierfür müssen
jetzt die Rahmenbedingungen geschaffen werden", fordert Caritas-Präsident
Peter Neher anlässlich der heutigen Anhörung im Bauausschuss zum Thema
"Wohnungslosigkeit und Obdachlosigkeit". Die Einrichtungen und Dienste der
Caritas beobachten seit Jahren, dass die Zahl der Wohnungslosen steigt und
das Menschenrecht auf Wohnen längst nicht für alle Menschen in Deutschland
eingelöst wird. Auf diese Diskrepanz machen zwei Oppositionsanträge
aufmerksam, sie verleihen zahlreichen Forderungen der Caritas
parlamentarischen Nachdruck.

"Wir brauchen eine Politik, die für ausreichend bezahlbaren Wohnraum sorgt
und Menschen dabei unterstützt, trotz steigender Mieten, in ihren Wohnungen
zu bleiben", fordert Neher. Die geplante Wohngeldreform sei ungenügend,
wenn sie das Wohngeld erhöhe, aber keine Dynamisierung vorsehe. Dringend
erforderlich sei eine Neuregelung der Kosten der Unterkunft und Heizung bei
der Grundsicherung. Es müsse allen Menschen möglich sein, in angemessenem
Wohnraum zu leben. Bei der Festlegung der Unterstützungsleistungen müsse
daher die tatsächliche Verfügbarkeit bezahlbaren Wohnraums geprüft werden.

"Besonders kritisch ist die vorübergehende Streichung der Leistungen für
die Kosten der Unterkunft im Rahmen von Sanktionen. Im schlimmsten Fall
führt das dazu, dass die Betroffenen auf der Straße landen und eine
verhängnisvolle Spirale in die Wohnungslosigkeit und Ausgrenzung einsetzt",
unterstreicht Neher. Auf Bundesebene sei die Einführung einer
Wohnungsnotfallstatistik dringend erforderlich, auf deren Grundlage eine
abgestimmte Politik zwischen Bund, Ländern und Kommunen zur Bekämpfung von
Wohnungsnot gestaltet werden könne.

"Was wir dringend brauchen ist mehr bezahlbarer Wohnraum. Gut ist, dass der
Bund sich weiterhin im sozialen Wohnungsbau engagiert. Bund, Länder und
Kommunen müssen gemeinsam alles tun, damit auch einkommensschwächere und
vulnerable Gruppen Zugang zu Wohnraum erhalten", fordert Neher.


Weitere Informationen zum Thema:

Stellungnahme Wohnungslosigkeit

Der Deutsche Caritasverband (DCV) unterstreicht, dass der Maßstab einer
Politik gegen Wohnungslosigkeit das Menschenrecht auf Wohnen ist und der
Zugang zu Wohnraum für alle Menschen gewährt werden muss. Das Thema Wohnen
muss mit hoher Priorität auf die politische Agenda gesetzt und mit
konkreten Maßnahmen hinterlegt werden. Details dazu fasst der DCV in dieser
Stellungnahme zusammen (17.03.2019). 

https://www.caritas.de/cms/contents/caritas.de/medien/dokumente/stellungnahmen/stellungnahme-wohnun/dcv_stellungnahme_wohnungslosigkeit_obdachlosigkeit_endfassung.pdf?d=a&f=pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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FORSCHUNG/938: Staatliche Forschung stärkt Cleantech-Start-ups (idw)


Technische Universität München - 19.03.2019

Staatliche Forschung stärkt Cleantech-Start-ups



US-amerikanische Cleantech-Start-ups, die mit staatlichen
Forschungseinrichtungen zusammenarbeiten, sind sowohl bei Patenten als
auch bei der Investorenakquise erfolgreicher als ihre Konkurrenten. Dies
zeigt eine Studie der Technischen Universität München (TUM), der
University of Maryland und der University of Cambridge. Solche
Kooperationen könnten aufgrund der langwierigen Entwicklungsarbeiten
"grüner" Technologien von besonderer Bedeutung sein - auch in anderen
Staaten.

In den USA betreibt der Staat zahlreiche nationale
Forschungseinrichtungen. Allein unter der Regie des Energieministeriums
arbeiten 17 Institute wie etwa das National Renewable Energy Laboratory
(NREL). Umstritten ist in der öffentlichen Debatte allerdings, inwieweit
sie in der angewandten Forschung, vor allem in Kooperation mit
Unternehmen, und im Technologietransfer tätig sein sollen.

Wissenschaftlerinnen der Technischen Universität München (TUM), der
University of Maryland und der University of Cambridge haben deshalb die
Aktivitäten von rund 650 Start-ups aus dem Bereich Cleantech zwischen 2008
und 2012 untersucht, also von Unternehmen, die Produkte oder
Dienstleistungen mit "sauberen" Technologien anbieten. Dazu zählen
beispielsweise erneuerbare Energien und Recycling. Die Forscherinnen
nahmen vor allem Patente und Finanzierungen unter die Lupe, die als
Zeichen für Innovation und Geschäftserfolg bei jungen Unternehmen gelten.

Investorengelder in einem Jahr um 150 Prozent gesteigert

Die Studie zeigt, dass die Start-ups ihre Patentaktivitäten im Schnitt um
73 Prozent steigern konnten, wenn sie mit staatlichen Einrichtungen
zusammenarbeiteten. Diese Zahl bezieht sich auf einzelne Kooperation.
Lizensierten Start-ups eine Technologie, die von einem Regierungsinstitut
entwickelt worden war, konnten sie die Summe der Investorengelder im
folgenden Jahr um mehr als 150 Prozent erhöhen. Damit waren sie bei ihrer
Finanzierung mehr als doppelt so erfolgreich wie andere Start-ups. Einige
der erfolgreichsten Allianzen arbeiteten außerhalb der großen
Technologiezentren wie dem Silicon Valley.

Die Wissenschaftlerinnen gehen davon aus, dass im Cleantech-Bereich, nicht
zuletzt im Energiesektor, staatlich-private Partnerschaften von besonderem
Wert sind. Weil die Technologieentwicklung hier viel Zeit in Anspruch
nimmt, haben Unternehmen schwierigere Startbedingungen als etwa im
IT-Bereich. Diesen Nachteil könnten langfristig agierende öffentliche
Institutionen ausgleichen.

Zentrale Erkenntnis gilt auch für Deutschland

Die Forschungslandschaft in anderen Staaten, darunter Deutschland, ist
zwar anders strukturiert als in den USA. Dennoch könne man annehmen, dass
die zentrale Erkenntnis auf weitere Länder übertragbar sei, sagt
Studienautorin Claudia Doblinger, Professorin für Innovation and
Technology Management an der TUM: "Start-ups haben nicht Jahrzehnte Zeit
für die Entwicklungsarbeit. Ihre Kompetenz ist, neue Technologien auf die
Chancen am Markt auszurichten. Wenn die Stärken aus beiden Welten
zusammenkommen, können sie sich ideal ergänzen. Eine Innovationspolitik,
die sich nicht ausschließlich auf private Kräfte verlässt, kann
Klimaschutz und Start-up-Förderung verbinden - zwei Ziele, die nicht nur
in der aktuellen Diskussion um den 'Green New Deal' in den Vereinigten
Staaten im Mittelpunkt stehen."

"Unsere Ergebnisse sollten berücksichtigt werden, wenn über die
Finanzierung der Erforschung nachhaltiger Energien diskutiert wird",
ergänzt Laura Diaz Anadon, Professorin für Climate Change Policy an der
University of Cambridge. "Cleantech aus staatlich-privaten Partnerschaften
wird essentiell sein, um die globalen Klima- und Nachhaltigkeitsziele zu
erreichen."


Originalpublikation:

C. Doblinger, K. Surana, L. D. Anadon:

Governments as partners: The role of alliances in U.S. cleantech
startup innovation,

Research Policy, 2019.

DOI: 10.1016/j.respol.2019.02.006

Weitere Informationen unter:

https://www.cs.tum.de 

- TUM Campus Straubing für Biotechnologie Nachhaltigkeit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, 19.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/601: Kirchliche Einstellungspraxis - ver.di kritisiert Verfassungsklage der Diakonie (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
19. März 2019

Kirchliche Einstellungspraxis: ver.di kritisiert Verfassungsklage der
Diakonie gegen Urteil des Bundesarbeitsgerichts



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat mit großer
Verwunderung und Kritik auf die Ankündigung der Diakonie reagiert,
Verfassungsklage gegen ein Urteil des Bundesarbeitsgerichts (BAG) und
mittelbar des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zur Diskriminierung
von Beschäftigten wegen fehlender Kirchenmitgliedschaft einzureichen.
"Man kann der Diakonie nur dringend empfehlen, im 21. Jahrhundert
anzukommen und die Realitäten anzuerkennen", sagte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler. "Statt krampfhaft an
überkommenen Mustern festzuhalten, sollte die Diakonie ihren
Sonderweg sowohl beim individuellen als auch beim kollektiven
Arbeitsrecht insgesamt überdenken, sonst schadet sie sich selbst am
meisten."

Im konkreten Fall hatte das Evangelische Werk für Diakonie und
Entwicklung (EWDE) die Berlinerin Vera Egenberger, die sich im Jahr
2012 auf eine Referentenstelle beim EWDE beworben hatte, nicht für
ein Vorstellungsgespräch eingeladen, weil sie kein Kirchenmitglied
ist. Dagegen hatte sie mit Unterstützung von ver.di erfolgreich
geklagt. Der EuGH und in der Folge das BAG hatten das Vorgehen der
Diakonie als Diskriminierung gewertet und klargemacht, dass weltliche
Gerichte die kirchliche Einstellungspraxis überprüfen können.

"Selbstverständlich können die Kirchen ihre religiösen
Angelegenheiten selbst regeln. Doch das rechtfertigt nicht, den mehr
als eine Million Beschäftigten in kirchlichen Einrichtungen
grundlegende Rechte vorzuenthalten", betonte Bühler. "Kirchliche
Betriebe sind kein rechtsfreier Raum. Es ist gut, dass der
Europäische Gerichtshof und das Bundesarbeitsgericht dies
klargestellt haben." Auch im Falle des Chefarztes einer katholischen
Klinik, der gekündigt wurde, weil er nach seiner Scheidung erneut
geheiratet hatte, entschieden EuGH und BAG kürzlich im Sinne des
Betroffenen.

"Weder für individuelle Diskriminierung noch für den Sonderweg im
kollektiven Arbeitsrecht gibt es eine überzeugende Rechtfertigung",
stellte Bühler klar. Die Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände müssten
beim Arbeitsrecht endlich dieselben Standards anlegen wie andere
öffentliche und freigemeinnützige Träger. "Das gilt auch für den
Abschluss von Tarifverträgen und die Geltung des
Betriebsverfassungsgesetzes."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 19.03.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/600: Diakonie erhebt Verfassungsklage gegen Urteile des EuGH und BAG (Diakonie Deutschland)


Pressemitteilung der Diakonie Deutschland - 19. März 2019

EWDE erhebt Verfassungsklage gegen Urteile des BAG und EuGH



Im Verfahren um die erforderliche Kirchenmitgliedschaft einer
Stellenbewerberin in der Diakonie hat das Evangelische Werk für Diakonie
und Entwicklung e. V. (EWDE) Verfassungsklage gegen ein Urteil des
Bundesarbeitsgerichts (BAG) und mittelbar gegen eine Entscheidung des
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) erhoben.

"Die Europäische Union hat aus gutem Grund in Artikel 17 des Vertrags über
die Arbeitsweise der EU (AEUV) die Religionsgemeinschaften in den
Mitgliedsstaaten vor Beeinträchtigung geschützt. Dieses Recht hat der EuGH
in voller Kenntnis der deutschen Rechtslage nicht angemessen beachtet und
außerhalb seines Mandats gehandelt", sagt Präsident Lilie: "Das Urteil des
Bundesarbeitsgerichts mit seiner Übernahme der Luxemburger Auslegung ist
verfassungsrechtlich problematisch."

Die Religionsfreiheit wird durch Art. 4 GG geschützt. Sie umfasst einzelne
Personen wie auch Gruppen. Nach Artikel 140 Grundgesetz in Verbindung mit
Artikel 137 der Weimarer Reichsverfassung ist den Religionsgemeinschaften
in der Bundesrepublik Deutschland zudem ein Selbstbestimmungsrecht in ihren
eigenen Angelegenheiten garantiert. Dazu gehört auch die Freiheit, sich
nach eigenen Werten zu organisieren und Mitarbeitende auszuwählen.

"Die Diakonie muss die Gestaltungsmöglichkeit haben, sich als Diakonie
aufstellen zu können", sagt Präsident Lilie: "Wir brauchen Klarheit
darüber, dass unser Recht auf Selbstbestimmung nicht durch EU-Recht
ausgehöhlt wird."

EuGH und BAG haben den Religionsgemeinschaften und ihren Einrichtungen zwar
das Recht zugestanden, selbst ihr "religiöses Ethos" festzulegen. Die
Prüfung darüber, wie das "religiöse Ethos" sich auf konkrete
Personaleinstellungen auswirkt, soll aber von staatlichen Gerichten bis ins
Detail geprüft werden können. "Der EuGH - und ihm folgend das BAG - brechen
mit den Schutzinstrumenten staatlicher Säkularität", sagt Präsident Lilie.
"Mit unserer Verfassungsklage wenden wir uns dagegen, dass theologische
Kernfragen von Juristen entschieden werden."

"Gerade in einer immer vielfältiger werdenden Gesellschaft müssen wir im
Rahmen der für alle geltenden Gesetze sicherstellen können, dass die von
der Verfassung gewollten Frei- und Handlungsspielräume von
Religionsgemeinschaften erhalten bleiben" sagt der Diakonie-Präsident. "Nur
so können wir unseren gemeinwohlorientierten und gemeinnützigen Beitrag zur
Gestaltung der Gesellschaft und des Zusammenhalts erhalten."

Zum konkreten Fall:

Im Jahr 2013 war im Evangelischen Werk für Diakonie und Entwicklung e. V.
eine Bewerberin für eine Referententätigkeit aufgrund mangelnder fachlicher
Voraussetzungen nicht für ein Vorstellungsgespräch berücksichtigt worden.
Ihre fehlende Kirchenzugehörigkeit war für diese Entscheidung von
zweitrangiger Bedeutung. Für die Stelle wurde ein Bewerber ausgewählt, der
die erforderlichen fachlichen Voraussetzungen erfüllte. Zudem gehörte er
einer christlichen Kirche an. Das Stellenprofil für eine befristete
wissenschaftliche Referententätigkeit im Rahmen einer Kooperation mit
diversen zivilgesellschaftlichen Gruppierungen zur Erstellung eines
Berichts zur Antirassismus-Konvention der Vereinten Nationen setzte dies
voraus. Eine christliche Perspektive zur Beurteilung der Konvention war für
die Diakonie unabdingbar.

 * 

Quelle:

Diakonie Deutschland

Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V.

Caroline-Michaelis-Str. 1, 10115 Berlin

Telefon: 030 65211-0, Telefax: 030 65211-3333

E-Mail: diakonie@diakonie.de

Internet: https://www.diakonie.de
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VÖLKERRECHT/071: Wegweisendes Urteil zur Rolle Deutschlands im US-Drohnenprogramm (ECCHR)


European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Pressemitteilung vom 19. März 2019

Wegweisendes Urteil zur Rolle Deutschlands im US-Drohnenprogramm

OVG Münster gibt Klägern aus Jemen Recht: Bundesregierung muss
sicherstellen, dass USA in Ramstein Völkerrecht einhalten



Münster/Berlin, 19. März 2019 - Im Fall "Bin Ali Jaber gegen Deutschland"
hat das Oberverwaltungsgericht Münster den drei Klägern aus dem Jemen in
entscheidenden Punkten Recht gegeben. Deutschland müsse darauf hinwirken,
dass die USA bei der Nutzung ihrer Militärbasis Ramstein das Völkerrecht
einhalten. Bei diesen Angriffen werden immer wieder Unbeteiligte getötet.

"Deutschland muss endlich das Drohnenprogramm via Ramstein stoppen! Wir
hoffen nun, dass nicht mehr Menschen unter den gleichen sinnlosen Angriffen
leiden müssen wie meine Familie", erklärte Faisal bin Ali Jaber, einer der
Kläger. Im August 2012 verlor seine Familie zwei Angehörige bei einem
Drohnenangriff. Auf der Luftwaffenbasis in Ramstein in Rheinland-Pfalz
stehen heute die wichtigsten Funkanlagen für die Steuerung der
US-Drohnenangriffe. Deswegen hatten Faisal bin Ali Jaber und zwei weitere
Familienmitglieder im Oktober 2014 Klage gegen die Bundesregierung
eingereicht. Sie fordern Berlin auf, die Nutzung von Ramstein zu
unterbinden. Die Bundesregierung weist jedoch jede Verantwortung zurück.

"Das Urteil des OVG Münster ist ein wichtiger Schritt, um dem
völkerrechtswidrigen Drohnenprogramm der USA via Ramstein Einhalt zu
gebieten", sagte Andreas Schüller vom European Center for Constitutional
and Human Rights (ECCHR). Die US-Drohnenangriffe verstoßen gegen die
Menschenrechte. "Die Bundesregierung wird sich jetzt endlich ihrer
Mitverantwortung stellen müssen."

Die Klage zur Rolle Deutschlands im US-Drohnenprogramm ist Teil der
rechtlichen Interventionen des ECCHR zu den Menschenrechtsverletzungen der
USA im Namen der Terrorismusbekämpfung. Das ECCHR unterstützt gemeinsam mit
seiner Partnerorganisation Reprieve die Kläger und ihre Rechtsanwälte. Vor
Gericht werden die Kläger vom Rechtsanwalt Sönke Hilbrans aus Berlin
vertreten. Beide Organisationen arbeiten seit fast zehn Jahren zu Klagen
gegen US-Drohnenangriffe weltweit.



Mehr Informationen (Fallbeschreibung, rechtlicher Hintergrund und Videos)
zum Fall "Bin Ali Jaber gegen Deutschland" finden Sie unter:

https://www.ecchr.eu/fall/kein-ende-der-us-drohnenangriffe-via-ramstein/

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Zossener Str. 55-58, Aufgang D, 10961 Berlin

Telefon: + 49 (0)30 - 40 04 85 90, Fax: + 49 (0)30 - 40 04 85 92

E-Mail: info@ecchr.eu,

Internet: www.ecchr.de
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SCHACH-SPHINX/06872: Ort ohne Anfeindung? (SB)


Weit von seiner Streitmacht war der weiße König im heutigen Rätsel der
Sphinx weggetrieben worden. Nun stand er einsam auf e7 und hoffte auf
die Unterstützung seiner entfernten Truppen. Wäre Weiß am Zuge, so
würde der Umstand der vorgerückten Majestät nicht weiter ins Gewicht
fallen. Ein Damenschach auf h8 und dann eine Läuferattacke auf f4 und
die schwarze Dame wäre gefallen. Nun war Schwarz jedoch am Zuge.
Welchen Nutzen konnte er daraus ziehen? Immerhin drohte nach wie vor
2.Dh1-h8+ mit vernichtendem Angriff. So vermaledeit der weiße König
auch postiert war, so geschützt schien er gleichzeitig zu sein. Und
ganz im Vertrauen gesagt, er fühlte sich auf e7 sogar wie in Abrahams
Schoß geborgen. Aber halt! Schon Goethe sagte: "Ängstlich ist es,
immer zu suchen, aber viel ängstlicher, gefunden zu haben und
verlassen zu müssen." Nun, Wanderer, gefunden hatte der weiße König
scheinbar einen Ort ohne Anfeindung, aber wie alles in der Welt ist
kein Schutz und keine Geborgenheit von Dauer!






[image: SCHACH-SPHINX/06872: Ort ohne Anfeindung? (SB)]



Formanek - Bradford

Lone Pine 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

1.f4-f5 sah martialisch aus, aber die weiße Streitmacht konnte aus dem
Vorstoß keinen Nutzen ziehen, da der Feind über den Damenflügel in die
weiße Stellung hineinbrach: 1...d4-d3! 2.Lf2xc5+ Se6xc5 3.Dc2-f2 Sc5-
e4 4.Df2-d4 c4-c3 5.Dd4xd3 Tb4xb2+ 6.Tb1xb2 c3xb2 7.f5-f6 Kf8-g8 8.Dd3-
d8+ Kg8-h7 9.Dd8-e7 b2-b1D und Weiß kapitulierte.



Erstveröffentlichung am 21. März 2006

20. März 2019
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MELDUNG/244: Bürgerbeteiligung als Antwort auf die Krise der Demokratie (idw)


Universität Stuttgart - 19.03.2019

Bürgerbeteiligung als Antwort auf die Krise der Demokratie



Das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in demokratische Institutionen
oder sogar gegenüber der Demokratie als Staatsform ist in den letzten
Jahren gesunken. Diese Krise der Demokratie ist auch eine Krise der
öffentlichen Kommunikation, erklärt André Bächtiger in seiner jüngst in
der US-amerikanischen Fachzeitschrift Science erschienenen
Veröffentlichung.

Der Sozialwissenschaftler der Universität Stuttgart untersucht gemeinsam
mit einem internationalen Team den Zusammenhang zwischen Deliberation und
dem Vertrauen der Bürger in die Demokratie. Einen Ausweg aus der Krise
sieht er in mehr Deliberation unter den Bürgern. Deliberation lässt sich
als kommunikativen Austausch definieren, bei dem nicht Macht und
Manipulation, sondern Argumentieren und respektvolles Zuhören im
Vordergrund stehen.

"Befeuert durch die politische Polarisierung sind wir mit abnehmendem
Respekt und sinkender argumentativer Komplexität konfrontiert. Abnehmender
Respekt führt zu einem Vertrauensverlust in demokratische Institutionen",
ist Bächtiger überzeugt und führt weiter aus: "Zunehmende politische
Polarisierung hat zur Folge, dass Bürger nicht mehr auf gute Argumente,
sondern nur noch auf Parteibotschaften hören, oder sich ganz von der
Politik zurückziehen." Sinkende argumentative Komplexität - in Kombination
mit "fake news" und "gefühlter Wahrheit" - wiederum führe zu einer
Diskrepanz zwischen scheinbar einfachen Lösungen und realen komplexen
Problemen.

Differenzierteres Nachdenken über gesellschaftliche Probleme

Die empirische Forschung zeigt, dass sich Menschen kompetent in
Deliberationsverfahren einbringen, wenn ihnen die Möglichkeit von
wirksamer dialogischer Beteiligung angeboten wird. In den letzten zwanzig
Jahren sind weltweit Tausende von Bürgerdeliberations-Formate initiiert
worden, mit dem Ziel, Bürgerinnen und Bürger auf neue Art in Politik zu
involvieren und eine neue Beteiligungskultur zu schaffen.

Wie die Forschung nachweist, kann Deliberation helfen, dass sich die
Bevölkerung der Komplexität gesellschaftlicher und politischer Probleme
bewusst wird und differenzierter darüber nachdenkt. Sie kann auch dazu
beitragen, dass Bürgerinnen und Bürger ein neues Gefühl für
zivilgesellschaftlichen Gemeinsinn entwickeln sowie einen respektvollen
Umgang mit Andersdenkenden erleben und erlernen. Auf diese Weise könne
Bürgerdeliberation Elitemanipulation, Polarisierung und Populismus
entgegenwirken, folgert Bächtiger.

Als zentrale Frage wirft er in dem Artikel auf, wann politische Eliten
überhaupt Interesse haben, Bürger in Dialogverfahren einzubeziehen. Die
Erfahrung zeige, dass dies insbesondere dann der Fall sei, wenn Eliten
einen starken Vertrauensverlust erlitten haben. Als Beispiel dafür führt
Bächtiger die Proteste zu Stuttgart 21 an, die in Baden-Württemberg heute
zu einer Institutionalisierung von dialogorientierten
Bürgerbeteiligungsverfahren bei Infrastruktur-Großprojekten geführt haben.

Als weiteres prominentes Beispiel nennt der Artikel Irland, wo nach der
Finanzkrise 2008 Verfassungsänderungen wie gleichgeschlechtliche Ehe oder
Liberalisierung von Abtreibung in Bürgerversammlungen vorberaten wurden.
Deren Vorschläge wurden nicht nur von der repräsentativen Politik
konstruktiv aufgegriffen, sondern auch in zwei Referendumsabstimmungen von
der Bevölkerung mit deutlicher Mehrheit angenommen. "Die aktuelle Politik
ist noch weit entfernt von einer deliberativen Wende. Doch erfolgreiche
Beispiele weltweit zeigen, dass einem Vertrauensverlust in die Demokratie
durch mehr Bürgerdeliberation konstruktiv begegnet werden kann", ist André
Bächtiger überzeugt.


Originalpublikation:

John S. Dryzek, André Bächtiger, Simone Chambers, Joshua Cohen, James N.
Druckman, Andrea Felicetti, James S. Fishkin, David M. Farrell, Archon
Fung, Amy Gutmann, Hélène Landemore, Jane Mansbridge, Sofie Marien,
Michael A. Neblo, Simon Niemeyer, Maija Setälä, Rune Slothuus, Jane
Suiter, Dennis Thompson and Mark E. Warren (2019).

The Crisis of Democracy and the Science of Deliberation.

Science, Vol. 363, Issue 6432, pp. 1144-1146.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution80

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Stuttgart, 19.03.2019

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/243: Transnationale Familien, Familienzusammenführung und Integration im Kontext von Flucht (idw)


Bonn International Center for Conversion (BICC) - 18.03.2019

Workshop - Transnationale Familien, Familienzusammenführung und
Integration im Kontext von Flucht



Neue Perspektiven auf Integrationsprozesse und Familienzusammenführung
durch den Fokus auf die transnationale Eingebundenheit von Familien und
Individuen standen im Mittelpunkt eines Workshops am 13. März 2019 in
Bonn. Das BICC lud dazu in Kooperation mit der Evangelischen Migrations-
und Flüchtlingsarbeit Bonn/Integrationsagentur (EMFA) Vertreterinnen und
Vertretern aus Praxis und Wissenschaft zum Erfahrungsaustausch ein.

An dem transdisziplinären Workshop im MIGRApolis Bonn nahmen rund 30
Personen, darunter Aktive aus sozialer Arbeit, verschiedenen
Beratungsstellen und Integrationsagenturen, Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Unterkünften
teil.

Die Diskussion hob die wichtige Rolle der Familienzusammenführung für die
Integration hervor. Fälle aus der Praxis belegen, dass Integration
erschwert wird, wenn das Getrenntsein eine große psychische Belastung
darstellt, etwa wenn ein Elternteil und einige Geschwister hier, die
anderen aber in Flüchtlingscamps weit entfernt von Deutschland leben. Die
Notwendigkeit, solche Familienmitglieder finanziell zu unterstützen, kann
dazu führen, dass Geflüchtete hier keine Aus- oder Weiterbildung, sondern
Stellen im Niedriglohnsektor aufnehmen, um Geld zu verdienen. Häufig
ändern sich Familienbeziehungen durch die Trennung und es kann zur
Entfremdung zwischen den Familienmitgliedern kommen.

Mit all ihren Herausforderungen ist Transnationalität, also die
Eingebundenheit der Menschen über nationalstaatliche Grenzen hinweg,
normaler Alltag für Geflüchtete. Allerdings beobachteten die
Workshop-Teilnehmenden Unterschiede zwischen Eltern und Kindern, was ihre
transnationale Eingebundenheit und Integration angeht. So kann sich für
die Eltern das Ankommen schwieriger gestalten und sie sind eher bemüht,
transnationale Kontakte aufrecht zu halten. Kinder hingegen finden sich
schneller zurecht. Sie engagieren sich im neuen sozialen Umfeld und wollen
bleiben. Dies führe dazu, dass sie oft Rollen einnehmen müssen, die sie
auch überfordern können - etwas als ständiger Dolmetscher für die Eltern.

Die Teilnehmenden aus Wissenschaft und Praxis stimmten darüber überein,
dass das Verständnis für gegenseitige Beeinflussung von Transnationalismus
und Integration verbessert werden muss. So muss Integration als
Interaktion und Teilhabe verstanden werden, nicht als stufenweiser Prozess
mit dem Ziel der Assimilation. Wichtig für dieses Umdenken ist auch der
kontinuierliche Austausch von Wissenschaft und Praxis. Die
Workshop-Teilnehmenden äußerten den Wunsch nach intensiverem Austausch bei
spezifischen Themen sowie dialogische, interaktive Formate, die Austausch
auf Augenhöhe ermöglichen.

Der Workshop war Bestandteil des BICC-Forschungsprojekts "Zwischen
Bürgerkrieg und Integration - Die Aufnahme von Flüchtlingen als
Herausforderung und Chance für den gesellschaftlichen Wandel in NRW", das
vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft NRW gefördert wird.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution445

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bonn International Center for Conversion (BICC), 18.03.2019
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FORSCHUNG/048: Projekt - Digitale Medienbildung und Teilhabe in Heimen und Internaten (idw)


Technische Hochschule Köln - 18.03.2019

Forschungsprojekt: Digitale Medienbildung und Teilhabe in Heimen und
Internaten



In Deutschland leben rund 110.000 Kinder und Jugendliche in Wohnheimen
der Kinder-, Jugend-, bzw. Behindertenhilfe und eine nicht nähere bekannte
Zahl von Kindern und Jugendlichen in rund 300 Internaten. Im Unterschied
zu den meisten jungen Menschen, die in privaten Haushalten leben, stehen
ihnen oftmals weder Smartphones, Computer noch ein Internetzugang zur
Verfügung. Sozial- und Rechtswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler der
Fakultät für Angewandte Sozialwissenschaften der TH Köln und vom Institut
für Sozial- und Organisationspädagogik der Universität Hildesheim
untersuchen gemeinsam, wie in Internaten und Heimen Medienbildung und
digitale Teilhabe gelingen können.

"Teilhabe bedeutet heute immer auch digitale Teilhabe. Wer nicht online
ist, kann nur bedingt partizipieren und hat somit auch keine Möglichkeit,
die digitale Welt mitzugestalten. Und wer nicht teilhaben kann, kann auch
die neuen digitalen Bildungs- bzw. Möglichkeitsräume nicht für sich nutzen
und damit auch keine Medienkompetenz entwickeln", sagt Prof. Dr. Angela
Tillmann vom Institut für Medienforschung und Medienpädagogik, die
zusammen mit dem Sozial- und Medienpädagogen André Weßel und Prof. Dr.
Julia Zinsmeister vom Institut für Soziales Recht das Projekt am Standort
Köln betreut.

Warum Kinder und Jugendliche in Heimen und Internaten oftmals keinen
Zugang zu digitalen Medien haben, hat rechtliche, finanzielle und
fachliche Gründe. In den Heimen der Erziehungshilfe leben auch Kinder, die
in einem problematischen Umfeld aufgewachsen sind und Leid erfahren haben.
Heime sollen ihnen Schutzräume bieten. Digitale Medien ermöglichen jedoch
den zeit- und ortsunabhängigen Zugang zu Kontakten, auch zu solchen, die
belastend sein können. "Pädagogische Fachkräfte in Heimen und Internaten
befinden sich deshalb in einem schwierigen Spannungsverhältnis. Einerseits
wollen sie Kindern und Jugendlichen den Zugang zu digitalen Medien
ermöglichen, gleichzeitig sehen sie sich dazu aufgefordert, sie vor
Risiken zu schützen, mit der Folge, dass sie den Umgang mit den neuen
Medien streng reglementieren", sagt Zinsmeister.

Ziel des Projektes "24/7 - Pädagogik - digital: Gelingende Digitalisierung
in Heimen und Internaten" ist es, herauszuarbeiten, welche Relevanz
digitale Medien in Bildungsinstitutionen, in denen sich Kinder und
Jugendliche rund um die Uhr aufhalten, haben. "Gemeinsam mit den Kindern,
Jugendlichen und pädagogischen Fachleuten beleuchten wir, wie sich
Bildungsprozesse und Erziehungspartnerschaften zwischen Kindern, Eltern
und pädagogischen Fachkräften durch Medien und das Medienhandeln
verändern", sagt Dr. Tanja Rusack, die mit Prof. Dr. Wolfgang Schröer im
Hildesheimer Team das Projekt initiiert hat.

Über einen begrenzten Zeitraum werden die Sozialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler des Teams Kinder, Jugendliche und Fachkräfte aus vier
verschiedenen Einrichtungen in ihrem alltäglichen Medienhandeln begleiten.
Welche Formen digitaler Mediennutzung zugelassen, befördert, ignoriert
oder verhindert werden und welche Auswirkungen dies für die Bildung von
Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinderung hat, wird ebenfalls
erhoben und analysiert.

Darüber hinaus untersucht die Kölner Juristin Zinsmeister zusammen mit dem
Kooperationspartner iRights Lab erstmals die rechtlichen Rahmenbedingungen
zur Mediennutzung in den Einrichtungen. Dabei berücksichtigten sie die
Persönlichkeitsrechte der Kinder und Jugendlichen, die Aufsichtspflicht
der Eltern und pädagogischen Fachkräfte sowie die Verantwortung des
Einrichtungspersonals, beispielsweise im Bereich des Jugendmedienschutzes.
Damit sollen rechtliche Gestaltungsmöglichkeiten für die Mediennutzung
aufgezeigt werden, die auch den pädagogischen Anforderungen Rechnung
tragen.

Die im Projekt gewonnenen Erkenntnisse werden in Orientierungsrichtlinien
und Handlungsempfehlungen, wie zum Beispiel in einen Leitfaden, FAQs oder
Informationsangebote, einfließen.

Die Studie wird von der TH Köln in Kooperation mit der Universität
Hildesheim durchgeführt. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung
fördert das Projekt mit insgesamt 570.000 Euro.


Die TH Köln bietet Studierenden sowie Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus dem In- und Ausland ein inspirierendes Lern-,
Arbeits- und Forschungsumfeld in den Sozial-, Kultur-, Gesellschafts-,
Ingenieur- und Naturwissenschaften. Zurzeit sind rund 26.000 Studierende
in über 90 Bachelor- und Masterstudiengängen eingeschrieben. Die TH Köln
gestaltet Soziale Innovation - mit diesem Anspruch begegnen wir den
Herausforderungen der Gesellschaft. Unser interdisziplinäres Denken und
Handeln, unsere regionalen, nationalen und internationalen Aktivitäten
machen uns in vielen Bereichen zur geschätzten Kooperationspartnerin und
Wegbereiterin. Die TH Köln wurde 1971 als Fachhochschule Köln gegründet
und zählt zu den innovativsten Hochschulen für Angewandte Wissenschaften.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution21

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Köln, 18.03.2019

WWW: http://idw-online.de
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TAGUNG/670: Berlin - Perspektiven für die inklusionsorientierte Lehrkräftebildung, 05.04.2019


Humboldt-Universität zu Berlin - 19.03.2019

Perspektiven für die inklusionsorientierte Lehrkräftebildung

Ein interdisziplinäres Projekt an der Humboldt-Universität zu Berlin (HU)
zeigt Wege auf.



Inklusion in der Schule - das ist eine zentrale Aufgabe aktueller
Schulentwicklung in Berlin und deutschlandweit. Aber wie können
Lehrerinnen und Lehrer mit vielfältigen Lerngruppen umgehen? Wie können
sie ihren Unterricht planen, durchführen und reflektieren, wenn sie
inklusionssensibel unterrichten wollen? Was kennzeichnet zum Beispiel
einen Englisch- oder Informatikunterricht, der sich dieser Aufgabe stellt?

Seit 2016 forscht ein interdisziplinäres Team aus verschiedenen Fächern
mit Expertinnen und Experten der Sprachbildung,
Rehabilitationswissenschaften und Grundschuldidaktik zusammen mit
Lehrkräften aus der Praxis im Projekt "Fachdidaktische Qualifizierung
Inklusion angehender Lehrkräfte an der HU Berlin" (FDQI-HU). Ziel des
Teams ist es, inklusionssensiblen Unterricht aus der Perspektive der
Schulfächer handhabbar zu machen.

Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist die gemeinsame Entwicklung des
"Didaktischen Modells für inklusives Lehren und Lernen" (DiMiLL). Dadurch
lassen sich die Prinzipien inklusiven Lehrens und Lernens auf die
(fach-)didaktische Planung und Reflexion von Unterricht übertragen. Die
bisherigen Diskussionen zum DiMiLL bestätigten dessen Nützlichkeit, sowohl
bei angehenden und bereits tätigen Lehrerinnen und Lehrern als auch auf
Seiten der Wissenschaft.

Auf der Abschlusstagung am 5. April 2019 in der Berlin-Brandenburgischen
Akademie der Wissenschaften wird das Team rund um die wissenschaftliche
Projektleitung von Prof. Dr. Vera Moser und Prof. Dr. Detlef Pech das
DiMiLL und weitere umfangreiche Projektergebnisse präsentieren, wie zum
Beispiel die Weiterentwicklung des Modells mithilfe konkret einsetzbarer
Lehr-Lern-Bausteine für die Lehrkräftebildung. Gemeinsam mit
Vertreterinnen und Vertretern aus den Hochschulen, der Bildungspolitik und
aus der Praxis werden die Implikationen, Möglichkeiten und Grenzen der
entwickelten Konzepte diskutiert.

In parallelen Veranstaltungen und einer Gesprächsrunde mit Expertinnen und
Experten der Fächer werden etwa folgende Fragen beantwortet:


	Was kann und soll das DiMiLL leisten und wie wurde es entwickelt?

	Wie können inklusionssensible Lehr-Lern-Bausteine für die Hochschullehre eingesetzt werden und wo liegt deren Veränderungspotenzial für das zukünftige Lernen in Schulen?

	Wie funktioniert die teambezogene Seminarentwicklung in der Lehrkräftebildung? Welche Prinzipien des Teamteachings lassen sich in die Schule übertragen?

	Wann können wir davon ausgehen, dass die Seminare wirksam sind? Lassen sich Veränderungen messen?



Abgerundet wird das Tagungsprogramm durch Kommentare aus der Berliner
Bildungspolitik, dem Zentrum für Inklusionsforschung Berlin
(www.zfib.org), dem wissenschaftlichen Projekt-Beirat und dem Netzwerk
Inklusion (www.netzwerkinklusion.de).

Das Projekt FDQI-HU wird im Rahmen der gemeinsamen "Qualitätsoffensive
Lehrerbildung" von Bund und Ländern aus Mitteln des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung (BMBF) gefördert. Das interdisziplinäre Team
arbeitet unter dem Dach der Professional School of Education (PSE) an der
HU und hat dadurch engen Kontakt zur Berliner Schullandschaft. Für die
zweite Förderphase bis Ende 2023 werden die Medienbildung und
Digitalisierung als neue Querschnittsthemen im Projekt etabliert, 
Lehr-Lern-Labore der HU eingebunden und die Konzepte in Zusammenarbeit mit 
den MINT-Fächern Physik, Biologie und Mathematik weiterentwickelt.

Inklusionssensiblen Unterricht zu gestalten und dabei die Fachperspektive
zu beachten, wird in der zweiten Förderphase das übergeordnete Ziel von
FDQI-HU sein.

Die Fachtagung blickt hierfür auf bereits Erreichtes zurück und eröffnet
neue Perspektiven.

Termin:

5. April 2019 | 13:00 - 19:00 Uhr,

Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften, Markgrafenstraße 38
10117 Berlin

Anmeldung/Kontakt:

Die Teilnahme ist kostenlos. Eine Anmeldung für die Abschlusstagung ist
bis zum 20. März 2019 erforderlich.

Weitere Informationen:

Zum Projekt und zur Abschlusstagung:

https://pse.hu-berlin.de/FDQI-HU

Zum Ein- und Weiterlesen empfiehlt sich der kürzlich erschienene
Sammelband:

Frohn, J., Brodesser, E., Moser, V. & Pech, D. (Hrsg.) (2019).

Inklusives Lehren und Lernen. Allgemein- und fachdidaktische Grundlagen
(Interdisziplinäre Beiträge zur Inklusionsforschung, Band 1).

Bad Heilbrunn: Klinkhardt.

Weitere Informationen unter:

https://pse.hu-berlin.de/FDQI-HU

http://www.netzwerkinklusion.de

http://www.zfib.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 19.03.2019
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BILDUNG/571: UN-Dekade zeichnet Projekt der Grundschule St. Georgen aus (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 20. März 2019

"Klimawerkstatt" erhält Auszeichnung der UN-Dekade Biologische
Vielfalt

Bayerische Staatssekretärin übergibt Auszeichnung an Bayreuther
Grundschule St. Georgen



Bayreuth, 20. März 2019 - Im Rahmen ihrer "Klimawerkstatt" gestalten
Schüler/innen und Lehrkräfte der Bayreuther Grundschule St. Georgen
vielfältige Naturerlebnisräume. Dabei erhalten sie Unterstützung durch
ehrenamtliche Kräfte und externe Fachleute. Anna Stolz,
Staatssekretärin im Bayerischen Kultusministerium, zeichnet die
Aktivitäten heute auf dem Schulgelände als Projekt der UN-Dekade
Biologische Vielfalt aus. Die Fachjury der UN-Dekade hat sich für eine
Auszeichnung entschieden, da es Schüler/innen in vorbildlicher Weise
biologische Vielfalt näherbringt und gleichzeitig zum Natur- und
Klimaschutz beiträgt.

Seit 2012 entsteht auf dem Gelände der Grundschule St. Georgen ein
neuer Schulgarten mit Hoch- und Hügelbeeten, Sandmagerrasen,
Bienenweiden, einem Teich, Freigehegen mit Hühnern und Kaninchen sowie
Ruhezonen für die Besucher. An regelmäßigen Projekttagen sorgen die
Schüler/innen für eine naturnahe Umgestaltung ihres Schulgeländes.
Dabei werden sie durch eine Umweltpädagogin, Lehrkräfte, Eltern, einen
Schreiner und einen Biologen unterstützt.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Förderverein der Grundschule St. Georgen

Riedelsberger Weg 20

95448 Bayreuth

www.gsstg.de




Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite:

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2531&tx_lnv_p...

 * 

Quelle:

Presseinformation, 20.03.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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LUFT/625: Wissenschaftlicher Hintergrund des NO2-Grenzwertes (idw)


IUF - Leibniz-Institut für umweltmedizinische Forschung, 19.03.2019

Wissenschaftlicher Hintergrund des NO2-Grenzwertes



Derzeit findet in Deutschland eine heftige Diskussion über Richtwerte
und Grenzwerte zu Luftschadstoffen statt. In ihrem Beitrag
Wissenschaft trifft Politik - die Basis der europäischen Grenzwerte
für Stickstoffdioxid und Feinstaub zeigen die Autoren Bruckmann,
Krämer und Wichmann auf, wie diese Werte, insbesondere der
EU-Grenzwert für NO2, entstanden sind und was sie bedeuten.

Prof. Dr. rer. nat. Peter Bruckmann (ehem. Abteilungsleiter im
Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW, LANUV) war von
1994 bis 2013 an der Erarbeitung der EU-Grenzwerte für Luftschadstoffe
beteiligt. Prof. Dr. rer. nat. Ursula Krämer (ehem. Leiterin des
Arbeitsbereiches Umweltepidemiologie des IUF - Leibniz-Instituts für
umweltmedizinische Forschung, Düsseldorf) hat sich detailliert mit der
Methodik der Ableitung der WHO-Richtwerte befasst. Prof. Dr. med. Dr.
rer. nat. H.-Erich Wichmann (ehem. Direktor des Instituts für
Epidemiologie des Helmholtz-Zentrums München und Inhaber des
Lehrstuhls für Epidemiologie an der Ludwig-Maximilians-Universität
München) war von 1994 bis 2005 an der Erarbeitung der Richtwerte der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) für Luftschadstoffe (Air Quality
Guidelines 2000 und 2006) beteiligt.

Düsseldorf, 19.03.2019. Der Grenzwert der EU von 40 µg/m3 NO2 ist
identisch mit dem Richtwert der WHO aus dem Jahr 2006. Dieser wiederum
basiert letztlich auf einer Empfehlung aus dem Jahr 1997. Die
Ableitung erfolgte damals auf der Grundlage von Untersuchungen zum
Zusammenhang zwischen Symptomen von Atemwegserkrankungen bei Kindern
und der NO2-Belastung in Wohnungen. Die Forscher fanden einen
positiven Zusammenhang ohne eine untere Wirkungsschwelle ableiten zu
können. Der Richtwert von 40 µg/m3 wurde so festgelegt, dass das
Risiko für Atemwegserkrankungen höchsten 20% über dem Risiko lag, dass
sich bei der damals gefundenen minimalen NO2-Belastung in Wohnungen
ergab. Der Richtwert ist also kein Null-Risiko Wert. Die in der
Zwischenzeit hinzugekommenen epidemiologischen Daten zu Wirkungen von
NO2 in der Außenluft haben letztlich zu keiner Änderung des
Richtwertes geführt, da die neuen Daten mit dem bestehenden Richtwert
in Einklang stehen. In allen Beratungen der WHO wurde aber
herausgestellt, dass nicht klar ist, inwieweit die außen gemessene
NO2-Konzentration als Indikator nicht nur das Gas NO2 sondern auch
andere verkehrsabhängige Schadstoffe repräsentiert.

In die Grenzwertfestsetzung der EU fließen neben wissenschaftlichen
Überlegungen zusätzliche Gesichtspunkte mit ein. Vor der Festlegung
der Grenzwerte werden die Belastungssituation und die
Minderungsmaßnahmen (Machbarkeit) geprüft und politische Instanzen,
Behörden, NGOs und Industrievertreter angehört. Grenzwerte müssen
daher nicht identisch mit den Richtwerten der WHO sein. Besonders
wichtig für die Festlegung des Grenzwertes im Jahre 1999 für das
Jahresmittel von Stickstoffdioxid auf 40 µg/m3, den Richtwert der WHO,
waren Modellrechnungen, die erwarten ließen, dass dieses Ziel durch
die festgelegten Minderungsmaßnahmen auch erreichbar war. Bei diesen
Rechnungen wurde die Einhaltung der vorgeschriebenen
Emissionsbegrenzungen unterstellt, z.B. die Verringerung der
Emissionen durch EURO4 bis EURO6 auch im realen Fahrbetrieb. Erst
später um 2009 wurde die große Diskrepanz zwischen dem realen
Fahrbetrieb und dem Testzyklus durch Messungen nachgewiesen. Die
Modellrechnungen unterschätzten somit erheblich die Probleme bei der
Einhaltung des Grenzwertes von 40 µg/m3 für Stickstoffdioxid an
verkehrsnahen Messorten. Letztlich haben also auch Angaben der
Automobilindustrie über den deutlichen Rückgang der Emissionen, die
sich im realen Verkehr nicht bestätigt haben, zum strengen Grenzwert
für NO2 beigetragen.

Wie am Beispiel des Richt- und Grenzwertes für NO2 dargestellt, sind
auch unterhalb dieser Werte in gewissem Umfang negative
gesundheitliche Auswirkungen zu erwarten. Für den Gesundheitsschutz
der Bevölkerung folgt daraus, dass die Fixierung des Augenmerks auf
die Einhaltung von Grenzwerten nicht ausreicht. Stattdessen ist es
wichtiger, sowohl die bestehende Belastung als auch die Auswirkungen
von Reduktionsmaßnahmen für die Bevölkerung als Ganzes zu betrachten.

In Hinblick auf die wahrscheinliche Rolle von NO2 als Indikator für
verkehrsabhängige Luftschadstoffe insgesamt, wäre es zudem wichtig,
die Konzentrationen anderer Komponenten wie z.B. von ultrafeinen
Partikeln und Ruß zu messen. Nur so wird es in Zukunft möglich sein,
deren Wirkungen von denen des Gases NO2 abzugrenzen und damit zu einer
zielgenaueren Umweltschutzpolitik für Luftschadstoffe zu kommen.

Über das IUF

Das IUF - Leibniz-Institut für umweltmedizinische Forschung
untersucht, durch welche molekularen Mechanismen Partikel, Strahlung
und ausgewählte Umweltchemikalien die menschliche Gesundheit
schädigen. Die vier Hauptarbeitsrichtungen sind umweltinduzierte
kardiopulmonale Alterung, Hautalterung, Störungen des Nerven- und
Immunsystems. Durch die Entwicklung neuartiger Modellsysteme arbeitet
das IUF daran, die Risikoabschätzung zu verbessern und neue Strategien
zur Prävention / Therapie umweltinduzierter Gesundheitsschädigungen zu
entwickeln. 

Weitere Informationen erhalten Sie unter: 

http://www.iuf-duesseldorf.de. 

Das IUF gehört der Leibniz-Gemeinschaft an: 

http://www.leibniz-gemeinschaft.de.

Originalpublikation:

Peter Bruckmann, Ursula Krämer, H.-Erich Wichmann: Wissenschaft trifft
Politik - die Basis der europäischen Grenzwerte für Stickstoffdioxid
und Feinstaub. Umweltmedizin - Hygiene - Arbeitsmedizin 24 (2) 2019,
im Druck, erscheint Anfang April 2019

Sie gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712317

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1721

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

IUF - Leibniz-Institut für umweltmedizinische Forschung, 19.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBRAUCHER/109: Leuphana-Studie - Herdentrieb verhilft zu mehr Nachhaltigkeit (idw)


Leuphana Universität Lüneburg - 12.03.2019

Leuphana-Studie: Herdentrieb verhilft zu mehr Nachhaltigkeit

Entscheidung für Mehrweg-Becher läßt sich psychologisch beeinflussen



Mit einem kleinen psychologischen Trick lassen sich Verbraucher zu
einer stärkeren Nutzung von Mehrweg-Bechern bewegen. Das hat jetzt ein
interdisziplinäres Team unter Leitung des Psychologie-Professors Dr.
David D. Loschelder von der Leuphana Universität Lüneburg
herausgefunden. Sogenannte dynamische soziale Normen können dafür
sorgen, Konsumenten von to go-Getränken zur Abkehr von Wegwerf-Bechern
zu bringen. Bewiesen haben das die Ergebnisse einer großangelegten
Interventionsfeldstudie und ein Experiment.

In Deutschland wurden 2015 nach Angaben der Deutschen Umwelthilfe
stündlich 320.000 Einweg-Becher verbraucht. Nicht nur der damit
verbundene Ressourceneinsatz, auch die daraus resultierende
Abfallthematik sind unter Nachhaltigkeitsaspekten hochproblematisch.
Wissenschaftler unterschiedlicher Disziplinen haben daher Überlegungen
angestellt, wie Verbraucher zu einem umweltfreundlicheren Verhalten
bewegt werden können und verstärkt Mehrweg-Becher nutzen.

Die Gruppe um Professor Loschelder hat getestet, ob eine dynamische
Norm wie "Immer mehr Kunden wechseln von to-go-cups zu einer
nachhaltigen Alternative. Seien Sie ein Teil dieser Bewegung und
wählen Sie einen wiederverwendbaren Becher" Café-Kunden dazu bringen
kann, Wegwerf-Becher zu vermeiden. Daten eines vierzehnwöchigen
Interventionsversuchs mit insgesamt fast 24.000 verkauften
Heißgetränken konnten zeigen, dass ein solcher dynamisch normierter
Eingriff nachhaltig ist: Die Nutzung von Mehrwegbechern konnte im
Untersuchungszeitraum um gut 17 Prozent gesteigert werden.

Ein anschließendes Online-Experiment bestätigte das Ergebnis und
zeigte die vorteilhaften Auswirkungen der dynamischen Norm. Sie war
mit ihrer Erfolgsquote den Versuchsbedingungen ohne Norm und denen mit
einer statischen oder Unterlassungs-Norm oder einer Kombination von
beidem überlegen. Dynamische Normen sind also ein wirksames Mittel, um
nachhaltiges Verhalten zu fördern.

An der Untersuchung haben außer Professor Loschelder der 
Leuphana-Nachhaltigkeitswissenschaftler Prof. Dr. Daniel Fischer, der
Nachhaltigkeits-Student Henrik Siepelmeyer und der Psychologe Dr.
Julian Rubel von der Universität Trier mitgearbeitet. Erschienen ist
die Studie im Journal of Economic Psychology.

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.joep.2019.02.002

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news711929

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution136

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leuphana Universität Lüneburg - 12.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/575: Weniger Plastik im Einkaufskorb (idw)


Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig -
19.03.2019

Forschung für weniger Plastik im Einkaufskorb

- Stetig wachsender Verbrauch von Kunststoffverpackungen soll gestoppt
werden - Alternativen sind gefragt

- Projekt Innoredux erforscht Verpackungsinnovationen für
Lebensmittel, Textilien, Bürobedarf sowie Kosmetika, Hygiene-, Wasch-
und Reinigungsmittel

- Forschung gemeinsam mit Branchenakteuren im "Reallabor" in der Stadt
Heidelberg



Heidelberg/Berlin, 19. März 2019 - Beim Einkauf von Lebensmitteln,
Kleidung oder Kosmetik wächst die Zahl der Kunststoffverpackungen
scheinbar unaufhaltsam und hat sich in zwei Jahrzehnten verdoppelt.
Die Kundinnen und Kunden haben oft nicht einmal die Wahl, Produkte
unverpackt zu kaufen. Das will das Forschungsprojekt Innoredux ändern
und Wege aufzeigen, wie innovative Geschäftsmodelle im Handel
Plastikmüll entlang der Wertschöpfungskette reduzieren können. Die
Forscherinnen und Forscher werden dabei seit Februar 2019 durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) finanziert. In
einem Reallabor-Forschungsansatz in der Stadt Heidelberg erarbeiten
das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) und das
Institut für Energie- und Umweltforschung (ifeu) gemeinsam mit
Handelsunternehmen innovative Verpackungslösungen für den Online- und
stationären Handel.


Verbrauch von Kunststoffverpackungen hat sich verdoppelt - innovative
Lösungen gesucht

Nach Daten des Umweltbundesamtes wurden im Jahr 2015 von den in
Deutschland verarbeiteten Kunststoffen 35 Prozent für die Herstellung
von Verpackungen verwendet. Insgesamt landeten in Deutschland zuletzt
jährlich rund drei Millionen Tonnen Kunststoffverpackungen im Müll.

"Dringend sind innovative Maßnahmen gefragt, um Kunststoffeinträge in
die Umwelt zu mindern. Damit diese sich in der Praxis durchsetzen,
schauen wir in unserem Projekt insbesondere nach Ansätzen, die für die
Unternehmen gleichzeitig Wettbewerbsvorteile schaffen", so
Projektleiter Dr. Frieder Rubik vom IÖW über die Herangehensweise des
Projektes Innoredux.

Neue Konzepte für mehrere Warengruppen gesucht

Das Projekt möchte erreichen, dass Produkte so in Umlauf gebracht
werden, dass weniger Verpackungsabfälle entstehen. Der Fokus liegt vor
allem beim Einzelhandel, da er eine Schlüsselrolle zwischen Produktion
und Konsum einnimmt. Im Forschungsprojekt wird mit mehreren
Warengruppen gearbeitet: Lebensmittel, Büroartikel, Textilien sowie
Kosmetika, Hygiene-, Wasch- und Reinigungsmittel. Neuartiger
effizienterer Materialeinsatz und die Verwendung von ökologisch
verträglicheren Materialien sollen gemeinsam mit mehreren Partnern
erprobt werden. Aus dem stationären Handel arbeiten der Drogeriemarkt
dm und der Biohändler Alnatura in dem Forschungsprojekt mit und aus
dem Versandhandel Memo, Zalando und der Avocadostore.

Basierend auf den Erfahrungen im Reallabor der Stadt Heidelberg, die
bei der Umsetzung des Projektes mitarbeitet, entwickelt das Projekt
eine Strategie, wie Kommunen und Unternehmen dazu beitragen können,
Plastikmüll zu reduzieren. Ziel ist es, die praktische Umsetzung von
alternativen Verpackungslösungen zu erleichtern. Das Projekt wird vom
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) begleitet. Auch
bringen der Heidelberger Einzelhändler "Annas Unverpacktes" und der
Verband der Unverpackt-Läden ihre Erfahrungen im Handel mit nicht
verpackten Lebensmitteln und Kosmetikartikeln in das Projekt ein.

Hintergrund Plastik in der Umwelt

Das Projekt Innoredux wird seit Februar 2019 für drei Jahre gefördert
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) innerhalb des
Forschungsschwerpunkts "Plastik in der Umwelt - Quellen, Senken,
Lösungsansätze". In diesem gehen 20 Verbundprojekte mit rund 100
Partnern aus Wissenschaft, Wirtschaft, Verbänden, Kommunen und Praxis
grundlegenden Fragen zur Produktion, Anwendung und Entsorgung von
Kunststoffen nach. Der Forschungsschwerpunkt gehört zum
BMBF-Rahmenprogramm "Forschung für Nachhaltige Entwicklung" (FONA).




Weitere Informationen:

Mehr Informationen zum Projekt "Innoredux - Geschäftsmodelle zur
Reduktion von Plastikmüll entlang der Wertschöpfungskette: Wege zu
innovativen Trends im Handel":

https://www.ioew.de/projekt/geschaeftsmodelle_zur_reduktion_von_plastikmuell_entlang_der_wertschoepfungskette_wege_zu_innovativen/

Zum BMBF-Forschungsschwerpunkt: Plastik in der Umwelt - Quellen,
Senken, Lösungsansätze: 

https://bmbf-plastik.de/

Das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) ist ein
führendes wissenschaftliches Institut auf dem Gebiet der
praxisorientierten Nachhaltigkeitsforschung. 60 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter erarbeiten Strategien und Handlungsansätze für ein
zukunftsfähiges Wirtschaften - für eine Ökonomie, die ein gutes Leben
ermöglicht und die natürlichen Grundlagen erhält. Das Institut
arbeitet gemeinnützig und ohne öffentliche Grundförderung.

www.ioew.de

Das ifeu - Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg
forscht und berät weltweit zu allen wichtigen Umwelt- und
Nachhaltigkeitsthemen. Es zählt zu den bedeutenden ökologisch
ausgerichteten Forschungsinstituten in Deutschland. Im ifeu sind
derzeit an den Standorten Heidelberg und Berlin über 80
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Bereich der Natur-,
Ingenieurs- und Gesellschaftswissenschaften beschäftigt.

www.ifeu.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712328

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution472

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig - 19.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INNOVATION/311: Klein statt groß - Dezentral und digital für Energiewende (idw)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 12.03.2019

Klein statt groß: Dezentral und digital für Energiewende

Projekt erforscht "Virtuelles Kraftwerk der zweiten Generation" - DBU
gibt 124.000 Euro



Während Solaranlagen und Windräder an manchen Tagen sehr viel Strom
liefern, ist es an anderen Tagen weniger. Ein naheliegender Ansatz,
diese Schwankungen auszugleichen, sind Speicher wie beispielsweise
Batterien. Deren Rolle können auch sogenannte "Virtuelle Kraftwerke"
übernehmen. Sie bestehen aus kleinen dezentralen Stromerzeugern und
-abnehmern, die miteinander koordiniert für den notwendigen Ausgleich
sorgen. In einem nun begonnen Projekt will das ebök Institut für
angewandte Effizienzforschung (Tübingen) gemeinsam mit der Hochschule
Reutlingen erforschen, inwieweit der Stromhandel zwischen diesen
vielen kleinen Akteuren mithilfe digitaler Technologie vereinfacht
werden kann. Die Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) fördert das
Projekt fachlich und finanziell mit rund 124.000 Euro. "Das Vorhaben
hat das Potenzial zu zeigen, wie wir mit der Digitalisierung die
Energiewende noch besser umsetzen können", fasst DBU-Generalsekretär
Alexander Bonde zusammen.

Viele dezentrale Stromerzeuger anstatt eines großen zentralen

"Durch intelligentes Vernetzen koordinieren wir flexible Stromabnehmer
und lokale -erzeuger derart, dass sie auf das schwankende Stromangebot
angemessen reagieren und damit das lokale Netz stabilisieren.
Gemeinsam wirken sie als Virtuelles Kraftwerk. In letzter Zeit
entstanden hierfür eine Reihe erfolgsversprechender Ansätze, auf die
wir aufbauen können", erläutert Projektleiter Prof. Dr. Claus Kahlert
vom ebök Institut. Im Rahmen des Projektes soll nun untersucht werden,
wie diese Idee mit der umfassenden Digitalisierung der industriellen
Produktion harmoniere. "Zukünftig sind alle Maschinen und Prozesse
über das Internet miteinander verbunden. Das nutzen wir für die
Kommunikation im Virtuellen Kraftwerk", erklärt Kahlert den Ansatz.

Auch beim Abrechnen der Stromkosten gilt künftig: dezentral und
digital

"Wir wollen zum Koordinieren und Abrechnen ein dezentrales System
nutzen, basierend auf distributed ledger technology*. Bei dieser
Technik werden die Aktionen zwischen verschiedenen Partnern digital
dokumentiert und sind von allen einsehbar", erläutert Prof. Dr. Debora
Coll-Mayor von der Hochschule Reutlingen. "Einfach gesagt: Anstelle
eines zentralen Servers haben alle Akteure die für sie relevante
Information vor Ort." Die Technik sei robust und nach heutigem Stand
fälschungssicher, die Projektpartner erwarteten dabei einen
vergleichbaren Energiebedarf wie bei bisher üblichen
Abrechnungssystemen.

Energieeffizienz steigern und Energiewende voranbringen

"Kann das Projekt erfolgreich umgesetzt werden, bildet es eine
wichtige Grundlage für weitere Entwicklungen Virtueller Kraftwerke.
Durch den beständigen Austausch und die Analyse der Prozesse lässt
sich zusätzlich die Energieeffizienz steigern", erläutert Kahlert.
Zudem würden Virtuelle Kraftwerke längere Laufzeiten erneuerbarer
Stromquellen erlauben, denn sie könnten flexiblen Abnehmern speziell
dann Strom zukommen lassen, wenn gerade viel davon zur Verfügung
stehe. Ein Überschuss führe ansonsten dazu, dass Windräder oder
Solaranlagen zeitweise vom Netz genommen würden. Bonde: "Damit wären
Virtuelle Kraftwerke ein Ergebnis der Digitalisierung, das sowohl
positive Effekte auf den Klimaschutz hat, als auch der
Versorgungssicherheit dient."

* Englisch für: Technik verteilter Kassenbücher




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dbu.de/123artikel38183_2362.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news711939

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution997

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 12.03.2019

WWW: http://idw-online.de
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MEER/323: Marine Senke für menschgemachtes CO2 bestimmt (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 14.03.2019

Marine Senke für menschgemachtes CO2 bestimmt



Ein mehrjähriges internationales Forschungsprojekt unter Leitung der
ETH Zürich bestimmte, welche Menge von menschgemachten CO2-Emissionen
die Weltmeere zwischen 1994 und 2007 aus der Atmosphäre aufgenommen
hatten.

Nicht alles Kohlendioxid (CO2), das beim Verbrennen von fossilen
Energieträgern in die Luft gelangt, verbleibt in der Atmosphäre und
trägt zur Erderwärmung bei. Die Weltmeere sowie die Ökosysteme auf dem
Land nehmen nämlich beachtliche Mengen der menschgemachten
CO2-Emissionen aus der Atmosphäre auf.

Meere nehmen CO2 in zwei Schritten auf: Zuerst löst sich das CO2 im
Oberflächenwasser. Dann wird es von marinen Umwälzpumpen verteilt.
Meeresströmungen und Mischungsprozesse verfrachten das gelöste CO2 von
der Oberfläche bis tief in die Ozeanbecken, wo es sich über die Zeit
anreichert.

Kohlenstoffspeicher im Ozean

Die marinen Umwälzpumpen sind die treibende Kraft hinter der
sogenannten Kohlenstoffsenke im Ozean. Diese Senke ist wiederum für
den atmosphärischen CO2-Haushalt bedeutend: Ohne sie wäre die
CO2-Konzentration in der Atmosphäre deutlich höher und der
menschgemachte Klimawandel entsprechend stärker.

Die Frage, wieviel des menschgemachten CO2 der Ozean genau aufnimmt,
ist für die Klimaforschung zentral. Ein internationales Team von
Wissenschaftlern unter Leitung von Nicolas Gruber, Professor für
Umweltphysik der ETH Zürich, ist es nun gelungen, die Senkenleistung
des Ozeans in einem Zeitraum von dreizehn Jahren präzise zu bestimmen.

Wie die Forschenden in der aktuellen Ausgabe von Science berichten,
nahmen die Weltmeere zwischen 1994 und 2007 insgesamt etwa 34
Giga-Tonnen (Milliarden Tonnen) menschgemachten Kohlenstoff aus der
Atmosphäre auf. Das entspricht rund 31 Prozent der gesamten
menschgemachten CO2-Emissionen in diesem Zeitraum.

Marine Senkenleistung intakt

Der prozentuale Anteil der CO2-Aufnahme unterscheidet sich dabei nicht
von den vorherigen rund 200 Jahren seit der Industrialisierung, wohl
aber die absolute Menge: Denn solange die atmosphärische Konzentration
von CO2 ansteigt, entwickelt sich die Senkenleistung der Meere
ungefähr proportional dazu - je höher also der CO2-Gehalt in der Luft,
desto mehr wird es vom Meer absorbiert - bis dieses irgendwann
gesättigt ist.

Dies scheint aber noch nicht der Fall zu sein: «Der globale Ozean hat
im untersuchten Zeitraum weiterhin menschgemachtes CO2 aufgenommen,
und zwar mit einer Rate, wie sie aufgrund des Anstiegs des
atmosphärischen CO2 zu erwarten ist», erklärt Gruber.

Überhaupt bestätigen die neuen datengestützten Befunde verschiedene
frühere Schätzungen der marinen Senkenleistung anhand von Modellen.
«Das ist eine wichtige Erkenntnis, die uns nun Gewissheit gibt, dass
die unterschiedlichen Ansätze stimmen», sagt Gruber. Die Resultate
erlaubten zudem Rückschlüsse auf die CO2-Senkenleistung der
Land-Ökosysteme, die generell schwieriger zu erfassen sei.

Regional unterschiedliche Aufnahmerate

Während die Resultate insgesamt auf eine anhaltend starke
Speicherfunktion der Meere im globalen Kohlenstoffhaushalt hindeuten,
stellten die Forschenden erhebliche Unterschiede in der Speicherrate
verschiedener Meeresregionen fest.

So hat der Nordatlantik zwischen 1994 und 2007 rund 20 Prozent weniger
CO2 aufgenommen als er eigentlich sollte. «Das liegt wahrscheinlich an
der schwächelnden nordatlantischen Umwälzpumpe Ende der 90er Jahre,
die ihrerseits durch Klimaschwankungen verursacht wurde», erklärt
Gruber. Die niedrigere Senkenleistung im Nordatlantik ging derweil mit
einer deutlich höheren Aufnahme im Südatlantik einher, so dass sich
die gesamtatlantische Zunahme von menschgemachten CO2 insgesamt wie
erwartet entwickelte.

Ähnliche Schwankungen dokumentierten die Forschenden auch im
Südpolarmeer, im Pazifik und im Indischen Ozean. «Die Ozeansenke
reagiert somit keineswegs nur auf die Zunahme des atmosphärischen CO2 -
 die Sensitivität bezüglich klimatischen Schwankungen zeigt uns, dass
hier auch grössere Rückkoppelungen mit dem Klimasystem möglich sind»,
betont Gruber.

Bilanz dank zwei Bestandsaufnahmen

Voraussetzung für diese Forschungsarbeit waren aufwändige Messungen
der CO2-Konzentration und anderer chemischer und physikalischer
Grössen in den verschiedenen Meeren von der Oberfläche bis zum
Meeresboden in teils bis zu 6 km Tiefe. In diesem international
koordinierten Programm beteiligten sich ab 2003 Wissenschaftler von
sieben Nationen während mehr als eines Jahrzehnts. Insgesamt tätigten
sie über 50 Forschungsfahrten durch die Weltmeere.

Für die Analyse der Daten verwendeten die Forschenden eine
statistische Methode, die Gruber und sein ehemaliger Doktorand Dominic
Clement eigens entwickelt hatten: Sie erlaubt es, in der
Gesamtkonzentration an gelöstem CO2 den gesuchten menschgemachten
Anteil vom natürlichen CO2 zu unterscheiden. Als natürliches CO2 wird
der Kohlenstoffanteil bezeichnet, der im Ozeansystem schon zu
vorindustriellen Zeiten existierte.

Bereits um die Jahrtausendwende war Gruber an einer ähnlichen Studie
beteiligt, welche anhand früherer CO2-Messungen in den Meeren deren
Aufnahme von menschgemachtem CO2 seit Beginn der Industrialisierung um
1800 bis 1994 abschätzte - auf 118 Giga-Tonnen Kohlenstoff. Diese
Analyse bis 1994 hat das aktuelle Forscherteam um Gruber nun bis zum
Jahr 2007 erweitert. Die beiden Bestandsaufnahmen von 1994 und 2007
machten es erstmals möglich, die Zunahme der ozeanischen Konzentration
von menschgemachtem CO2 in dieser Periode zu bestimmen und die
Senkenleistung zu überprüfen.

Steigender CO2-Gehalt versauert Meereshabitate

Die ozeanische Kohlenstoffsenke leistet für die Menschheit einen
wertvollen Dienst - doch auch der hat seinen Preis: Das im Meer
gelöste CO2 macht das Wasser saurer. «Unsere Daten zeigen, dass die
Versauerung teils bis über 3000 Meter tief ins Innere der Weltmeere
reicht», bedenkt Gruber.

Das kann schwere Folgen für viele Meereslebewesen haben: Einerseits
löst sich Kalk im angesäuerten Milieu spontan auf, was etwa Muscheln
oder Korallen gefährdet, die Schalen oder Skelette aus Kalziumkarbonat
bilden. Andererseits kann die veränderte Ozeanchemie physiologische
Prozesse wie die Atmung von Fischen beeinträchtigen. «Nicht zuletzt um
solche Vorgänge zu verstehen, ist eine genaue Dokumentation des
menschlichen Einflusses in den Meeren so wichtig», ist Gruber
überzeugt.

Originalpublikation:

Gruber N et al. The oceanic sink for anthropogenic CO2 from 1994 to
2007. Science, 15. März 2019. 

DOI: 10.1126/science.aau5153



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2019/03/marine-senke-fuer-co2-bestimmt.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712123

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 14.03.2019
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FORSCHUNG/758: Mangel an Forschung zu aufstrebenden Städten in Asien und Afrika (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 19.03.2019

MCC wertet 4000 Fallstudien zu städtischem Klimaschutz aus



Big-Data-Analyse zeigt: Es fehlt an Forschung über schnell wachsende
Städte im globalen Süden, insbesondere zu Themen wie Verkehr,
Zersiedelung und die Energienutzung privater Haushalter. Die
Klimaschutz-Forschung befasst sich zunehmend mit dem Beitrag von
Städten - und macht nun einen wichtigen Schritt vorwärts, von eher
anekdotenhafter Einzelfallbetrachtung hin zur systematischen
Zusammenfassung vieler Tausender Fälle. So lassen sich am Ende aus der
Fülle städtischer Politik-Erfahrungen allgemeingültige Erkenntnisse
ableiten.

"Wir haben mehr als 4000 wissenschaftliche Fallstudien zu städtischem
Klimaschutz identifiziert und mit Methoden der Big-Data-Analyse die
relevanten Metadaten über Orte, Themen, Vergleiche zu anderen Städten
und weitere Inhalte ausgelesen", berichtet William F. Lamb, Forscher
am Berliner Klimaforschungsinstitut MCC (Mercator Research Institute
on Global Commons and Climate Change). Er koordinierte den Aufbau der
daraus entstandenen Fallstudien-Datenbank - der ersten ihrer Art - und
der zugehörigen MCC-Studie, die nun in der renommierten
Fachzeitschrift Nature Climate Change veröffentlicht wurde.

"Unsere Studie zeigt einen Mangel an Forschung zu aufstrebenden
Städten in Asien und Afrika, von denen ein großer Teil des künftigen
Anstiegs urbaner Treibhausgasemissionen ausgehen wird", betont Lamb.
"Dabei bietet dort der anstehende Prozess von Städtebau und
Infrastruktur-Entwicklung die Chance, Entwürfe für einen
emissionsarmen urbanen Raum zu entwickeln." Wichtige Themen sind
Verkehr, Zersiedelung und die Energienutzung in privaten Haushalten.
"Unsere Datenbank ist Ausgangspunkt für eine detailliertere Synthese",
erklärt Lamb. "Sie ermöglicht es, dass die Forschung gezielt den Blick
auf bestimmte Themen oder Orte richtet und Wissenslücken schließt,
dass also ihre begrenzten Kapazitäten gut eingesetzt werden."
Insbesondere für künftige Bewertungen der Forschungsliteratur, etwa
durch den Weltklimarat IPCC, wird das bedeutsam. Und es ist eine
wichtige Antwort auf die rasant steigende Zahl wissenschaftlicher
Arbeiten zu diesem Thema.

Zu den identifizierten Wissenslücken gehört der Mangel an
Erkenntnissen über kleinere Städte. Ein großer Teil der
Weltbevölkerung (43 Prozent) lebt in kleineren Städten (unter 300.000
Einwohner), doch nur 19 Prozent der Fallstudien-Literatur beschäftigt
sich damit. Ein ähnlicher großer Anteil der Literatur, 23 Prozent,
konzentriert sich auf Megacities (über zehn Millionen Einwohner),
obwohl dort deutlich weniger Menschen leben (12 Prozent). Regional
zeigt die Forschung eine starke Ausrichtung auf Europa, Nordamerika
und Ozeanien. Und sie beleuchtet die Themen der Angebotsseite, etwa
rund um das lokale Energiesystem, viel weniger die Themen der
Nachfrageseite (wie Verkehr, Abfallwirtschaft,
Haushaltsenergienutzung, aber auch kommunale Regulierung, Städtebau
und CO2-Emissions-Buchführung). Die neue Datenbank ist sowohl bei der
Zahl der Fallstudien als auch bei der Zahl der Analyse-Parameter auf
Zuwachs ausgerichtet. Zudem wird das Forscherteam die bereits
einbezogenen Fallstudien noch systematischer auswerten und den Befund
der Klimapolitik vor Ort zur Verfügung stellen.

Originalpublikation:

Lamb, W., Creutzig, F., Callaghan, M., Minx, J., 2019, Learning about
urban climate solutions from case studies, Nature Climate Change

http://dx.doi.org/10.1038/s41558-019-0440-x

Weitere Informationen finden Sie unter

http://mcc-berlin.net

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712316

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) gGmbH - 19.03.2019
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STIMMEN/115: Die Klimakrise wartet nicht auf Baden-Württemberg - schon gar nicht auf die CDU-Fraktion (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 20. März 2019

Die Klimakrise wartet nicht auf Baden-Württemberg - schon gar nicht
auf die CDU-Fraktion

Zumeldung des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND ) zur
Ablehnung der Novelle des baden-württembergischen Klimaschutzgesetzes
durch die Landtagsfraktion der CDU.



"Die Klimakrise wartet nicht auf Baden-Württemberg - schon gar nicht
auf die CDU-Fraktion. Diese hat sich heute mit dürren, sehr
unkonkreten Worten die Novelle des baden-württembergischen
Klimaschutzgesetzes abgelehnt hat", erklärt Dr. Brigitte Dahlbender,
Landesvorsitzende des BUND Baden-Württemberg. "Klimaschutz braucht
beherztes Handeln. Für den BUND sind realistische Ziele diejenigen,
die dazu beitragen, dass unsere Erde auch für unsere Kinder und Enkel
noch lebenswert ist. Ja, es werden erhebliche durch die Bekämpfung der
Klimakrise entstehen. Diese können aber niemals im Vorhinein
kalkuliert werden. Das einzige, das wir definitiv wissen ist, dass die
Kosten durch Nichtstun alles bisher bekannte in den Schatten stellen.
Ein Handeln nach dem Motto "Wasch mir den Kopf aber mach mich nicht
nass" ist in der momentanen Situation völlig fehl am Platz. Die CDU
enttäuscht mal wieder auf ganzer Linie und hat die Zeichen der
Klimakrise nicht verstanden."

 * 

Quelle:

Zumeldung/Presseinformation, 20.03.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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KLIMA/695: Grüner Kapitalismus - Avantgarde der Anpassung ... (SB)




Der Chefin der US-Dependence des Energiekonzerns Shell hat die
US-Regierung aufgefordert, strengere Auflagen zur Begrenzung der
Methanemissionen aus Installationen der Erdöl- und Erdgasindustrie
festzusetzen. Im vergangenen Jahr hatte die Trumpregierung
bekanntgegeben, die Umweltgesetze lockern zu wollen, um die Industrie
von regulatorischen Einschränkungen zu entlasten. Daß Shell hier
vermeintlich gegen seine eigenen Interessen handelt, gründet sich
darauf, daß das Unternehmen wie auch die gesamte Branche angefangen
hat, sich am Markt neu zu positionieren. Shell weiß, daß fossile
Energieträger keine Zukunft haben, da sie nicht mehr zum Wachstum
beitragen werden, und setzt auf erneuerbare Energien. Der
Kapitalismus der Zukunft ist grün.

Shell hängt sich schon seit längerem ein grünes Mäntelchen um und
steigt mit inzwischen ein bis zwei Milliarden Dollar jährliche
Investitionen in die Erschließung der Regenerativen ein. Der Name des
Erdölkonzerns BP steht seit 2002 nicht mehr für British Petrol,
sondern für Beyond Petrol, also "jenseits" des Petroleums. Eine
dritte Erdölgesellschaft, ExxonMobil, hat 2017 ein Programm zur
Verringerung der Methanemissionen aufgelegt.

Shell-Managerin Gretchen Watkins, Präsidentin der Shell Oil Company
USA und Vizepräsidentin für Unconventionals bei Shell, hat in einem
LinkedIn-Post die US-Umweltschutzbehörde EPA aufgefordert, die seit
2016 geltenden gesetzlichen Bestimmungen zu Methanemissionen nicht zu
lockern, sondern beizubehalten. Mehr noch, sie würde es sogar
unterstützen, wenn die Bestimmungen auch für die bereits bestehenden
Erdöl- und Erdgaseinrichtungen verhängt würden. Methan schade der
Umwelt, sei ein hochwirksames Treibhausgas, und im übrigen entgehe
alles, was an Methan in die Atmosphäre entweicht, dem Geschäft.
Unabhängig davon, was die Regierung sage, halte Shell an seinem im
vergangenen Jahr beschlossenen Ziel fest, die Methanemissionen bis
zum Jahr 2025 auf unter 0,2 Prozent zu verringern. [1]

Anscheinend wollen sich die großen Ölkonzerne mit Ankündigungen, wie
umweltfreundlich sie fortan sein werden, gegenseitig übertreffen. So
hat BP am 13. März dieses Jahres eine Presseerklärung herausgegeben,
derzufolge das Unternehmen mit der Umweltorganisation Environmental
Defense Fund (EDF) zusammenarbeitet, um ebenfalls die
Methanemissionen zu verringern. [2]

BP nehme dabei eine "führende Rolle" ein, sagte BP-Manager Bernard
Looney. Die Kooperation mit EDF sei ein wichtiger Schritt "für uns
und unsere Industrie". Wie Shell will man die Emissionen auf 0,2
Prozent verringern. Auch Gretchen Watkins hatte sich auf EDF berufen
und erklärt, daß die Organisation Shell als "das Unternehmen mit den
weltweit stringentesten Methanzielen" bezeichnet hat.

Die Methankonzentration in der Atmosphäre nimmt seit einigen Jahren
weltweit zu, und die Wissenschaft hat noch nicht herausgefunden,
woher das Treibhausgas stammt. Wenn nun die großen Ölgesellschaften
von sich aus beschließen, etwas gegen ihre Methanemissionen zu tun,
dann greifen sie einer drohenden noch schärferen administrativen
Regulierung vor. Die Ära Trump könnte schon in zwei Jahren zu Ende
gehen. Da würde es den Unternehmen zum Nachteil gereichen, wenn sie
sich nicht rechtzeitig auf die Zeit danach vorbereitet hätten.
Voraussichtlich wird sich der Klimawandel in den nächsten Jahren noch
beschleunigen, so daß auch die industriefreundlichste Regierung wohl
nicht umhin kann, Anpassungsmaßnahmen von der Erdölindustrie zu
verlangen.

Shell, ExxonMobil und BP sind die drei Großen der Branche. Nachdem
Exxon jahrelang öffentlich wider besseren Wissens geleugnet hat, daß
ein Klimawandel stattfindet und die Verbrennungsgase aus fossilen
Energieträgern irgend etwas damit zu tun haben, will die Branche nun
Geschäfte damit machen, die von ihr mitverursachten Schäden zu
beheben oder zumindest zu vermeiden, daß sie noch größer werden.

Die Chancen, die globale Erwärmung zu bremsen und die Temperatur auf
einem Niveau zu halten, bei dem der Mensch und seine Mitwelt nicht zu
Schaden kommen, standen vor 50 Jahren allerdings sehr viel besser 
als heute. Interne Papiere von Exxon werden von der Website Inside
Climate News und anderen Klimaschutzorganisationen so gedeutet, daß
sich der Erdölkonzern damals den Kopf darüber zerbrochen hat, wie er
die Öffentlichkeit über die von seinen eigenen Wissenschaftlern
festgestellte Klimawirkung der Kohlenstoffdioxidemissionen
hinwegtäuschen kann, indem er Unsicherheit schürt. [3]

Die gesamte Branche hat, bildlich gesprochen, Leichen im Keller. Als
im Jahr 2010 die von BP betriebene Ölplattform Deepwater Horizon in
Brand geriet und sank, flossen in den nächsten Monaten rund 800
Millionen Liter Rohöl in den Golf von Mexiko. Eine beträchtliche
Menge der klebrigen Masse wurde mit Hilfe von Dispersionsmitteln in
winzige Tröpfchen zerlegt und zum Absinken gebracht. BP konnte den
enormen Schaden nicht unter den Teppich kehren, aber mittels einer
weiteren Umweltverschmutzung in Folge des Chemikalieneinsatzes unter
die Wasseroberfläche bringen.

Exxon und Shell zählen zu den Unternehmen, die auch unkonventionelle
Lagerstätten mittels der umstrittenen Fördermethode des Frackings
sowie die Teersande in Kanada ausbeuten. Keines der drei hier
genannten Unternehmen kann als umwelt- und klimafreundlich gelten.
Die gesamte Branche ist Teil des Problems, nicht aber einer Lösung,
bei der weiterhin privatwirtschaftliche Profite zu Lasten der
Gesellschaft generiert werden können, ob mit fossilen oder
sogenannten regenerativen Energien. Hinter den Umwelt- und
Klimafolgen durch die Förderung fossiler Energieträger steht ein noch
viel größeres, unbequemes und weitgehend vernachlässigtes Problem,
die soziale Frage.

Der grüne Kapitalismus ist noch immer ein Kapitalismus. Sollten eines
Tages alle Erdöl- und Erdgasförderstellen dichtgemacht und durch
Windräder und Solarparks ersetzt worden sein, wären beispielsweise
Hunger, Armut, fremdbestimmte, gesundheitlich ruinöse Arbeit und all
die anderen Schadensfolgen der vorherrschenden Eigentumsordnung nicht
behoben, sondern lediglich von einer anderen Farbe übertüncht.


Fußnoten:

[1] https://www.linkedin.com/pulse/shell-supports-direct-regulation-methane-heres-why-gretchen-watkins/

[2] tinyurl.com/y2vfujfy

[3] https://www.spektrum.de/news/wie-exxon-den-klimawandel-entdeckte-und-leugnete/1374674
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AKTIONSTAGE/988: Neue Brutplätze für den Eisvogel am Schleemer Bach - HH-Billstedt, 23.3. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 12. März 2019

Neue Brutplätze für den Eisvogel am Schleemer Bach

NABU sucht Helfer/innen für einen Bach-Aktionstag am Schleemer Bach in
Hamburg-Billstedt am 23. März 2019.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, den 23. März 2019 in
Kooperation mit dem Bezirksamt Hamburg-Mitte einen Bach-Aktionstag am
Schleemer Bach. Die freiwilligen Helferinnen und Helfer werden
zusammen mit NABU-Aktiven die Arbeiten des letzten Aktionstages vom
Januar fortsetzen, bei dem wetterbedingt nicht alle Maßnahmen
umgesetzt werden konnten. Ziel ist es, Sekundärauen und eine Wand mit
Brutröhren für den Eisvogel anzulegen. "Wir haben viele Bereiche des
Schleemer Baches bereits durch den Einbau von Kies und Totholz
strukturell aufgewertet", erklärt Fritz Rudolph, Referent für
Gewässerschutz beim NABU Hamburg. "Mit dem Anlegen von Sekundärauen
wollen wir dieses Jahr einen Schritt weitergehen und auch in einigen
Uferabschnitten die Strukturvielfalt des Baches immens erhöhen."
Sekundärauen sind Uferbereiche die nur bei Hochwasser vom Wasser
überspült werden. Man legt sie als Überschwemmungsraum an, der bei
Hochwasser die hydromorphologischen Eigenschaften einer Aue übernimmt
und damit Röhricht-Pflanzen, sowie typspezifischen Amphibien und
Insekten als Lebensraum dient. Anwohner und interessierte Bürger sind
herzlich eingeladen, mitzuhelfen und sich vor Ort zu informieren.

Wer am Bach-Aktionstag am Schleemer Bach mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 22. März 2019, 15:00 Uhr an. Dabei werden der
genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben. Kontakt: Fritz
Rudolph, NABU Hamburg, Tel.: 040/697089-37, rudolph@NABU-hamburg.de.
Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten. 

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 12.03.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3329: Narrative & Erzählungen der Nachhaltigkeit finden - Internationale Sommeruniversität, 17.6.-30.11.


Kolleg fuer Management und Gestaltung nachhaltiger Entwicklung gGmbH -
12.03.2019

Narrative und Erzählungen der Nachhaltigkeit finden



Die Internationale Sommeruniversität ist eine Veranstaltung des KMGNE
und des Netzwerks Climate Culture Communications Lab (CCCLab). Sie
bringt die Menschen mit Wissen und Kompetenzen zu Klimakultur,
Transformation und nachhaltiger Entwicklung zusammen, um sie mit
innovativen Kommunikationsformaten vertraut zu machen. Sie findet im
Blended Learning vom 17. Juni bis 30. November 2019 mit einer
Präsenzphase vom 19. bis 31. August 2019 auf dem Projekthof Karnitz in
Mecklenburg-Vorpommern statt. Im Zentrum steht die Entwicklung von
Zukunftserzählungen in Anbetracht der Suche nach neuen Narrativen.

Unter Narrativen verstehen wir tiefliegende Grundannahmen, die
Erzählungen Bedeutungen verleihen. In einer kürzlich abgeschlossenen
(und demnächst erscheinenden) Studie im Auftrag des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung (BMBF), an der das KMGNE und das
Partnernetzwerk Medien wesentlich beteiligt waren, wurde
herausgearbeitet, dass die Narrative, die Erzählungen in der Bildung
für nachhaltige Entwicklung transportieren, vielfältig sind. Ein
Nachhaltigkeitsnarrativ, bei dem es um das Ressourcenproblem geht, ist
etwas anderes als ein Transformationsnarrativ, bei dem es um einen
gesellschaftlichen Wandel geht. Zudem sind Erzähllinien, in denen sich
solche Narrative finden, nicht notwendigerweise kohärent. Sie können
zudem unterschiedlich wahrgenommen werden. Doch gibt es
Orientierungspunkte: Wenn wir uns mit Storytelling über die
"wünschenswerte Gestaltung" von Veränderungen (im Kontext
planetarischer, sozialer und kultureller Leitplanken) befassen, dann
ist es angebracht, Universalien von Transformationserzählungen zu
beachten. Eine solche Universalie ist zum Beispiel, ob die Impulse für
einen Wandel von oben (top-down) oder von unten (bottom-up) kommen
sollen. Daraus ergeben sich weitere Fragen: Welche Universalie wird
wie betont in einer Erzähllinie? Ferner ist es sinnvoll, auf eine
Kohärenz der Erzähllinien4 von der erzählten Geschichte bis zum
Narrativ Wert zu legen. Auch daraus ergeben sich weitere Fragen: Wie
wirken sich die eingesetzten Ästhetiken und Erzählstrategien auf die
Erzähllinien aus? Wie können wir in unterschiedlichen Medien und
Künsten Geschichten entwickeln, die stimmige Erzähllinien aufweisen?
Dem werden wir uns in der Sommeruniversität nähern.

Die Sommeruniversität "Transmedia Storytelling | Kultur des
Klimawandels - Kommunizieren für die Zukunft" richtet sich an Personen
aus Kommunikations- und Umweltwissenschaft, Journalismus, Film,
PR-Agenturen, Kunst, Zivilgesellschaft, Verwaltungen und Unternehmen.

Die Sommeruniversität beginnt am 17.06.2019. Anmeldung ist bis zum
16.06.2019 per Anmeldeformular möglich. Das Anmeldeformular wird über
die Website zur Verfügung gestellt. 

www.ccclab.info/karnitz

Climate Culture Communications Lab (CCCLab)

Das Climate Culture Communications Lab ist eine Kommunikationsschule
und ein internationales Netzwerk von Experten aus Wissenschaft,
Politik, Kultur und Kunst. Das CCCLab vermittelt in den Diskursen
sowohl zwischen den Disziplinen als auch zwischen Süden und Norden.
Mitglieder des Konsortiums sind das Kolleg für Management und
Gestaltung nachhaltiger Entwicklung KMGNE, die Hochschule für
nachhaltige Entwicklung Eberswalde, die Universidad Academia de
Humanismo Cristiano, Chile, Ecosistemas, Chile, Fundación EcoMinga,
Ecuador und ECOMOVE International. Kooperationspartner sind das
Wuppertalinstitut für Klima, Umwelt, Energie, das Landesamt für
Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V, die Akademie für Nachhaltige
Entwicklung M-V, das Partnernetzwerk Medien im Nationalen Aktionsplan
BNE / Fachforum informelles Lernen und Jugend, das Klima-Bündnis und
viele mehr.

www.kmgne.de

www.ccclab.org

Weitere Informationen finden Sie unter

http://traveltransformation.ccclab.de/ 

Die interaktive Plattform "Travel Transformation", hervorgegangen aus
der Sommeruniversität 2017.

https://youtu.be/eeelkTQ_TDo 

Der Künstler Michael Pinsky bei der Sommeruniversität 2018:

https://youtu.be/cLbv87ZSuZg 

Der Spot "The Visitor", entstanden bei der Sommeruniversität 2017

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

http://idw-online.de/de/attachment71232

Fact Sheet

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news711944

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1958

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kolleg fuer Management und Gestaltung nachhaltiger Entwicklung gGmbH -

12.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERSTAUFLAGE/997: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3003 (SB)


Michael Marcus Thurner

Triumvirat der Ewigen

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3003



Milchstraße, September 2045 NGZ

Nach der Befreiung der Olubfaner will Perry Rhodan nun endlich ins
Ephelegonsystem fliegen, wo Reginald Bull sich aufhalten soll. Doch
just in dem Moment, als die BJO BREISKOLL sich auf den Weg macht, wird
ein Notruf aufgefangen. Das besondere an ihm ist, daß er auf einer
alten LFT-Frequenz abgestrahlt wird. Doch die Liga Freier Terraner
gibt es ja nicht mehr. Der automatische Notruf stammt von einem
uralten Raumer namens GAMARAM HONAMS HEROLD und läuft wahrscheinlich
schon seit Jahrhunderten in Dauerschleife. Da man bei der Quelle
dieses Notsignals jedoch wertvolle Informationen darüber zu gewinnen
hofft, was in der Zeit, die die BJO BREISKOLL übersprungen hat,
passiert ist, will man dem Notruf nachgehen.

Ortungsspezialist Winston Duke, Xenotechnik-Analyst Osmund Solemani
und der Siganese Sholotow Affatenga sind ein bewährtes Team und
bekommen den Auftrag, die GAMARAM HONAMS HEROLD zu inspizieren. Das
Schiff ist vollkommen verlassen und leider sind die Speicher der
Positronik gelöscht worden. Es gibt also keinen Grund, länger zu
verweilen. Doch Osmund Solemani findet einen seltsamen Transmitter,
der eine Kombination aus Käfig- und Torbogentransmitter ist. Er hätte
liebend gern mehr Zeit darin investiert, diesen Transmitter zu
untersuchen, doch Perry Rhodan drängt zum Aufbruch.

Auf dem Rückweg begegnet Osmund Solemani plötzlich einem alten Mann,
der durch die Wand geht. An Bord der BJO BREISKOLL wird später lange
darüber diskutiert, um was es sich bei diesem Geist handeln könnte. Da
tritt dieser erneut in Aktion, und zwar auf der BJO BREISKOLL selbst.
Er entführt Zemina Paath vor den Augen ihrer Aufpasserin Siad Tan. Die
Oxtornerin berichtet, sie habe sogar ihren Okrill auf den Mann
gehetzt, dessen Konturen jedoch einfach verschwammen und sich wie die
von Zemina auflösten.

Kurz darauf nimmt die GAMARAM HONAMS HEROLD Fahrt auf und transitiert,
doch OXFORD meldet, daß er unmittelbar vor dem Sprung eine
ungewöhnliche energetische Spitze angemessen hat. Vermutlich sollte
durch den Sprung nur der Einsatz des Transmitters vertuscht werden. Es
hat also keinen Sinn, das Schiff zu verfolgen.

Perry Rhodan hat die Idee, mit Paau, dem Koffer von Zemina Paath,
Kontakt aufzunehmen. Der reagiert zwar erst nicht darauf, als Perry
ihm verdeutlicht, daß seine Besitzerin entführt worden ist und man
seine Hilfe benötigt. Doch dann kommt ein tiefes Grollen aus ihm, das
sich zu den Worten formt: "Ich habe eine Spur."

Der Paau erläutert anhand einiger Sternkartenholos, die Wiston Duke
ihm vorführt, in welche Richtung Zemina entführt worden ist. Und so
gelangt die BJO BREISKOLL zu Copperworld, dem 5. Planeten des
Bannersheesystems, das sich in einer Frühphase der Instabilität
befindet. Diese urtümliche Welt ist extremen Bedingungen ausgesetzt,
da auf ihrer Oberfläche immer wieder Meteroiden einschlagen. Leben
kann es eigentlich nur unter der Oberfläche geben.

Der Paau ist bereit, Perry Rhodan auf die Oberfläche Copperworlds zu
bringen. Er öffnet sich und Perry kann sich in sein Inneres zwängen.
Von der BJO BREISKOLL aus verfolgt Farye Sepheroa, wie der Koffer auf
den Planeten hinabschwebt und landet. Von seinem Standort aus befindet
sich Zemina Paath acht Kilometer unter der Oberfläche, wohin der Paau
nicht gelangen kann. Perry Rhodan muß sich allein auf den Weg machen.

Im Innern von Copperworld leben 3500 Terraner, Arkoniden, Aras und
Ferronen in einer in sich abgeschlossenen Kavernenwelt. Sie wird
Honams Verborgenheit genannt, weil ein Terraner dieses Namens vor 500
Jahren in dieser Tiefe einen Schutzraum vor dem Weltenbrand schuf,
einen Bereich, der so groß ist, daß Landwirtschaft betrieben werden
kann.

Die Träger gemenischer Zellaktivatoren Spartakus Schmitt, Blaise
O'Donnell und Cappleshort haben inzwischen ein rigides
Überwachungssystem aufgebaut, um die unter Ressourcenknappheit und
Nahrungsmangel leidende Bevölkerung unter Kontrolle zu halten.
Cappleshort ist der 'Geist', der Zemina entführt hat, denn er ist
Teleporter und bringt ab und zu neue Leute in Honams Verborgenheit, um
den Genpool aufzufrischen. Das Triumvirat hat jedoch ein Problem: Die
Zellaktivatoren der Gemeni fallen allmählich aus. Der vierte im Bunde
ist der Ara Zanosh, der den Verfall der Aktivatorträger aufhalten
soll. Dieser plant jedoch, selbst die Macht an sich zu reißen.

Das sogenannte Triumvirat der Ewigen, das mit eiserner Hand herrscht,
verheimlicht, daß in der Milchstraße schon lange kein Weltenbrand mehr
existiert. Es verbreitet das Märchen, das Furchtbare Triumvirat (Perry
Rhodan, der Verführer, Adam von Aures, der Verderber und Gaumarol da
Bostich, der Todbringer) würde immer noch den Weltenbrand
aufrechterhalten und ihre Ek-Agenten (von Ekpyrosis = Weltenbrand)
ausschicken, um die Menschen zu verderben.

Wer gegen den Willen der Triumvirn verstößt, wird hart bestraft. Sogar
mit dem Tod. Unzählige Tiere sind mit Kameras und Mikrofonen
ausgerüstet und verfolgen jeden Schritt der Einwohner. Jeder Haushalt
muß einen Ü-Freund akzeptieren, der darüber wacht, daß die Bewohner
nicht auf dumme, das heißt rebellische, Gedanken kommen.
Selbstverständlich eignet sich dieser 'Freund' bei den Besuchen seiner
'Schutzbefohlenen' alles an, was er gebrauchen kann.

Doch nicht alle akzeptieren ihr erbärmliches Leben. Manche glauben den
Herrschenden nicht mehr und wollen selbst herausfinden, wie es an der
Oberfläche aussieht. Climba Ossy-Benk und ihr Kollege Sisual Okeno
entdecken oberhalb von Honams Verborgenheit ein uraltes Observatorium,
das sie im Geheimen auf Hinweise erkunden wollen, daß das Triumvirat
die Bewohner belügt.

Sie stoßen dort auf Perry Rhodan, der den beiden glaubhaft machen
kann, nicht der Verursacher der Ekpyrosis zu sein. Climba versteckt
ihn in einem Raum, den sie für abhörsicher hält. Doch sie täuscht
sich. Ihr Ü-Freund Equidur taucht auf und nimmt die beiden fest.
Während Rhodan von Zanosh untersucht und dann betäubt wird, muß sich
Climba vor den Triumvirn verantworten. Sie hat einen Mann und zwei
Kinder. Wenn sie öffentlich gegen Rhodan aussagt, dürfen sie und ihre
Familie weiterleben.

Als Perry Rhodan wieder zu sich kommt, sieht er sich einem Tribunal
ausgesetzt, das öffentlich übertragen wird. Auch Zemina Paath ist
zugegen und macht einen seltsam unbeteiligten Eindruck. Perry merkt
schnell, daß Zanosh sein eigenes Süppchen kocht. Er versucht den Ara
und die Triumvirn gegeneinander auszuspielen. Doch letztendlich ist es
Rhodans Bemerkung, daß Copperworld nur noch einige Jahrzehnte
existieren wird, und die Menschen dem Untergang geweiht sind, die
Cappleshort so aus der Fassung bringt, daß er die Übertragung
abbricht.

Da tritt Spartakus Schmitt auf den Plan, ein monströs aufgedunsener
Mann, der offenbar der Wortführer des Triumvirats ist, wegen einer
medizinischen Behandlung aber bislang verhindert war. Schmitt befiehlt
Zanosh, sich Perry Rhodans und Zemina Paaths anzunehmen und mit ihnen
zu machen, was er will. Dann beordert er seine beiden Mitregenten
mitzukommen, weil sie ein Problem zu lösen hätten.

Inzwischen hat Sisual Okeno Climbas Mann und etliche andere
mobilisiert. Die Leute proben den Aufstand. Climba, der es gelungen
ist, aus dem Palast der Triumvirn zu fliehen, stößt zu ihnen und führt
sie mit Okeno zusammen an. Als die Menge versucht, den Palast zu
stürmen, eröffnen die Soldaten der Triumvirn das Feuer und erschießen
Sisual Okeno. Climba, die Sisual geliebt hat, ist tief erschüttert.
Die Menge erstarrt, als Spartakus Schmitt, Blaise O'Donnell und
Cappleshort im Palastportal auftauchen und Climba des Verrats
bezichtigen. Sie soll sterben. Ihr Mann Melstein stellt sich vor sie.

Da tauchen die Oxtornerin Siad Tan und ihr Okrill Phylax auf. Der
springt und fängt den Schuß, der Melstein treffen sollte, ab. Für den
Okrill stellen Energiestrahlen keine Gefahr, sondern eine Labsal dar.
Der Paau hatte bei der BJO BREISKOLL um Verstärkung gebeten und nun
unterstützen Siad und ihre mitgebrachten TARAs die Menschen darin, den
Palast zu stürmen. Cappleshort wird von der Zunge des Okrills
getroffen und stirbt an einem Elektroschock. Spartakus Schmitt kann
fliehen, wird aber von TARAs eingeholt.

Siad und Phylax befreien Perry und Zemina, auch Zanosh wird
gefangengenommen. Die Triumvirn und der Ara, sowie weitere hochrangige
Anhänger des Regimes sollen sich vor der Neuen Zuflucht, deren
Anführerin Climba Ossy-Benk momentan ist, verantworten müssen. Ihr
schwebt allerdings ein wechselndes Gremium vor, das die Geschicke
ihrer Gemeinschaft leiten soll. Copperworld hat zwar keine Zukunft,
aber der Neuen Zuflucht bleibt noch Zeit, sich eine neue Welt zu
suchen. Perry Rhodan wird ihr zu diesem Zweck ein Raumschiff
überlassen.

Zemina lädt ihn ein, mit ihr zusammen im Paau zur BJO BREISKOLL
zurückzukehren. Er hat Bedenken, ob sie beide überhaupt in den Koffer
passen, schließlich fühlte er sich auf der Hinreise schon sehr beengt.
Zu seiner Verwunderung vollzieht sich der Rückweg in Nullzeit. Der
Paau fungiert bei einer bereits schon einmal zurückgelegten Strecke
als Fiktiv- und Selbsttransmitter. Allerdings verbraucht er dabei so
viel sechsdimensionale Energie, daß er sich danach erst regenerieren
muß. Auch die Passagiere ermüden bei diesem Sprung. Perry Rhodan fühlt
sich benommen als er den Koffer verläßt und ist verärgert, weil er nie
weiß, woran er bei Zemina ist. Ihr unbeteiligtes Verhalten im Innern
von Copperworld läßt darauf schließen, daß diese Frau sich nie
wirklich in Gefahr fühlte. Ihm kommt es so vor, als habe Zemina die
Entführung bewußt in Kauf genommen, um ihn zu testen.

Wie dem auch sei, nun steht dem Weg ins Ephelegonsystem nichts mehr im
Weg.

20. März 2019
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FESTE/2541: Herten - Frauenfest "Tanzen ist (m)ein Vitamin" am 30. März 2019


Stadt Herten

Frauenfest "Tanzen ist (m)ein Vitamin"



Herten. Der Abschluss der diesjährigen Frauenkulturtage wird
ordentlich gefeiert. Das können alle Frauen beim Frauenfest unter dem
Motto "Tanzen ist (m)ein Vitamin" am Samstag, 30. März, um 19 Uhr im
Glashaus. D-Jane Steffie spielt die neuesten Lieder aus den Charts,
wozu die Frauen ausgiebig feiern und vor allem tanzen können.
Musikwünsche sind herzlich willkommen.

Beim diesjährigen Frauenfest wird die langjährige D-Jane Steffi wieder
einiges aus der "Plattenkiste" kramen, um die Beine und den Körper in
Bewegung zu bringen. Ab 19 Uhr kann frau ausgiebig mit den Freundinnen
in schönem Ambiente bei einem leckeren Snack und Getränk, plaudern und
Fotos der vergangen Feste ansehen. Die Disko startet ab ungefähr 20
Uhr.

Um in den Abend locker und entspannt einzusteigen zeigt Elisa Wadle
aus Bochum bereits ab 19.30 Uhr einige gut ausgewählte Tänze. Die
sogenannten Urtänze der Menschheit können gemeinsam getanzt werden.
Das macht Spaß und beflügelt. Veranstalterinnen sind das
FrauenNetzwerk Herten und das Kulturbüro der Stadt Herten.

Eintritt: Vorverkauf 6 Euro (ermäßigt 4 Euro), Abendkasse 8 Euro

Kartenvorverkauf:

Glashaus Herten, Hermann Str. 16, Tel.: (0 23 66) 303 232

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 RE, Tel.: (0 23 61) 170
02

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str.14, 45699 Herten,
Tel.: (0 23 66) 181160

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Infos:

Kulturbüro Stadt Herten, Bettina Hahn, Tel. (0 23 66) 303 179 |
E-Mail: b.hahn@herten.de

Parken:

Das Parkhaus "Rathausgalerie" ist bei der Veranstaltung bis 1 Uhr
gebührenpflichtig geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. März 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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SPIELE/425: Braunschweig - Spiele-Nachmittage für Senioren am 25. und 26.3.2019


Stadt Braunschweig

Spiele-Nachmittage für Senioren in der Weststadt und im
Heidberg



Braunschweig. In der kommenden Woche veranstaltet die Stadtbibliothek
wieder zwei Spiele-Nachmittage für Senioren in ihren Zweigstellen. Am
Montag, 25. März, von 15 bis 17 Uhr sind Senioren in die Zweigstelle
Weststadt der Stadtbibliothek Braunschweig, Rheinring 12 eingeladen.
Für weitere Informationen ist die Zweigstelle Weststadt unter der
Telefonnummer 470-6857 zu erreichen.

Am Dienstag, 26. März, findet in der Zweigstelle Heidberg,
Weimarstraße 4, ebenfalls von 15 bis 17 Uhr ein Spiele-Nachmittag für
Senioren statt. Weitere Informationen gibt es in der Zweigstelle
Heidberg unter der Telefonnummer 26309473.

Zu den Spiele-Nachmittagen sind spielbegeisterte Menschen eingeladen,
einen kurzweiligen Nachmittag in der Bibliothek zu verbringen.
Gemeinsam können bei einer Tasse Kaffee alte und neue, bekannte und
unbekannte Gesellschaftsspiele ausprobiert werden. Auch Zuschauer sind
willkommen. Der Eintritt ist frei. Anmeldungen sind nicht
erforderlich.

Die nächsten Spiele-Nachmittage finden am Montag, 29. April, in der
Weststadt und am Dienstag, 30. April, im Heidberg statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. März 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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